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I. 


Die Wirkungen der Kaiserweihe 
nach dem Sachsenspiegel.” 


Von 
Herrn Prof. Dr. Karl Gottfried Hugelmann 


in Wien. 


Die Kaiserweihe ist ein kirchlicher Akt, ein Sakramen- 
tale, ja nach der Lehre der älteren Scholastik eines der 
zwölf Sakramente.?) Es liegt auf der Hand, daß die Be- 
handlung dieses Akts, der natürlich immer auch einen Ge- 
genstand der Regelung durch das kirchliche Recht bildete, 
im Sachsenspiegel besonders geeignet ist, das Verhältnis 
des Rechtsbuchs zum kanonischen Recht zu beleuchten. 
Dabei tritt uns zunächst die — in der jüngsten Literatur 
so vielfach erörterte — Frage nach der staatsrechtlichen 
Bedeutung der Kaiserweihe entgegen, welche mit der Frage 
nach der staatsrechtlichen Bedeutung der Wahl zusammen- 
fällt, da die Bedeutung der Wahl sinkt oder steigt, je nach- 
dem die Kaiserweihe als Rechtsgrund der kaiserlichen Ge- 
walt aufgefaßt wird oder nicht. 


Wir wenden uns also zunächst einer Untersuchung 


-der für diese Frage maßgebenden Stelle des Sachsen- 
spiegels zu. 


1) Mit diesem Aufsatz werden die kanonistischen Streifzüge durch 
den Sachsenspiegel, deren erster im. vorletzten Bande dieser Zeitschrift 
SS. 33 ff. unter dem Titel ‚‚In den ban mit rechte komen“ veröffentlicht 
wurde, fortgesetzt. 

2) Vgl. unten SS. 38 ff. 
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I. Ssp. Landr. 1152 81. 
$1. Die Textgestaltung. 


Die richtige Auslegung dieser Stelle und damit die Lö- 
sung der uns interessierenden Frage ist dadurch zugleich er- 
schwert und erleichtert, daß uns der Text selbst in zwei ganz 
verschiedenen Fassungen überliefert ist. Nach der besonders 
alten Quedlinburger Handschrift (Aq nach Homeyer), 
welche nunmehr Zeumer (Quellensammlung zur Geschichte 
der Deutschen Reichsverfassung in Mittelalter und Neuzeit, 
2. Aufl. Nr. 57 bezw. 63 SS. 59 ff.) der Textgestaltung in der 
Hauptsache zugrunde legt, lautet die Stelle: Die Dudischen 
sullen durch recht den küning kiesen. Swen die gewihet wirt 
von den bischopphen, die dazu gesazt sin, unde uph den stul 
zu Aken kumt, so hat er konincligen namen. Swen ine der 
pabis wiet, so hat her keiserlichen namen. Vor dem Worte 
‚„‚Keiserlichen‘ sind nun in allen anderen Handschriften, auch 
der A-Klasse (merkwürdigerweise mit alleiniger Ausnahme der 
verhältnismäßig späten Nürnberger An), die Worte eingefügt: 
„desriches gewalt unde‘“ ; und vor dem Worte „konincligen“ 
finden wir wenigstensin mehreren Handschriften der A-Klasse 
und in vielen anderen die Worte ‚„konincliche walt unde“. 

Dieser Handschriftenbefund kompliziert einerseits 
unsere Aufgabe insofern, als wir den ursprünglichen Text 
und die Herkunft der Zusätze feststellen müssen. Er bietet 
aber anderseits, sobald wir die Zusätze als solche erkennen, 
auch einen wertvollen Interpretationsbehelf. Denn gerade 
aus den Zusätzen in ihrer zugespitzten Fassung ergibt sich, 
daß man den ursprünglichen Text schon damals dahin 
verstand, daß die Krönungen nur königlichen, bzw. kaiser- 
lichen Titel begründen, während königliche und kaiserliche 
Gewalt auf die Wahl zurückgeführt werden. Daß es sich 
wirklich um Zusätze und nicht um Auslassungen handelt, 
kann schon nach dem Handschriftenbefund bezüglich der 
königlichen Gewalt bestimmt keinem und bezüglich der 
kaiserlichen Gewalt kaum einem Zweifel unterliegen. 

Zur vollen Gewißheit führt aber auch bezüglich der 
Worte ‚desriches gewalt unde“ eine jüngst vonEichmänn!) 


1) Im Historischen Jahrbuch der Görres-Gesellschaft, XXXVIII 
SS. 744. 
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angestellte scharfsinnige Überlegung. Es erscheint nämlich 
ausgeschlossen, daß diese Worte überhaupt von Eike von 
Repgau herrühren, weil sie mit der programmatischen Dar- 
legung des Verhältnisses zwischen kaiserlicher und päpst- 
licher Gewalt im 1. Artikel des 1. Buchs in krassem Wider- 
spruch stehen, wie uns noch klarer zum Bewußtsein kommen 
wird, wenn wir die parallelen Aussprüche der -Kanonisten 
kennenlernen werden.!) Aus dieser Überlegung heraus 
erkennen wir die fraglichen Worte mit Sicherheit als einen 
späteren, nicht von Eike herrührenden Zusatz. Diese Er- 
kenntnis aber bestärkt die Annahme, daß wir in derQued- 
linburger Handschrift tatsächlich den ältesten, 

auf Eike zurückgehenden Text des ERRnESRED. Br 
vor uns haben.?) 

Eine Bestätigung findet unsere Auslegung durch eine 
Betrachtung der Behandlung, welche die gleiche Frage un- 
mittelbar nach dem Sachsenspiegel, unter seinem Einfluß 
gefunden hat. 


$ 2. Der Standpunkt der anderen Rechtsbücher 
und der Glosse. 


Unter den Rechtsbüchern zeigt sich ein wichtiger Un- 
terschied. Auf sächsischer Erde hat sich die Fas- 
sung der Quedlinburger Handschrift, im übrigen 


1) Vgl. unten SS. 18£. 

2) Zeumer hat in dem in der Brunner-Festschrift (1910) ver- 
öffentlichten Aufsatz: Die sächsische Weltchronik ein Werk Eikes von 
Repgau auf zwei Stellen aufmerksam gemacht, welche seines Erachtens 
einen deutlichen Anklang an die von uns erörterte Sachsenspiegelstelle 
zeigen. Die beiden Stellen lauten: Den (Heinrich VI.) wiede de paves 
Celestinus to keisere (c. 336); De koning Vrederic (II) ward gewiet to 
Rome to keisere von dem pavese Honorio, unde sin sone ward gewiet- 
to koninge to Aken (c. 361). Der Anklang soll nicht geleugnet werden, 
aber für unsere Auslegung des Sachsenspiegels können die zitierten 
Stellen nicht verwertet werden: die Auffassung, daß sich die staatsrecht- 
liche Wirkung der Weihe auf die Übertragung des Titels beschränkt, 
kommt in ihnen nicht zum Ausdruck, ist aber mit ihrer Formulierung 
immerhin vereinbar. Sie nötigen uns wenigstens nicht zu der Annahme, 
daß Eike, nachdem er Geistlicher geworden war, die staatsrechtliche 
Folgerung preisgab, die der Sachsenspiegel aus der theoretischen Fest- 
legung des Verhältnisses der beiden höchsten Gewalten gezogen hatte. 


1* 
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die jüngere Fassung behauptet, insoweit die 
Rechtsbücher überhaupt auf die Frage zu spre- 
chen kommen. 

Was die sächsischen Rechtsbücher anlangt, so schweigt 
das sächsische Weichbildrecht begreiflicherweise, aber auch 
das Görlitzer Rechtsbuch gänzlich über diese staatsrechtliche 
Grundfrage. Hingegen enthält das Rechtsbuch nach Di- 
stinktionen im 6. Buch 9. Kapitel (ed. Ortloff 1836 S.319ff.) 
eine ziemlich genaue Darstellung. Distinctio 6 spricht von 
dem Wahlurteil in Rense — nebenbei bemerkt, auch eine 
interessante Stelle — und fährt dann fort: Wen daz ge- 
orteylt wert, so sullen denne dy kurfursten czin mit deme 
koninge kegen oche. Wen her do gewyt wert, so had her 
koniglichen namen. Wenne her denne czu rome fert unde 
on der bobist gewit, so had her keyserlichen namen. Man 
sieht, daß das Rechtsbuch nach Distinktionen sich in bezug 
auf die Kaiserweihe ganz genau der Fassung der Quedlin- 
burger Handschrift anschließt, was nur um so bedeutsamer 
ins Gewicht fällt, als in bezug auf die Voraussetzungen des 
Königstitels eine nicht unerhebliche Abweichung vorliegt: : 
die Auslassung der Thronsetzung. 

Außerhalb Sachsens hat im Gegensatz hiezu die ältere 
Fassung des Sachsenspiegels keinen Nachhall gefunden. 
Schon der Deutschenspiegel Art. 285 (ed. Ficker 8. 136) 
folgt wörtlich der jüngeren Fassung des Sachsenspiegels. 
Schwsp. Art. 118 (ed. Laßberg S. 59) sagt in der Haupt- 
sache übereinstimmend: Die tüschen kiesent den kiunig. . .— 
swenne er gewihet wirt (nur einige Handschriften fügen bei: 
und gesetzet wirt uf den stül ze ache), mit der willen 
die in erwelt hant so hat er kiuniglichen gewalt. unde 
namen. als in der babest. gewihet. so hat er volleclichen 
dez riches gewalt. unde keiserlichen namen. Soviel wie 
wörtlich stimmt mit der jüngeren Fassung des Schwaben- 
spiegels überein das Landrechtsbuch Ruprechts von Frey- 
- sing (cap. 84, ed, v. Maurer S. 100), während das Kaiser- 
recht über unsere Frage schweigt. 

Dieses Verhalten der Rechtsbücher ist u. E. nicht be- 
deutungslos. Offensichtlich hat der Sachsenspiegel in der 
Fassung der Quedlinburger Handschrift auf sächsischer 
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Erde fortgewirkt, was eine neuerliche Bestätigung für das 
Ansehen dieser Handschrift bzw. die Verbreitung der älteren 
Fassung ist, da ja in der Zeit der Verfassung des Rechts- 
buchs nach Distinktionen — nach der Mitte des 14. Jahr- 
hunderts — auch Handschriften der jüngeren Fassung schon 
gang und gäbe waren. Ferner läßt uns die Übereinstimmung 
der mehr oder weniger kurialistisch gefärbten Rechtsbücher, 
welche durchwegs von der älteren Fassung abgehen, er- 
kennen, daß man in der ursprünglichen Fassung des Sachsen- 
spiegels einen den gesteigerten päpstlichen Machtansprüchen 
widerstreitenden Gedanken erblickte. 

Auch die Glosse!) zum Sachsenspiegel legt unsere Stelle, 
offensichtlich an deren ältere Fassung anknüpfend, deutlich 
im Sinne der Kaiserwahl aus: Wisse diese weihung gibt 
ihm den Königlichen namen. Die wahl aber gibt ihm das 
Reich und Keyserthumb, ob ihn gleich der Bapst nimmer 
bestettigte, ut 93 dist c. legimus et not. ibi super verbo 
Imperatorem.?2) Diese Glosse ist zunächst neben dem 


!) Ich zitiere nach der Zobel’schen Ausgabe (Leipzig 1561), vgl. 

S. 42 des vorletzten Bandes dieser Zeitschrift Anm. 2. 
2) Unmittelbar darauf folgt dann die von Stengel, Den Kaiser 
macht das Heer S$. 53f. verwertete Glosse: Hie behalt, wie der König 
das Reich erkrieget: Erstlich hat er das Königrich von der Wahl, dar- 
nach erwirbet er das Kaiserreich mit stritten, den Keyserlichen namen 
. aber erlangt er durch des Bapsts weihung. Vgl. dazu meine Ausfüh- 
rungen in MIÖG. XXXIV S. 377. Ich möchte heute noch, meine damaligen 
Ausführungen einschränkend, beifügen, daß im Zusammenhang mit der 
vorangehenden Glosse die von Stengel bezogene Stelle an Beweiskraft 
erheblich verliert; denn nicht durch den ‚‚Streit‘‘ an sich wird das Kaiser- 
tum erworben, sondern das durch die Wahl rechtlich bereits erworbene 
wird erstritten. — Der Vollständigkeit halber möchte ich übrigens er- 
wähnen, daß die Zobel’sche Ausgabe der Glosse zu III 57 zu den Worten 
„In des keysers wahl sol der erste sein‘‘ eine Auseinandersetzung enthält, 
die mit der im Text mitgeteilten Glossenstelle schwer in Einklang zu 
bringen ist und die kaiserliche Gewalt von der Weihe durch den 
Papst ableitet. Wenn diese Stelle auf Johann v. Buch zurückgeht, was 
sich mangels einer kritischen Ausgabe der Glosse nicht ohne weiteres 
feststellen läßt (auch die Kölner Ausgabe des Landrechts von 1480 steht 
mir nicht zur Verfügung), so könnte man nur entweder annehmen, daß 
er sich zu einer festen Ansicht in unserer so wichtigen staatsrechtlichen 
Frage überhaupt nicht durchgerungen hat, oder man müßte etwa zur Not 
zu folgender Konstruktion greifen: Wahl, Romfahrt und Weihe sind 
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Rechtsbuch nach Distinktionen ein weiterer Beleg für das 
zähe Fortleben der älteren Fassung des Sachsenspiegels auf 
sächsischer Erde. Aber mehr als dies zeigt sie bestimmt, 
daß unsere Stelle etwa ein Jahrhundert nach ihrer Ent- 
stehung auf sächsischer Erde so verstanden wurde, wie wir 
sie auslegen, was eine sehr beachtenswerte Bestätigung dieser 
Auslegung bildet. Schließlich ist wohl zu beachten, daß wir 
hier bereits — in der Glosse zum Sachsenspiegel — der 
vielzitierten, insbesondere, wie wir noch sehen werden, von 
Ludwig dem Bayern und seinen Anhängern als Waffe be- 
nützten!)und auch heute wiederholt erörterten Stelle aus der 
glossa ordinaria zum Gratianischen Dekret begegnen, ein 
erster Fingerzeig dafür, daß die Lehre des Sachsenspiegels 
in unserer Auslegung auch innerhalb des kanonischen Rechts 
an verwandte Gedankengänge anknüpfen konnte. 

Alles in allem kehrt ganz dasselbe Verhältnis wieder 
wie bei der Behandlung des ungerechten Bannes, die wir 
auch verschieden gefunden haben auf sächsischer Erde und 
anderwärts.?) Und wieder könnte hier dasselbe Bedenken 
gegen die Wertung der nichtsächsischen Rechtsbücher er- 
hoben werden, mit welchem wir uns dort auseinandersetzen 
mußten. Auch dieser Artikel fehlt nämlich unter den von 
Klenkok bekämpften und von Gregor XI. im Jahre 1374 


die drei konstituierenden Elemente des Kaisertums. In beiden Fällen 
würde die von Stengel angerufene Stelle noch mehr entwertet. 
Mag dem aber sein, wie immer, daran, daß die von uns im Text heran- 
gezogene Stelle an die Fassung der Quedlinburger Handschrift anknüpft, 
kann füglich nicht gezweifelt werden, und für das Fortleben dieser 
älteren Fassung des Sachsenspiegels auf sächsischer Erde bleibt sie 
ein Beweis. 

1) Vgl. unten 8. 5l. 

2) Vgl. die Ausführungen im vorletzten Band SS. 4lf., 53ff. Hiezu 
muß ich allerdings richtigstellen, daß die von mir dort verwertete Stelle 
des Weichbilds nicht dessen älterer Fassung angehört, sondern erst aus 
dem Rechtsbuch von der Gerichtsverfassung in die jüngere Fassung des 
Weichbilds übernommen wurde (Eichmann, Historisches Jahrbuch 
XXXVII SS. 742). Ich gebe zu, daß durch diese Feststellung der Beweis- 
wert der Stelle gemindert wird, keineswegs aber, daß sie ihren Beweis- 
wert eingebüßt hat: den Sprachgebrauch von ‚‚mit rechte‘ und das Fort- 
leben des Rechtssatzes des Sachsenspiegels in meiner Auslegung auf 

sächsischer Erde tut sie nach wie vor dar. 
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verdammten Sätzen des Sachsenspiegelst), was hier sogar 
noch auffallender als bei der Lehre vom ungerechten Bann 
ist. Denn die Wirkung der Wahl hatte, worauf wir noch 
zurückkommen, gerade im 14. Jahrhundert im Mittelpunkt 
der politischen Kämpfe gestanden und erfuhr in den Appel- 
lationen Ludwigs des Bayern, im Weistum von Rense und 
in der Constitutio ‚‚Licet iuris“ reichsrechtliche Formu- 
lierungen, welche jenen Gedanken, den wir im ältesten 
Text des Sachsenspiegels zu finden glauben, unzweideutig 
zum Ausdruck brachten, bzw. ‚noch verschärften. Jene 
Gründe, welche wir bezüglich der Stelle Ssp. Landr. III 54 
$ 3 ins Treffen führten, können sonach das Schweigen 
über III 52 $ 1 nicht erklären. 

Trotzdem vermag uns dasselbe in unserer Annahme 
nicht zu erschüttern. Unserer Stelle läßt sich nämlich zwar 
im Zusammenhange mit I 1 der Gedanke der Kaiserwahl 
gewiß entnehmen. Aber ausdrücklich ist darin eigentlich 
nur die Titelfrage geregelt und etwas ausgesprochen, was 
auch von kirchlicher Seite als selbstverständlich angesehen 
wurde, ihr sogar mehr entsprach als die noch weitergehende 
Formulierung der Constitutio ‚„Licet iuris“.2) Ferner mag 
ins Gewicht fallen, daß vollends die damals verbreiteten 
Handschriften des Sachsenspiegels ohnedies den Gedanken 
bereits hatten fallen lassen. Aus diesen Gründen mag vom 
kirchlichen Standpunkt aus eine Verurteilung der Stelle 
nicht nötig und, weil nicht nötig, auch nicht opportun er- 
schienen sein. 

!) Ich verweise neuerlich auf den Aufsatz Homeyers in den Ab- 
handlungen der Berliner Akademie der Wissenschaften, 1855 (S. 43 des vor- 
letzten Bandes Anm. 1 infolge eines Druckfehlers irrig 1885), SS. 377 ff. 

2) Zeumer, Neues Archiv XXX SS. 103 ff.) in dem Aufsatz Ludwigs 
des Bayern Königswahlgesetz ‚„Licet iuris‘) hat allerdings versucht, 
diese Deutung des Wortes nominandus zu erschüttern, sodaß auch 
nach diesem Gesetz der Kaisertitel dem nur Gewählten nicht zustehe. 
M.E. ist der Versuch gescheitert. Und gerade im Zusammenhang mit 
den im Text hier und unten im $ 4 gewürdigten immer wiederkehrenden 
Äußerungen, die das Kaiser-Sein dem Kaiser-Genanntwerden gegenüber- 
stellen, insbesondere angesichts der vom Fürstenweistum von 1252, 
welches ausdrücklich das Wort nomen gebraucht, zugespitzten Fassung 


des Sachsenspiegels versagt die farblose Deutung des Wortes nominandus 
durch Zeumer. | 
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Von durchschlagender Beweiskraft für unsere Ausle- 
gung des Sachsenspiegels scheint uns ein ihm zeitlich nahe- 
liegender bedeutsamer staatsrechtlicher Akt zu sein, dem 
wir mit den bisherigen Darlegungen schon vorausgeeilt 
sind: das von Zeumer!) erschlossene Fürstenweistum von 
1252. Es lautet: Rex autem Romanorum ex quo electus 
est in corcordia, eandem potestatem habet quam et im- 
perator, nec dat ei inunctio imperialis nisi nomen. 
Es scheint uns nicht leicht zu bezweifeln, daß den 
Fürsten, die dieses Weistum fanden, die von uns 
erörterte Stelle des Rechtsbuches vor Augen 
schwebte, dessen Ruhm sich damals eben zu verbreiten 
begann. Sie wollten nur dasselbe aussprechen, was sie in 
dem Rechtsbuch zu finden glaubten, und der Anklang der 
Worte ist unverkennbar, der Gedanke des Sachsenspiegels 
erfährt keine Veränderung, sondern nur durch die der pole- 
mischen Zuspitzung entsprechende negative Fassung eine 
schärfere, jeden Zweifel ausschließende Betonung. Diese 
Erwägung gewinnt noch an Gewicht, wenn man mitBuch- 
ner?) annimmt, daß in Braunschweig außerdem ein zweites, 
in der Kurfürstenglosse des Hostiensis, der uns ja auch die 
Kenntnis des ersten Weistums vermittelt, überliefertes Weis- 
tum gefunden wurde. Denn auch dieses zweite, den Kreis 
der Kurfürsten abgrenzende Weistum folgt hiebei im Ge- 
gensatz zum tatsächlichen Herkommen dem Sachsenspiegel, 
indem es Bayern nicht unter die Kurfürsten aufnimmt. 

Wir glauben nach alledem, daß eine unbefangene Be- 
trachtung der Zeugnisse des deutschen Rechtes in ihrem 
Zusammenhange unsere Auslegung der Stelle Ssp. Landr. 
III 52 $ 1 bestätigt. Bevor wir daran gehen, sie mit der 
Doktrin der Kanonisten zu vergleichen, müssen wir uns 
über ihre staatsrechtliche Tragweite klar werden. Diese ist 
davon abhängig, was für einen Unterschied das damalige 


1) Neues Archiv XXX SS. 403ff. 

2) Die deutschen Königswahlen und das Herzogtum Bayern (Gierkes 
Untersuchungen, 117. Heft) SS. 72ff. Vgl. übrigens auch Bloch, Die stau- 
fischen Kaiserwahlen und die Entstehung des Kurfürstentums, SS. 364 ff. 
Letzterer hat in den Gött. Gel. Anz. 1909 (vgl. unten S. 9 Anm, 2) im Vor- 
beigehen auf den Anklang des Weistums an den Sachsenspiegel hingewiesen. 
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Rechtsbewußtsein zwischen der kaiserlichen und könig- 
lichen Gewalt in bezug auf ihren Inhalt gemacht hat. 


$3. Königtum und Kaisertum um die Wende 
des 13. Jahrhunderts. 


Nur wenn zur Entstehungszeit des Sachsenspiegels das 
Bewußtsein einer Verschiedenheit zwischen königlicher und 
kaiserlicher Gewalt vorhanden war, hat der dem Satz, 
daß die Kaiserweihe nur kaiserlichen Namen verleihe, zu- 
grunde liegende Gedanke, daß schon die Wahl kaiserliche 
Gewalt verleiht, staatsrechtliche und politische Tragweite. 
Ein solches Bewußtsein haben unlängst, nachdem es früher 
von Krammer!) und Bloch?) vielleicht zu sehr betont 
worden war, Husak?) und Kalbfuß*) gänzlich geleugnet, 
was übrigens der herrschenden Lehre entspricht. Ihr Be- 
weis erschöpft sich im wesentlichen in der Beibringung von 
Stellen, an welchen die Worte imperium und regnum, 
vielleicht sogar imperator und rex promiscue gebraucht. 
werden?) 


1) Der Reichsgedanke des staufischen Kaiserhauses, Gierkes Unter- 
suchungen 95. Heft, 1908. 

2) In der Anzeige von Krammers Buch in den Gött. Gel. Anz. 
1909, SS. 363f£., und in seinem Buch: Die staufischen Kaiserwahlen 
und die Entstehung des Kurfürstentums, 1910, insbesondere SS. 129 ff., 
167; vgl. hiezu meine Ausführungen in MIÖG. XXXIV SS. 360. 

3) In der Besprechung von Blochs Buch in den Gött. Gel. Anz., 
175. Jahrgang, SS. 189 ff. 

4) MIÖG. XXXIV SS. 502f. 

5) Auf letzteres hat schon Ficker in seiner Dissertation De conatu 
Heinrici etc., Bonn 1849, aufmerksam gemacht. Übrigens beweisen 
m.E. nicht alle der von Husak und Kalbfuß hiefür in Anspruch ge- 
nommenen Stellen einen synonymen Gebrauch der Worte regnum und 
imperium. In dem Schreiben Konrads III. vom Jahre 1151 an die Pisaner 
(MG. Const. 1187, Husak, a.a.0., S. 193) z. B. ist keineswegs mit regnum 
das Kaiserreich und als eine pars desselben Italien gemeint, sondern der 
König spricht hier nur von seinem italienischen Königreich, als dessen pars 
die Stadt Pisa erscheint. Auch der von Kalbfuß (MIÖG. XXXIV SS.506f., 
bes. 507 Anm. 1) herangezogene verhältnismäßig späte Gebrauch der Be- 
zeichnungen regalis aulae cancellarius und principes regni einerseits und 
die Stelle Mon. Boic. 37, 70 (principum electione in regem elevatus ad celsa 
imperii fastigis potenter conscendit) anderseits beweisen nicht mehr als das 
Bewußtsein der Verbindung (nicht aber der Identität) der beiden Gewalten. 
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Dieser Beweisgang scheint uns nicht überzeugend; nur 
wenn keinerlei Stellen vorhanden wären, an denen die Worte 
regnum und imperium in einem technischen Sinn mit dem 
Bewußtsein, wesensverschiedene Gewalten zu bezeichnen, 
gebraucht werden, wäre der angetretenene Beweis erbracht. 
Gewiß verwendet die lateinische Sprache das Wort imperium 
(und mitunter auch regnum) zunächst als vox media zur 
Bezeichnung des Begriffs der Herrschaft schlechthin.) 
Deshalb aber konnten sie (sei es ursprünglich, sei es im Zug 
der weiteren Entwicklung) daneben auch in technischem 
Sinn mit besonderem Begrifiswert zur Bezeichnung be- 
stimmter Herrschaftsinstitute, des Königtums und des 
Kaisertums (der Herrschaft katexochen, der Weltherr- 
schaft) gebraucht werden. Und daß dies tatsächlich der 
Fall war, daß ein Bewußtsein für den Wesensunterschied 
beider Gewalten also nicht fehlte, kann unseres Erachtens 
bei unbefangener Würdigung der Quellen in ihrem Zu- 
sammenhang füglich nicht bezweifelt werden.?) 


S.505 führt Kalbfuß als Beleg dafür, daß bis ins 12. Jahrhundert hinein 
kaum der Begriff des Kaiserreichs ins allgemeine Bewußtsein übergegangen 
war, u.a. eine Stelle aus Bonizo (L. d. L. 1608) an; und S. 507 Anm. 2 er- 
scheint derselbe Bonizo (L.d.L.I 579 n. 3) als Zeuge für die Möglich- 
keit einer Translation des imperium, die doch seine begriffliche Unter- 
scheidung von dem regnum, mit dem es verbunden ist, voraussetzt. 
Vgl. übrigens auch Bonizos Bemerkung über Otto I. (L. d. L. 1581 n. 30): 
primus omnium Germanorum regum appellatus est imperator. Bei Ver- 
wertung des Papstwahldekrets Nikolaus’ II. unterläßt Kalbfuß (a.a. 0. 
S. 505 Anm. 1), die Frage der Patriziuswürde des Königs zu erwägen. 

!) Nach dem lateinisch-deutschen Handwörterbuch von Georges 
(Der Thesaurus linguae Latinae ist leider noch lange nicht zu den uns 
interessierenden Worten vorgeschritten) bedeutet imperium zunächst 
den Befehl, dann die Befehlsgewalt, die Herrschaft (im Hause, in der 
Stadt, im Land, im Staat), schließlich das Objekt der Herrschaft, das 
Reich; regnum zunächst technisch die königliche Herrschaft, dann 
aber auch die Herrschaft schlechthin. 

2) Nur als besonders signifikantes Zeugnis für das Bewußtsein, 
als imperator Träger einer räumlich und wesentlich über das deutsche 
Königtum weit hinausreichenden, gleich der päpstlichen in spiritualibus, 
in temporalibus universalen Herrschgewalt zu sein, sei der Brief 
Friedrichs I. an den Kaiser Manuel von Byzanz hervorgehoben. Vgl. 
Kap-Herr, Die abendländische Politik Kaiser Manuels mit besonderer 
Rücksicht auf Deutschland, Straßburg 1881, SS. 156ff. 
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Ja, dieses Bewußtsein kommt gerade darin zum Aus- 
druck, wenn zeitweilig so sehr betont wird, daß schon der 
König die kaiserliche Gewalt habe. Daß zwei wesensver- 
schiedene Gewalten verfassungsmäßig notwendig derselben 
Person zustehen, ist keine vereinzelte Erscheinung; so war 
z. B. nach der ungarischen Verfassung der jeweilige Inhaber 
der österreichischen Erzherzogswürde König von Ungarn, 
woraus noch niemand auf die Identität beider Würden oder 
Gewalten geschlossen hat. Daß nach dem Staatsrecht des 
früheren deutschen Mittelalters der deutsche König auf 
Grund seiner Wahl auch in den als Nebenländern mit 
Deutschland zu einer Realunion verbundenen Königreichen 
Italien und Burgund die königliche Gewalt innehatte, ist 
unzweifelhaft.!) Ohne daß man deshalb die deutsche, die 
italienische und die burgundische Königsgewalt als inhalt- 
lich identisch bezeichnen durfte, konnte man sehr wohl den 
Träger aller drei Gewalten promiscue als deutschen, italieni- 
schen und burgundischen König und ebenso den Träger 
königlicher und kaiserlicher Gewalt, auch wenn man sich 
des Unterschiedes beider sehr gut bewußt war, promiscue 
als rex und imperator bezeichnen. 

Mit den bisherigen Darlegungen haben wir bereits den 
Hauptgrund für die in unserer Frage herrschende Unklarheit 
berührt?): er liegt in der Wandlung, welche die Auffassung 


t) So Brunner, Grundzüge der deutschen Rechtsgeschichte 
6. Aufl, $23 S.87; Schroeder, Lehrbuch .der deutschen Rechts- 
geschichte 6. Aufl, 8.421; Waitz-Seeliger, Deutsche Verfassungs- 
geschichte 2. Aufl., 5. Bd. SS. 114ff. (auch 6. Bd. SS. 365ff.); Ficker, 
Forschungen zur Reichs- und Rechtsgeschichte Italiens 1. Bd., 8.4; 
Derselbe, Reichsfürstenstand, 1. Bd. SS. 184, 221ff., 372; für das 
12. Jahrhundert auch: Ernst Mayer, Italienische Verfassungsgeschichte, 
2. Bd. SS. 61ff. (der allerdings diese Frage hinter der der Verknüpfung 
des Kaisertums mit dem deutschen bzw. italienischen Königtum zurück- 
treten läßt). In der Spezialuntersuchung von G. Hüffer, Das Ver- 
hältnis des Königreichs Burgund zu Kaiser und Reich, Paderborn 1874, 
ist die Rechtsfrage nicht behandelt. 

2) Die Wahl Konrads IV. zu Wien im Jahre 1237 SS. 57ff. Indem 
ich meine damaligen Ausführungen ergänze, folge ich einer Anregung 
Wretschkos in seiner an vielen interessanten Hinweisen, für die ich 
ihm zu Dank verpflichtet bin, reichen Besprechung meines Buches (Sav.- 
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von dem Inhalt der kaiserlichen Gewalt im Lauf der Zeiten 
erfahren hat, in den Meinungsverschiedenheiten, die dar- 
über auch zur selben Zeit obwalteten. Nur daß die defensio 
sedis apostolicae den Kern des Kaisertums bildete, um 
dessentwillen es als eine der beiden höchsten Gewalten 
einen (zum mindesten ideellen) Weltherrschaftsanspruch 
erheben konnte, stand außer Streit und wurde theoretisch 
sogar bis zum Untergang des tausendjährigen Reiches fest- 
gehalten.!) Während aber die ältere deutsche Auffassung, 
wie erwähnt, die unmittelbare Herrschaft in Burgund und 
Italien nicht als Ausfluß der Kaiserwürde, sondern als Folge 
der besonderen staatsrechtlichen Verbindung dieser Länder 
mit Deutschland anzusehen geneigt war, machte sich später 
unter päpstlicher Förderung mehr und mehr eine in Italien 
von Haus aus bodenständige Auffassung geltend, der zu- 
folge diese Herrschaft als Ausfluß kaiserlicher Gewalt dem 
deutschen König vor seiner Berufung zur Kaiserkrönung 
nicht zustehe. Gerade diese Auffassung führte zu einer 
imperium und regnum schärfer scheidenden Terminologie, 
die uns schon im Wormser Konkordat begegnet?); und 
diese — päpstliche — Auffassung des Kaisertums hat sich 
mehr und mehr ausgestaltet, bis im 14. Jahrhundert ge- 
radezu die Herrschaft im italienischen Königreich als eigent- 
liches Kriterium imperialen Waltens erscheint, während die 


Zeitschr., Germ. Abt. XXXVI SS. 550ff.). Daß auch die heutigen Ergän- 
zungen im Rahmen dieser Untersuchung immer noch einen nur skizzen- 
haften Charakter haben können, ist mir wohl bewußt. 


3) Nach der noch von Franz II. 1792 beschworenen ständigen 
Wahlkapitulation ‚‚soll und will der erwählte Römische König und 
Kayser die Christenheit, den Stuhl zu Rom, Päbstl. Heiligkeit, Christ- 
liche Kirch als derselben Advocat in gutem treulichen Schutz und Schirm 
halten‘ (Zeumer, Quellensammlung Nr..205 bezw. 177). 

2) Während die kaiserliche Urkunde von omnibus aecclesiis, quae 
in regno vel imperio meo sunt, spricht (wobei zu bemerken ist, daß sich 
‚das concedere des Kaisers in gleicher Weise auf Deutschland, Italien 
und Burgund bezieht), stellt die päpstliche Urkunde, deren Konzessionen 
für Deutschland einerseits, für Italien und Burgund anderseits verschieden 
{ind, letztere als aliae partes imperii dem Teutonicum regnum gegenüber 
sAltmann und Bernheim, Ausgewählte Urkunden, 4. Aufl., Nr. 47 
aus MG. Const. I pag. 159/161). 
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Herrschaft in Rom gelegentlich auch dem Kaiser abge- 
sprochen wird.!) 

Der so gewandelte Begriff des Kaisertums traf Deutsch- 
land in einem Lebensnerv, weil die Herrschaft in Italien 
bei der damaligen Weltlage eine realpolitische Notwendigkeit 
für die Behauptung der zentralen europäischen Großmacht- 
stellung war.?) Trotzdem ist sich die deutsche Politik dessen 
anscheinend insolange nicht voll bewußt gewesen, als die 
kirchenpolitische Lage den Gedanken an die tatsächliche 
Loslösung der Kaiserwürde vom deutschen Königtum nicht 
aufkommen ließ. Unmerklich färbte die päpstliche Termino- 
logie auch auf die Sprache der königlichen Kanzlei ab, und 
in der dem Sachsenspiegel unmittelbar vorangehenden Zeit 
wird in Staatsakten?) von potestas imperialis und iura 
imperialia vorwiegend dann gesprochen, wenn es sich um 


1) Vgl. für die Bodenständigkeit der Auffassung in Italien und 
für die allmähliche Verschmelzung des Kaisertums und des langobardi- 
sehen Königtums in der italienischen Vorstellung, wodurch die Kaiser- 
idee eine national-italienische Färbung erhielt, ganz besonders Ernst 
Mayer, Italienische Verfassungsgeschichte, 2. Bd. SS. 61—63, West- 
deutsche Zeitschrift XXX S. 431. Für die spätere Zeit (das 14. Jahrhun- 
dert) vgl. die Belege in meinem Buche: Die deutsche Königswahl im 
corpus iuris canonici SS. 116f., 129. 

2) Vgl. aus jüngster Zeit besonders Schäfer, Deutsche Geschichte, 
1. Bd. S.185. Dagegen Below, Der deutsche Staat des Mittelalters, 
1. Bd. S. 358 (siehe in diesem Werk auch die weitschichtige Literatur). 
Im Sinne Schäfers hingegen Keutgen, Der deutsche Staat des Mittel- 
alters, SS. 181£. Über die Wertung der Herrschaft in Italien unter anderen 
Gesichtspunkten wurde am tiefsten in dem Streit zwischen Ficker und 
Sybel gehandelt; die hiehergehörigen Schriften von Ficker und Sybel 
sind verzeichnet in meinem Buch: Die deutsche Königswahl im corpus 
‚juris canonici SS. 3—5 (in den Anmerkungen). 

®) Aus dem von Vigener .,‚Bezeichnungen für Volk und Land der 
Deutschen vom 10. bis zum 13. Jahrhundert‘, Heidelberg 1901, mit 
bewundernswertem Fleiße gesammelten, allerdings viel mehr die chrono- 
graphischen Quellen als die für uns noch wichtigeren Staatsakten heran- 
ziehenden Material ist von Interesse die Tatsache, daß die Verbindung 
Teutonicorum und Teutoniae sowie Alemannorum und Alemanniae impe- 
rator allein in französischen und englischen Quellen üblich ist (SS. 231 ff., 
235f., 242, 245ff.), während derartige Bezeichnungen von deutscher Seite 
nur ganz vereinzelt belegt sind, z. B. imperator Saxoniae in der Lorscher 
Chronik in der Zeit Friedrichs I., imperator Germaniae merkwürdiger- 
weise in einem Diplom Friedrichs II. aus dem Jahre 1230 (SS. 242f.), 
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Ausübung der Herrschaft in Italien und Burgund handelt, 
wobei mitunter auch die Scheidung kaiserlicher und könig- 
licher Gewalt zum deutlichen Ausdruck kam.!) Aber in 


1) Auf dem Walten in Italien liegt der Ton, MG. Const. II 28, 77 
(pag. 98 lin. 3, 34), 78, 97, 104, 105 (pag. 133 lin. 41, 44), 107, 108, 111, 
114, 118, 198. Daneben finden sich allerdings auch noch im 13. Jahr- 
hundert Stellen, an denen Ausdrücke der im Text bezeichneten Art 
sich offensichtlich auf die Ausübung der königlichen Herrschaft in Deutsch- 
land beziehen, so wohl MG. Const. II 116 (pag. 152 lin. 10), 150 (pag. 184 
lin. 25), wo als sententise imperiales Reichsrechtssprüche bezeichnet 
werden, ganz besonders aber Const. II 171 (statutum in favorem prin- 
cipum) $ 15. Doppeldeutig ist der Gebrauch MG. Const. II 10 (scriptum 
excusatorium), pag. 11 lin. 23—25, und Const. II 11 $ 15. Mit voller 
Deutlichkeit bezeichnet imperium das weitere Reich einschließlich Bur- 
gunds und Italiens (mit Rom?) Const. II 13 (Anordnung der Kreuz- 
zugskollekte per provincias imperii), II 70 (Separatio Siciliae ab imperio), 
während Const. II 85, 86 (Übersendung von Kaisergesetzen an die 
Universität Bologna mittels scripta imperialia) unzweifelhaft die im- 
periale Weltherrschaft im Auge hat. Sehr deutlich kommt m. E. die 
Unterscheidung zum Ausdruck in der Investitura regni Arelatensis durch 
Friedrich II. Const. II 54 (aus dem Jahre 1215): Conferimus auctoritate 
regia salvo iure imperiali tibi .... et tuis regnum Vienense; inter- 
essant ist ein Vergleich mit der auf Friedrich I. zurückgehenden Con- 
cordia cum comitibus Barcinonae et Provinciae, Const. I 215 (aus dem 
Jahre 1162): $ 1. Imperator concedit et dat in foedum comitatum Pro- 


vinciae ....... cum omnibus pertinentiis suis et pertinentibus ad 
regale seu imperiale servicium. $2. Insuper dat ei in feodum civitatem 
Areensen Eh et omnino omnia he, que ad ius imperiale spectant 
ne ae ans (Die Stelle kehrt in MG.I 216 wieder.) — Schon 


für die ältere Zeit läßt sich ein Schwanken zwischen einer Scheidung 
und wieder einer Vermischung von regnum und imperium nachweisen; 
siehe die Belegstellen bei Waitz-Zeumer-Seeliger, Deutsche Ver- 
fassungsgeschichte V S. 143 Anm. 3 und 4. Wie stark die italienische Auf- 
fassung schon frühzeitig, eigentlich von Anfang an, auf den deutschen 
Kanzleigebrauch abfärbte, dafür bietet die Bezeichnung des Kölner 
Erzbischofs als totius Italiae oder Romanorum archicancellarius in der 
Vita AnnosI133 und seine Bezeichnung als imperialis cancellarius im Ge- 
gensatz zum cisalpinus archicancellarius in Ann. Hild. ad a. 1036 (!) einen 
geradezu überraschenden Beleg (Waitz-Seeliger VI ? S. 370 Anm. 3); 
sollte es mit dieser Beziehung zum imperium zusammenhängen, daß 
zuerst allein der Kölner den Titel eines Erzkanzlers führt (Breßlau, 
Handbuch der Urkundenlehre 2. Aufl. ISS. 447 ff.) ? — Wie sich angesichts 
dieses offen zutage liegenden Materials der Satz wissenschaftlich verant- 
worten läßt: „Eine Aufteilung der Herrschaftsvollgewalt in kaiserliche 
und königliche Befugnisse ist den Quellen bis ins 13. Jabrhundert absolut 


* 
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anderer Weise hat das deutsche Recht gegen die geschil- 
derte Begriffswandlung reagiert: nur als Ausdruck dieser 
Reaktion kann m. E. die Kaiserwahl-Lehre in ihrer von 
Bloch!) bis in den Beginn des 12. Jahrhunderts zurück- 
verfolgten deutschen Ausprägung voll verstanden werden. 
Hat man einmal als ihre nächste realpolitische Spitze die 
Herrschaft in Italien erkannt, so begreift man auch, daß 
zur Zeit Philipps in solchen Kreisen, denen die phantasti- 
schen Weltherrschaftspläne eines Heinrichs VI. und Fried- 
richs II. gewiß ferner lagen, doch der Gedanke der Kaiser- 
wahl politische Bedeutung und juristische Ausgestaltung 
gewann.?) Und es leuchtet ferner ein, daß der so angewen- 
dete Kaiserwahlgedanke die Unterscheidung zwischen könig- 
licher und kaiserlicher Gewalt nun auch wieder zu trüben 
geeignet war, weil er auf Rechte zugespitzt war, die nach 
älterer deutscher Auffassung sich als unbestrittene Annexe 
des deutschen Königtums darstellten. 

Wenn nach dem Gesagten schon das lateinische Wort 
imperium mitunter als vox media ohne technische Bedeutung 
gebraucht wird, so ist dies begreiflicherweise noch mehr bei 
dem deutschen Wort rike im Sprachgebrauch des Sachsen- 
spiegels der Fall. Denn schon von Haus aus bezeichnet es 
ebensogut das Königreich als das Kaiserreich, und deut- 
sche Urkunden des 13. Jahrhunderts geben, worauf Kalb- 
fuß®) aufmerksam gemacht hat, regnum mit rike wieder. 
Auch im Sachsenspiegel finden wir viele Stellen, wo mit 


(von mir gesperrt) fremd‘ (so Rosenstock in seinen diesbezüglichen 
Ausführungen Sav.-Zeitschr., Germ. Abt. XXXIV SS. 490ff., bes. 512), ist 
schwer zu begreifen. Unklar sind die Ausführungen Beckers, Das 
Königtum der Thronfolger (Zeumer, Quellen und Studien V 3) SS. 122ff. 


1) Die staufischen Kaiserwahlen SS. 6f. (gestützt auf die schon 
von Waitz mitgeteilten Stellen aus der Summa gloria des Honorius 
Augustodunensis). 

2) Ich möchte bei dieser Gelegenheit darauf aufmerksam machen, 
daß die indutamenta et insignia imperialia, welche Philipp nach seiner 
Wahl getragen hat, wie die Aufzählung im scriptum excusatorium MG. 
Const. II 10 ergibt, in Wirklichkeit die bei der Aachener Feier gebräuch- 
lichen, also die alten königlichen, welche man nunmehr als kaiserliche 
bezeichnet, bedeuten. Ebenso im Testament Ottos IV., Const. II 142 $ 1. 

2) A.a.O. S. 506 Anm. 2. 
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rike wenigstens in erster Linie das Königreich gemeint ist: 
so wohl III 54 $2 und noch deutlicher $ 4, ferner III 19 und 
81 (wo von des Reiches Ministerialen und dem Reichsgut, 
mit dem sie belehnt werden, die Rede ist); aber auch I 29 
(Ausschluß der Verschweigung gegenüber dem fiscus) und 
selbst II 1 (Einschränkung des Bündnisrechtes der Fürsten 
im Interesse des Reichs) steht der Gedanke an das deutsche 
Königreich im Vordergrund. An mehreren Stellen des 
Sachsenspiegels, so Landr. II 12 $$6 und 8 und III 71 8 2, 
bedeutet rike das königliche Hofgericht, wobei allerdings 
die Gerichtsbarkeit des Herrschers im ganzen Umkreis 
seines Herrschaftsgebietes gedacht ist, wie auch der (üb- 
rigens: in den älteren Handschriften fehlende) Zusatz ‚des 
rikes“ in Landr. III 60 $2 das Reich im weiteren Sinne 
bedeuten muß, da ja der König auch in Italien und Burgund 
das Ledigwerden der Gerichte beansprucht. 

Trotz dieses Mangels fest abgegrenzter Bezeichnungen 
für das deutsche Königreich und das größere, das römische 
Reich, das sacrum imperium Friedrichs I.!) war doch der 
begriffliche Unterschied Eike zweifellos sehr wohl bewußt. 
Das ergibt sich klar aus III 44 $ 1, wo vom rike im Sinn 
eines Reiches katexochen, eines einzigen Reiches, eines 
Weltreiches die Rede ist, das sich zuerst in Babylon erhob, 
dann an Persien, später an die Griechen, schließlich (nicht 
etwa an die Deutschen, sondern) an Rom kam, das es noch 
zur Zeit des Spieglers innehat. Wenn man auch nicht 
vergessen darf?), daß vielfach im Sachsenspiegel die mit- 
einander ringenden Anschauungen in naiver Unausge- 
glichenheit nebeneinanderstehen, und daß der Charakter 
des Rechtsbuchs, im Zusammenhang betrachtet, insbeson- 
dere die Darstellung der Reichsverfassung III 51—64, einen 


1) Übrigens finden sich auch bei Friedrich I. neben solchen Stellen, 
wo ganz offensichtlich das gubernium orbis betont wird, andere, bei 
denen eine Beziehung zu diesem spezifisch kaiserlichen Walten fehlt; siehe 
die Belege bei Zeumer, Heiliges römisches Reich deutscher Nation 
(Quellen und Studien IV 2) S. 11. 

2) Dies tut Krammer, Der Reichsgedanke des staufischen Kaiser- 
hauses, Gierkes Untersuchungen zur deutschen Staats- und Rechts. 
geschichte, 95. Heft. 
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Zweifel daran, daß für Eike Deutschland der Kern- auch 
des weiteren Reiches war, nicht zuläßt, so beweist die 
zitierte Stelle doch so viel, daß Eike das Bewußtsein von 
einer Reichsgewalt hatte, die, wenn auch kraft Rechtssatzes 
dem deutschen König zustehend, doch begrifflich vom 
deutschen Königtum verschieden war, wie sich daraus 
ergibt, daß sie schon vor ihm bestanden hatte. Als Träger 
dieser weltlichen Universalgewalt stellt Landr. I 1 den 
Kaiser. dem Papst zur Seite. 

Wenn also der Sachsenspiegel lehrt, daß die Weihe und 
Krönung in Aachen und Rom keine Gewalt übertrage, wenn 
er vielmehr die volle Gewalt schon aus der Wahl ableitet, so 
können wir, glaube ich, trotz der unklaren, etwas wechsel- 
vollen Terminologie des Sachsenspiegels eine staatsrecht- 
liche Bedeutung dieses Satzes kaum in Abrede stellen. Er 
bedeutet, daß der von den deutschen Fürsten Erwählte 
der Träger des römischen Imperiums ist, und hat, ange- 
sichts der gerade im zwölften Jahrhundert sich durch- 
ringenden Scheidung zum mindesten die praktische Spitze, 
daß der König von der deutschen Wahl an volle Herrscher- 
gewalt auch in Italien und Burgund hat, schließt also den 
päpstlichen Einfluß von der Thronbesetzung aus und be- 
hauptet für den Gewählten als kaiserliches zum mindesten 
jenes unmittelbare Herrschaftsgebiet, welches das alte 
deutsche Recht zur königlichen Prärogative gerechnet hatte. 
Erst der spätere Zusatz bezeichnet (ähnlich wie III 60 $ 2, 
Anm. 8.53) mit rike technisch das weitere Reich. An der 
gewonnenen Erkenntnis vermag nach dem oben Gesagten 
die andere, daß der Spiegler, wie rike als vox media, so 
vielfach die Worte kunig (koning) und keyser (keiser) pro- 
miscue gebraucht, nichts zu ändern. Ihn leitet dabei offenbar 
gerade die in dem hier besprochenen Artikel bekundete 
Rechtsanschauung, daß nach gutem Recht die beiden Be- 
fugnisbereiche in der Person des von den deutschen Fürsten 
Gewählten verfassungsmäßig verknüpft sind und sich durch- 
dringen, weshalb die Wahl als des keisers kore (Landr. II1 57 
$2) erscheint. Es wird als das Normale vorausgesetzt, daß 
der Gewählte alsbald zu Aachen und zu Rom durch die nach 
außen sichtbare Bekleidung mit den Abzeichen beider in- 
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einander verwachsenen, wenn auch begrifflich geschiedenen 
Würden deren Titel erwirbt, und deshalb benennt ihn der 
Spiegler unterschiedslos als koning und keiser. Wohl wird 
im Auftakt des Rechtsbuchs das Wort keiser gebraucht, 
aber z.B. 138 $ 3, IIL 52 $2 und III 60 $$ 1 und 2 werden 
die Bezeichnungen koning und keiser einander gleichgesetzt.!) 
Und wo der Spiegler — wie wir im II. Abschnitt sehen werden 
— wirklich an die Kaiserwürde spezielle Rechte knüpft (III 
57 $ 2), da setzt er zur Bezeichnung keiser hinzu ‚‚seder der 
tiet dat he gewiet is‘. 

Wir dürfen also aus dem Gebrauch der Worte rike, 
koning, keiser im Sachsenspiegel im einzelnen Schlüsse ge- 
wiß nicht ziehen. Aber auf diese Worte kommt es in unserer 
Stelle mit nichten an, unsere Beweisführung hat die Ter- 
minologie in keiner Weise benützt (und eben deshalb nicht 
einmal Landr. III 57 $ 2 herangezogen). An der Tatsache, 
daß dem Rechtsbuch die begriffliche Unterscheidung könig- 
lichen und kaiserlichen Befugnisbereiches, sei es auch nur 
„in dunklem Drange‘ bewußt ist, wofür wir Beweise bei- 
gebracht haben, ändert dies nichts. Der Satz Ssp. Landr. 
III 52 $ 1 hat.sonach staatsrechtliche Tragweite, und es 
ist eine hochbedeutsame Frage, in bezug auf welche das 
Verhältnis unseres nationalsten Rechtsbuches zum kano- 
nischen Recht zu prüfen wir uns anschicken. 


$ 4. Die Lehre von der Übertragung der kaiser- 
lichen Gewalt durch die Wahl bei den Kanonisten 
(bis ungefähr zur Mitte des 13. Jahrhunderts). 


Schon in meinem Buch Die deutsche Königswahl im 
corpus iuris canonici (Gierkes Untersuchungen, 98. Heft), 
8. 28, habe ich eine Stelle aus der glossa ordinaria zum Grati- 
anischen Dekret mitgeteilt, welche klar besagt, daß die Wahl 
die Rechtsgrundlage der kaiserlichen Gewalt ist, und diese 


!) Gegen den Versuch Blochs (Die staufischen Kaiserwahlen, 
SS. 120ff., 167), die Vergabung von Reichslehen zu den kaiserlichen 
Befugnissen (die dem König nicht zustehen) zu rechnen, habe ich schon 
MIÖG. XXXIV S.360 Stellung genommen. Landr. III 60 $$1 und 2 
können mit Rücksicht auf die schwankende Terminologie des Rechts- 
buchs Blochs Ansicht nicht stützen. 
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Stelle dem Johannes Teutonicus zugewiesen. Bloch hat 
zuerst (Die staufischen Kaiserwahlen und die Entstehung 
des Kurfürstentums, SS. 85ff.) dieser Vermutung lebhaft 
zugestimmt und die Stelle der Glosse unter Hinweis darauf, 
daß ihr Verfasser Domherr in Halberstadt war, mit den An- 
sichten Eikes in Verbindung gebracht, später aber (Histo- 
rische Vierteljahresschrift 1911, SS. 250ff.), als er auf-eine 
— übrigens schon lange bekannte — ähnliche Stelle des 
Huguccio aufmerksam wurde, diese Zusammenhänge fallen 
lassen. In einer Rezension des Blochschen Buchs (West- 
deutsche Zeitschrift XXX SS. 430 ff.) hat Ernst Mayer die 
Frage gestreift und bemerkt: ‚Vielleicht — mehr ist es 
nicht — hat Hugelmann recht, daß die Glosse auf Johannes 
Teutonicus zurückgeht. Aber ganz gewiß hat Bloch un- 
recht, wenn er darin einen Beleg für die ‚sächsische‘ Auf- 
fassung über die Kaiserwahl findet... ... “ Da es für die 
Klarstellung der Beziehungen des Sachsenspiegels zum ka- 
nonischen Recht offensichtlich von nicht geringer Bedeutung 
ist, ob und inwieweit er wirklich in einer wichtigen Frage 
des damaligen Staatsrechts mit Johannes Teutonicus über- 
einstimmt, wollen wir an eine Prüfung der in Betracht kom- 
menden Glossenstellen ex professo herantreten.!) 

Die Stelle gl. Imperatorem zu c. 24 (legimus) D. 93?) 
lautet: Ex sola enim electione Principum dico eum verum 
Imperatorem, antequam a papa confirmetur. Arg. hic licet 
non ita appelletur, ut dixi 63 dist. c. quanto, contrarium 
est verum. extra de elect. Venerabilem, 23 dist. c. in nomine. 

. Schon seinerzeit habe ich die Vermutung ausgesprochen, 
daß der Schlußsatz auf Bartholomaeus Brixiensis zurückgeht, 
während wir in dem vorherigen Satz die Ansicht des Jo- 


t),Ich habe mich hiezu beiläufig bereits in der Rezension des Bloch- 
schen Buches, MIÖG. XXXIV S. 363 Anm. 2 geäußert. Durch das seither 
zusammengestellte Material, durch dessen Mitteilung ich die schon in 
meinem Buch Die Wahl Konrads IV. zu Wien im Jahre 1237 S. 75 
Anm.1 ausgesprochene Absicht verwirkliche, erfahren meine damaligen 
Äußerungen eine Konkretisierung. 


2) Ich benütze diesmal die Druckausgabe des ölbsslerten corpus 
iuris canonici, Lugduni Sumptibus Ioannis Antonii Huguetan et Quillielmi 
Barbier, 1671. 


20 Karl Gottfried Hugelmann, 


hannes Teutonicus zu erkennen haben, und ich verweise zur 
weiteren Erhärtung dieser Ansicht auf alles dasjenige, was 
ich im vorvorigen Bande dieser Zeitschrift S. 86 ausgeführt 
habe. Der Umstand, daß in der berühmten Glossenhand- 
schrift des böhmischen Museums in Prag der Zusatz fehlt, 
macht diese Vermutung noch wahrscheinlicher.!) 

Als weitere Stütze für meine Annahme habe ich schon 
seinerzeit die in der eben besprochenen Glosse zitierte Glosse 
relatio zu c. 10 quanto Dist. 63 herangezogen. Hier wird die 
Frage erörtert, bis zu welchem Zeitpunkt, zur subscriptio- 
oder zur confirmatio, eine variatio electionis zulässig sei. 
Zunächst werden Gründe und Belege für den letzteren Zeit- 
punkt angeführt. Dann fährt die Glosse wörtlich fort: Sed 
tu dicas, quod per consensum eligentium jus est acquisitum 
electo: dum tamen ipse consentiat, vel consentire velit, ut 
extr. de ele. c. cum inter Canonicos. in fin. Jo. nec possunt 
post electionem variare: sed ante publicationem scrutinij 
possunt, ut extr. de elect. c. publicato. B. Si quaeras, quale 
jus acquiritur electo per electionem ? Dico quod jus prae- 
laturae et jus administrandi : sed non exercitium praelaturae, 
vel administrationis. Per confirmationem enim nihil juris 
novi acquiritur: sed tantum exercitium extr. de rescr. c. 


1) Bezüglich der Prager Handschrift vgl. die Bemerkungen im vör- 
letzten Bande $. 86 Anm. 4. Ich habe nunmehr auch die Handschriften (des 
Dekrets mit der Glosse) Nr. 2082, 2102, 2060*, 2069, 2070 der Wiener 
Hofbibliothek eingesehen. Alle gehören nach den Tabulae der Bibliothek 
dem 14. Jahrhundert an, ich wäre geneigt, die Handschrift 2082 höher 
hinaufzurücken (die von den Tabulae dem 13. Jahrhundert zugewiesene 
Handschrift 2131 enthält — wenigstens zu den uns interessierenden Stellen 
— keine Glosse). Die Tabulae bezeichnen nur 2069 und 2070 als Bar- 
tholomaeus-Glosse, aber auch 2102 und 2060* enthalten gewiß nicht die 
reine Glosse vor der Umarbeitung. Interessant ist nun, daß in allen diesen 
Handschriften der Zusatz contrarium est verum fehlt, womit dessen späte 
Provenienz wohl außer Zweifel gestellt ist; fraglich kann nur sein, ob er 
nicht sogar der Bartholomaeus-Glosse noch fremd war. Ich halte mich 
für verpflichtet, bei dieser Gelegenheit zu erwähnen, daß in der im vor- 
letzten Bande dieser Zeitschrift 8. 80 besprochenen Glosse zu c. 64 C XI 
g. 3 der Zusatz Sed hoc non est verum in allen Handschriften sich 
vorfindet, halte aber das Vorkommen auch in vielen — zumal spätern — 
Handschriften nicht für s0 beweisend in der einen Richtung wie das 
Fehlen in der umgekehrten. 
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pastoralis i. fi. 16q. 1 D. ecce. electio enim facit Impera- 
torem, ut 93d. c. legimus.!) 

Da die Siglen Jo und B.?) an dieser Stelle keinen Zweifel 
lassen, daß nach der Lehre des Johannes bei der Wahl 
überhaupt der consensus eligentium die rechtserzeugende 
Tatsache ist, müssen wir im Zusammenhang gewiß auch die 
Schlußbemerkung über die Kaiserwahl dem Johannes Teu- 
tonicus zuweisen. In weiterer Folge aber erscheint es dann 
auch außer Zweifel gestellt, daß es nur Johannes Teutonicus 
sein kann, welcher in der Glosse Imperatorem zum c. 24 
Dist. 93 bemerkt: ut dixi. 

Ich kann nun aber durch zwei weitere Beweise die Autor- 
schaft des Johannes Teutonicus stützen. Die große Kampf- 
schrift Ludwigs des Bayern gegen den Papst v. 8. August 1338 
„fidem catholicam‘“®) beruft sich unter vielem andern mehr- 


1) Auch die weiteren Ausführungen der Glosse sind, wenngleich 
nicht unmittelbar für die hier behandelten Fragen, von höchstem rechts- 
geschichtlichem Interesse, insbesondere für den inneren Aufbau und die 
juristische Konstruktion der kirchlichen Wahl. Es wird nämlich die 
Frage, ob auch schon durch die nominatio ein Recht erworben werde, 
verneint, und zwar, worin das Interessante liegt, unter Hinweis auf die 
Analogie bei der Eheschließung mit der Begründung, die nominatio sei 
nur ein consensus de futuro. Hierauf folgt noch eine Abhandlung der- 
selben Frage für die Postulation. 


2) Bezüglich der oben S. 20 Anm. 1 erwähnten Handschriften der 
Wiener Hofbibliothek wäre folgendes zu bemerken. Die Handschrift 2069 
enthält den Zusatz, jedoch ohne die Siglen, 2060*, 2070 und 2102 ent- 
halten den Zusatz .und die Siglen (2102 Bar statt B, 2060* Sigle B etwas 
unaeutlich). In 2082 fehlen interessanterweise nicht nur die Siglen, son- 
dern das ganze sonst dem Bartholomaeus zugeschriebene Einschiebsel; 
auch dies spricht für das höhere Alter der Handschrift, die offenbar einen 
reineren Glossentext bringt. 

®) Siehe die Einzyklika bei S. Olenschlager, Staatsgeschichte, 
Urkunden, nr. 70 S. 193f. Siu zieht aus den von ihr zitierten Stellen 
folgendes Ergebnis: Ex quibus . . . clare patet, quod potestas et aucto- 
ritas Imperatoris est immediate a solo Deo et non a Papa: et quod electus 
in Imperatorem ex sola electione est Rex Romanorum et habet auc- 
toritatem, jurisdictionem, et potestatem Imperialem, etiam antequam 
inungatur, consecretur, et coronetur a Papa. — Ich möchte hiebei zudem 
von mir im vorletzten Band veröffentlichten Aufsatz, zu S. 54 Anm. 2, 
nachtragen, daß die erwähnte Enzyklika an einer anderen Stelle genau 
in der kanonistischen Formulierung (und unter Berufung auf kanonisti- 
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fach auf kanonische Belegstellen, auch Glossenstellen, und 
zw. speziell auf die Glosse Imperatorem zu c. 24 Dist. 93 
(natürlich ohne den Zusatz) und auf die Glosse discrevit zu 
c.8 (quoniam) Dist. 10.1) Hiebei bezeichnet sie diese Glossen- 
stellen als glossa ordinaria, was mit unserer Annahme über- 
einstimmt. 

Noch deutlicher ergibt sich die Autorschaft des Johannes 
Teutonicus aus folgendem. Der Glossator der Clementinen 
bemerkt zu cc. un. II 9 (Romani principes) zum Worte futurus 
ausdrücklich: Illud est contra Ioan. qui notat 93. Dist. c. 
legimus quod sola principum electio facit verum Imperato- 
rem. Er selbst aber fährt, den von ihm gebilligten Wider- 
spruch begründend, fort: vides enim, quod etiam approbatus 
ab Ecclesia imperator non est, donec coronationem, et con- 
secrationem receperit ab Eccelesia. facit quod dicam in $ 
porro (super verb. reges in gl.). 

Wir halten, bevor wir letztere Stelle erörtern, inne. Bei 
unbefangener Betrachtung kann die Autorschaft des Zusatzes 
(contrarium est verum) unmöglich Johannes Teutonicus zu- 
gewiesen werden, der vielmehr als Autor der mit diesem Zu- 
satz bekämpften Stelle erscheint. Nunmehr ist es aber an 
der Zeit, das Verhältnis der hier erörterten Stellen zu jener 
des Huguccio zu klären, welche Bloch zur halben Preisgabe 
seiner früheren Ansicht bestimmt hat. 

Die Stelle, in welcher Hugguccio seine Ansicht über das 
Verhältnis der beiden Gewalten zusammenfassend darlegt, 
(zu c. 6 Dist. 96) hat schon Maassen in den SB. der Wiener 
Ak., phil.-hist. Kl. 24. Bd. (1857), S. 68 Anm. 1 (in den Bei- 
trägen zur juristischen Literaturgeschichte des Mittelalters) 
mitgeteilt.?) Sie lautet: Hinc aperte colligitur quod utraque 


sche Autoritäten) auch den Satz vertritt, daß ein error expressus in 
sententia letztere nichtig macht. 

1) Vgl. über diese Glosse unten S. 46 Anm. 2. Hier sei nur hervor- 
gehoben, daß auch in dieser Glosse Johannes Teutonicus unter Zitierung 
des Satzes „exercitus facit Imperatorem“ die Unabhängigkeit der kaiser- 
lichen von der päpstlichen Gewalt lehrt. | 

2) Nach Maassen hat auch Freisen, Geschichte des kanonischen 
Eherechts, S. 877, die Stelle abgedruckt. Maassen gibt sie nach der 
Münchner — und nach der Bamberger — Handschrift, Cod. lat. Monac. 
10247 (M) und Cod. Bamb. P II 25 (B). In der Vatikanischen Hand- 
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 potestas, scil.apostolica et imperialis, sit a Deo et quod neutra 
pendeat ex altera et quod imperator gladium non habeat ab 
apostolico, ar. hic et infra eod. In scripturis, Duo, Si impe- 
rator (c. 8, 10, 11) et Di. 93 Legimus (c. 24) et 24 q. 4 Quae- 
situm (c. 45). Ar. contra 22 Di. c. 1 et Di. 63. Tibi domino, 
In synodo (c. 33, 23), et 15 q. 6 Alius, Nos sanctorum, Iuratos 
(c. 3, 4, 5), et 1 q. 4 Quia praesulalus (c. 5), et infra eod. 
Duo (ec. 10), et Di. 21 Quamvis (c. 3). Ex his omnibus con- 
trariis introductis colligi videtur, quod imperator potestatem 
gladii et imperium habeat ab apaostolico et quod eum faciet 
 imperatorem papa et quod posset eum deponere. Ego autem 
credo, quod imperator potestatem gladii et dignitatem imperi- 
alem habet non ab apostolico, sed a principibus et populo 
per electionem, ut di. 93 Legimus (c. 24). Ante enim fuit 
imperator quam papa, ante imperium quam papatus. Item 
in figura hujus rei, quod discretae et diversae sint illae duae 
potestates, scil. imperialis et apostolica, dietum fuit: ecce 
duo gladii. Si ergo alicubi inveniatur et innuatur, quod 
imperator habet potestatem gladii a papa, sic intelligo, i. e. 
unctionem et confirmationem, quam a papa accipit et jurat 
ei fidelitatem. Ante quidem imperator est quoad di- 
gnitatem, sed non quoad unctionem, licet ante 
non dicatur imperator; et ante habet potestatem 
gladii et eam exercet. 

Von den in dieser Stelle enthaltenen Zitaten ist für 
unsere Zwecke die Glosse zu c. 24 Dist. 93 von unmittelbarer 
Bedeutung, welche ebenfalls bereits Bloch in dem früher 
genannten Aufsatz aus dem Bamberger Codex mitgeteilt hat. 
Zum Worte imperatorem — dies ist also die Stelle, auf 
welche die von uns oben erörterte der glossa 
ordinaria zurückgehen mag — bemerkt Huguccio: eligit 
quidem populus imperatorem sed non consecratur nisi & 


schrift (V), bezüglich welcher ich mich auch diesmal avf die gütigen 
Mitteilungen des besten Kenners Huguccios, Herrn Professors Gillmann 


in Würzburg, stützen kann, steht — von einigen ganz geringfügigen . 


Varianten abgesehen — am Anfang der Stelle statt „sit“ „instituta 
sunt‘“‘, das ‚non‘ vor „‚dicatur‘‘ am Ende fehlt (was wohl nur auf einen 
Abschreibfehler zurückgeführt werden kann). Vgl. auch Gierke, Deut- 
sches Genossenschaftsrecht, III. Bd. S. 534 Anm. 1. 
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papa et credo, quod ex electione populi et principum sit 
imperator, licet non sic appelletur antequam accipiat 
coronamapapa.!) Johannes Teutonicus hat also zwar, auch 
im Wortlaut, an Huguccio angeknüpft, aber doch unter be- 
wußter Umarbeitung und Änderung des Gedankens. Mag 
man auf den direkten Hinweis auf die Krönung und Weihe, 
während Johannes nur von der Konfirmation spricht, weniger 
Gewicht legen: unzweifelhaft ist der Wegfall der von Hu- 
guccio betonten Volkswahl von Bedeutung. 

Noch deutlicher zeigt sich die Selbständigkeit des Teu- 
tonicus gegenüber Huguccio in der Glosse zu c. 10 D. 63 zu 
den Worten subscripta relatio. Praeterea quis — so heißt 
es bei Huguccio?) in einer für die kirchliche Verfassungs- 
geschichte sehr interessanten Zuspitzung — esset adeo 
stultus, qui diceret non esset clericorum sibi facere 
praelatum et pastorem, sicut principes imperatorem, licet 
postea confirmatur a papa, ut dicitur 93 legimus.?) Dieser 
Gedankengang hat in der glossa ordinaria keine Spur hinter- 
lassen. 


— 


1!) Im wesentlichen gleich wie in B lautet die Stelle in V und M 
(wie ich gütiger Mitteilung des Kollegen Dr. Max Buchner in München 
entnehme) und in der von mir selbst eingesehenen Handschrift des 
Stiftes Klosterneuburg (Kl). Letztere Handschrift, welche von Schulte 
weder in seiner Geschichte der Quellen und der Litteratur des kanonischen 
Rechts (1. Band S. 157 Anm. 6) noch in seiner Abhandlung in den SB. 
der Wiener Ak. d. Wissensch. (phil.-hist. Kl. 57. Band): Die Rechts- 
handschriften der Stiftsbibliotheken Göttweig, Heiligenkreuz, Klosterneu- 
burg, Melk, Schotten in Wien (wo auch die von mir im vorletzten Band 
S. 83 Anm. 1 besprochene Handschrift übersehen ist) erwähnt wurde, 
trägt die Signatur MS. 89, ist eine Perg.-Hsch. italienischer Provenienz, 
39x24 cm, 2 Col., aus dem Ende des 13. oder dem Anfang des 14. Jahr- 
hunderts, von 2 verschiedenen Händen geschrieben. 

2) Übereinstimmend mit Vund M (nach Mitteilung des Kollegen 
Dr. Max Buchner) hat Kl statt ‚‚sicut principes‘‘ „sic principes‘“. 

?) Man wird vielleicht aus dieser Stelle, wo auch Huguccio die 
Volkswahl beiseite läßt, folgern wollen, daß auch bei der früher be- 
sprochenen Stelle auf den Unterschied zwischen Huguccio und Teutonicus 
kein Gewicht gelegt werden dürfe. Doch erklärt sich der scheinbare 
Widerspruch bei Huguccio wohl daraus, daß er in dem einen Fall ex 
professo vom Kaiser spricht und sich daher konzis ausdrückt, während 
er an der anderen nur vergleichsweise die Kaiserwahl heranzieht, wie 
auch für den konkreten Vergleichspunkt die Volkswahl nicht betont zu 
werden brauchte. 
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Die Selbständigkeit des Johannes ist aber sehr zu be- 
achten, wenn es gilt, seine Lehre rechtsgeschichtlich und 
insbesondere im Verhältnis zum Sachsenspiegel zu werten. 
Hätte er die Huguccio-Stellen einfach mechanisch über- 
nommen, so möchte immerhin der Einwand Ernst Mayers 
gegen Blochs Aufstellungen und deren spätere teilweise 
Zurücknahme durch Bloch selbst begründet sein. Da er sie 
aber geistig verarbeitet und sonach bewußt zur Kaiserwahl- 
Lehre Stellung genommen hat, steht das Anknüpfen an eine 
im kanonischen Recht vorgefundene Theorie und Formulie- 
rung der Annahme keineswegs entgegen, daß diese seine 
Stellungnahme unterdem Einfluß der politischen 
Ereignisse von 1198 bis 1208, welche mit der säch- 
sischen Erde so enge verknüpft sind, erfolgte. 

So viel allerdings ist richtig: eine unvermittelt um die 
Wende des 12. Jahrhunderts in Deutschland ersonnene Theo- 
rie ist die Lehre von der Kaiserwahl nicht. Sie hat im deut- 
schen Recht und in gleicher Weise, wie wir nunmehr gesehen 
haben, auch im kanonischen Recht, hier freilich nur ein bis 
zwei Jahrzehnte zurückliegende Anknüpfungspunkte.!) Ob die 
geistvolle Vermutung Mayers, daß letzteres dabei ursprüng- 
lich die Kaiserwahl durch das römische Stadtvolk vor Augen 
hatte?) — es sprechen erhebliche Gründe dafür — zutrifft, 

1) Die Summe des Huguccio ist nach Schulte 1187, nach Maassen 
noch später vollendet worden (vgl. Schulte, Geschichte der Quellen 
und Litteratur des kanonischen Rechts, 1. Band 8. 161ff., Scherer, 
Handbuch des Kirchenrechts, 1. Band S. 256). Nach einer Mittei- 
lung Ernst Mayers (Westdeutsche Zeitschrift XXX S. 433) will aller- 
dings der gelehrte Huguccio-Forscher Gillmann den Beweis antreten, 
„daß das Glossem über Huguccio zurückverfolgt werden kann“. Einen 
weiteren Anhänger der Kaiserwahl-Lehre unter den Kanonisten vor 
Johannes Teutonicus vermag ich ‘aus dem Handschriftenbefund (vgl. 
oben 8.20 Anm. 1) festzustellen. Die Glosse imperatorem zu C. 24 Dist. 83 
(legimus), die hier avch etwas anders lautet (ex sola enim electione dico 
eum verum imperatorem scilicet principem antequam a papa con- 
firmetur. arg. hic licet non ita appelletur), enthält nämlich hierauf die 
Siglen hu. laur. (dann folgt ut dixi 63 di. quanto 10, der Zusatz fehlt, 
wie schon erwähnt). Die Sigle laur. bedeutet offenbar Laurentius His- 
panus, den Lehrer des Bartholomaeus Brixiensis, von dem wir im übrigen 
nicht allzuviel wissen (vgl. über ihn Schulte, Geschichte, I. Bd. SS.190f.). 

2) Vgl. Westdeutsche Zeitschrift XXX 88. 431ff. im Zusammen- 
hang mit Italienische Verfassungsgeschichte, II. Bd. 88. 54ff. 
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bleibe hier, als nicht zum unmittelbaren Gegenstand unserer 
Untersuchung gehörig, dahingestellt. Jedenfalls sind unter 
dem Einfluß der politischen Ereignisse, welche durch die 
Doppelwahl des Jahres 1198 ausgelöst wurden, dem deut- 
schen Recht immanente Gedanken sozusagen in das helle 
Licht des politischen Bewußtseins gehoben worden und haben 
unter Verwendung einer älteren kanonistischen Theorie, die 
an kirchenpolitischer Bedeutung als offenbar bewußterWider- 
spruch gegen eine noch früher vereinzelt unter den Kanoni- 
sten auftretende extrem hierokratische Formulierung, derzu- 
folge der Papst verus imperator ist!), nur gewinnt, innerhalb 
eines Menschenalters durch die beiden Sachsen Johannes 
und Eike sowohl im kanonischen als im deutschen Recht 
eine weit in die Zukunft wirkende?) Formulierung erfahren. 


* * 
%* 


Wir wenden uns nunmehr der schon oben berührten 
Glosse reges zu c. un. in Clem. II 9 (Romani principes) zu. 
Haben wir im vorangehenden einen Vorläufer der Kaiser- 
wahl-Lehre der glossa ordinaria kennengelernt, so gestattet 
sie uns einen besonders lehrreichen Einblick in ihr Fortleben 


1) Die Kenntnis der diesbezüglichen Stellen verdanken wir Schulte 
(SB. der Wiener Ak., phil.-hist. Kl., 64. Bd. SS. 93ff., Zur Geschichte der 
Litteratur über das Dekret Gratians, 2. Beitrag 1. Kapitel. Die Summa 
Coloniensis des Cod. Bamberg. D II 17; 2. Kapitel. Die Summa Pari- 
siensis des Codex Bamberg. P. II 26); vgl. auch Gierke, Deutsches Ge- 
nossenschaftsrecht, III. Bd. S. 521, Anm. 12. Die Summa Coloniensis, 
welche Schulte dem 7. Jahrzehnt des 12. Jahrhunderts zuweist, führt 
zu Dist. 40 aus (vgl. S. 111): Quare imperator potest infamiam abolere 
ideoque, cum papa super imperatorem, immo ipse verus imperator 
sit, non est dubium, eum idem posse. Und an anderer Stelle: Hic quae- 
ritur, an a saeculari tribunali in causis pecuniariis ad papam appellari 
possit. Videtur hic inde, quod papa verus imperator est. — Und 
die nach Schulte den Sechziger- oder Siebzigerjahren des 12. Jahr- 
hunderts angehörige Summa Parisiensis sagt zu c. 3 C. II q. 6 V coram 
(vgl. SS. 131f.) klipp und klar: ... . . vel possumus dicere, quod (scil. 
papa) ipse est verus imperator et imperator vicarius ejus. — 
Die Datierung bezweifelt ohne nähere Begründung Bloch, Die staufi- 
schen Kaiserwahlen und die Entstehung des Kurfürstentums, S. 159 
Anm. 4. 
2) Vgl. hierüber bezüglich des kanonischen Rechts die sofort fol- 
genden Ausführungen, bezüglich des deutschen unten $ 5. 
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im kanonischen Recht. Sie lautet: Romanos, ut sequitur. 
Et per hanc litteram videtur, quod rex Romanorum, qui 
nondum est imperator, vel coronatus, privilegia dare possit. 
de quo satis no. in Spe. de rescr. c. praesentäta. $ fin. ver. 
item quod est obtentum. et hic disputavit et tenuit Iaco. 
de Are. cuius quaestionem ad litteram posuit Cyn. in lege 
bene a Zenone. Cod. de quadr. praescript. Innoc. in decret. 
venerabilem dicit, quod si Imperator non possit reeipere 
coronam in loco debito, :nihilominus auctoritatem admini- 
strandi recipere potest a Coloniensi Archiepiscopo, ad quem 
spectat, vel ex ipsa electione habet illam secundum eum. 
refert. Host. de verb. signific. cap. super quibusdam. quod 
vidit in Alemania per principes judicari, et teneri, quod rex 
Romanorum post electionem concordem habeat omnem po- 
testatem, quam imperator, et quod unctio nihil addit. et 
facit, quod not. Ioan. 93 distinct. c. legimus. ut scripsi 
super verb. postquam [et super verb. futurum in gloss.] Sed 
quod plus est, vidi, et habeo formas quarundam litterarum, 
quae de registris Innocentii III. dieuntur extractae, quae 
manarunt super negotio discordiae electionis, de qua loqui- 
tur decret. venerabilem, quarum altera dirigebatur Archi- 
episcopis, Episcopis, et praelatis, et principibus Alemaniae, 
et Sclaviae [vel Sclavoniae], et altera specialiter Moguntino, 
inter alia referentes, quod inconcussa consuetudo imperii 
facta, certa, rationi Consona, juri subnixa, per patientiam 
 sedis Apostolicae tolerata, et per tolerantiam approbata, 
hoc habet, quod duobus electis in discordia, uterque admini- 
strat ut rex, et omnem imperii jurisdietionem exercet: quod 
declarat ibi Papa locum habere, donec per Papam alterius 
electio fuerit approbata; aut reprobata. 

An dieser Glossenstelle erscheint zunächst auffällig, daß 
die Frage, ob der Gewählte vor der Approbation und Krö- 
nung wahrer Kaiser ist, ebenso bestimmt verneint, wie 
anderseits zugleich betont wird, daß schon der futurus im- 
perator privilegia dare possit, wobei verschiedene Autoritäten 
däfür angeführt werden, daß der rex Romanorum — aller- 
dings nur post electionem concordem — habeat omnem pote- 
statem, quam Imperator, et quod unctio nihil addit. Es. 
scheint demnach, als ob das essentiale der Kaiserwürde sich 
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im Titel fände, der Streit über die Wirkung der Wahl und der 
Weihe also nur ein Titelstreit und die Wirkung der Kaiser- 
weihe dieselbe wäre, wie sie der Sachsenspiegel nach unserer 
Auffassung — nur abgesehen von dem reinen Wortstreit, 
daß derjenige, der die Rechte des Kaisers hat, doch nicht 
Kaiser ist — vertritt. 

Die besprochene Glossenstelle zu den Clementinen geht 
offenbar auf Johannes Andreae zurück, dem aber bei seiner 
bekannten streng päpstlichen Richtung eine derartige Auf- 
fassung wohl nicht zugemutet werden kann.!) Anderseits 
ist, wie der Vergleich alter Drucke und Handschriften ergibt, 
an der Authentizität der.Stelle nicht zu zweifeln.?2) Meines 
Erachtens dürfte die Lösung in folgender Richtung zu suchen 
sein. Die letzte der von ihm zitierten Autoritäten leitet der 
Glossator mit der Bemerkung ‚‚sed quod plus est“ ein. Dies 
deutet darauf hin, daß er sich eines Unterschiedes dieser 
letztzitierten von den vorher referierten Ansichten bewußt 
ist. Und in der Tat geht sie in einer doppelten Richtung 
über diese hinaus, einmal, indem sie die kaiserliche Gewalt 
nicht nur dem in concordia electus einräumt, sodann wohl 
auch darin — worauf wir noch zurückkommen —, daß sie 
dem Gewählten nicht nur das ius oder die iurisdictio, sondern 
ausdrücklich auch deren exercitium zugesteht. Betrachtet 
man im Lichte dieser Interpretation die ganze Stelle im Zu- 


1) Vgl. über ihn Schulte, Geschichte der Quellen und Litteratur 
des kanonischen Rechts, II. Bd. SS. 205ff., Scherer, Handbuch des 
Kirchenrechts, I. Bd. SS. 263f., über seine päpstliche Richtung insbe- 
sondere Schulte S. 209. Eichmann, Hertling-Festschrift, S. 271 sieht 
allerdings Johannes Andreae als einen Anhänger der Kaiserwahl-Lehre 
an. Allein was die von ihm angeführten Glossenstellen zum Gratianischen 
Dekret anlangt, so wäre bezüglich gl. deposuit zu c. 3 C 15 q. 6 die 
Autorschaft des Johannes Andreae erst zu erweisen, und auch abgesehen 
hievon scheint sie mir nicht beweisend zu sein. Eine gl. divinitus zu 
c. 11 D. 15 finde ich in den Druckausgaben überhaupt nicht. Man kann 
m. E. die früher im Text besprochene Glosse futurus nicht übersehen. 


2) Der Wortlaut der späteren Drucke findet sich z. B. im wesent- 
lichen gleich in einem wunderschönen Druck Paris 1509 (Thielmann und 
Kerver), Jo. Andree in librum VI. Decretalium, Clementinas et Extra- 
vagantes (ich habe das Exemplar der Klosterneuburger Stiftsbibliothek, 
Signatur 1108, eingesehen) und schon in der Handschrift der Wiener 
Hofbibliothek Cod. 2059 (saec. XIV). 
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sammenhang nochmals, so dürfen die zitierten Autoritäten 
offenbar nicht durchweg als Belege für die Ansicht des Jo- 
hannes Andreae gewertet werden, wir müssen darin vielmehr 
ein rechtsgeschichtlich sehr wichtiges Referat über verschie- 
dene Versuche, dieselbe Frage zu lösen, erblicken. 

Die Ansicht des Johannes Andreae selbst dürfte sich 
dahin formulieren lassen, daß der Gewählte vor der Krönung 
nicht imperator ist, eben deshalb die Befugnisse des Kai- 
sers nicht hat und daher auch nicht ausübt. Von dieser 
Regel läßt er jedoch eine Ausnahme zu : schon vor der Kaiser- 
krönung soll der Gewählte Privilegien erteilen können. Diese 
seine eigene Ansicht stützt Johannes Andreae durch den 
Hinweis (nicht auf Kanonisten, sondern) auf bekannte Le- 
gisten, nämlich auf Durandus!), auf Jakobus de Arena und 
auf seinen Freund Cynus.?) 


1) Die Stelle bei Durandus findet sich im Speculum iuris Lib. II 
Partie. 4 (de reser. praes.) $ 9 nr. 18 (pag. 424 der Druckausgabe Venetiis 
1585 — ich benutze das Exemplar der theologischen Seminarbibliothek 
der Wiener Universität). Durandus knüpft an einen ganz analogen Sach- 
verhalt an, wie Johannes Andreae, ob nämlich gewisse Zugeständnisse 
(donationes) des (bekanntlich nicht gekrönten) Rudolf v. Habsburg 
bezüglich des Kirchenstaates giltig seien. Er führt die Gründe dagegen 
und dann als Gründe dafür — sich zu ihnen bekennend — eine Beleg- 
stelle aus dem römischen Recht, c. 24 Dist. 93 (legimus) und vor allem 
die Analogie zur Papstwahl (vgl. unten Anm. 2) an. Es ist nicht zu 
. verkennen, daß die gerade als Voraussetzung der Approbation und 
der Krönung von den Gewählten verlangten Zusicherungen (die sich 
meist auf Italien bezogen) für die kurialistischen Gegner der Kaiser- 
wahl-Lehre gewisse Konstruktionsschwierigkeiten boten. Und es scheint 
mir kaum angängig, ihre in diesem Zusammenhang gemachten Ausfüh- 
rungen zu verallgemeinern. Ein Ausweg durch eine sozusagen psycho- 
logische einschränkende Interpretation wird im Text versucht. 

2) Vgl. über das Verhältnis zwischen Cynus und Johannes Andreae 
Schulte, a. a. O. S. 210, über die zitierte Stelle Savigny, Geschichte 
des römischen Rechts im Mittelalter, VI. Bd. S. 78 Anm. e. — Die 
zitierte Stelle bei Cynus, welche die ganze quaestio von Jacobus 
übernimmt, findet sich in der Lecturs ad Codicem, und zwar zu L. 3 
C. VII 37 (ich benutze das in der Wiener Hofbibliothek HB 49743 D 
befindliche Exemplar der Ausgabe Francofurti &.M. 1578). Sie geht über 
jene Ansicht des Johannes Andrese, die ich aus dem Zusammenhang der 
beiden Glossen futurus und reges erschließen zu müssen glaube, weit 
hinaus und entwickelt — allerdings anknüpfend an die Fräge einer 
Privilegierung i. w. 8. feiner Legitimation nämlich) — eine extrem anti- 
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Weiter referiert Johannes Andreae die Ansicht Sinibalds 
von Fiesco, des späteren Innozenz IV., aus dessen Dekretalen- 
Kommentar, und zwar zur Bulle Venerabilem (pag. 65 


hierokratische Kaiserwahl-Lehre; es scheint mir nicht angängig, aus der 
Zitierung zu schließen, daß sich Johannes auch diese extreme Begründung, 
die sein Freund Cynus von Jacobus übernommen hatte, aneignen wollte. 
— An sich ist die Stelle von höchstem Interesse und bringt uns lebhaft 
zum Bewußtsein, wie lückenhaft unsere Kenntnis der mittelalterlichen 
Kaiserwahl-Lehre ist, solange sie nicht auch bei den Legisten systematisch 
durchforscht ist. Wenn dies auch im allgemeinen außerhalb des Rahmens 
dieses Aufsatzes liegt, sei es doch gestattet, die bedeutsame Stelle als 
Anregung zu weiterer Forschung auszugsweise mitzuteilen. Nach Er- 
örterung der Gründe, welche gegen das Recht des noch nicht Gekrönten, 
zu legitimieren, sprechen, führt die Stelle, mit econtra anknüpfend, die 
Gründe an, welche dafür sprechen. Zunächst wird ausgeführt, das ius 
des praepositus Reipublicae entspringe ex Electione Imperatoris et 
acceptione electionis, sicut consensu mutuo fit matrimonium (wobei 
-darauf verwiesen wird, daß der Herrscher defensor Reipublicae und 
besonders der Schutzbedürftigen sei, genau so wie der Ehemann defensor 
uxoris, vgl. hiezu auch oben S.21 Anm. 1), wie ja auch andere Ämter durch 
Wahl besetzt werden; also Romanorum rex imperii iura habet . . . . 
et sic extunc est verus imperator. Es wird weiter darauf verwiesen, 
daß auch der Papst omnia iura pontificis ex electione empfängt, was in 
gleicher Weise für den Kaiser gelten müsse, der ebenfalls superiore caret 
(nam a Deo solum suum recognoscit imperium), und unter Hinweis auf 
c. legimus (vgl. oben S. 19) der Satz zitiert ‚‚exercitus facit impera- 
torem‘‘. Auch der Bischof übe seine Jurisdiktion vor der consecratio, 
der Erzbischof vor Übersendung des Palliums. Aus alledem wird der 
Schluß gezogen, der Gewählte bereits habe das Recht, ut ius statuat 
et ius dicat. Dasselbe ergebe sich aus folgender Erwägung: nach der 
Bulle Venerabilem sei der Gewählte rex; doch welche Gewalt habe er 
als solcher, da doch kaiserliche und königliche Gewalt nicht dasselbe, 
kein simplex magistratus seien; hierüber hilft sich der Legist mit der 
sophistischen Interpretation hinweg, da per electionem der, Gewählte 
iurisdictionem habeat nec (scil. ausdrücklich) dicitur, qui habet Impe- 
ratoriam, müsse man statim cum Imperator est electus, ihm kaiserliche 
Vollgewalt zubilligen (der Name König stehe dem nicht entgegen, da 
sich auch der Kaiser König nennt). Et sic patet ex praedictis, Regem 
habere ius Imperatorium et posse legitimare. Es werden dann weitere 
Einwände widerlegt und insbesondere darauf verwiesen, die Weihe gebe 
spiritualia dona, gratiam Sancti Spiritus, nicht iurisdictionem, nicht 
executionem. Und nun folgt eine Stelle, die für die Lehre sowohl 
von der Volkssouveränität als von der politischen Repräsen- 
tation von höchster Bedeutung ist: princeps vice populi eligatur, 
&b his, ad quos spectat electio de iure, & populg. aber per legem regiam. 
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col. 2).!) Hier wird zum Worte coronamus betont, daß vom 
Papst, wie er bei der coronatio eine inquisitio de vita et 
meritis coronandi vornimmt, (selbstverständlich) auch gegen 
ihn (den coronandus) Einwendungen erhoben (excipi) werden 
können. Die ‚ratio‘ hiefür erblickt der Kommentator darin, 
daß bei der (zur Krönung gehörigen) unctio et conse- 
cratio eine manus impositio erfolge, eine solche aber immer 
die inquisitio voraussetze, daß ferner die coronatio eine con- 
firmatio in sich schließe, diese jedoch sine examinatione fieri 
non debet. Nach Erledigung des Einwandes, daß die Cister- 
zienser- und Prämonstratenser-Äbte auf Grund besonderer 
Privilegien doch: ohne Examination konfirmiert werden, 
kommt die von Johannes Andreae richtig referierte Stelle: 
Credimus tamen, quod si Imperator coronam in loco debito 
recipere non possit nihilominus authoritatem ministrandi ab 
Archiepiscopo Colon. posset recipere, vel suam authori- 
tatem habet ex electione. Die Lehre von der Wahl als 
Rechtsgrund der kaiserlichen Gewalt hat sonach allerdings 


omne ius et potestas competit electo .. . . Et sic patet, quod iuris- 
dictionem habet legitimandi et privilegium concedendi, cum iurisdictionem 
et potestatem imperialem obtineat. Hier schließt das Zitat aus Jacobus, 
und Cynus fährt fort: ut ex supradictis liquet, secundum Iacob de Are. 
cuius fuit praedicta disputatio et solutio, quam hic inserere placuit, 
contra illos, qui Regem Alemanniae (auch die Wahl dieses Wortes statt 
rex Romanorum ist sehr interessant), ante coronam Romae sumendam 
Romanum prineipem mundi dominum non fatentur, errantes. — Es liegt, 
wie gesagt, nicht in unserm Plan, die Kaiserwahl-Lehre der Legisten im 
einzelnen zu verfolgen, insbesondere auch nicht ihren Einfluß auf Occam 
und Marsilius von Padua, die im Kampf zwischen Ludwig dem Bayer 
und dem Papst eine extrem antihierokratische Kaiserwahl-Lehre ent- 
wickelt haben, welche jedoch durch den bereits stark zur Geltung kom- 
menden Begriff der Staatssouveränität eine eigenartige Färbung erhält 
(vgl. Riezler, Die literarischen Widersacher der Päpste, SS. 222, 252; 
Gierke, Althusius, S. 54). Nur so viel sei erwähnt, daß der genialste 
aller Vorkämpfer des Ghibellinentums, Dante, weder mit den legistischen 
Verfechtern der Kaiserwahl-Lehre, noch mit der antihierokratischen Gruppe 
der Kanonisten, noch auch mit den politischen Kundgebungen aus dem 
Lager der deutschen Ghibellinen auf eine Linie gestellt werden kann, 
sondern ganz selbständige Wege wandelt (vgl. Monarchia. III 16, ed. 
Witte pag. 135, 139). 

.. .. 1) Ich benutze ein Exemplar der Ausgabe Francofurti a. M. 1570 
(Wiener Universitätsbibliothek III 259056). 
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auch bei kurialistischen Kanonisten Eingang gefunden, in- 
dem sie gewissermaßen subsidiär für den Fall, daß die ge- 
hörige Krönung sich als unmöglich erweist, anerkannt 
wurde, jedoch, wie der Zusammenhang der Stelle und mehr 
noch die spätere Politik des Papstes zeigt, mit der ihren Cha- 
rakter ganz umkehrenden Modifikation, daß eine vom Papst, 
genehmigte Wahl vorliegen muß.!) 


1) Dieser Schattierung der Kaiserwahl-Lehre hat Bloch, Die stau- 
fischen Kaiserwahlen und die Entstehung des Kurfürstentums, den ganzen 
4. Teil der ersten Abhandlung gewidmet und SS. 172 Anm. 2, 191 Anm. 2 
bereits die im Text besprochene Stelle des Kommentars mitgeteilt. 
Ich stimme in der Wertung dieser Kaiserwahl mit Bloch überein (vgl: 
meine Ausführungen in MIÖG. XXXIV 8. 362) und lasse es deshalb bei 
einem Verweise auf Bloch bewenden, ohne mir in allen Einzelheiten 
seine Auffassung und insbesondere seine Deutung der Quellenstellen zu 
eigen zu machen. Ganz vergriffen scheint mir hingegen, wie ich ebenfalls 
schon ausführte (MIÖG. XXXVII S. 304), die Auffassung Krammers 
in seinem Buche Das Kurfürstenkolleg von seinen Anfängen bis zum 
Zusammenschluß im Renser Kurverein (Quellen und Studien VI): ‚Die 
Grundidee des staufischen Imperialismus“ (Krammer S. 11l) hat 
Innozenz niemals anerkannt, auch nicht ‚für einen Ausnahmefall‘“, 
nämlich die Wahl Heinrich Raspes oder Wilhelms von Holland; denn 
diese Grundidee, soweit es überhaupt erlaubt ist, von einer solchen zu 
sprechen, kann man nur in der Freiheit der weltlichen Herrscherwahl 
von päpstlicher Bevormundung erblicken, von einer solchen aber war 
bei Innozenz IV. nicht im entferntesten die Rede, da er in Lehre und 
Praxis nur der in irgendeiner Form vom Papst genehmigten Wahl die 
Wirkung, kaiserliches Recht zu übertragen, zugesteht und um dieser 
Wirkung willen den ganzen Thronbesetzungsakt dem kirchlichen Recht 
unterwirft. Der Versuch Blochs (SS. 191ff.), die subsidiäre Anerkennung 
der (konfirmierten) Wahl als Kaiserwahl aus der bei der Erhebung Hein- 
richs bestehenden Zwangslage (Rom sowohl als Köln waren der Partei 
des Papstes nicht erreichbar) zu erklären, ist geistvoll und hat gewiß 
viel für sich, ob aber diese immerhin nur hypothetische Annahme hin- 
reicht, um die durch sie bedingte weitere Annahme zu rechtfertigen, 
daß der diesbezügliche Satz von Innozenz IV. erst als Papst, sei es 
gelegentlich der Wahl Heinrichs (Bloch), sei es gelegentlich der Wahl 
Wilhelms von Holland (Krammer), in seinen Dekretalen-Kommentar 
eingefügt wurde, scheint mir doch recht zweifelhaft. Mehr Krammer 
als Bloch nähert sich in der Beurteilung der Politik Innozenz’ IV. 
Ernst Mayer in seiner mehrerwähnten Rezension des Bloch’schen 
Buches im 30. Bande der Westdeutschen Zeitschrift, welche wertvolles 
Material beibringt. In der Sache vermag ich ihm nicht zu folgen. Daß 
Innozenz IV. „nur ausnahmsweise dem Papst ein Recht der electio 
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An zweiter Stelle berichtet Johannes Andreae von dem 
von uns bereits oben im $2gewürdigten, von Hostiensis mit- 
geteilten Fürstenweistum von 1252. Er faßt, wie sich aus 
der Einleitung der letzten der referierten Ansichten, der des 
Papstes Innozenz III., ergibt, das Weistum — wohl in Wider- 
spruch mit der von den Fürsten beabsichtigten Tendenz — 
dahin auf, daß die Wahl zwar quoad ius, nicht aber quoad 
ezereitium kaiserliche Gewalt übertrage, und als weiteren 
Gewährsmann dieser abgeschwächten Kaiserwahl-Theorie 
ruft er Johannes Teutonicus an. Und auf jeden Fall dürfen 
wir in dieser — wenn auch bezüglich de®Weistums unrich- 
tigen — Auslegung einen Beweis dafür erblicken, daß eine 
derartige Schattierung der Kaiserwahl-Lehre in der kanoni- 
stischen Wissenschaft nicht unbekannt war. 

Hostiensis selbst hat übrigens das Fürstenweistum über- 
haupt bekämpft.!) Im Anschluß an sein Referat über das 
Weistum bemerkt er (Commentaria in V, Decretalium librum 
pag. 130’ col. 22): Sed quiequid indicaverint, non videtur, 
quod hanc potestatem habeat, quousque per sedem aposto- 
licam fuerit approbatus, alioquin in potestate ipsorum esset 


gibt, wenn die Fürsten zu wählen versäumen“ ($. 437), mag richtig 
sein, beweist aber gar nichts dafür, daß er der Wahl ohne päpstliche 
Konfirmation konstitutive Wirkung zuschreibt. Der Beleg dafür, daß 
Innozenz IV. ‚in der Praxis... . dem zum rex Romanorum Ge- 
wählten sofort kaiserliche Gewalt zugeschrieben hat‘, Const. II 3048 
(sic! 8. 435), beruht offenbar auf einem Druckfehler; jedenfalls hat 
es sich dabei um eine vom Papst genehmigte Wahl gehandelt (vgl. 
Const. II 348: „postquam de Romanorum rege in imperatorem post- 
modum promovendo extiterit electio celebrata‘“).. Und wenn Mayer 
' schließlich auf die in der Absetzungsbulle vom Lyoner Konzil (c. 2 in 
VI to II 14) enthaltenen Worte: ‚‚illi autem, ad quos in eodem imperio 
imperatoris spectat electio, eligant libere successorem‘“ verweist, so hat 
die spätere Wahlbevormundung gezeigt, wie diese Freiheit gemeint 
war: in der als konstitutiver Akt gedachten Kaiserwahl war im Sinne 
Innozenz’ IV. die Konfirmation als Essentiale mitgedacht. Die hier 
behandelte Stelle des Kommentars nebst mehreren anderen ist nunmehr 
leicht zugänglich bei Krammer, Quellen, SS. 54fl. 

!) Für die Vermutung Ernst Mayers (Westdeutsche Zeitschrift 
XXX S. 438), daß die betreffende Stelle später eingeflickt wurde, vermag 
ich keine ausreichenden Gründe zu finden. 

2) Ich benütze das in der Wiener Hofbibliothek (25 D. 10) befind- 
liche Exemplar der Ausgabe Venetiis apud Iuntas 1581. 
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hereticum, vel alium minus idoneum promovere, quod esse 
non debet, ut patet in eo, quod le. et no. s. de elec. venera- 
bilem (c. 34 X 16). Der zitierten Bulle ist bis zur Anlehnung 
an den Wortlaut die Argumentation des Hostiensis entnom- 
men.!) 
Die eigene Ansicht des Hostiensis deckt sich genau mi 

der Sinibalds von Fiesco, wie sich deutlich aus seinen Aus- 
führungen eben zu c. 34 X I 6 (pag. 60 Col. 1) ergibt. Zu den 
Worten inungimus consecramus coronamus legt er dar, daß 
der Ausdruck consecramus hier nicht im technischen Sinn, 
in dem er auf die Bischofsweihe eingeschränkt sei, gebraucht 
werde. Die inunctio erfolge übrigens nicht unmittelbar durch 
den Papst, sondern durch den Erzbischof von Köln und den 
Erzbischof von Ostia, qui super hoc privilegiatus est ab anti- 
quo; aber auch qui per alium inungit, wie vorliegendenfalls 
der Papst, könne von sich sagen, daß er inungit. Die Weihe 
durch den Bischof von Ostia könne man nun im Gegensatz 
zur Königsweihe als consecratio bezeichnen. Die Krönung 
ist dem Papste persönlich vorbehalten; nam solus papa im- 
peratorem coronat, licet Hostien. inungat. Das Recht des 
Papstes zur inquisitio folgert nun Hostiensis, genau wie 
Sinibald, aus einem doppelten Gesichtspunkt: einerseits 
daraus, daß die inunctio mit einer manus impositio ver- 
bunden sei, anderseits daraus, daß in coronatione tribuitur 
confirmatio, welche (abgesehen von dem Privilegium der 
Cisterzienser und Prämonstratenser, welches auch Sinibald 
erwähnt) sine confirmatione fieri non debet. Und nun fährt 
Hostiensis fort: et si imperator non possit recipere coronam 
in loco debito, nihilominus authoritatem administrandi reci- 
pere potest a Coloniensi archiepiscopo, ad quem spectat. 
Vel ex ipsa electione hanc habet. Pm. d. n. intelligas con- 
cordi.2) Wir finden also auch hier wieder die Anerkennung 
der unbestrittenen®) und vom Papste gebilligten Wahl?) als 
Rechtsgrund der kaiserlichen Gewalt. Obwohl dieser 


1) Vgl. mein Buch Die deutsche Königswahl im corpus iuris 
canonici, SS. 48f. 58ff. 

2) Vgl. Bloch, a.a. O. S. 191 Anm. 2. 

3) Vgl. unten SS. 42f. 

4) Vgl. oben S. 32, besonders Anm. 1. 
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Kaiserwahl-Lehre eigentlich größere politische Bedeutung 
fehlt!), stützt sie Hostiensis doch durch einen Hinweis auf 
c. 24 Dist. 96. Ja, er zieht sogar als Parallele die Papstwahl 
heran, welche auch ohne Konsekration die päpstliche Juris- 
diktion überträgt.?) 

Wir sind mit dieser Betrachtung der von J ohannes 
Andreae zitierten Autoritäten der für den Sachsenspiegel 
unmittelbar in Betracht kommenden Zeit bereits vorangeeilt. 
Erst am Schluß seiner Ausführungen wendet er sich noch- 
mals Johannes Teutonicus und der Stellungnahme Inno- 
zenz’ III. im Thronstreit von 1198 zu. Bevor wir ihm hierin 
folgen, seien einige knappe Bemerkungen allgemeiner Natur 


1) Ich kann es daher durchaus nicht gelten lassen, und zwar mit 
Rücksicht auf die hier erörterte Stelle selbst dann nicht, wenn die 
8.33 Anm. 1 erwähnte Vermutung richtig wäre, daß Hostiensis mit Hu- 
guccio, dem Reichsweistum von 1252 und dem Sachsenspiegel in einer 
Linie steht (wie es nach Eichmann, Die rechtliche und kirchliche Be- . 
deutung der Kaisersalbung im Mittelalter, Hertling-Festschrift S. 271, 
der Fall sein soll. Mit wenigstens scheinbarem Rechte könnte sich 
Eichmann vielleicht auf eine von ihm nicht herangezogene und meines 
Wissens bisher überhaupt nicht verwertete Stelle berufen. Zu. 1X I7 
zum Worte privilegio führt Hostiensis aus: Die ecclesia sei von Christus 
gegründet; imperium autem a populo Romano vires sumpsit (ein deut- 
licher Anklang an die Übertragung der Kaiserwürde durch das römische 
Stadtvolk!) Inst. de jure na. D. sed quod principi. ff. de orig. jur. I. 
11 $ quia difficile plebs et sequ. C. de*re. im. enu. 1. 1 $ hoc etiam 
nihilominus ver. cum enim et l. 11 antepe.; largo tamen modo könne 
jede potestas auf Gott zurückgeführt werden. Dies klingt allerdings 
sehr wenig hierokratisch; aber man darf nicht vergessen, daß gerade 
die ausgesprochensten Hierokraten ganz unbefangen aus der Konstan- 
tinischen Schenkung argumentierten, ohne zu bemerken, daß sie damit 
die kaiserliche Gewalt des Papstes als von einer früher selbständigen, 
sonach im Prinzip von der geistlichen unabhängigen weltlichen Gewalt 
übertragen hinstellten. Übrigens sagt derselbe Hostiensis an anderer 
Stelle: Hec iura probant, quod imperator a populo eligitur et habet 
iurisdietionem. Alibi tamen dicitur quod deus misit ipsum legem ani- 
matam in terr’s, ut in aut. de consulibus. Unde sacerdotium et imperium 
&b eodem principio scilicet deo processerunt . . . . et ideo non multum 
differunt scilicet quoad principium (mitgeteilt nach Bloch, Die stau- 
fischen Kaiserwahlen, 8. 170 Anm. 3). Volksmandat und Gottesgnaden- 
tum bedeuten eben für das Mittelalter keine Gegensätze, wie in geradezu 
großartiger Weise Kern (Gottesgnadentum und Widerstandsrecht im 
früheren Mittelalter) nachgewiesen hat. 

?) Unrichtig Bloch, Die staufischen Kaiserwahlen, 8. 184 Anm. 1. 


g* 
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über die Stellungnahme des kanonischen Rechts zu unserer 
Frage gestattet, welche u. E. ein sicheres Urteil in bezug 
auf die Beeinflussung des Sachsenspiegels durch das kanoni- 
sche Recht anzubahnen geeignet sind.!) 


® * 
R 


Wir finden eine bunte Mannigfaltigkeit der Ansichten 
über den verus imperator, von einer extrem hierokratischen 


.4. 


1) Es ist vielleicht nicht uninteressant, daß sich auch in der von 
Thbolomeo de Lucca verfaßten Fortsetzung der Schrift des heiligen 
Thomas von Aquin De regimine principum ein leichter Anklang an 
die Kaiserwahl und speziell an die Wahl durch das Heer findet. De 
regimine principum Lib. III cap. 20 bringt eine Comparatio regalis 
dominii inter imperiale et politicum, qualiter convenit utrisque. Hier 
wird ein Vergleichspunkt zwischen Kaisertum und politicum dominium 
in der Wahl gefunden: Sicut enim consules Romani et dictatores, qui 
politice regebant populum, assumebantur per viam electionis, sive a 
senatoribus: ita et de imperatoribus contingebat, quod assumebantur, 
sive a Romano exercitu (als Beispiele werden Vespasian und Focas 
angeführt). Aliquando autem eligebantur Imperator a senatoribus, ut 
Trajanus et Diocletianus . . . . Das Wesen der Monarchie, worin regnum 
und imperium übereinkommen, findet Tholomeo mit bemerkenswerter 
Schärfe nicht in der Berufung, sondern in der rechtlichen Natur der 
Gewalt (in der majestas), ferner allerdings auch in der Krönung. Dupli- 
cem enim habent coronam et recipiunt electi in Imperatorem (hierauf 
wird über die lombardische und die römische Krönung gehandelt). 
Nebenbei sei bemerkt, daß Tholomeo im vorhergehenden Kapitel 19 
die Modifikationen des Imperiums seit Karl dem Großen behandelt: 
seit diesem sei es durch einige Zeit vererbt worden, später habe es Otto 
von Papst Leo, qui imperium tenuit, erhalten, Gregor VII. habe dann 
die Wahl durch das Kurfürstenkollegium eingeführt. Hierüber hat 
bereits Buchner, Die Entstehung und Ausbildung der Kurfürstenfabel, 
S. 58 gehandelt. Selbstverständlich haben wir es bei Tholomeo mit 
der kurialistisch umgebogenen Kaiserwahl-Lehre zu tun; daß die Wahl 
ohne päpstliche Konfirmation die kaiserliche Gewalt (allerdings unter 
strengster Scheidung des imperium vom regnum, worunter das deutsche 
Königreich verstanden wird) übertragen soll, ist ihm ein ungeheuerlicher 
Gedanke, wie sich aus der Determinatio compendiosa, die ja eigentlich 
eine systematische Abhandlung über unsere Frage darstellt und alle 
Argumente pro und contra zusammenfaßt, cap. 30 (ed. Krammer pag. 60) 
klar ergibt; nur die Frage, ob außer der Konfirmation auch Salbung 
und Krönung für den verus imperator unerläßlich seien, wird für erwä- 
genswert gehalten. Näher hierauf einzugehen, liegt, da diese Schriften 
schon dem Ende des 13. Jahrhunderts angehören, außerhalb des Planes 
dieser Abhandlung. 
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Theorie, welche als solchen nur den Papst gelten läßt (Summa 
Coloniensis und Parisiensis, oben S. 26), bis zur reinen 
Kaiserwahl-Lehre des Huguceio (oben SS. 22ff.), der aus der 
Wahl des Volkes und der Fürsten die kaiserliche Gewalt 
ableitet. Dazwischen begegnet eine Reihe von Zwischen- 
stufen, indem die Wahl des Kaisers einerseits nur den Fürsten 
zugeschrieben wird (Johannes Teutonicus, oben S.19), an- 
derseits nur subsidiär und nur im Zusammenhang mit der 
päpstlichen Konfirmation!) kaiserliche Gewalt übertragen 
soll (Innozenz IV. und Hostiensis, oben SS. 30ff.).. Auch 
klingt die Lehre an, daß zwar das ius im vollen Umfang 
durch die Wahl übertragen werde, das exereitium aber von 
der Krönung durch den Papst abhängig sei (oben S. 33), 
während Johannes Andreae von dem Satze, daß erst die 
Krönung bzw. Konfirmation quoad ius und quoad exereitium 
die kaiserliche Gewalt übertrage, eine Ausnahme in bezug 
auf das Recht der Privilegienerteilung gelten läßt (oben 
S. 29). 

Der Gesichtspunkt, unter welchem man vom kanoni- 
schen Standpunkt aus an die Konstruktion des Verhält- 
nisses zwischen Wahl und Krönung herantrat, war, wie sich 
bei Sinibald und Hostiensis (eigentlich auch schon bei Hu- 
guccio) mit durchsichtiger Klarheit ergibt, ein doppelter. 
Entweder legte man den Nachdruck auf die dem Krönungs- 
ritual angehörige Salbung oder auf die in der Krönung im- 
plieite enthaltene Konfirmation.!) Interessant ist, daß der 
Krönungsakt im engsten Sinne bei der Argumentation nir- 
gends eine größere Rolle spielt. 


Was zunächst die Salbung anbelangt, so ist sie im Laufe 
der Entwicklung im Krönungsrituale hinter der Insignien- 


!) Man kann die Bestätigung der Wahl in Approbation (Prüfung 
der Tauglichkeit der_Person) und Konfirmation (Prüfung des Wahl- 
akts) unterscheiden. So Engelmann, Der Anspruch der Päpste auf 
Konfirmation und Approbation bei den deutschen Königswahlen, Bres- 
lau 1886. Die Ausdrücke werden aber außerdem promiscue für die Wahl- 
bestätigung überhaupt gebraucht, die im Sinne der kirchlichen Schrift- 
steller und der politischen Praxis um die Mitte des 13. Jahrhunderts 
ganz zweifellos beide oben berührten Seiten umfaßte. So auch im 
folgenden. ne Ze 
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übertragung und Krönung immer mehr zurückgetreten.!) 
Auch ihre theologische Wertung ist durch die scharfe Her- 
ausarbeitung des Begriffs der Sakramente und die Festlegung 
von deren Siebenzahl zurückgegangen.?) Man kann die ent- 
schiedene Scheidung der Kaiserweihe von den Sakramenten 
durchaus nicht miteiner Minderung des kirchlichen Einflusses 
bei der Thronbesteigung in Zusammenhang bringen. Denn 
die Gleichsetzung der Herrscher- (keineswegs nur der Kaiser-) 
weihe mit der Bischofsweihe war ein Hebel nicht nur zur 
Geltendmachung kirchlichen Einflusses auf die Thronbe- 
setzung, sondern ließ sich anderseits benützen und wurde 
auch von der kaiserlichen Partei benützt, um Herrscherrechte 
gegenüber der Kirche und Exemtionen von der kirchlichen 
Strafgewalt unter Berufung auf das Christuswort ‚Nolite 
tangere christos meos‘‘ zu begründen, besonders auch Depo- 
sitions-Sentenzen zu begegnen.?) Eben deshalb scheint man 


1) Eine ausgezeichnete Orientierung, die uns das in Aussicht 
stehende Werk über die Rechtssymbolik der Kaiserkrönung mit Spannung 
erwarten läßt, bietet der schon oben S. 35 Anm. 1 erwähnte Aufsatz 
Eichmanns. 

2) Über die Geschichte des Sakramentsbegriffs vgl. Harnack, Lehr- 
buch der Dogmengeschichte, 4. Aufl. III. Bd. SS. 543 ff.; Specht, Lehr- 
buch der Dogmatik, 2. Bd. SS. 108, 111; Pohle, Lehrbuch der Dogmatik 
(Wissenschaftl. Handbibl. 1. Reihe 20. Bd.), III®, 20ff.; Grabmann, 
Die Geschichte der scholastischen Methode, 1. Bd. S. 250; Gröne, 
Sacramentum oder Begriff und Bedeutung vom Sakrament in der alten 
Kirche bis zur Scholastik (Berlin 1853); Schanz, Der Begriff des 
Sakraments bei den Vätern, Tüb. Theol. Quartalschrift 1891, SS. 531ff.; 
Hahn, Die Lehre von den Sakramenten in ihrer geschichtlichen Ent- 
wicklung innerhalb der abendländischen Kirche bis zum Konzil von 
Trient (Breslau 1864); Gillmann, Die Siebenzahl der Sakramente bei 
den Glossatoren des Gratian. Dekrets; Rinkel, Das Hauptstück de 
Sacramentis in genere, Internationale kirchliche Zeitschrift 1916, SS. 79 ff. 
und 2löff. Gerade die Zeit der älteren Scholastik bedürfte noch ge- 
nauerer Untersuchung. Speziell über die Bezeichnung der Herrscher- 
weihe als Sakrament vgl. Kern, Gottesgnadentum und Widerstands- 
recht im früheren Mittelalter (Mittelalterliche Studien I 2), SS. 78ff., 
Eichmann im 1. Band dieser Zeitschrift SS. 188ff. (in dem Aufsatz. 
Das Exkommunikationsprivileg des deutschen Kaisers); derselbe in dem 
oben 8. 36 Anm. 1 genannten Artikel (und sonst gelegentlich). Noch Petrus 
Damiani zählte die Herrscherweihe zu den Sakramenten (die Belege 
siehe bei Eichmann, Hertling-Festschrift S. 269 Anm. 7). 

3) Vgl. hierüber besonders Kern, a. a. O. SS. 85f. 
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kirchlicherseits das Rituale der Herrscherweihe so geändert 
zu haben, daß es sich von der Bischofsweihe deutlich abhob, 
und gerade Papst Innozenz III. hat hierauf in der alsc. 1115 
in die libri X übergegangenen Dekretale hingewiesen. 

Es steht sonach der Sakramentscharakter der Weihe 
nicht in einem notwendigen Zusammenhang mit der Frage 
nach dem staatsrechtlich konstitutiven Charakterdes Weihe- 
(und Krönungs-) aktes. Es gab Zeiten, in denen die Salbung 
ganz im Vordergrunde des Krönungszeremoniells stand und 
man trotzdem gar nicht daran dachte, Salbung und Krönung 
als Voraussetzung für die Ausübung der Herrscher- und 
speziell der Kaisergewalt anzusehen!) Und umgekehrt wurde 
gerade seit der 2. Hälfte des 12. Jahrhunderts von kurialisti- 
scher Seite die Verleihung der Kaiserwürde durch die Krö- 
nung und Weihe mit Bewußtsein betont, also zu einer Zeit, 
in der die Siebenzahl der Sakramente schon ziemlich fest 
umgrenzt und der Sakramentscharakter der Herrscherweihe 
endgiltig aufgegeben war. Das Sakrament wirkt Gnade; 
wie der auf Grund unbestrittenen Geblütsrechts Berufene, 
so auch der zum Herrschertum bereits rechtsgiltig Gewählte 
konnte es empfangen, ohne daß man ihm eine staatsrecht- 
lich konstitutive Wirkung zuschrieb. Dazu kam, daß selbst 
der Bischof nach kanonischem Recht — und zwar auch nach 
der strengeren Auffassung, welche die Konfirmation als Vor- 
aussetzung aufstellte (vgl. unten S. 42) — jedenfalls vor 
der Konsekration die bischöfliche Gewalt ausüben durfte, mit 
Ausnahme der Pontifikalien, welche der Nichtkonsekrierte 
ausüben weder durfte noch (mangelsdes ordo) konnte?), welche 
Pontifikalien aber bei der Ausübung der Herrschergewalt 
(auch der Kaisergewalt) überhaupt nicht in Frage standen. 

So ist die staatsrechtliche Lehre von der Kaiserwahl 
an sich mit der theologischen Auffassung der Kaiser weihe 
als Sakrament durchaus nicht unvereinbar, noch weniger 
natürlich von ihr abhängig. Immerhin finden sich in den 
kanonistischen Erörterungen, die wir oben kennengelernt 
haben, Anklänge an die Wandlungen der theologischen Auf- 


1) Vgl. hierüber besonders Eichmann, Hertling-Festschrift, S.266. 
2) Vgl. Hinschius, System des katholischen Kirchenrechts, 2. Bd. 
S. 576. | 
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fassung. Dahin ist es zu rechnen, wenn wir mitunter die 
Kaiserkrönung, mitunter die Kaiserweihe der Wahl ge- 
genübergestellt finden (vgl. oben SS. 23f. u. S.27). Auf die 
ursprüngliche Bedeutung des Weiheaktes geht es wohl auch 
zurück, wenn die hierokratische Doktrin fast durchwegs an 
die manus impositio, nicht an die eigentliche coronatio an- 
knüpft, um das päpstliche Approbationsrecht zu begründen. 
Weiter finden wir aber noch spät im 13. Jahrhundert, bei 
Hostiensis, eine Erörterung, in welcher zwar der Unterschied 
zwischen Herrscherweihe und Bischofsweihe betont wird, 
doch aber beide unter einen Begriff subsumiert werden, und 
zwar in einer Weise, in welcher sich deutlich zeigt, wie nahe 
sie in der jüngstvergangenen theologischen Lehre noch an- 
einandergerückt gewesen sein müssen. In der Summa aurea!), 
Liber I tit. 16 (de sancta unctione) wird (Col. 171) die Frage, 
quis sit effectus unctionis, für die Bischofsweihe dahin be- 
antwortet, daß das matrimonium contractum inter ipsum 
et ecclesiam consummetur, bei der Priesterweihe dahin, daß 
der inunctus missam celebret et alia quae ad sacerdotale 
officium pertinent, valeat exercere. Bezüglich der Weihe 
des Königs — und das Vorangehende (Col. 170) zeigt, daß 
dasselbe von der Kaiserweihe gelten soll — aber heißt es: 
Effectus unctionis regalis est, ut augeatur ei gratia ad 
officium, quod ei committitur exercendum. quod quale sit, 
not. supra, de elect. $ quis eligit ver. item captio. et ut 
honorabilior habeatur. infra de ma. et obe. solitae respons. 
l.et $ 1.2) Deutlich zeigt sich hier, daß die Herrscherweihe 
— im Gegensatz zur sakramentalen Weihe — einen ordo, 
eine gesteigerte übernatürliche Fähigkeit spirituellen Cha- 
rakters nicht gewährt. Wenn Hostiensis für den Regelfall 
erst auf die Krönung die kaiserliche Gewalt gründet, so 
steht für ihn im Vordergrund offenbar die zweite Konstruk- 
tion, von welcher wir oben gesprochen haben. 

Legte man den Schwerpunkt darauf, daß die Krönung 
implicite eine Konfirmation (oder Approbation) enthalte, so 


!) Ich benutze die Ausgabe Basileae 1573 (Wiener Universitäts- 
Bibl. III 259205). 
2) Das erste Zitat ist offenbar fehlerhaft, die Stelle nicht auf- 
findbar, die zweite zitierte Stelle bringt nichts von Belang. 
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ließ sich ihre Wirkung in bezug auf die Übertragung der 
kaiserlichen Gewalt durch die in anderer Form erteilte Kon- 
firmation ersetzen, und so kam man zu der ihrer ursprüng- 
lichen politischen Spitze entkleideten Kaiserwahl-Lehre des 
Sinibald und des Hostiensis. Bei dieser Konstruktion ist 
nun aber sehr zu beachten, daß die Streitfragen über das 
Verhältnis von Wahl und Konfirmation unter den Kano- 
nisten genau so, wie bei der Kaiserwahl, bezüglich 
der Wahlen zu allen kirchlichen Ämtern bestehen. 

Man vergegenwärtige sich nur die oben (SS. 20ff.) erör- . 
terte Glosse des Johannes Teutonicus zu c. 10 Dist. 63 zum 
Worte relatio, in welcher ex professo die variatio electionis 
bei kirchlichen Wahlen schlechthin erörtert, nur exemplifi- 
zierend dieKaiserwahl-Lehre gestreift und von allenKirchen- 
ämtern der Satz gelehrt wird: Per confirmationem enim nihil 
juris novi acquiritur: sed tantum exereitium. «An mehrfachen 
Stellen der glossa ordinaria zu den Dekretalen kehrt derselbe 
Gedanke wieder, z. B. gl. confirmationem zu c. 1 X II 29 
und gl. forma communi zu c. 5 X III 8.!) Noch schärfer 
äußert sich Huguccio: weit entfernt, die Erwerbung des. 
Rechtes durch die Wahl unabhängig von der Konfirmation 
als eine Besonderheit der Kaiserwahl anzusehen, bezeichnet 
er geradezu denjenigen als stultus, der den clerici bei den 
kirchlichen Wahlen nicht dieselbe Rechtsstellung einräumen 
wollte wie den Fürsten bei der Kaiserwahl (oben S. 24). 
Ich möchte deshalb auch sehr bezweifeln, ob Bloch auf 
der richtigen Fährte ist, wenn er (Historische Vierteljahres- 
schrift XIV 1911 S. 252 Anm. 3) die Nicht-Erwähnung des 
Volkes bei der Kaiserwahl durch Teutonicus im Gegensatz 
zu Huguccio durch den Wandel des bei der deutschen 


2) Dabei wird teilweise ein weiterer Begriff der Konfirmation, 
der Bestätigung von Urteilen und Erneuerung von Privilegien in sich 
schließt, entwickelt. Manche Glossatoren legen der confirmatio sine 
causae cognitione (in forma communi) und der confirmatio cum causae 
cognitione (ex certa scientia) verschiedene Wirkung bei. Hierauf kann 
im Rahmen dieses Aufsatzes nicht eingegangen werden; wir beschränken 
uns auf die Mitteilung der Glosse: gl. confirmationem zu c. 1 (Si quis 
rei litigiosae) X II 30. Nota, quod confirmatio impetrata sub forma 
communi, sive etiam innovatio nihil novi juris tribuit, sed solümmodo 
vetus conservat..... m | 
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Königs- bzw. Kaiserwahl wirklich beobachteten Vorganges 
zu erklären sucht. Viel eher mögen Erinnerungen an die 
Beteiligung des Volkes an allen kirchlichen Wahlen im 
Spiele gewesen sein, sofern Huguccio nicht etwa gar, wie 
schon oben (S. 25) erwähnt, an die Ausrufung zum Kaiser 
durch das römische Stadtvolk gedacht hat. 

Diese Erwägungen sind für die Beurteilung der Kaiser- 
wahl-Lehre nicht gleichgiltig. Es zeigt sich, wie auch die 
Gegner der Hierokraten ihre Argumente dem kirchlichen 
Ämterrecht entnehmen und wie die Kaiserwahl-Lehre selbst 
in ihrer anti-hierokratischen Zuspitzung sich in die Auf- 
fassung des Kaisertums als kirchliches Amt einfügen ließ. 
Man brauchte sie dann nur den Wandel mitmachen zu 
lassen, der im allgemeinen kirchlichen Ämterrecht eintrat, 
um sie aller antihierokratischen Tendenzen zu entkleiden 
und ganz dem päpstlichen Einfluß zu unterstellen. 

In diesem Zusammenhang sei auf die m. E. nicht ge- 
nügend beachtete Übereinstimmung zwischen einem Canon 
des 4. Lateranensischen Konzils und allgemein bekannten, 
auch im Zuge dieser Abhandlung schon besprochenen 
deutschen Staatsakten und politischen Äußerungen auf- 
merksam gemacht. Der 26. Canon des 4. Lateranensischen 
Konzils, der auch in die Gregorianischen Dekretalen (c. 44 
$ 2X. 16)!) Aufnahme gefunden hat, regelt die Streitfrage, 
ob der gewählte Bischof schon vor der Konfirmation seine 
Amtsgewalt ausüben darf, für die- außeritalienischen Bis- 
tümer dahin, daß die Ausübung im Falle der concors electio 
zulässig ist. Concors electio bedeutet aber nach kanonischer 
Theorie nicht die einstimmige, sondern die nicht angefoch- 
tene Wahl.?2) Hiemit zusammengehalten, erscheint das 


1) Siehe die Belege in der Ausgabe von Friedberg; er war bereits 
in die Compilatio IV (I 3 c. 11) aufgenommen. Unter dem Einfluß dieser 
Dekretale hat Johannes Teutonicus seine frühere Ansicht, daß auch das 
ius administrandi regelmäßig aus der Wahl fließe (vgl. oben S. 20), 
fallen lassen. In seinem Apparat zur Compilatio IV (siehe die literarischen 
Belege vorletzter Band S. 78 Anm. 2) führt er zu dieser Dekretale aus, 
daß das ius administrandi nur in 3 Fällen unmittelbar aus der Wahl 
folge: 1) in exemtis qui sunt ultra Italiam, 2) in Archiepiscopis ultra- 
montanis, 3) in Romano pontifice. 

2) Vgl. Hinschius, System, II. Bd. S. 671 Anm. 6. 
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Fürstenweistum von 1252 in doppelter Hinsicht in neuer 
Beleuchtung. Einerseits stellt auch dieser Staatsakt sich 
als die Anwendung einer Bestimmung des kirchlichen Ämter- 
rechts auf das Kaisertum und damit indirekt auch auf die 
deutsche Thronfolge dar. Anderseits wird die allgemeine 
Auffassung, daß sich das Fürstenweistum nur auf die ein- 
hellige Wahl bezieht, eine ernstliche Nachprüfung erfahren 
müssen. Versteht man die concordia der Wähler im Sinne 
der concors electio nach der kanonistischen Terminologie, 
dann vermindert sich ganz beträchtlich der Abstand, der 
nach der bisherigen Auffassung zwischen dem Fürstenweis- 
tum von 1252 und dem Kurfürstenweistum von Rhense 
besteht. | | 

Wir haben hiemit bereits die Stellungnahme Inno- 
zenz’ III, zu unserer Frage berührt und erinnern uns, daß 
Johannes Andreae am Ende der von uns besprochenen 
Klementinenglosse zwei Autoritäten anführt, deren Äuße- 
rungen zeitlich als Vorlagen des- Sachsenspiegels möglicher- 
weise in Betracht kommen können. Ihnen wollen wir uns 
nunmehr am Schluß unserer kirchenrechtlichen Unter- 
suchungen zuwenden, womit wir zu unserem Ausgangspunkte 


zurückkehren. 


%* %* 
* 


Welche Stellung hat zunächst Innozenz III. in unserer 
Frage während des Thronstreites, der mehrmals im Sachsen- 
spiegel widerklingt, eingenommen ? Darauf scheint das 
Zitat bei Johannes Andreae eine Antwort zu geben. Die 
von Johannes zitierte Stelle konnte ich jedoch im Registrum 
super negotio imperii nicht auffinden. Sie paßt auch schlech- 
terdings nicht zu der ganzen Politik Innozenz’ III. von der 
Doppelwahl bis zur Entscheidung des Thronstreits. Ich 
möchte daher annehmen, daß die zitierte Stelle einer jener 
falsae litterae entnommen ist, die nach der wiederholten 
Klage des Papstes!) in Deutschland verbreitet wurden. Sie 
scheidet aus unserer Untereuchung aus. 


ı) Baluze, Registrum super negotio imperii nr. 85, 86, %. 
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InWirklichkeit!) geht InnozenzIIIl.im Thron- 
streitdavon aus, daß das Kaisertum, als dessen 
wesentlicher Inhalt die Vogtei der römischen 
Kirche erscheint, etwas vom deutschen Königtum 
sachlich Unterschiedenes, mit ihm aber dadurch 
verknüpft ist, daß der rechtsgiltigErwählte eine 
Anwartschaft darauf hat, die Kaiserkrone vom 
Papst zu erhalten. Daß bei einer Zwiekur bis zur päpst- 
lichen Entscheidung beide Gewählten jenes Recht, welches 
der Papst als das eigentlich kaiserliche (und zwar lediglich 
als Kehrseite einer Pflicht) ansieht, ausüben durften, wider- 
streitet allen politischen und kirchlichen Kundgebungen des 
Papstes aus dieser Zeit. Er folgert im Gegenteil aus der 
verfassungsmäßigen Verknüpfung beider Würden einer-, 
den kirchlichen Aufgaben des Kaisertums anderseits, daß 
nur ein zur Erfüllung auch dieser Aufgaben Geeigneter ge- 
wählt werden darf, und daß dem Papst, der ihn zu weihen 
und zu krönen hat, die Prüfung der Idoneität sowie der 
Königswahl selbst als der Voraussetzung auch für dasKaiser- 
tum zusteht. Immer und immer wieder?) betont er, daß 
ein päpstliches Eingreifen bei einer Zwiekur durch das Be- 
dürfnis der Kirche nach einem defensor gerechtfertigt ist. 
Der Standpunkt Innozenz’ III. weicht also völlig ab von 
jenem, den kurz darauf Eike von Repgau vertrat. 

Wie verhält sich nun aber letzterer zu dem seines mut- 
maßlichen Lehrers Johannes Teutonicus ? Vergegenwärtigen 
wir uns die Stellen, welche wir oben SS. 19 ff. erörtert haben, 
einerseits, unsere Ausführungen über die Konstruktion der 
Kaiserweihe (oben SS. 40f.) anderseits, so können wir den 
Standpunkt des Johannes etwa folgendermaßen präzisieren. 
Er stellt nicht wie Huguccio die Krönung, sondern die Weihe 
der Wahl gegenüber, faßt sie als Konfirmation auf und for- 
muliert die Frage so, ob das kaiserliche Recht durch die Wahl 
oder erst durch die Konfirmation erworben wird. Diese 


!) Vgl. die ausführlichen Darlegungen und eingehenden Literatur- 
belege in meinem Buche Die deutsche Königswahl im corpus juris 
canonici, SS. 44ff. 

2) 2. B. Baluze, Registrum, nr. 11 (col. 695), nr. 33 (col. 703) und 
besonders deutlich nr. 60 (= c. 34 X 16, die berühmte Bulle Venerabilem). 
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Frage beantwortet er generell für alle kirchlichen Wahlen, 
unter welche er auch die Kaiserwahl subsumiert, dahin, 
daß die confirmatio kein novum ius schafft, dieses vielmehr 
in seiner Fülle aus der Wahl entspringt. Er schwächt diesen 
Satz jedoch durch die Einschränkung ab, daß das exercitium 
der Jurisdiktion dem Gewählten vor der Konfirmation nicht 
erlaubt sein soll. 

Dieser Standpunkt erscheint bezüglich der kirchlichen 
Wahlen im allgemeinen als ein sehr gemäßigter, zumal wenn 
man sich an das viel weiter gehende Zugeständnis erinnert, 
welches bald darauf das 4. Lateranensische Konzil für 
Deutschland gemacht hat.!) Ob Teutonicus die erwähnte 
Einschränkung auch auf das Kaisertum bezieht, sagt er 
nicht ausdrücklich und könnte nicht ohne weiteres als sicher 
gelten. Sei dem aber, wie immer: jedenfalls sieht er 
den Rechtsgrund der kaiserlichen Gewalt in der 
Wahl der Fürsten, nicht in päpstlicher Verlei- 
hung, und rückt damit weit ab von den hierokratischen 
Kanonisten. 

So finden wir wieder, ganz ähnlich wie bezüglich des 
Ausschlusses des Gebannten vom passiven Königswahlrecht, 
Eikes Standpunkt in derselben Richtung, wie den des Teu- 
tonicus, mit dem Eike schon darin übereinstimmt, daß er 
die Weihe (nicht die Krönung) der Wahl gegenüberstellt. 
Im übrigen hält er sich eher noch um eine Linie von den 
Hierokraten entfernter, wenn man nämlich die Einschrän- 
kung bezüglich des exercitium bei Teutonicus auch auf das 
Kaisertum bezieht, wobei aber die Möglichkeit offen bleibt, 
daß Eike nur durch unbewußtes Absehen von dieser kano- 
nistischen Feinheit den Standpunkt etwas verschoben hat. 
Überhaupt möchte ich nicht so verstanden werden, als ob 
die Schülerschaft Eikes gegenüber Johannes Teutonicus als 
etwas absolut Zweifelloses hingestellt werden sollte, und 
noch weniger so, als ob jede einzelne Übereinstimmung oder 
auch Abweichung in den Ansichten der beiden Männer als 
eine bewußte Stellungnahme Eikes zu Teutonicus gedeutet 


t) Wir werden hierauf vielleicht in einem dritten kanonistischen 
Streifzug durch den Sachsenspiegel, der dessen Beziehungen zum 4. Late- 
ranensischen Konzil behandeln soll, zurückkommen. 
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werden könnte. Wohl aber erscheint mir die Schülerschaft 
Eikes, wenn man die örtlichen und zeitlichen Beziehungen 
im Auge behält, als eine ungemein wahrscheinliche Hypo- 
these, und es dünkt mir — dies bemerke ich gegen Eich- 
manns Einspruch!) — methodisch nicht unzulässig, eine 


solche Hypothese als heuristisches Hilfsmittel zu verwenden. . 


Sie wird jedenfalls als Anlaß gelten dürfen, die Standpunkte 
der beiden Männer systematisch zu vergleichen, und sie wird 
an Wahrscheinlichkeit gewinnen, an je mehr Punkten dieser 
Vergleich eine Verwandtschaft, wenn auch nicht eine sklavi- 
sche Abhängigkeit ergibt.?) Er behält m. E. seinen Wert 


ı) Historisches Jahrbuch, XXXVIII S. 734f. 


2) Ich möchte in diesem Zusammenhang noch auf die (teilweise 
schon Deutsche Königswahl, SS. 31, 41, 42 mitgeteilte und verwertete) 
Glosse discrevit zu c. 8 (quoniam) Dist. 10 verweisen. Sie lautet nach 
den späteren Drucken (mit Hinweglassung der Zitate): Cum ergo po- 
testates istae sint distinctae, est hic arg. quod imperium non habetur 
a Papa, et quod Papa non habet utrumque gladium. Nam exercitus 
facit Imperatorem, ut 93 d. c. legimus. Imperium a solo Deo habetur, 
ut... . alioquin si ab ipso haberetaur, licite appellaretur in temporalibus 
ad ipsum, quod prohibet Alex. et dicit quod illa non contingunt suam 
jurisdistionem . .. . . Item ecclesise solvunt tributum Imperatori, 
ut... . Sed contra et caelestis et terreni Imperii juste sunt ei con- 
ce888, ut... .. Item imperator jurat Papae, ut... . . et Papa de- 
ponit Imperatorem, ut . . . . Item ipse transtulit Imperium de Oriente 
in Occidentem, ut (folgt das Zitat der Bulle Venerabilem). Ego credo 
potestates esse distinctas: licet Papa quandoque utramque potestatem 
sibi assumat. scilicet si legitimat aliquem in spiritualib. et temporali- 
bus, ut . . . . sed illud fuit de petitione regis, qui hoo ipsum fecisse 
potuit, ut ibi dieitur. Nec ob quod a saeculari judice appellatur ad 
Papam; quia hoc fit propter defectum judicis saecularis, ut exprimitur 
a... sed facit ad petitionem regis. Nam etiam vacante Imperio supplet 
defectum Imperii. ut extra de fo. comp. co. licet (c.10 X 1a). Es mag sein, 
daß in dieser Glosse ältere und jüngere Lagerungen zu unterscheiden 
sind, obwohl mir der Schluß Blochs (Kaiserwahlen, S. 164 Anm. 3), 
daß die Schlußworte der Glosse aus dem Kommentar Innozenz’ IV. 
genommen sind, nicht zwingend erscheint (es kann sich ebensowohl 
umgekehrt verhalten). Daß der Anfang der Glosse auf Johannes 
Teutonicus zurückgeht, wird man kaum bezweifeln dürfen. Ist 
dies aber der Fall, so können wir einen nicht zu unterschätzenden Pa- 
rallelismus zwischen Teutonicus und Eike feststellen: nicht nur die 
kirchenpolitische Grundauffassung ist dieselbe, sondern es liegt nahe, 
an Ssp. Landr. I 1 zu denken, wo nur positiv gewendet wird, was die 


“ 
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auch dann, wenn man sich durchaus bewußt bleibt, daß 
beide, Johannes und Eike, unter dem Einfluß der großen 
politischen Ereignisse standen, von denen am Beginn des 
13. Jahrhunderts die sächsische Erde widerhallte. Nimmt 
man auch die Schülerschaft Eikes und einen Einfluß seines 
Lehrers auf seine Ansichten an, so bleibt es doch wichtig, 
zum Schluß in Kürze einen Blick auf die politischen Ereig- 
nisse zu werfen, unter deren gewiß mit in Betracht kommen- 
dem Einfluß sie sich geformt haben, und auf die politischen 
Wirkungen, die von ihnen ausgegangen sind. 


85. Der politische Anlaß für Eikes Kaiserwahl- 
Lehre und ihre politischen Wirkungen. 


. I. Die Kaiserwahllehre hatte zwei Wurzeln: einerseits 
die Übertragung der kaiserlichen Gewalt durch die lex regia - 
nach römischem Staatsrecht, die durch die Legisten zu 
neuem Leben in der Theorie erweckt wird und in der Wahl 
durch das römische Stadtvolk einen — allerdings politisch 
wenig belangvollen — Sproß treibt; anderseits das poli- 
tische Bedürfnis Deutschlands, den Ansprüchen des Papst- 
tums in bezug auf die Thronbesetzung entgegenzutreten. 
Bei den Kanonisten haben wir Anklänge an beide Gedanken- 
reihen gefunden. Die Lehre des Johannes Teutonicus unter- 
scheidet sich von der seiner Vorgänger gerade dadurch, daß 
er unter Weglassung der Volkswahl auf die Wahl der deut- 
schen Fürsten allein das wahre Kaisertum gründet; so ver- 
tritt er im kanonischen Recht dieselbe Lehre, als deren 
noch schärferen Vorkämpfer wir Eike von Repgau erkann- 
ten. Des letzteren Lehre in unserer Auffassung deckt sich 
nun genau mit jenem Standpunkt, der nach Blochs!) Dar- 
stellung, welcher wir vollständig zustimmen und auf welche 
wir daher verweisen, der Wahl Philipps im Jahre 1198 zu- 
grunde lag und besonders in der Fürstenerklärung von 
Speier Ausdruck gefunden hatte. Es dürfte wohl kaum 
einem Zweifel unterliegen, daß die Ereignisse von 1198, bei 


Glosse diserevit mehr negativ formuliert (Papa non habet utrumque 
gladium). 
1) Die staufischen Kaiserwahlen, SS. 20ff. 
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denen Sachsen stark beteiligt war, für die Formulierung 
der Kaiserwahl-Lehre durch die beiden großen sächsischen 
Juristen mitbestimmend waren. 

Wohl war seither mehr als ein Jahrzehnt vergangen, 
als Johannes, und ungefähr zwei Jahrzehnte, als Eike seine 
Lehre formulierte. Aber der im Jahr 1198 entfachte Kampf 
hatte das ganze Jahrzehnt ausgefüllt und alle Gemüter 
mächtig erregt. Was Wunder, wenn zuerst Johannes und 
dann sein vermutlicher Schüler Eike, letzterer in gleicher 
Weise unter dem Einfluß des Lehrers und des Nachhalles 
der jüngstvergangenen politischen Kämpfe, der politischen 
Forderung der staufischen Partei eine juristische Formulie- 
rung geben! 

In den Jahren von 1211 bis 1220 waltete übrigens nicht 
nur in Deutschland, sondern im weiteren Reich Friedrich II. 
auf Grund einer Wahl, von der, wie immer man sich zu 
den auf sie bezüglichen Streitfragen stellen mag, so viel 
sicher ist!), daß der Papst in ihr eine Kaiserwahl erblickte, 
sie als solche auf dem vierten Lateranensischen Konzil feier- 
lich approbierte, auch auf Grund derselben Friedrich als 
in imperatorem electus bezeichnete. Wohl war sie vom 
Papst konfirmiert, sodaß das imperiale Walten des electus 
auch vom päpstlichen Standpunkt aus einer Beanstandung 
nicht unterlag. Als aber die Stellung Friedrichs sich einer- 
seits mehr und mehr befestigte und der ganze alte staufische 
Anhang auf seine Seite trat, als anderseits seine Politik 
gegenüber dem Papsttum zusehends selbständiger wurde: 
da mochte immerhin sein Jahre hindurch vor der päpst- 
lichen Krönung fortgesetztes imperiales Walten dazu bei- 
tragen, den Gedanken der Kaiserwahl lebendig zu erhalten. 
Auf diesem politischen Hintergrund hatte die Kaiserwahl- 
Lehre des Sachsenspiegels, wenn sie auch gewiß die Selb- 
ständigkeit der weltlichen Gewalt zu behaupten beabsich- 


1) Bloch, a. a. O. SS. 89ff. (auf die Frage, ob das Verhältnis der 
Wahlen von 1211 und 1212 von Bloch richtig gedeutet ist, kann hier 
nicht eingegangen werden); Scheffer-Boichorst, Hist. Zeitschr. 
XLVI 142; Rodenberg in seiner Studie über wiederholte deutsche 
Königswahlen, Gierkes Untersuchungen, 28. Heft; Hampe in der 
Zeitschrift für Geschichte des Oberrheins, N. F. XX 9fl. 
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tigte, doch nicht eine so scharfe antihierokratische Tendenz, 
als wenn sie etwa anderthalb Jahrzehnte früher formuliert 
worden wäre, fügt sich also wohl in das Bild von Eikes 
kirchenpolitischer Richtung, das wir im vorletzten Bande 
dieser Zeitschrift!) entworfen haben. Diese Erwägungen legen 
auch aufs neue nahe, die Entstehungszeit des Sachsen- 
spiegels näher an das Jahr 1220 heranzurücken, in eine 
Zeit, in der die Erinnerung an den des Kaisertitels ent- 
behrenden Herrscher noch frisch war. | 

II. Gerade weil Eikes Lehre tief in den politischen Er- 
eignissen wurzelte, vermochte sie auch in die Zukunft poli- 
tisch zu wirken, genau so, wie es bei seiner Darstellung 
des Wahlaktes der Fall war.?) 

Die erste Wahl seit der Entstehung oder doch seit der 
Verbreitung des Sachsenspiegels in Deutschland, die Wahl 
Konrads IV. im Jahre 1237°), stellt sich — wenn auch 
natürlich, da ja der Vater noch regierte, mit gewissen Vor- 
behalten — nach der Wahlurkunde als Kaiserwahl dar; 
nach dem Tode des- Vaters leitete Konrad tatsächlich aus 
ihr das Recht zu imperialem Walten ab, pflegte aber, da 
er weder zu Aachen noch zu Rom gekrönt war, entsprechend 
der Lehre des Sachsenspiegels weder den Kaiser- noch den 
Königstitel zu führen. Als es ein Jahrzehnt später dem 
Gegenkönig Wilhelm von Holland ) gelang, auch große Teile 
des alten Anhanges der Ghibellinen auf seine Seite zu brin- 
gen und eine Nachwahl im Jahre 1252 auf dem Reichstag 
von Braunschweig die Einmütigkeit derer herstellte, welche 
nach dem Sachsenspiegel den König zu allererst by name 
kiesen sollen, wurden zugleich zwei Weistümer gefunden, 
deren erstes den Kreis der Kurfürsten unter Ausschluß 
Bayerns (auch hierin dem Wortlaut des Sachsenspiegels 


1) SS. 88 ff. 

2) Hugelmann, Die deutsche Königswahl im corpus iuris canonici, 
SS. 170ff.; Die Wahl Konrads IV., SS. 69ff. 

s) Die Wahl Konrads IV., besonders SS. 54, 59ff., 75fl. 

4) Bloch a. a. O., SS. 228f.; Buchner, Die deutschen . Königs- 
wahlen und das Herzogtum Bayern (Gierkes Untersuchungen, 117. Heft), 
SS. 69ff. (letzterer scheint mir in der Rekonstruktion des 1. Weistums 
das Richtige zu treffen). 
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folgend) abschloß, deren zweites feststellte, daß der in con- 
cordia gewählte König dieselbe Gewalt habe, wie der Kaiser, 
und die Weihe nichts als den Titel hinzufüge. Der Einfluß 
des Sachsenspiegels auf den Wortlaut dieses Weistums kann, 
wie schon Bloch bemerkt hat, gar nicht verkannt werden. 
Sachlich handelte es sich allerdings um eine vom Papst 
gebilligte Wahl, die Betonung der concordia im Anklang 
an einen Satz des kirchlichen Ämterrechts!) ließ die Frage 
des päpstlichen Einflusses bei der Zwiekur offen. Immerhin 
entsprach die Fassung des Weistums nicht den päpstlichen 
Ansprüchen, was auch der — auf dem Reichstag anwesende 
— Kardinal Henricus de Segusio in seinem Dekretalen- 
Kommentar, dem wir die Kenntnis des Weistums verdanken, 
feststellte.2) Die Vorgänge in Braunschweig stellen eben 
ein Kompromiß dar, wie es in den staatsrechtlichen Kämp- 
fen — keineswegs nur des Mittelalters — häufig ist.?) Beide 
Parteien konnten sich Wilhelms imperiales Walten gefallen 
lassen: die eine, weil seine Wahl vom Papste gebilligt war 
(was die Weihe und Krönung supplierte), die andere, was 
in dem Weistum festgestellt wurde, weil er von den hiezu 
berufenen Fürsten einhellig erkoren war. Die hiedurch 
geschaffene Lage glich aufs genaueste jener zwischen 1215 
und 1220, in der die Lehre der glossa ordinaira zum Dekret 
und des Sachsenspiegels gereift war. Auch in dem viel- 
leicht auf ein neuerliches Weistum von 1256 oder 1262 
zurückgehenden Referat des englischen Standpunktes in 
der Bulle Qui celum (1263) klingt, wenn auch sehr getrübt, 
die Lehre des Sachsenspiegels an?), indem die durch die 
Aachener Feier nach vorangegangenem Krönungslager un- 
anfechtbar gewordene Wahl dem Gewählten ein auch von 
Seite des Papstes unbestreitbares Recht auf die Kaiser- 
krone gibt. In dem Ausschluß des päpstlichen Prüfungs- 


1) Vgl. oben SS. 421. 

2) Oben S. 33. 

%) Hugelmann, Die deutsche Königswahl im corpus iuris canonici, 
S. 170 Anm. 1; MIÖG. XXXIV 8. 359 Anm. 

4) Zeumer, Hist. Zeitschr., 94. Bd. SS. 241ff.; Krammer, Wahl 
und Einsetzung (Zeumers Quellen und Studien I2), SS. 14f.;Krammer, 
Das Kurfürstenkolleg (ebd. V 1), SS. 144ff. 
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rechtes und der Verlegung aller die Herrschergewalt kon- 
stituierenden Akte in den Rahmen des deutschen Staats- 
rechts kommt immerhin ein dem Sachsenspiegel verwandter 
Gedanke zur Geltung. 

Rudolf von Habsburg!) wurde zum König gewählt und 
alsbald gekrönt, als Rechtsgrund seiner Herrschermacht hat 
er nach kurzem Schwanken die Wahl, nicht die Krönung 
angesehen, seit ihm ziehen die Könige aus diesem Stand- 
punkt, der der Lehre des Sachsenspiegels entspricht, die 
strenge Konsequenz, nach der Wahl ihre Regierungsjahre 
zu datieren, ja sogar — über die Lehre des Sachsenspiegels 
hinausgehend — den Titel rex schon vor der Aachener 
Feier zu führen. Niemals hat Rudolf, zu dessen Kaiser- 
krönung es ja nicht kam, den Kaisertitel geführt, wohl 
aber — Dantes berühmter Vorwurf ist insofern ungerecht — 
in Italien Herrscherrechte geübt. Er konnte es vom 
päpstlichen Standpunkt aus, da seine Wahl konfirmiert war, 
er selbst und die Fürsten haben aber ein Änsuchen um 
diese Konfirmation diplomatisch umgangen, ihre Notwen- 
digkeit nicht anerkannt. Auch Rudolfs politisches Ver- 
halten entspricht sonach — unter Beobachtung jener Vor- 
sichten, die ihm die heikle politische Lage auferlegte — 
der Lehre des Sachsenspiegels über die Rechtswirkung der 
Wahl. 

Im Kampfe zwischen der Kurie und Ludwig dem 
Bayern?) wurden von beiden Parteien, ganz besonders 
auf kaiserlicher Seite, alle Waffen, die seit zwei Jahr- 
hunderten, ja schon früher, waren geschliffen worden, kon- 
zentrisch zusammengefaßt. Die Enzyklika fidem catholi- 
cam haben wir bereits oben ($. 21) erörtert. Auch in der 
Denkschrift subseripta®) klingen vornehmlich die Formulie- 
rungen vergangener Tage an; nach cap. 2 ist, der Gewählte 
verus imperator seu rex Romanorum ...... quod idem 


t) Krammer, Wahl und Einsetzung, SS. 64f., 101f.; Oswald 
Redlich, Rudolf von Habsburg, 2. Buch 2. Kapitel. | 

2) Vgl. zum Folgenden besonders K.Müller, Der Kampf Ludwigs 
des Baiern mit der Kurie, 1879, 1880; vgl. auch oben 8. 7 und S. 21 
Anm. 3. | 

3) 6. Beilage zu Fioker, Zur Geschichte des Kurvereins zu Rense. 
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est, quia ista non differunt in essencia, sed in nominibus 
et iuris exercitio.!) Die Sachsenhäuser Appellation knüpfte, 
ähnlich, wie das Referat in der Bulle Qui celum, die kaiser- 
liche Gewalt an die Wahl und die Aachener Feier.?2) In 
den (in der kaiserlichen Kanzlei hergestellten) Protesterklä- 
rungen der Reichsglieder an den Papst vom Frühling 1338 
tritt die letztere bereits mehr zurück.?) Und als die zum 
Kurverein von Rense vereinigten Kurfürsten das die Ent- 
wicklung abschließende berühmte Weistum fanden, da be- 
kannten sie sich in klaren Worten zu derselben Rechts- 
überzeugung, die einst der Sachsenspiegel zum Ausdruck 
gebracht hatte: daß die Wahl die kaiserliche Gewalt, aber 
nicht den kaiserlichen Titel verleihe. Von dem unmittelbar 
unter dem Einfluß des Sachsenspiegels gefundenen Weis- 
tum von 1252 muß sich, wie Zeumer*) mit Recht hervor- 
hebt, eine mündliche Überlieferung erhalten haben, da 
die früher erwähnten Staatsschriften Ludwigs, die sonst in 
so reichem Maße kanonistische Belegstellen heranziehen, 
es nicht für nötig halten, sich auf die Stelle aus dem Kom- 
mentar des Hostiensis zu berufen. 

Im deutschen Staatsrecht°) hat der Gedanke der Kaiser- 
wahl gesiegt. Aber das Kaisertum selbst war zur Zeit 
dieses Sieges gewandelt: von seinem Weltherrschaftsan- 


1) Auf die letzten Worte, in denen deutlich die sehr gemäßigte 
Formulierung der glossa ordinaria bezüglich der kirchlichen Wahlen 
anklingt (oben S. 44), legt merkwürdigerweise Zeumer, Neues Archiv, 
XXX S. 97 (in dem Aufsatz Die Constitutio „Licet iuris“‘) gar kein Ge- 
wicht. Meines Erachtens legen sie Zeugnis ab für eine sehr beachtens- 
werte juristische Unsicherheit auf kaiserlicher Seite. 

2) Siehe jetzt den Text bei Zeumer, Quellensammlung, Nr. 139 
bezw. 124. Nach den Schlußworten des cap. 5, wo zwischen den iur& 
totius Alamanie et omnium imperii subditorum et vassallorum unter- 
schieden wird, scheint die Appellation unter dem imperialen Walten, 
das sie dem gekrönten König zuschreibt, wohl ein solches im weiteren 
Reich zu verstehen. mr -s 

*) Höhlbaum, Der Kurverein von Rense im Jahre 1338, SS. 57 ff. 

4) In dem Aufsatz über das Reichsweistum von 1252 (Neues Archiv 
XXX SS. 406fl.). 

5) Die Lehre des Occam und des Marsilius von Padua, der literari- 
schen Bannerträger Ludwigs, kann nur im Zusammenhang mit der 
Lehre der Legisten gewürdigt werden. Vgl. oben S. 29 Anm. 2. 
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spruch war nur ein Schatten übriggeblieben. Politisch be- 
deutete der Sieg der Kaiserwahl nicht mehr den Sieg des 
Weltstaats über die Weltkirche, sondern die Freiheit des 
nationalen deutschen Staates. Auf deutschem Boden pflanzt 
sich in ununterbrochener Kette von Zeugnissen jene Auf- 
fassung der Kaiserwahl fort, die um die Wende des 12. Jahr- 
hunderts zur Reife gediehen, durch die beiden großen 
Sachsen, Johannes Teutonicus und Eike von Repgau, eine 
zweifache Formulierung erfahren hat. 


Il. Das Exkommunikationsprivilegium des Kaisers 
(Landr. 1 57 $1). 


Wir haben den Sachsenspiegel als ein wichtiges Glied 
in die Kette jener Zeugnisse eingereiht, welche der Rechts- 
überzeugung von der Wahl als Rechtsgrund der kaiser- 
lichen Gewalt Ausdruck geben, und darauf aufmerksam 
gemacht, daß sich Eike hiebei mit Johannes Teutonicus 
in einer Linie bewegt. Wenn sonach der Sachsenspiegel 
der Kaiserweihe eine unmittelbare staatsrechtlich konsti- 
tutive Wirkung nicht zuerkennt, so knüpft er doch eine 
zwar zunächst dem kirchlichen Bereich angehörige, mittel- 
bar aber zum mindesten politisch, vielleicht sogar staats- 
rechtlich bedeutsame Folge an die Kaiserweihe, indem er 
Landr. III 57 $ 1 bestimmt, daß der Kaiser von seiner 
Kaiserweihe an nur wegen dreier Verfehlungen gebannt 
werden könne: ‚Den keiser ne mut de paves noch neman 
bannen seder der tiet dat he gewiet is, ane umme dre sake: 
of he an ’me geloven tviflet, oder sin echte wif let, oder 
godes hus tostoret.‘“ 

Wir können uns hier wesentlich kürzer fassen, weil 
Eichmann hierüber im ersten Bande dieser Zeitschrift 
eine eingehende Untersuchung (SS. 160ff., Das Exkommu- 
nikationsprivileg des deutschen Kaisers im Mittelalter) ver- 
öffentlichte, deren Ergebnissen wir in- weitem Umfange zu- 
stimmen. Auch wir sehen die Lehre Eikes.nicht.als den 
Niederschlag der allgemein verbreiteten Rechtsüberzeu- 
gung an, welcher vielmehr die Fassung des Schwabenspiegels 
(Art. 128) entspricht, derzufolge der Kaiser nicht in bezug 
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auf die Gründe der Exkommunikation, wohl aber insofern 
‚ begünstigt erscheint, als nur der Papst ihn bannen darf, 
und wir halten durch Eichmanns tief eindringende Unter- 
suchungen den Nachweis für erbracht, daß dieses Ex- 
kommunikationsprivileg dem Kaiser als specialis filius des 
Papstes zusteht, zu dem ihn die päpstliche Weihe macht. 
Wir möchten nur diese Darstellung dahin ergänzen, daß 
sich immerhin auch innerhalb des kanonischen Rechts, und 
zwar in der glossa ordinaria zum Gratianischen Dekret, 
eine dem Satze des Sachsenspiegels bedeutend näher kom- 
mende Richtung findet. 
Wir stellen die betreffenden Stellen nebeneinander: 


gl. submittamus zu c.3 Dist. 63: Quod Imperator 
est minor quolibet Episcopo, et excommunicari potest 
ab Episcopo, ut hic innuitur et 18 d. c. quoniam qui- 
dem (7). 96 dist. c. duo (10). Hierauf setzt die Glosse 
fort, daß in temporalibus der Kaiser maior episcopo sei. 
gl. excommunicavit zu c. 10 Dist. 96: Not. Principem 
posse excommunicari etiam a quovis Episcopo. s. d. 63. 
c. Valentinianus (3). arg. infra 11 q. 3 c. si autem vobis 
(11). videtur tamen, quod hoc fecerit ex delegatione 
Synodi, quod innuitur ex illo: pro culpa, quae ab aliis 
Sacerdotib. etc. Sed primum est verum. 
gl. communione zu c. 7 Dist. 18: No. Principes posse 
excommunicari: quod verum est etiam a Sacerdotibus, 
ut i. dist. 96 cap. duo sunt (10). 11 quaest. 3. c. si autem 
vobis, et C. ubi de cri. agi opor. auth. qua in provincia. 
gl. principes zu C. Il q.3 c.11 (si autem vobis): Ergo 
imperatores subsunt Episcopis, et ab eis possunt excom- 
municari 96 d. c. duo (10). mitius tamen cum eis 
agendum est, quam cum aliis, ut 12 q. 2 c. de reb. 
(22). et si in pluribus episcopatibus habet Imperator 
domicilium: quilibet potest eum excommunicare ff. ad 
mun. ]. assumptio. 
gl. ut prius zu C. 12 q. 2 c. 22 (de rebus): Est hic arg. 
quod maioris auctoritas excusat (Zitat) sed non est hoc 
verum (hierauf folgt wieder ein Zitat und dann erst die 
. für uns in Betracht kommende Stelle) et licet hic dicatur 
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quod princeps sit redarguendus, bene tamen potest ex- 
communicari. 11 q.3 c. si autem vobis (11). 


Diese Stellen kommen darin überein, daß sie die Straf- 
gewalt jedes Bischofs über den Kaiser betonen. Und es 
scheint kaum zweifelhaft, daB wir es hier mit einer An- 
schauung des Johannes Teutonicus zu tun haben.!) Diese 
Übereinstimmung mit der Lehre des Sachsenspiegels wäre 
gewiß sehr bemerkenswert, und ich möchte heute — im 
Gegensatz zu meiner eigenen früheren Ansicht und zu dem 
Zugeständnis, das Eichmann im Historischen Jahrbuch 
(XXXVII S. 725 Anm.l) den Ausführungen Fehrs (Germ. 
Abt. dieser Zeitschrift, XXXVII S. 18 Anm.4) macht — an- 
nehmen, daß Eike keineswegs die alleinige Kompetenz des 
Papstes als selbstverständlich voraussetzte, sondern sich der 
von Johannes Teutonicus vertretenen Lehre anschloß. Die 
Anhänger dieser Lehre brauchten durchaus nicht das beson- 
dere Schutzverhältnis des Kaisers gegenüber dem Papste zu 
leugnen, weil eben auch die Exemtion des unter päpst- 
lichem Schutz Stehenden von der bischöflichen Strafgewalt 
nicht unbestritten war. Hiefür findet sich in der glossa 


1) Einen Zweifel könnten vielleicht die Zusätze ‚„Sed primum 
est verum“ in gl. excommunicavit zu c. 10 Dist. 96 und ‚sed non est 
hoc verum“ in gl. ut prius zu C.12 q. 2 c. 22 hervorrufen. Bei näherem 
Zusehen kommt indes nur der erstere in Betracht, weil an der zweiten 
Stelle der Zusatz, selbst wenn er späterer Provenienz ist, wohl nur als 
ein Einschiebsel angesehen werden kann, sodaß für den entscheidenden 
Satz die Autorschaft des Johannes dadurch nicht berührt wird. Was 
aber die erste Stelle anlangt, so stellt sich das ganze Glossem seinem 
inneren Aufbeu nach als eine Einheit, als quaestio und solutio dar 
(wie er sich z. B. auch in dem von mir im vorletzten Band SS. 82ff. be- 
schriebenen Quästionenwerk findet) und unterscheidet sich dadurch 
völlig von jenen Stellen (gl. Imperatorem zu c. 24 Dist. 93 und gl. non 
debet poenam zu c.64 C XI gq.3), wo ich (oben SS. 19 ff., vorletzter Band 
SS. 85f.) Zusätze ähnlicher Art auf spätere Umarbeitung zurückzu- 
führen suchte. Übrigens muß diese Frage natürlich im Zusammenhang 
der ganzen Glosse beurteilt werden, und alle oben mitgeteilten Stellen 
im Zusammenhang lassen eben keinen Zweifel an der Ansicht des Jo- 
hannes Teutonicus. Von Handschriften habe ich die oben S. 20 Anm. 1 
erwähnten aus der Wiener Hofbibliothek verglichen: nicht nur die 
beiden vom Katalog als Bartholomaeus-Glosse bezeichneten 2069 und 
2070 haben den Zusatz (2069 bricht mit den Worten sed primum ab), 
sondern auch 2060*, 2102 und die älteste Handschrift dierer Gruppe, 2082. 
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ordinaria zwar nicht zum Dekret, aber zu c.9 XII 30 (de 
confirm. utili) ein hübscher Beleg. Zum Worte minui be- 
merkt die Glosse u.a.: sic etiam licet Papa recipiat ali- 
quem sub sua protectione, non propterea eximitur & iuris- 
dictione sui Episcopi. 

Eine Einschränkung des Bannes auf ganz bestimmte 
Delikte finden wir allerdings in der glossa ordinaria zum 
Dekret nicht, obzwar uns im übrigen Spuren einer solchen 
Einschränkung auch außerhalb des Sachsenspiegels bekannt 
sind.!) Wir dürfen jedoch nicht vergessen, daB wir im 
kanonischen Recht daneben die verwandte Ansicht bis in 
eine verhältnismäßig späte Zeit verfolgen können, die zwar 
nicht auf ganz bestimmte Bannfälle, aber doch im all- 
gemeinen auf besonders schwere Delikte die Exkommuni- 
kation des Kaisers einschränkt.?) Und diese Lehre klingt 
auch bei Johannes Teutonicus an: mitius tamen cum eis 
agendum est (oben S. 54). Es ergeben sich also zwei 
Gruppen von Theorien: die eine privilegiert den Kaiser 
in bezug auf den zuständigen Richter, die andere in bezug 
auf die materiellen Voraussetzungen des Bannes. Johannes 
Teutonicus sowohl als der Sachsenspiegel gehören zur zwei- 
ten Gruppe, wobei allerdings Eike wieder noch weiter geht 
als Johannes, indem er den Bann des Kaisers auf drei 
ganz bestimmte Fälle einschränkt. Davon dürfte er zwei 
(die Zerstörung der Kirchen und die Verstoßung der Ehe- 
frau) im Anschluß an ihm bekannte geschichtliche Ereig- 


t) Vgl. das von Eichmann im ersten Band dieser Zeitschrift SS. 173f. 
mitgeteilte Streitgedicht, betreffend die Exkommunikation und Ab- 
setzung Ottos IV., ferner eine von Schulte, Litteraturgeschichte der 
 Compilationes antiquae, S. 96 (vgl. Wiener SB. 66. Bd., S. 601 Anm. 1) 
und neuerlich von Rosenstock, Ostfalens Rechtsliteratur unter Fried- 
rich II., SS. 119f. abgedruckte Stelle aus einem Apparat zur Compilatio I, 
der in einem Halberstädter Kodex enthalten ist. Es wäre der Unter- 
suchung wert, ob letzterer Apparat mit Johannes Teutonicus nicht 
in einem noch vielengeren Zusammenhang steht, als ihn Rosenstock 
vermutet. 

2) gl. gravissima zu c. 2in VI to.II 14. Einen Übergang zu dieser 
Ansicht zeigt die in Anm. 1 erwähnte, neuerlich von Rosenstock 
mitgeteilte Stelle. Vgl. Hugelmann, Die deutsche Königswahl im 
corpus iuris canonici S. 104. | 
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nisse herausgegriffen haben!), während sich der dritte (Hä- 
resie) um so mehr als selbstverständlich aufdrängte, als er 
mitunter, eben auch in der glossa ordinaria, sogar als De- 
positionsgrund in bezug auf den Papst gelehrt wird.?) 

Was die kirchenpolitische Wertung der Stelle anlangt, 
so geht ihre entschieden antihierokratische Tendenz über 
jene Stellungnahme, die wir im allgemeinen bei Eike finden, 
doch etwas hinaus.?) Schon an und für sich muß diejenige 
Gruppe, welche in bezug auf die Bannung des Kaisers 
sachliche Einschränkungen macht, als die radikalere gel- 
ten, zumal die andere Gruppe indirekt der kurialistischen 
Strömung, welche die päpstliche Gewalt möglichst über die 
allgemeine bischöfliche Gewalt stellt, Vorschub leistet. Aber 
mehr als dies: Eike vertritt auch innerhalb dieser Gruppe 
eine besonders weitgehende Ansicht, für welche, wie gerade 
Eichmann treffend nachgewiesen hat), doch nur verein- 
zelte Vorläufer im kanonischen Recht nachweisbar sind. 
Es ist daher vom kirchlichen Standpunkt sehr begreiflich, 


1) Vgl. Eichmann, a. a. O. SS. 164, 167, 169. 
| 2) gl. a fide devius zu c. 6 Dist. 40 (vgl. Hugelmann, Die deutsche 
Königswahl im corpus iuris canonici $S. 38). 

3) Vgl. meine Ausführungen im vorletzten Band SS. 88ff. und die 
daselbst angegebene Literatur. Seither hat Eichmann im Histori- 
schen Jahrbuch, XXXVIII SS. 718ff., in großem Zusammenhange die 
Frage wieder aufgerollt. In der Beurteilung der kirchenpolitischen 
Gesamtrichtung Eikes stimmen wir fast völlig überein (vielleicht stelle 
ich ihn um eine Linie weiter nach links), trotz der verschiedenen Aus- 
legung von Ssp. Landr. III 54 $ 3. In bezug auf diesen Gegensatz möchte 
ich übrigens ein Mißverständnis aufklären: das von mir angenommene 
Überprüfungsrecht war nie so gedacht, daß eine weltliche Instanz über 
Gerechtigkeit. und Giltigkeit der kirchlichen Sentenz durch formellen 
Rechtsspruch entscheidet, sondern daß sie diese als Vorfrage prüft, 
wenn aus der Sentenz Folgen für den weltlichen Rechtsbereich ab- 
geleitet werden sollen, und bei verneinendem Ergebnis,. ohne formell 
über die Giltigkeit der kirchlichen Sentenz abzusprechen, das brachium 
saeculare verweigert. Darin braucht man natürlich keineswegs eine 
Feindseligkeit gegen die Kirche zu erblicken; findet sich doch bei einem 
so kurialistischen Schriftsteller wie Hostiensis folgender Vorbebalt: 
Dicamus igitur cum domino Innocentio III., quod, quiequid facit papa, 
Deus facere creditur, dum tamen evidenter non peccet nec 
faciat contra fidem (Lectura zu c. 13 X IV 17, gl. casualiter). 

%) In dem mehrfach erwähnten Aufsatz im 1. Band dieser Zeitschrift. 
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daß im Gegensatz zu Art. 54 $ 3 und 52 $ 1 des dritten 
Buchs dieser Artikel (III 57 $ 1) von Johannes Klenkok 
denunziert und von Gregor verurteilt wurde. Durchaus 
zutreffend bemerkt Klenkok in seiner Verteidigungsschrift 
gegen die Magdeburger!): „Dit stuecke is weder dat got- 
like recht dar dem pavese ane bevolen is, dat he moge 
binden alle christen luede umme ere openbare missedait. 
Sinte Ambrosius biscop to meilan ben Theodosium den 
keiser dar umme, dat he hadde gheven ein snel ordel des 
dodes der luede von Tessalonican und is dar umme gelovet 
an gotliken ind keisers rechte. Doch so enwas dit dusser 
drier sake nein.“ 

Dieses Hinausgehen über die von Eike in kirchen- 
politischen Fragen im allgemeinen beobachtete Linie mag 
durch die Erbitterung über die Bannung Ottos IV. im 
Jahre 1211 veranlaßt sein. Eichmann hat recht, wenn 
er (im 1. Band dieser Zeitschrift S. 181) die Formulierung 
des Bannprivilegs ‚als Wunsch oder Forderung der Klug- 
heit (vgl. mitius cum eis agendum est), vielleicht als Pro- 
test gegen eine mißbräuchliche Verwendung des Kirchen- 
bannes“ auffaßt. Wenn er aber aus diesem Zusammen- 
hang einen Schluß auf die Entstehungszeit des Sachsen- 
spiegels zieht und diesen noch vor 1220 ansetzt, so vermag 
ich ihm hierin nicht zu folgen, da man wohl im allgemeinen 
durch diese Beobachtung in der aus anderen Gesichts- 
punkten gewonnenen Annahme bestärkt werden mag, daß 
der Sachsenspiegel jedenfalls nicht allzulange nach 1220 . 
anzusetzen ist, ein bestimmter terminus ad quem sich aber 
daraus nicht gewinnen läßt. Ist vielleicht die — vom Spieg- 
ler mißbilligte — Bannung Ottos IV. der Anlaß für die For- 
mulierung des dem kanonischen Recht nicht entsprechenden 
Rechtssatzes III 57 $ 1 geworden, so legt die Geschichte der 
wiederholten Exkommunikationen Friedrichs II. die An- 
nahme nahe, daß, wenn auch nicht im kanonischen Recht, 
so doch in der öffentlichen Meinung Deutschlands der von 
Eike formulierte Satz immerhin Widerhall gefunden hat. 
Darauf deutet es m. E., wenn Innozenz IV. in der Bann- 


1) Siehe die Stelle bei Homeyer, Abh. der Berl. Ak. 1855, S. 420. 
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bulle vom 20. März 12391) die Exkommunikation Fried- 
richs II. damit begründet, daß ecclesiae Deo consecratae 
destruuntur et profanantur und der Kaiser einem Gerücht 
zufolge de catholica fide recte non sentiat. 

Wir haben damit Punkte berührt, die ganz von selbst 
Veranlassung bieten, die Frage aufzuwerfen, welcher poli- 
tischen Partei seiner Tage Eike von Repgau angehörte, eine 
Frage, zu deren Beantwortung unsere beiden kanonistischen 
Streifzüge durch den Sachsenspiegel Material liefern. 


Il. Die politische Parteistellung Eikes von Repgau. 


Kein Geringerer als Brunner hat gelegentlich (Grund- 
züge der deutschen Rechtsgeschichte ® S. 136 Anm. 3) Eike 
für die welfische Partei in Anspruch genommen. Hingegen 
erblicken Krammer (Der Reichsgedanke des staufischen 
Kaiserhauses SS. 44ff. und — etwas abgeschwächt — Das 
Kurfürstenkolleg S. 71) und Bloch (Die staufischen Kaiser- 
wahlen SS. 84f.) in Eike einen Vertreter des staufischen 
Imperialismus. Eichmann ist, wenn auch mit Schwan- 
kungen und Vorbehalten, geneigt, Eike der staufischen 
Partei zuzuzählen (noch nicht in dem mehrfach erwähnten 
Artikel im 1. Band dieser Zeitschrift S. 175, wohl aber in 
späteren Arbeiten, besonders zuletzt im Historischen Jahr- 
buch XXXVII SS. 721, 734). Auch ich habe mich zu der 
Frage schon wiederholt (besonders in meinem Buche Die 
Wahl Konrads IV. zu Wien im Jahre 1237, SS. 75fl.) ge- 
äußert, glaube aber, daß unsere bisherigen Untersuchungen 
geeignet sind, ein abschließendes Urteil zu gewinnen. 

Dabei muß allerdings vorausgeschickt werden, daß das 
Ghibellinentum keineswegs durch eine gemeinsame Welt- 
anschauung zusammengehalten wurde. Ich wiederhole, 
was ich MIÖG. XXXIV S. 364 Bloch gegenüber ausgeführt 
habe: 

„Einen einheitlichen staufischen Reichsgedanken gab 
es überhaupt nicht, und in der ghibellinischen Partei 


1) Huillard-Breholles III 71, MG. Const. II 156. Ähnlich die 
Absetzungsbulle v. 17. Juli 1245, MG. Const. II 508ff., c. 2 in VI to 
II 14. Vgl. Eichmann a.a. 0. SS. 178f. | 
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sammelten sich (was wir oft in der Geschichte der Partei- 
bildung bemerken), durch das nächste Ziel (die Abweisung 
der päpstlichen Einmischung in die deutsche Wahl) ge- 
einigt, die Vertreter sehr verschiedener Weltanschauungen : 
diejenigen, die dem päpstlichen Universalismus den im- 
perialistischen, und diejenigen, die dem Universalismus 
und Imperialismus den Gedanken des nationalen Staates, 
eben des deutschen Königtums, entgegensetzten. Und 
als Ghibellinen galten vor allem auch jene, die zwar an 
dem Gedanken des einen christlichen Weltreichs fest- 
hielten, aber einerseits als seinen Kern Deutschland be- 

. trachteten, anderseits die juristische Gleichordnung der 
beiden höchsten Gewalten vertraten und unter diesem 
Gesichtspunkt auch die Unabhängigkeit der Wahl des 
Reichshauptes von geistlicher Bevormundung verfochten.‘“ 
Denken wir an das Ghibellinentum in diesem Sinne, 

so ist natürlich von zentraler Bedeutung für die Partei- 
richtung Eikes seine Stellungnahme zur Frage der Thron- 
besetzung. Wenn unsere Deutung der Stelle Landr. III 52 
$ 1 (oben I $$ 1 und 2) richtig ist, so stellt sich Eike als 
Anhänger der staufischen Partei dar, wie noch klarer wird, 
wenn man sich die oben I $ 5 gewürdigten Zusammenhänge 
ins Gedächtnis ruft. Nur weil Brunner den jüngeren Text 
des Sachsenspiegels zugrunde legte, konnte er Art. III 52 
$ 1 als Niederschlag welfischer Anschauungen bezeichnen. 
Es ist nur noch nötig, zu untersuchen, ob andere Sätze 

des Sachsenspiegels dieser Einreihung Eikes ernstlich wider- 
sprechen, da ein bejahendes Ergebnis geeignet wäre, unsere 
ganze Auslegung der Stelle III 52 $ 1 in Frage zu stellen 
und wohl auch die von uns aufgesuchten Verbindungsfäden 
zum kanonischen Recht und speziell zu Johannes Teutoni- 
cus ihrer Anhaltspunkte zu berauben. | 
Die welfische Gesinnung Eikes soll nun u. a. aus dem 
Ausschluß des Böhmenkönigs, der sich doch als erster für 
Friedrich II. (also gegen Otto IV.) erklärt hatte, vom aktiven 
Wahlrecht hervorgehen. Und es ist gewiß naheliegend, daß 
‚Eike, wie er gegen die Exkommunikation Ottos IV. prote- 
stierte (oben 8. 58), so auch die Bedeutung desjenigen 
Fürsten, der als erster von Otto abfiel, für die Königswahl 
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herabzudrücken geneigt war. Wenn man aber darauf 
Schlüsse gegen die staufische Gesinnung Eikes bauen 
wollte, vergäße man, daß im Momente des Eintreffens 
Friedrichs II. in Deutschland die Grenzlinien der beiden 
Parteien gänzlich verwirrt waren, daß Otto IV. einen Teil 
des alten sächsischen Anhangs Philipps auf seiner Seite 
hatte und Friedrich II. als Geschöpf der päpstlichen Politik 
nach Deutschland kam.!) 


Als Argument für Eikes welfische Gesinnung wird 
schließlich auf den Ausschluß des Gebannten vom passiven 
Wahlrecht verwiesen, und in dieser Hinsicht hat mir jüngst 
(Historisches Jahrbuch XXXVIII S. 734) Eichmann vor- 
geworfen, daß gerade meine im vorvorigen Band vertretene 
Auslegung von Ssp. Landr. III 54 $ 3 mit der staufischen 
Gesinnung Eikes nicht recht verträglich sei: die Betonung, 
daß der aus gerechter Ursache Gebannte nicht gewählt 
werden dürfe, hätte, da ja Philipp den Bann als solchen 
leugnete, nur dann einen Sinn, wenn Eike damit sagen 
wollte, daß Philipp mit Recht gebannt war und daher 
nicht gewählt werden durfte. Derselbe Einwurf könnte 
jedoch auch gegen Eichmanns Auslegung erhoben werden: 
da Philipp den Bann überhaupt leugnete, so könnte die 
Betonung, daß der mittels päpstlicher Sentenz Gebannte 
nicht gewählt werden dürfe, auch nur den Sinn haben, die 
Wahl Philipps zu verwerfen. Daraus folgt, daß diese ganze 
Art der Beweisführung unrichtig ist. Es ist eben durchaus 
möglich, daß auch eine Partei, welche den Bann überhaupt 
leugnete, doch für alle Fälle, in eventum bzw. als argu- 
mentum ad hominem ins Treffen führte, auf keinen Fall 
sei er ein gerechter bzw. ein durch Sentenz verhängter Bann 
gewesen. Von diesem Gesichtspunkt aus läßt sich Landr. 
IIl 54 $ 3 sowohl in Eichmanns, als ganz besonders in 
meiner Auslegung mit Eikes staufischer Gesinnung sehr wohl 
vereinbaren. Daß der darin nach meiner Auslegung ausge- 


1) Über die EP TERERER beim Beginn des neuen Thronstreits 

‘ vgl. Winkelmann, Philipp von Schwaben und Otto IV. von Braun- 
schweig (Jahrbücher der deutschen Geschichte x), 2. Bd. a 271 

bis 282. , 
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sprochene Gedanke in der allgemeinen Richtung der stau- 
fischen Politik lag, kann füglich nicht bezweifelt werden. 

Wir haben sonach keinen Anlaß, an Eikes Zuweisung 
zur staufischen Partei zu rütteln, so daß auch von dieser 
Seite her unsere Auslegung der Stelle III 52 $ 1 eine Be- 
stätigung erfährt. Daß innerhalb der staufischen Partei 
Eike nicht dem imperialistischen, sondern dem nationalen 
Flügel angehörte, daß den Kern seines Kaisertums Deutsch- 
land (nicht Sizilien) bildete, daß sonach seine Kaiserwahl- 
Lehre allerdings jener nationalen Färbung nicht entbehrte, 
die Bloch mit Unrecht für die ganze Lehre und die staufi- 
sche Partei schlechthin in Anspruch nimmt: all dies haben 
wir schon andernorts!) auseinandergesetzt und wollen hier 
nur darauf verweisen, daß es durch das oben I $ 3 Aus- 
geführte seine Ergänzung und Bestätigung erfährt. Eike 
vertrat — wir kommen zu demselben Schluß wie 
in unserem ersten Streifzug — als Politiker einen 
konservativen Standpunkt, und dieser war -— 
nach der damaligen politischen Lage — zugleich 
national und gemäßigt staufisch. 


1) Die Wahl Konrads IV. zu Wien im Jahre 1237, SS. 76ff., oben 
S. 16. 


Anm.d. Red.: Daß wir für die von uns zum Abdruck ge- 
brachten Beiträge keinerlei Verantwortung übernehmen, ist unseren 
Lesern bekannt. Im vorliegenden Falle sei es aber erneut festgestellt. 
Wir haben uns namentlich nicht überzeugen können von der Richtig- 
keit der oben versuchten Deutung von Ssp. Ldr. III 5281. Daß da- 
rin gesagt sei, die Kaiserweihe verleihe nur den kaiserlichen Titel, 
also bereits die Wahl die kaiserliche Gewalt, vermögen wir nicht zu- 
zugeben. ‚Den Deutschen steht das Recht der Königswahl zu. Von 
der Weihe durch die Bischöfe und der Thronsetzung in Aachen an 
heißt (und ist) der Gewählte König, von der Weihe durch den Papst 
an aber Kaiser“, das und weiter nichts ist u. E. der Sinn des ur- 
sprünglichen Textes. Ü. Stute. 
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Die Cistercienser wider Gratians Dekret. 


Von 


Ulrich Stutz. 


Eine vollständige und auf der Vergleichung der besten 
Handschriften beruhende Ausgabe der Beschlüsse der Ge- 
neralkapitel des Cistercienserordens besitzen wir noch heute 
nicht. Nur eine Auswahl gaben im Jahre 1717 die gelehrten 
Mauriner Dom Edmond Martöne und Dom Ursin Durand 
zu Paris im vierten Bande ihres Thesaurus novus anecdo- 
torum!) heraus. | | | 

Seither weiß man, daß die Jünger des hl. Bernhard 
gegenüber Gratian, dem Vater der Kanonistik, und seinem 
Werke, der damals decreta, nachmals decretum genannten?) 
Kanonessammlung eine gewisse Zurückhaltung bewahrten, 
ja sogar sich mehr oder weniger ablehnend verhielten. 

Im Jahre 1188 wurde nämlich von dem Generalkapitel 
der Cistercienser nach der genannten Sammlung?) als fünfter 
folgender Beschluß gefaßt: 

Liber qui dieitur canonum sive decreta Gratiani apud 
eos qui habuerint secretius custodiantur, ut, cum opus 
fuerit, proferantur. In communi armario non resideant, 
propter varios qui inde provenire possunt errores. 


1) col. 1243 squ. 

2) Heinrich Singer, Die Summa decretorum des Magister Rufi- 
nus, Paderborn 1902, S. XC, Friedrich Heyer, Der Titel der Kanones- 
sammlung Gratians, Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte, 
Kan. Abt. I, 1912, S. 342 mit Anm. 1, Derselbe, Namen und Titel 
des Gratianischen Dekretes, Archiv für katholisches Kirchenrecht 
XCIV, 1914, 8. 501ff., Franz Gillmann, Nochmals über die Ab 
fassungszeit der Dekretglosse des Clm. 10244, ebenda S. 440 Anm. I 
mit Joh. Friedrich von Schulte, Die Geschichte der Quellen und 
Literatur des Canonischen Rechts I, Stuttgart 1875, 8.49, und Jo- 
hannes Baptist Sägmüller, Lehrbuch des katholischen Kirchen- 
rechts, 3. Aufl., Freiburg i. Br. 1914, I S. 172. 

®) 1. c. col. 1263. 
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Dieser Beschluß ist natürlich von der neueren Literatur 
über das Dekret und über damit zusammenhängende Fragen 
wohl beachtet worden. Aber die Meisten haben damit nichts 
Rechtes anzufangen gewußt. Georg Phillips z.B. be- 
zeichnet ihn!) als merkwürdig, begnügt sich aber damit, 
daraus herauszulesen, es sei schon frühzeitig erkannt worden, 
daß Gratian auch mancherlei falsche Ansichten aufgestellt 
habe. Auch Louis Saltet?) verwendet ihn nur zum Be- 
weise für das allgemeine Mißtrauen, dem Gratian vermöge 
seiner zum Teil befremdenden Aufstellungen begegnet sei, 
und zum Zeugnis dafür, daß man das Dekret im 12. und 
13. Jahrhundert in gewissen Kreisen wegen der darin ent- 
haltenen Texte für gefährlich erachtet habe. Damit ist im 
Grunde genommen herzlich wenig und doch auch wieder 
zu viel gesagt. Denn für eine weiter verbreitete Abneigung 
beweist die Stelle nichts. Daß die von Gratian gesammelten 
Quellen den Cisterciensern Anlaß zur Beanstandung gaben, 
geht aus ihr nicht hervor. Und wenn Saltet schließlich 
noch behauptet, das Verbot habe für die Novizen gegolten, 
so wird auch dies durch den Wortlaut nicht gerechtfertigt, 
obschon die Novizen sicherlich davon mitbetroffen waren. 

Zuletzt hat Rudolph Sohm aus der Chamade der bis- 
herigen Deutung dieses Beschlusses von 1188 eine Fanfare 
zu machen gesucht. 

In seinem nachgelassenen Werke über das altkatho- 
lische .Kirchenrecht und das Dekret Gratians?), das abzu- 
schließen ihm leider nicht mehr vergönnt war, überraschte 
er die gelehrte Welt mit der Entdeckung, daß das Recht 
der katholischen Kirche sich gegen Ende des 12. Jahr- 
hunderts von Grund aus gewandelt habe. Um 1170 sei 
die Wissenschaft vom kanonischen Recht aus den Händen 
der Theologen in die der Juristen übergegangen ®), habe im 
Zusammenhang damit und mit dem römischen Rechte, das 


t) Kirchenrecht IV, Regensburg 1851, S. 149 mit Anm. 33. 

2) Les röordinations, &tude sur le sacrement de Pordre, Paris 1907, 
p. 289 mit n.1. 
®) München 1918 (auch in der Festschrift der Leipziger Juristen- 
fakultät für Adolf Wach). 

%) A.2.0. S. 585 mit S. 57 und Anm. 5 dazu. 
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von Bologna aus von neuem die Welt eroberte, die Körper- 
schaftslehre eingesetzt!), stehe die monarchische Gesetz- 
gebungsgewalt des Papstes außer Zweifel.?2) Seit 1179 habe 
Alexander III. und nach ihm Innocenz III. das novum 
ius canonicum, das neukatholische Kirchenrecht herauf- 
geführt?), das etwa von 1200 an zu voller Entfaltung ge- 
langt sei.*) Jetzt wurde die neukatholische, in das ‚Juri- 
stische‘‘ übersetzte potestas iurisdietionis geboren®) und 
trat sie neben die potestas ordinis.) ‚Das Kirchenrecht 
wollte nicht mehr bloß Sakramentsrecht, sondern zugleich 
Körperschaftsrecht, die Kirchengewalt nicht mehr bloß 
Sakramentsgewalt, sondern eine allen weltlichen Gewalten 
gewachsene, ja überlegene körperschaftliche Regierungs- 
gewalt bedeuten.“”) Nunmehr wurde das neukatholische 
Sakrament, ‚die formrichtige Handlung des formrichtig 
geweihten Priesters‘‘, endgültig sichtbar®), schloß sich die 
Zahl der Sakramente?) und beschränkte sich auf sieben.!®) 
Fortan stand neben dem unveränderlichen göttlichen Kir- 
chenrecht, dem ius divinum, das aber nur noch einen Teil 
‚seines alten Herrschaftsgebietes behauptete, das dispen- 
sable, ja veränderliche menschliche Kirchenrecht, das zwar 
auch geistlich, d.h. religiös verpflichtend, im übrigen aber 
lediglich kirchliche Gesellschaftsordnung ist und die Haupt- 
masse des Kirchenrechts ausmacht.!!) Und im Zusammen- 
hang damit stellte sich die Unterscheidung von forum 
internum, Gewissensforum, und forum externum, Rechts- 
forum ein, die Trennung des sakramentalen und des ‚‚diszi- 


2) S. 613 mit 383 Anm. 165, wo ausgeführt wird: ‚Das erste weit- 
hin sichtbare Wetterzeichen, mit welchem das heraufziehende Körper- 
schaftsrecht sich ankündigte, war der unter Alexander III. ergangene 
Beschluß der großen Lateransynode von 1179 über die Geltung der 
Zweidrittelmehrheit für die Papstwahl. Die Kardinäle wandelten sich 
in ein Kardinalskollegium: in eine Körperschaft der Kardinäle. Das 
Kardinalskollegium ist die älteste Körperschaft des neukatholischen 
Kirchenrechts.‘“ 

2) S. 610f. 

8) 8.57 mit Anm.5 und 614 Anm. 79, aber auch 143, 147, 191, 
244, 467, 472, 568, 57l wa . 

4) S. 99, 338, 585, 588. 5) 8. 263. 

6) 8.58, 148. ?) 8. 58. 8) S. 100. °) 8.81. 

10) 8. 5831. 11) 8. 95f., 553, 592ff. | 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXXIX. Kan. Abt. VIII. 5 
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plinaren“ kirchlichen Gebiets!), die es vorher nicht gegeben 
hatte?) Denn bis dahin, nämlich im Altkatholizismus, 
wie ihn Sohm versteht, also in der nach ihm geschicht- 
lich bis in die zweite Hälfte des 12. Jahrhunderts hinein- 
reichenden geraden Fortentwicklung des Urchristentums?), 
wurde die sichtbare Christenheit unmittelbar von Gott 
regiert.*) Alles Kirchenrecht war göttliches Recht.) Ganz 
besonders gilt das von dem Ämterrecht®), von der Ver- 
fassung, die eucharistisch war”): „Es gab nur eine ein- 
zige Ordnung des Kirchendienstes: die hierarchia ordinis 
(der Weihegrade).‘“®) Die Kirchenverfassung war nur Sakra- 
mentsverfassung.?) Die Zahl der Sakramente, aus der sich 
allerdings gewisse Hauptsakramente (Taufe, Eucharistie) 
heraushoben, hatte eben keine Grenzen.!?) Alle kirchliche 
Verwaltung: Wortverwaltung, Sakramentsverwaltung (im 
späteren, engeren Sinne), Regierungsverwaltung, nicht min- 
der aber die kirchliche Gesetzgebung war ein Sakrament.!!) 
Ebenso z.B. die Deposition und die Exkommunikation.!?) 
Aber nicht nur jede Handlung der Kirche erschien als 
Sakrament, als Sakramente galten vielmehr auch die per- 
sönlichen und dinglichen Mittel, durch welche die Kirche 
ihre Handlungen vollzog, wie etwa das geweihte Öl, das 
geweihte Salz, jedes Kruzifix, jedes Evangelienbuch, jede 
Niederschrift des Symbols, alle Gottesdienste, alle Festtage, 
alle Weihen sei es der Kleriker, sei es der kirchlichen Sachen, 
der Bischof selber, ja jeder rechtmäßig ordinierte Kleriker!?), 
endlich und vor allem die Kirche selbst.) Das altkatho- 
lische, das kanonische Recht vor 1170 war Sakraments- 
recht.!°) 

Gratian aber, wiewohl er im einen und anderen Punkte 
zu dem neuen Stande der Dinge überleitete und die All- 
gewalt des Papsttums sowie der päpstlichen Gesetzgebung 
vorbereitete, indem er die freie Widerruflichkeit eines jeden 
Privilegs lehrte und alles kanonische Recht, soweit es nicht 


2) 8.149, 83. 2)8.260.  2)8.56, 557. 4) S. 260. 
5) S. 97, 126, 655. 9)S.24Mf. 7)8.237.  ®) S.236. 
8.53. 18,80. 11) 8, 86r. 

12) $.86 Anm. 10, 250, 268f., 370. 12) S. 88. 14) , 83. 
15) $. 56, 552. 
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durch das göttliche Naturreoft gegeben ist, zur freien Ver- 
fügung des Papstes stellte!), vertrat doch im wesentlichen 
das bisherige, das altkatholische Kirchenrecht. ‚Er war 
nicht der Erste, welcher als Jurist das altkanonische Recht 
zur Darstellung brachte. Er war vielmehr der Letzte, 
welcher als Theolog in großem Stile, ja in höherem Stile 
als seine Vorgänger des altkanonischen Rechtes Meister 
war. Gratian war nicht der ‚Vater der Kirchenrechts- 
wissenschaft‘ in dem Sinn, den unsere Gelehrten von alters 
her mit diesen Worten verbinden. Er war nicht der Be- 
gründer der Kanonistik als einer ‚neuen‘, selbständigen 
‚juristischen‘ Disziplin, sondern der Vollender der altkano- 
nistischen Wissenschaft als eines Teiles der Theologie.‘ ?) 
„Noch für Gratian ist das Kirchenrecht nur Sakraments- 
recht.‘‘®) „Noch das Dekret Gratians bedeutet ein Denk- 
mal des altkatholischen Kirchenrechts und der altkatho- 
lischen Kirche, — das letzte große Denkmal, in welchem 
der Altkatholizismus mit dem Wesen seines Kirchenrechts 
zugleich das Wesen seiner Kirche aussprach.‘‘?) 

Dieser gewaltige Umschwung, dieser Übergang von 
dem alten Kirchenbegriff und dem alten Kirchenrecht, die 
ein Jahrtausend hindurch fast unverändert in Geltung ge- 
standen hatten, zu einem neuen Kirchenbegriff und zu 
einem neuen Kirchenrecht tritt nach Sohm erstmals und 
am deutlichsten zutage in dem eingangs erwähnten Be- 
schlusse des Generalkapitels der Cistercienser von 1188, 
der zeitgenössisch ist, ja mitten in diese kirchen- und da- 
über hinaus weltgeschichtliche Umwälzung hineinfällt. ‚Erst 
ein Menschenalter war nach Abfassung des Dekrets ver- 
gangen. Aber schon erschien ein Blick auf das in ihm 
enthaltene altkatholische Kirchenrecht als gemeingefähr- 
lich. Ein neues kanonisches Recht war heraufgekommen, 
welches nichts mehr wissen wollte von dem kanonischen 
Recht der Vergangenheit. Das Dekret Gratians mit all 
der Geistesarbeit, die es in sich trug, ward verdunkelt 
durch den Glanz des aufsteigenden, Kräfte der Weltherr- 
schaft in sich tragenden neukanonischen Rechts. Es ward 


1) 8,57, 599. 2) 8.56, 6lif. 3) 8.567.  *) S. 568. 
5*+ 
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nicht bloß inhaltlich überwunden und in den Hintergrund 
gedrängt. Es war unverständlich. So ganz anders war 
der Geist, der im Dekret und der in der neuen Zeit die 


Herrschaft führte.‘‘!) 

Man sieht, es lohnt sich wohl, oder vielmehr, es er- 
scheint angesichts der Wichtigkeit, die diesen Fragen für 
die kirchliche Rechtsgeschichte und die Kirchengeschichte 
überhaupt zukommt, geradezu geboten, den Beschluß von 
1188 daraufhin zu prüfen, ob er wirklich in Sohms Sinne 
zu deuten ist. Bildet er auch nicht eigentlich ein Glied 
in der Kette von Sohms Beweisführung, die lediglich 
juristisch-dialektisch ist, so ist er doch geeignet, als ge- 
schichtliches Zeugnis, genauer ausgedrückt, als das einzige 
geschichtliche Zeugnis, das Sohm für seine Auffassung bei» . 
zubringen versucht hat?), großen Eindruck zu machen. 
In diesem Sinne kann man den Beschluß sogar als die 
Hauptstütze der Sohmschen Lehre bezeichnen. Mit ihm 
steht und fällt sie, wenigstens für den, der nur das als 
historisch gesichert gelten läßt, was quellenmäßig nachge- 
wiesen werden kann. Und von einer Umwälzung, wie der 
von Sohm behaupteten, müßte man, zumal die Zeit und 
die Welt, um die es sich dabei handelt, genug Schrifttum 


1) 8. 581£. 

2) Denn die paar Stellen aus der Dekretsumme des Sicard von 
Cremona (um 1180), aus einem Briefe Stephans von Tournai und aus 
der Dekretalensumme des Johannes Hispanus de Petesella (um 1235), 
die Sohm bezeichnenderweise nicht im Texte, sondern nur nebenher 
in Anmerkungen (5 zu S. 57, 79 zu S. 614) anführt, und in denen von 
dem Dekretalenrecht als von einem ius novum oder ius novum canoni- 
cum und von der Abstoßung von antiquiores sacri canones die Rede ist, 
fallen nicht weiter ins Gewicht, da sie sich ungezwungener und besser 
in der bisherigen Weise auf das in einzelnen päpstlichen Dekretalen 
niedergelegte und in neuen Sammlungen in die Schulen eingeführte 
Recht deuten lassen, das natürlich den auf das Dekret eingestellten 
Lehrern nur zu leicht als unerwünschte Neuerung erschien, während 
anderseits seine Anhänger gerade auf das Neue als auf einen Fortschritt 
pochten. Vgl. besonders Friedrich Maassen, Beiträge zur Geschichte 
der juristischen Literatur des Mittelalters, Sitzungsberichte der pbil.- 
hist. Kl. der Wiener Akademie XXIV, 1, 1857, S. 35 mit Anm. 2; Fried- 
rich Thaner, Über Entstehung und Bedeutung der Formel: Salva 
sedis apostolicae auctoritate in den päpstlichen Privilegien, ebenda 
LXXI, 1872, S.1 Anm.2. Siehe auch Schulte a. a. O. 8.29 Anm. 3. 


Die Cistercienser wider Gratians Dekret. 69 


hinterlassen haben, allerdings erwarten, daß sie an unserer 
Überlieferung nicht spurlos vorüberging. 


Stellen wir zunächst fest, daß der Wortlaut des Be- 
schlusses von 1188, der bisher immer zugrunde gelegt wurde, 
offenbar zu wünschen übrigläßt. Über die Handschrift, 
aus der sie die Statuten von 1188 abdruckten, geben die 
Herausgeber des Thesaurus leider keine Auskunft. Nun 
kennen wir aber glücklicherweise eine wahrscheinlich für 
die Abtei Bellevaux in der Erzdiözese Besangon geschrie- 
bene, später in den Besitz von Citeaux gelangte Hand- 
schriftt), welche gleichfalls ältere Generalkapitelsbeschlüsse, 
darunter auch die von 1188 enthält, und zwar bis 1194 
zusammenhängend von derselben Hand, während von da 
an bis 1221 alljährlich das jeweilen Beschlossene nach- 
getragen wurde.?) Nach dieser zwischen 1191 und 1194 
erfolgten, also fast gleichzeitigen Niederschrift lautet der 
‘hier als neunter (nicht als fünfter) auftretende Beschluß: 


Liber qui dicitur corpus canonum et decreta Gratiani 
apud eos qui habuerint secretius custodiantur, ut, cum 
opus fuerit, proferantur. In communi armario non resi- 
deant, propter varios qui inde provenire possunt errores. 

Es springt in die Augen, daß diese Fassung?) nicht 

‘nur die bessere, sondern die allein richtige ist. In dem 
ersten Satz, auf den es hierbei allein ankommt, wird man 
corpus eher als in der von den Maurinern benutzten Hand- 
schrift ausgefallen?), denn als in dem auch sonst durch 


1) Bibliothdque publique de Dijon Mss. n®. 601 (354); vgl. Cata- 
logue general des manusorits des bibliothöques publiques de France, 
Departements, V, Paris 1889, p. 155. 

%) Ph. Guignard, Les monuments prinfisifs de la regle cister- 
cienne publie&s d’apr&s les manuscrits de l’abbaye de Citeaux, Dijon 1878 
(= AnalectaDivionensia II) p. LXIVes., besonders LXVI n.4, LXVIllss. 

3) Sie ist mir bisher allein begegnet im Nomasticon Cisterciense 
seu antiquiores ordinis Cisterciensis constitutiones a. R. P. D. Iuliano 
Paris Fulcardimontis abbate colleotae ac notis et observationibus ad- 
ornatae. Editio nova a R. P. Hugone S&jalon sacerdote professo 
wmonasterii B. M. de Dumbis, Solesmis 1892, p. 264. 

*) Singer a. a. O. 8. XC Anm. 24 hat demnach gegenüber 
‘Heyer, Der Titel a. a. ©. S. 337, Namen und Titel a. a. O. S. 503 
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bessere und vollständigere Textwiedergabe!) ausgezeichneten 
Codex von Dijon hinzugefügt ansehen. Weniger Gewicht 
wird dagegen zu legen sein auf den Plural, in dem darin 
die beiden Zeitwörter auftreten; denn dieser wäre ja schon 
durch decreta als Subjekt gegeben. 

Dazu kommt folgendes: Aus einem im Jahre 1472 in 
Clairvaux auf Anordnung des damaligen Abtes angelegten 
Kataloge der Bibliothek dieses Klosters?) geht hervor, 
daß die Abtei von Handschriften des 12. Jahrhunderts 
außer solchen der Pannormia Ivos von Chartres nur zwei 
Werke besaß, die hier in Betracht kommen, eine Konzilien- 
und Dekretalensammlung in zwei Bänden und Gratians 
Dekret. Die Konzilien- und Dekretalensammlung gibt sich 
schon nach ihrem Umfang und nach der sorgfältigen Be- 
schreibung in dem Verzeichnis°®) als ein Pseudoisidor, und 
zwar der jüngsten, erweiterten, gemeinhin als C bezeich- 


zwar nicht damit Recht behalten, daß er in dem bisher bekannten 

Texte nach ‚„canonum‘“‘ ‚„‚concordia‘‘ ergänzte, wohl aber damit, daß 

er diesen für verstüämmelt hielt. Liber canonum wäre ja auch, wie 

Fr. Heyer mich in seinem Namen hervorzuheben bittet, und wie sich aus 

seinen eigenen Zusammenstellungen sowie aus Maassen a.a.0. S. 58f. 

ergibt, fürdas Dekret eine ungewöhnliche und untechnische Bezeichnung. 
2) Nomasticon p. XIII, 260 squ. 

2) Bibliothöque de Troyes Mess. n°. 521, im Auszug abgedruckt 
bei M.H.d’Arbois de Jubainville, Etudes sur l’&tat interieur des 
abbayes cisterciennes et principalement de Clairvaux au XII® et XIII® 
siecle, Paris 1858. Vgl. auch Theodor Gottlieb, Über mittelalterliche 
Bibliotheken, Leipzig 1890, S. 101 Nr. 276, der noch ein anderes Exemplar, 
Bibliothöque nationale, Paris, Mss. frangais n°. 22364 (fonds Bouhier) 
verzeichnet. 

8) d’Arbois de Jubainville p. 4268. R. 1. Item, ung trös beau 
grant moult bien escript volume qui est la premiere partie Canonum et 
sacrorum conciliorum. Ysidori; contenant le dict volume XXVII cayers 
et demy, et chascun \edyer contient VIII feulles, except& le premier qui 
n’en a que sept, commengant on V® feullet: Eadem et antiqui apostolici, 
et finissant on p@nultiöme entiörement escript d’ancre: Esse contrarium; 
et de Vermeillon Ad episcopos Gallie. Ainsi signe: r.4. R.2. Item, 
ung autre aussi tr&s beau volume de samblable et aussi belle lettre, 
que le pr&c&dent et de pareille grandeur contenant l’autre et seconde 
partie Canonum et conciliorum sancti Ysidori, XXVI cayers et II feulles; 
esquels ung chascun cayer contient VIII feulles, except& le second, qui 
n’en & que cincg et on commencement dudict livre ont est6 coppes bien 
villainnement trois feulles, commengant le diet volume on VI® feulletz 
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neten Klasse!) zu erkennen. Der Codex befindet sich jetzt 
in Montpellier?); sein erster Teil trägt von einer Hand des 
15. Jahrhunderts den Vermerk: liber sancte Marie Clarevall. 
canonum pars prima.?) Es liegt nahe, in ihm das als Corpus 
canonum4) bezeichnete Werk zu erblick&n, auf das neben 
dem Dekret) der Generalkapitelsbeschluß von 1188 abzielt.®) 

Wie dem aber auch sei, das ergibt sich ohne weiteres: 
Wenn die Beanstandung nicht bloß gegen das Dekret, son- 
dern auch noch gegen eine jedenfalls ältere Sammlung von 
Kanonen, also wohl gegen Pseudoisidor sich richtet, so 
kann sie nicht in der ‚„Gemeingefährlichkeit‘‘ spezifisch 
Gratianischer Lehren ihren Grund gehabt haben. Im Sinne 
Sohms könnte vielleicht dagegen eingewendet werden, die 
Pseudoisidorischen Dekretalen fielen erst recht unter das 


Misit quemadmodum predecessores, et finissant on p@nulti&me: Prede- 
cessoris nostri pape Innocentii. Sign6: r. 2. 

!) Paulus Hinschius, Decretales Pseudo-Isidorianae et capitula 
Angilramni, Lipsiae 1863, p. LXVIIs., E. Seckel, Pseudoisidor in 
Hauck-Herzogs Realenzyklopädie für protestantische Theologie und 
Kirche ?, XVI, Leipzig 1905, S. 269. 

2) Bibliothöque de l’Ecole de medecine Mss. n°.3, d’Arbois 
de Jubainville p. 100 ss. mit 79. 

3) Hinschius p. LXVII. 

4) Vgl. dazu gemäß freundlicher Mitteilung von Fr. Heyer Ber- 
nardi Papiensis Summa decretalium im Prooemium, ed. E. A. Theod. 
Laspeyres, Ratisbonae 1869, p. 2, sowie Maassen a.a. 0. 8. 53ff., 
56, Singer a. a.O. S. CLXXI Anm. 126 und Heyer, Namen und 
Titel a. a. O. S. 503 Anm. 13. 

5) Von diesem verzeichnet der Katalog von Clairvaux zwei aus 
dem 12. Jahrhundert stammende Exemplare, d’Arbois de Jubainville 
p. 100 ss., 427. R.3. Item, ung beau grant volume bien escript con- 
tenant le Decret Gratiani, commengant on IX® feullet: Non luxurie 
pariat incendium, et finissant on penultiöme: Perditos labore doleamus. 
Ainsi signe: r.3. R.4. Item, ung autre beau grant volume contenant 
aussi le Decret Gratiani, commengant on tiers feullet: Mittantur ubi 
regulariter statutum, et finissant on penulti&tme devant II belles figures 
de gradibus proximitatis: Autem die cum ascendis. Ainsi signe: r. 4. 
Die beiden Handschriften verzeichnet d’Arbois de Jubainville als 
unter Nr. 44 und 60 auf der Bibliothek von Troyes befindlich. Im 13. Jahr- 
hundert kamen noch mehrere Abschriften des glossierten Dekrets hinzu. 

6) Über einen Pseudoisidor und ein Dekret Gratians im Besitze 
von Cluny vgl. L6&opold Delisle, Inventaire des manuscrits de la 
Bibliotheque nationale, Fonds de Cluni, Paris 1884, p. 147 ss. 
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von ihm so benannte altkatholische Kirchenrecht, in so fern 
hätten die seiner Ansicht nach mit fliegenden Fahnen dem 
neukatholischen Recht folgenden Cistercienser noch mehr 
Grund gehabt, sie unter Verschluß zu halten. Ich will 
darauf, um nicht von dem eigentlichen Gegenstand meiner 
Untersuchung abzukommen, nicht näher eingehen. Zumal 
den im Dienste der kirchlichen Reformbewegung und der 
Herrschaft des universalen Papsttums erweiterten Pseudo- 
isidor wird ohnedies kaum jemand als Urkunde eines Sy- 
stems gelten lassen wollen, nach dem es keine höhere Stufe 
als den Episkopat gegeben haben soll und der Papst an- 
geblich gemäß einer göttlichen, allein auf der Stufenfolge 
sakramentaler Geistesmitteillung beruhenden (eucharisti- 
schen) Kirchenverfassung, der hierarchia ordinis, lediglich 
ein primus inter pares war.!) So viel ist sicher: Allein 
schon die Ermittelung der ursprünglichen, zwei Werke be- 
treffenden Fassung des Beschlusses von 1188 nimmt ihm 
die besondere Spitze, die Sohm darin gegen Gratian ge- 
funden hat, und macht seine Deutung unmöglich. 

Aber noch ein anderes spricht gegen sie. Dieselben 
beiden Mauriner erstatteten in demselben Jahre 1717, in 
dem sie diese Beschlüsse der älteren Generalkapitel der 
Cistercienser herausgaben, einen ausführlichen Bericht über 
Bibliotheks- und Archivreisen, die sie während sechs Jahren 
im Dienste der Gallia Christiana und für ihren Thesaurus 
gemacht und auf denen sie fast hundert bischöfliche Kirchen 
und über achthundert Abteien besucht hatten.?) Zweimal 
waren sie dabei auch nach Clairvaux gekommen. Von 
ihrem ersten Besuche daselbst wissen sie u. a. zu berichten), 
daß sie dort eine sehr schöne Handschrift des Gratianischen 
Dekrets mit dem Vermerk gefunden hätten: 


Ego Alanus quondam Autissiodorensis episcopus haec 
decreta Gratiani dedi monasterio Clarevallis pro remedio 
animae meae eo tenore et pacto, ut nulla necessitate & 
‚monasterio Clarevallis transferantur vel exportentur, an- 


4) Sohm 8. 244. 

2) Voyage litt&raire de deux religieux Böne&dictins de la Congre- 
gation de Saint Maur I, premiöre et seconde partie, Paris 1717. 

®) I pr. part. p. 103; vgl. auch d’Arbois de Jubainville p. 85. 
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nuente eiusdem loci abbate et congregatione; et quia 
inviolabiliter debent condicta servari, rogo et obtestor 
in Domino, ut ratum futuris temporibus habeatur et 
fideliter teneatur. Amen. 

Ohne den Beschluß von 1188 anzuführen, aber sicher- 
lich im Hinblick auf ihn knüpfen die beiden Mauriner 
daran die Bemerkung, die Mönche von Clairvaux seien 
offenbar nicht gegen das kanonische Recht voreingenommen 
gewesen, da Alanus, der Schüler des hl. Bernhard, eine 
derartige Bestimmung getroffen habe.!) In dem Sinne, 
in dem Sohm eine solche Gegnerschaft annimmt, kann 
davon auch nach diesem Zeugnis allerdings keine Rede 
sein. In einem anderen bestand sie dagegen tatsächlich 
bis zu einem gewissen Grade. 

Es ist nämlich weiter von Wichtigkeit, zu beachten, 
daß der Beschluß von 1188 nur das erste bekannte Glied 
in einer ganzen Kette von ähnlichen Bestimmungen bildet. 

In den Institutiones capituli generalis Cisterciensis, einer 
Sammlung, mit deren Anlage 1203 begonnen, die im zweiten 
und vierten Jahrzehnt des 13. Jahrhunderts wiederholt revi- 
diert, 1240 vom Generalkapitel bestätigt und 1256 durch 
seither ergangene neue Beschlüsse bei unveränderter Bei- 
behaltung der älteren ergänzt wurde”), findet sich in der 
Distinctio prima als c. XI?) folgender Beschluß, der also 
wohl aus der Zeit zwischen 1203 und 1240 stammt: 

De libris iuris et.nova librorum expositione. Libri iuris 
civilis vel canonici in armario communi minime resideant: 
nec praesumat aliquis novas librorum expositiones facere 
sine consensu capituli generalis.*) 

1) 1.c. p. 103. Sur quoy on peut faire cette reflexion, que les reli- 
gieux de Clairvaux n’&toient pas ennemis de la lecture du droit canon, 
puisqu’ Alain disciple de saint Bernard veut qu’on conserve si pröcieuse- 
ment ce decret dans Clairvaux, et qu’il defend sous quelque prötexte 
de necessit6 que ce puisse ötre, de le preter au dehors. 

2) Nomasticon p. 286. ®) Nomasticon p. 289. 

4) Zu letzterem Satze vgl. den nach dem Zeugnis des Exordium 
magnum aus dem Jahre 1137 stammenden, in den Instituta generalis 
capituli von 1152 (Guignard p. 266 mit XV, XVI, Nomasticon p. 225 
mit XIII) als c. 58 enthaltenen älteren Beschluß: Si liceat alicui novos 
libros dietare. Nulli liceat abbati neo monacho nec novitio libros facere, 
nisi forte cuiquam in generali abbatum capitulo concessum fuerit. 
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In dem Libellus antiquarum definitionum aber, in dem 
1289 das Ordensrecht der Cistercienser neu gefaßt und der 
1316 revidiert wurde, liest man in dem von Glocken, 
Büchern, Kirchhöfen und anderen Baulichkeiten handeln- 
den c. III der Distinctio tertiat): 

Libri quoque iuris in nostris armariis conventualibus 

minime habeantur. 

Dazu vergleiche man aus derselben Sammlung Di- 
stinctio nona das c. IV®) über die Studienanstalten und 
die Studien im Orden, in dem u.a. bestimmt ist: 

In locis porro illis ubi sunt concessa studia, extra septa 
studii et ubicumque alias, nullus de ordine audire vel 
legere iura praesumat: nec in quibuscumque studiis abbas 
aliquis resideat, nisi de voluntate conventus sui et patris 
abbatis licentia speciali.?) 

Weiter gehört hierher eine Anordnung der Konstitu- 

tion Benedikts XII. von 1335, durch die dieser aus dem 
Cistercienserorden hervorgegangene und um dessen Neu- 


ı) Nomasticon p. 397 mit XIV und 366. Die Anordnung erklärt 
sich daraus, daß in diesem Kapitel die cc. XI—XV der Institutiones 
Dist. I, die außer von den Büchern von den Glocken, von der Entfernung 
der Grangien und von deren Begräbnisplätzen sowie von Stallungen 
und anderen Wirtschaftsgebäuden handeln, zusammengezogen sind. 

3) Nomasticon p. 441. 

?) Daran knüpfen einige Generalkapitelsbeschlüsse an, die Hen- 
ricus Denifle, Chartularium universitatis Parisiensis, Parisiis 1889 ss. 
IL1 aus einer Handschrift der Bibliotheque nationale in Paris Mes. lat. 
n°. 10 894 mitteilt, und zwar von 

1318 (p. 39 n. 3 zu nr. 564): Den studierenden Cisterciensern wird bei 
Strafe der Ausweisung aus dem Studienhaus verboten, ne ad au- 
diendum aliam scientiam preterquam theologiam limites studiorum 
ordinis exeant. 

1322 und 1330 (ebenda): Es wird ausdrücklich untersagt, in studiis 
sollemnibus legere vel audire iura civilia vel canonica. 

1331 (l.c. p. 451 n. 2 zu nr. 992): ne aliquis in studiis solemnibus vel 
etiam in domibus ordinis quibuscumque intus vel extra iura civilia 
vel canonica presumat legere vel audire. 

1333 (ebenda): ne monachi studentes in studiis ordinis extra ipsa 
studie iura canonica audire presumant, cum ex hoc sacre theologie 
studium realiter enervetur, und zwar bei Strafe der Exkommuni- 
kation; infra tamen septa dietorum studiorum audire vel legere 
dieta iura poterunt hora et tempore et.non aliter, quibus theologica 
lectio non poterit impediri. 
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belebung und Förderung eifrig bemühte Papst im Interesse 
des Studiums der Theologie das des kanonischen Rechtes 
seinen ehemaligen ÖOrdensbrüdern aufs strengste unter- 
sagte.!) 

In favorem utique studii eiusdem theologiae, ut ab 
alumnis eiusdem ordinis studentibus illi ferventius in- 
tendatur, statuimus ordinamus et prohibemus expresse, 
quod in nullo dietorum studiorum legantur vel audiantur 
iura canonica, nec etiam extra illa per aliquem studen- 
tium eorumdem. Quod si quis contrarium attentare prae- 
sumpserit, sit eo ipso ad claustrum suum ab huiusmodi 
studio revocatus, nec cellerarius dictorum studiorum ex- 
tunc in aliquo illi provideat; sed incontinenti ad pro- 
prium monasterium remittatur, de transgressione ac in- 
obedientia huiusmodi secundum arbitrium abbatis pro- 
prii puniendus. 

Daß freilich wie in anderer Hinsicht so auch in dieser 
Benedikts XII. Reform nicht voll zur Durchführung ge- 
langte, lehrt c. VII der Distinctio nona in dem 1350. an- 
genommenen Libellus novellarum definitionum ordinis Ci- 
sterciensis, der bis 1400 in Geltung stand und die seit 1316 
ergangenen Generalkapitelsbeschlüsse enthält, darunter an 
gedachter Stelle?) den folgenden, der sich wieder in der 
Linie des oben?) mitgeteilten bewegt und unsere Reihe 
abschließen mag: 


1) Nomasticon p. 492, Bullarrium Romanum, editio Taurinensis 
IV, Augustae Taurinorum 1859, p. 343 und neuerdings bei Denifle, 
Chartularium Ill, nr. 992 p. 449. 

2) Nomasticon p. 524 mit. 497: 

3) S.74. Noch unmittelbarer schließt sich diese Bestimmung an einen 
von Denifle, Chartularium IIl p.451 n.2 zu nr. 992 mitgeteilten 
Beschluß des Generalkapitels von 1343 an, der sich gegen diejenigen 
richtet, welche die Konstitution Benedikts dadurch zu umgehen suchten, 
daß sie das kanonische Recht außerhalb der Studienhäuser des Ordens 
in weltlichen Studienanstalten hörten: eapropter generale capitulum 
volens eorum callide malitie imposterum obviare, ducit strietius in- 
hibendum, ne decetero quisquam abbas sive monachus audire vel legere 
eadem in quibuscumque studiis, villis, civitatibus vel castris presumat; 
quod si quis fecerit, eo ipso excommunicationis sententia se noverit 
alligatum; abbas autem qui licentiam talem conferre presumat, eadem 


existat innodatus ipso facto. | 
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Inhibetur sub poena excommunicationis latae sententiae, 
ne quisquam abbas vel monachus audiat vel legat iura 
canonica in quibuscumque wvillis, civitatibus sive castris; 
abbas autem qui super hoc monacho licentiam dederit, 
incurrat sententiam excommunicationis ipso facto. 


Diese Bestimmungen!) bestätigen durchaus, was uns 
schon die Feststellung lehrte, daß außer Gratians Dekret 
auch noch ein Corpus canonum zu dem Beschlusse von 
1188 Anlaß gab: Die wenig freundliche Stellungnahme 
durch das Generalkapitel von 1188 erklärt sich nicht bloß 
durch den Inhalt von Gratians Werk, sondern ebenso aus 
der Eigenart des Cistercienserordens. 

Es ist bekannt, daß die von Robert von Molesmes 1098 
in dem Novum monasterium zu Citeaux (Diözese Chalons 
8. S.) angesiedelten Mönche nicht allein durch die Art und 
Farbe ihrer Tracht (monachi albi, grisei), die gewollte Ein- 
fachheit, ja Ärmlichkeit ihrer Lebensweise und durch die 
Schmucklosigkeit ihrer Kirchen sich hervortaten, sondern 


1) Einige von ihnen führten bereits d’Arbois de Jubainville 
p. 63 n. 5, Ursmer Berlidre, Les origines de Citeaux et l’ordre böne- 
dietin au XII® siöcle, Revue d’histoire ecol&siastique I, 1900, p. 448—471, 
II, 1901, p. 253—290 auf p. 278 sowie Hilarin Felder, Geschichte der 
wissenschaftlichen Studien im Franziskanerorden bis um die Mitte des 
13. Jahrhunderts, Freiburg i. Br. 1904, S. 389 mit Anm. 3 u. A. an, sämt- 
liche Heinrich Denifle, Die Universitäten des Mittelalters bis 1400 I, 
Berlin 1885, S. 700 mit Anm. 131—134, der außerdem in seinem Chartu- 
larium universitatis Parisiensis an den oben 8.74 Anm.3 und 8.75 
Anm. 3 verzeichneten Stellen noch mehrere bloß handschriftlich über- 
lieferte einschlägige Generalkapitelsbeschlüsse nachtrug, Vgl. auch 
Marcel Fournier, L’Eglise et le droit romain au XIII® siöcle, Nou- 
velle revue historique de droit frangais et ötranger XIV, 1890, p. 80-119 
und Georges Digard, La papaut& et l’&tude du droit romain au XIII® 
siöcle, Bibliothöque de l’Ecole des chartes LI, 1890, p. 381-419 sowie 
B.C. Kuhlmann, Der Gesetzesbegriff beim Hl. Thomas von Aquin im 
Lichte des Rechtsstudiums seiner Zeit, Bonn 1912. Sohm gibt zwar 
Denifles Buch über die Universitäten als Fundstelle für den Beschluß 
von 1188 mit an, berücksichtigt aber weder die von jenem im Anschluß 
daran gemachten Ausführungen noch die Quellen und die Literatur zur 
Geschichte des Cistercienserordens, über welch letztere, insbesondere soweit 
sie neuesten Datums ist, namentlich auch Georg Schreiber, Studien 
zur Exemtionsgeschichte der Zisterzienser, Zeitschrift der Savigny-Stif- 
tung für Rechtsgeschichte, Kan. Abt. IV, 1914, S. 74ff. Auskunft gibt. 
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namentlich auch dadurch, daß sie sich die buchstäblich 
strenge Beobachtung der Regel des hl. Benedikt und die 
völlige Hingabe an das Ordensleben, insbesondere den Ge- 
bets- und Chordienst, zur Pflicht machten, deswegen die 
Städte mieden, die ländliche Einsamkeit dagegen auf- 
suchten und für ihren Unterhalt auf Zehnten, Kirchen, 
Gerechtsame, Renten verzichteten, um ausschließlich durch 
Ackerbau und Viehzucht, die sie mit Laienbrüdern (con- 
versi) und mit bezahlten Knechten (mercenarii) betrieben, 
aus Ackerhöfen (curtes, grangiae) ihren Unterhalt zu be- 
schaffen. Schon in dem Statut, das Alberich, der erste 
Nachfolger des 1099 nach Molesmes zurückgekehrten Ro- 
bert den Cisterciensern gab, in den Instituta monachorum 
Cisterciensium de Molismo venientium!) kommt diese Eigen- 
art in folgenden bezeichnenden Sätzen zum Ausdruck: 
Dehinc abbas ille et fratres eius, non immemores spon- 
sionis suae, regulam beati Benedicti in loco illo ordinare 
et unanimiter statuerunt tenere, reiicientes a se quidquid 
regulae refragabatur, froccos videlicet et pellicias .... 
ac diversa ciborum in refectorio fereula, sagimen etiam 
et cetera omnia quae puritati regulae adversabantur .... 
Et quia nec in regula nec in vita sancti Benedicti eundem 
doctorem legebant possedisse ecclesias vel altaria seu 
oblationes aut sepulturas vel decimas aliorum hominum 
seu furnos vel molendina aut villas vel rusticos, nec 
etiam feminas monasterium 'eius intrasse nec mortuos 
ibidem excepta sorore sua sepelisse, ideo haec omnia 
abdicaverunt .... Decimas quoque aiebant a sanctis 
patribus, qui. organa erant Spiritus Sancti, quorumque 
statuta transgredi sacrilegium est committere, in quatuor 
partitiones distributas: unam scilicet episcopo, alteram 
presbytero, tertiam hospitibus ad illam ecclesiam veni- 
entibus seu viduis et orphanis sive pauperibus aliunde 
victum non habentibus, quartam restaurationi ecclesiae.?) 


!) Exordium parvum c. XV,Guignard p. 71s. Nomasticon p. 62squ. 
2) Vgl. Ulrich Stutz, Geschichte des kirchlichen Benefizial- 
wesens I, Berlin 1895, 8. 26ff. mit 241 und Anm. 20 dazu, aber auch 
Denselben, Das karolingische Zebntgebot, Zeitschrift der Savigny- 
Stiftung für Rechtsgeschichte, Germ. Abt. XXIX, 1908, S. 203 Anm. 1. 
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Et quia in hoc compoto personam monachi, qui terras 
suas possidet, unde et per se et per pecora sua laborando 
vivat, non reperiebant, ideirco haec veluti aliorum ius 
iniuste sibi usurpare detrectabant. Ecce huius saeculi 
divitiis spretis coeperunt novi milites Christi cum paupere 
Christo pauperes inter se tractare, quo ingenio quove 
artificio seu Quo exercitio .... se .... sustentarent. 
Tuncque diffinierunt se conversos laicos barbatos licentia 
episcopi sui suscepturos eosque in vita et morte excepto 
monachatu ut semetipsos tractaturos!) et homines etiam 
mercennarios, quia sine adminiculo istorum non intelli- 
gebant se plenarie die sive nocte praecepta regulae posse 
servare, suscepturos quoque terras ab habitatione homi- 
num remotas et vineas et prata et silvas aquasque ad 
faciendos molendinos ad proprios tamen usus et ad pisca- 
tionem et eduos pecoraque diversaque necessitati homi- 
num utilia. Et cum alicubi curtes ad agriculturas ex- 
ercendas instituissent, decreverunt, ut praedicti conversi 
domos illas regerent, non monachi, quia habitatio mo- 
nachorum secundum regulam debet esse in claustro ipso- 
rum. Quia etiam beatum Benedictum non in civitatibus 
nec in castellis aut in villis sed in locis a frequentia populi 
semotis coenobia construxisse sancti viri illi sciebant, 
idem se aemulari promittebant. 


Es wird auf diese Bestimmungen im einzelnen noch 
zurückzukommen sein. Hier werden sie zunächst lediglich 
darum angeführt, weil schon aus ihnen erhellt, daß der 
Orden an sich für die Pflege der Wissenschaft nicht viel 
übrig hatte.?2) Auf lange hinaus gab man sich in ihm, von 
einzelnen hervorragenden Vertretern, wie dem hl. Bern- 


1) Vgl. Eberh ard Hoffmann, Das Konverseninstitut des Cister- 
zienserordens in seinem Ursprung und seiner Organisation, Freiburger 
historische Studien I, Freiburg (Schweiz) 1905, besonders S. 25ff. 


2) d’Arboisde Jubainville p. 62s., S.M. Deutsch, Cistercienser 
in Hauck-Herzogs Realenzyklopädie IV ®, Leipzig 1898, S. 123, Karl 
Müller, Kirchengeschichte I, Freiburg i. Br. 1892, S. 472, Albert 
Hauck, Kirchengeschichte Deutschlands im Mittelalter IV, 3. und 
4. Auflage, Leipzig 1913, S. 349f. 
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hard selbst, abgesehent), mit gelehrten Studien nicht ab; 
‚um bei den Cisterciensern Profeß zu tun, brauchte man 
nicht einmal lesen und schreiben zu können?), und nur 
der notwendigste Unterricht wurde zu eigenem Gebrauch, 
für Mönche und Novizen, nicht dagegen für sonstige Schüler 
erteilt?) Erst der Wettbewerb mit den wissenschaftlich 
sehr rührigen Bettelorden schuf in gewissem Sinne Wandel. ‘) 
Aber lediglich zugunsten der Theologie, die seit der Mitte 
des 13. Jahrhunderts von den Cisterciensern eifriger als bis 
dahin gepflegt wurde, namentlich zu Paris, später aber auch 
auf anderen von den Orden errichteten Studia generalia.5) 

Verboten war und blieb namentlich das Studium der 
Rechtswissenschaft. Wie wir sahen®), betreffen die Ver- 
bote des 13. Jahrhunderts mit das weltliche, das römische 
Recht: Die Bücherschränke und Bücherkammern der, Ci- 
stercienserklöster sollen insbesondere keine Bücher über 
bürgerliches Recht aufnehmen. Das kann nicht verwundern . 
angesichts der bekannten, hier nicht im einzelnen zu ver- 
folgenden Untersagung des Studiums der Leges temporales 
oder mundanae von der Synode von Reims von 1131 an’) 


1) Dieser konnte sich ja auch hinsichtlich des Predigens leisten, 
was den Cisterciensern sonst verboten war; vgl. Hauck IV?u-.4 5,348. 

3) Officia ecclesiastica c. II, Nomasticon p. 191. Gewiß schließt 
sich dieses an c. 58 der Regel des hl. Benedikt (Nomasticon p. 43) an; 
Berli®re p.277n.2. Aberdasentscheidet nicht, sondern vielmehr,daß und 
wie die Bestimmung von den Cisterciensern wieder aufgenommen wurde 
und werden mußte. Vgl. auch d’Arbois de Jubainville p. 62; Franz 
Winter, DieCistercienser im nordöstlichen Deutschland I, Gotha 1868,8.18. 

3) Instituta generalis capituli c. LXXVIII, Nomasticon p. 230: 
De pueris litteras discentibus. Nullus puerorum doceatur litteras intra 
monasterium vel in locis monasterii, nisi sit monachus vel receptus in 
probatione novitius ....; Hauck IV 3-4 5, 350. 

4) Vgl. Felder S. 120 mit Anm. 2 und 3. 

5) d’Arbois de Jubainville p. 64ss.; Deutsch a.a.O. IV 
S. 123 und besonders Felder S. 118 Anm. 2, der einen Beschluß des 
Cisterciensergeneralkapitels von 1245 mitteilt, wornach allein auf 
Geheiß des Papstes, des Kardinalprotektors des Ordens und einiger 
anderer Kardinäle und nur zugunsten der Theologie in einer Anzahl 
von Abteien Winterkurse eingerichtet wurden. 

6) Oben 8. 73£. 

?) Friedrich Carl von Savigny, Geschichte des römischen 
Rechts im Mittelalter III, 2. Ausgabe, Heidelberg 1834, S. 364 ff., Paul 
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bis hinein in die Dekretalensammlung Gregors IX.!) Für 
die Cistercienser?) lag es um so näher, ihren Ordensangehöri- 
gen dies Verbot noch eigens einzuschärfen, als die Be- 
schäftigung mit dem weltlichen Rechte diese in Konflikt 
zu bringen drohte mit den Ordensgrundsätzen, die dem 
grauen Mönch den Aufenthalt außerhalb seines Klosters, 
namentlich in Städten, festen Plätzen und anderen Ort- 
schaften sowie den nicht landwirtschaftlichen Erwerb streng- 
stens untersagten.?) Auffälliger als dies das römische Recht 
betreffende Verbot, das übrigens auch nicht in voller Strenge 
gehandhabt wurde, wie z. B. der allerdings ziemlich dürftige 
Bestand von einschlägigen Handschriften der Bibliothek 
von Clairvaux lehrt?), ist das andere, das gegen das kano- 
nische Recht gerichtete. Im 14. Jahrhundert wurde es 
sogar noch verschärft5) und Zuwiderhandeln mit der ohne 
weiteres eintretenden Exkommunikation bedroht. Den Be- 
weggrund dafür gibt die Benedictina von 1335 an; es ist 
derselbe, der Honorius III. veranlaßt hatte, für die Pariser 
Universität in der vielbesprochenen Bulle Super speculam 
vom 16. November 1219 den Unterricht im Ius civile zu 
untersagen®): das Studium der Theologie sollte nicht be- 
einträchtigt, sondern ohne irgendwelchen Wettbewerb von 
anderer Seite ausschließlich gepflegt werden.’) Dies selbe 


Hinschius, Das Kirchenrecht der Katholiken und Protestanten I, 
Berlin 1869, S. 139f., III 1883 S. 224 Anm. 2, Fournierp. 94 ss., Kuhl- 
mann S. 23f. 

1) c.3,10 X ne clerici vel nönaehi saecularibus negotiis se im- 
misceant, 3, 50. 

2) Von ihnen sprach sich bereits Bernhard von Clairvaux sehr ent- 
schieden gegen das Studium des weltlichen Rechts und die Legisten aus; 
Fournier p. X. 

3) d’Arbois de Jubainville p. 47s. 52 ss. 142, aber auch 320 ss.; 
Hauck IV3U-4 S. 349ff. 

*) d’Arbois de Jubainville p. 79, 103, 441 s. 

5) Oben S. 74 mit Anm. 3. 

*) Augustus Potthast, Regesta pontificum Romanorum I, Bero- 
lini 1874, nr. 6165; Denifle, Chartularium I nr. 32 p. 92. Darüber, 
daß auch dies Verbot nur mit Einschränkungen und innerhalb des durch 
seinen Zweck gegebenen Rahmens befolgt wurde, vgl. Denifle, Chartu- 
larium I p. XXVIII, Kuhlmann S. 25fl. 

?) Vgl. oben S. 74 Anm. 3, S. 75. 
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Motiv wird man erst recht bei den Verboten voraussetzen 
dürfen, welche im 13. Jahrhundert von den Cisterciensern 
gegen beide Rechte erlassen wurden.!) Sie unterscheiden 
sich von den späteren in der Form, indem sie sich nicht 
allgemein gegen das Studium des bürgerlichen und des 
kanonischen Rechts richten, sondern dieses unmöglich zu 
machen suchen durch das konkretere Verbot der dazu un- 
entbehrlichen Bücher. Hierin aber und ihrem Wortlaut 
nach schließen sie sich offensichtlich an an den General- 
kapitelsbeschluß von 1188 und stellen sich lediglich als 
allgemeiner gefaßte Erneuerungen des letzteren dar. Das 
allein schon berechtigt uns, den Beweggrund, den wir für 
dies Vorgehen später ausdrücklich angegeben finden, als 
auch bereits 1188 wirksam vorauszusetzen. Allerdings muß 
für ihn anders als für die späteren Verbote ein ganz be- 
stimmter Anlaß bestanden haben. Ist es zu gewagt, ihn 
in der früher?) erwähnten Zuwendung einer Dekrethand- 
schrift an die Abtei Clairvaux durch den einstigen ersten 
Abt von Larivour (Ripatorium bei Troyes, etwa eine Tage- 
reise von Clairvaux) und späteren Bischof von Auxerre 
Alanus zu finden ? Dieser lebte, nachdem er auf sein Bistum 
verzichtet hatte?), noch etwa zwei Jahrzehnte in Larivour 


1) Oben S. 73f. Darüber, daß man sich auch im 15. Jahrhundert 
im Cistercienserorden gegenüber dem Studium des kanonischen Rechts 
fast so ablehnend wie früher verhielt, vgl. Martene et Durand, The- 
saurus IV col. 1546: 1405 wird im Generalkapitel beschlossen: 3. Non- 
nullorum ordinis se iactantium obtinuisse licentiam a Romana curia, 
ut iura canonica studere valeant et audire, temerarium ausum refraenare 
satagens capitulum generale districtius inhibet, etiam sub excommuni- 
cationis latae sententiae poena, ne qua de cetero praefati ordinis persona, 
cuiuscumque status aut conditionis existat, iura canonica studere vel 
audire praesumat in quocumque studio, nisi prius de huiusmodi licentia 
dominum Cistereii reddiderit certiorem; vgl. Fournier p. 96 n.1. 

2) Oben S. 72. 

®) Ob 1165 oder 1166/7 läßt sich nicht mit Sicherheit feststellen, 
da die aus Clairvaux und die aus Auxerre herstammenden Quellen- 
angaben sich widersprechen. Für den späteren Zeitpunkt spricht sich 
aus Georg Hüffer, Der heilige Bernhard von Clairvaux I, Münster 
1886, S. 143 Anm. 1, 145; desgleichen E. Vacandard, Vie de Saint 
Bernard , I, deuxi&me &dition, Paris 1897 (die 4. Auflage, die 1910 er- 
schien, war mir nicht zugänglich), p. XXXIX s. 

Zeitschriit für Rechtsgeschichte. XXXIX. Kan, Abt. VIII. 6 
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und dann in Clairvaux, von wo er einst ausgegangen war; 
in der Kirche der letzteren Abtei ist er auch beigesetzt 
worden.!) Seinen langen Ruhestand hat er zu gelehrter 
Arbeit benützt. Von ihm rührt die vita secunda seines 
Lehrers, des hl. Bernhard, her, die allerdings in der Haupt- 
sache nur ein um wenig Eigenes vermehrter Auszug aus 
der von Mehreren verfaßten ausführlichen ersten Lebens- 
beschreibung ist.?2) Ich will, da ausreichende Anhaltspunkte 
dafür nicht vorliegen, keine Vermutung darüber äußern, 
was Alanus die von ihm zum Heil seiner Seele dem Kloster 
gestiftete Handschrift des Dekrets so teuer machte, daß 
er in der von ihm beliebten eindringlichen Weise Abt und 
Konvent verpflichtete, sie sorgfältig zu hüten, ob er sie 
vielleicht zusammen mit dem 1188 mit erwähnten Corpus 
canonum in Auxerre aufgetrieben und von da nach Clair- 
vaux gebracht hat, oder ob er etwa in einem noch näheren 
Verhältnis dazu stand, indem er sie für sich hat schreiben 
lassen?) oder gar während seines langen Otium cum digni- 
tate selbst daran geschrieben hat. Das aber gibt doch zu 
denken, daß sein Tod und damit der Zeitpunkt, in dem 
seine Vergabung, ob kürzere oder längere Zeit vorher ge- 
macht, erst wirksam wurde, zeitlich mit dem Beschluß von 
1188 ungefähr zusammenfällt, ihm wahrscheinlich nicht 
allzulange vorangegangen ist.) Kann es anders sein, als 


1) Hüffer I S. 142. 

2) HüfferIS. 145ff.; Vacandard I?p. XXXIXs., auchd’Arbois 
de Jubainville p. 252 n.2. Sie entstand zwischen 1167 und 1170. 

8) Die Fortsetzung der Chronik von St. Bertin berichtet zu 1174 
bis 1176 (Mon. Germ. hist. SS. XXIV, Hannoverae 1881, p. 669), Abt 
Gottschalk habe Gratians Dekret abschreiben lassen; Martin Grab- 
mann, Die Geschichte der scholastischen Methode II, Freiburg i. Br. 
1911, S.415. Das Hirschauer Kloster Prüfening bei Regensburg besaß 
nach seinem Katalog von 1165 schon damals ein Dekret Gratians; 
Heyer, Namen und Titel a. a. O. S. 508 Anm. 40. 

*) Noch 1185 weilte Alanus unter den Lebenden, wie urkundlich be- 
zeugt ist, bald nachher muß er aber gestorben sein. Vgl. HüfferIS.143 - 
Anm. 1. Wahrscheinlich fällt sein Tod in das Jahr 1187, und zwar, 
wie wir aus der Bischofsgeschichte von Auxerre wissen, auf den 14. Ok- 
tober. Siehe auch S. M. Deutsch in Hauck-Herzogs Realenzyklo- 
pädie I®, Leipzig 1896, S. 283. Nach einer von Carolus de Visch, 
Bibliotheca scriptorum sacri ordinis Cisterciensis, editio secunda, Coloniae 
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daß, falls Alanus damals noch lebte, bei Erwähnung des 
Besitzes solcher Handschriften mit an ihn gedacht war, 
der, wie seine Berufung darauf, daß condicta zu halten 
seien, lehrt, nicht bloß ein äußeres Interesse an dem Codex 
hatte, sondern als Rechtskundiger dachte und verfügte!), 
oder daß, falls er bereits verstorben war, seine Vergabung 
den Anstoß zu dem Beschlusse gab ??) So oder so drohte 
sein Eifer für das Studium des kirchlichen Rechts, ins- 
besondere des Dekrets der Selbstbeschränkung der Cister- 
cienser auf die notwendigste Theologie gefährlich zu werden. 
Darin bestand ja gerade der große Schritt, den Gratian 
gegenüber den Früheren getan hatte, daß er das kanonische 
Recht zu einem eigenen Wissensgebiet und Lehrfach er- 
hob®), das natürlich bei ihm noch weniger als seither bei 
allen seinen aus der Theologie hervorgegangenen und für 
Theologen lehrenden Nachfolgern seine Herkunft verleug- 
nete, aber mehr und mehr eine Wissenschaft für sich wurde. 
Dessen ward man sich bald bewußt. Aber nicht überall 
mit Vergnügen. Man weiß, mit welchen Schwierigkeiten 
selbst heutzutage, wo in dieser Beziehung weit größere 
Freiheit herrscht oder doch herrschen sollte, neu entstehende 
Disziplinen zu kämpfen haben. Wem es weniger um die 
Wissenschaft als um den Schulbetrieb zu tun ist, der be- 


Agrippinae 1656 p. 12 angeführten Randbemerkung des Nicolaus Camu- 
zeus zu Roberts Chronicon Autissiodorense bewahrte man in Clairvaux 
ein Testament des Alanus von 1182 auf. 


1) Ihm mögen Bestimmungen wie die des römischen Rechts über 
die dieta promissa oder der Satz: Pacta sunt servanda vorgeschwebt 
haben oder auch einheimisches Recht über die Stetigkeit von Gedingen 
‘oder kirchliche Sätze ähnlichen Inhalts. Jedenfalls will er mit dem ge- 

‚dachten Worte auf einen anerkannten Rechtsgrundsatz sich berufen. 

2) Ist Alanus wirklich Mitte Oktober 1187 gestorben, so war, da 
die Generalkapitel immer im September stattfanden (Guignard p. XIV 
n. 2), das Generalkapitel vom September 1188 das nächste, um über 
(die Genehmigung der Annahme sich schlüssig zu machen bzw. darüber, 
wie mit der gestifteten Dekrethandschrift zu verfahren sei. 

8) Vgl. statt Anderer Ulrich Stutz, Gratian und die Eigen- 
kirchen, Zeitschrift der Savigny-Stiftung, Kan. Abt. I, 1911, S.2 (mit 
II, 1912, S. 342f.) sowie Heinrich Denifle, Die Sentenzen Abälards, 
Archiv für Literatur- und Kirchengeschichte des Mittelalters I, 1885, 
8. 621ff., Kublmann S. 18, 20. 

6* 
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kreuzt sich vor jedem weiteren Ausbau, mag er noch so 
gerechtfertigt sein und sich schließlich gar als schöpferische 
Tat erweisen. So wurde auch den eben nur in sehr be- 
schränktem Maße wissenschaftlich interessierten Cistercien- 
sern die zur Theologie hinzutretende Kanonistik zu viel. 
Sie, die damals selbst die erstere kaum pflegten, unter- 
banden für ihren Orden die letztere, indem sie das Corpus _ 
canonum und das Dekret Gratians unter besonderen Ver- 
schluß legten und von den Kloster- und zugleich Schul- 
bibliotheken fernhielten. So kam der Beschluß von 1188 
zustande. 


Immerhin ist die Vorsicht, die das Generalkapitel wal- 
ten ließ, mit dem Gesagten noch nicht völlig erklärt. Sie 
war nicht bloß durch die allgemeine Abneigung gegen die 
Dekretistik eingegeben. Vielmehr führten zu ihr auch Be- 
denken bestimmterer Art, spricht doch der Beschluß von 
Irrungen oder vielleicht auch von Wirrungen, die aus der 
freien Benützung der beiden Werke, insbesondere Gratians 
sich ergeben könnten. An was für errores ist dabei wohl 
zu denken? Sicherlich nicht an Irrtümer aus dem Be- 
‚reiche der Kirchenlehre oder an Abweichungen von einem 
durch das Generalkapitel bzw. den Orden vertretenen, von 
ihm allein anerkannten kirchenrechtlichen System, wie 
Sohm will. All das lag, wie wir sahen, den durchaus prak- 
tisch gerichteten Cisterciensern jener Zeit fern. Soll mit 
der Begründung: propter varios qui inde provenire possunt 
errores nicht einfach auf allerhand Störungen hingewiesen 
werden, die in dem streng geordneten Ordensleben und 
Studium durch die Beschäftigung mit der Kanonistik ent- 
stehen könnten, so liegt es am nächsten, sich daran zu er- 
innern, daß in den Beanstandeten Werken, namentlich bei 
‘ Gratian, sich’ verschiedenes findet, was in ausgesprochenem 
Gegensatze steht zu Bestimmungen ihres Ordensrechtes, 
auf welche die Cistercienser großes Gewicht legten. Greifen 
wir auf gut Glück einige Beispiele heraus! 

Gratian wirft in der C. XVI als qu. 1 die Frage auf, 
ob Mönche dem Volke Gottesdienst halten, das Bußsakra- 
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ment und die Taufe spenden dürfen.!) Zunächst führt er 
eine ganze Reihe von gewichtigen Autoritäten, Synoden 
und Äußerungen von Päpsten an, die sich dagegen aus- 
sprechen?), weil die Mönche sich ganz ihrem Vorhaben 
widmen und nicht zugleich der Regel und dem Kirchen- 
dienste leben könnten.?) Das entsprach durchaus den An- 
schauungen, aus denen heraus die Reform des benediktini- 
schen Mönchtums durch die Cistercienser geboren wurde. 
„Der Mönch gehört ins Kloster‘, dies Losungswort sahen 
wir bereits die Statuten Alberichs ausgeben.*) Demgemäß 
wurde den Cisterciensern alle Seelsorgetätigkeit außerhalb 
desselben verboten?) Es ist bekannt, daß der hl. Bern- 
hard sich gegen das Predigen der Mönche aussprach. Und 
gerade in die Zeit unseres Generalkapitelsbeschlusses fallen. 
wiederholte andere, die den Cisterciensern die Spendung 
der Taufe, aber auch das Beichthören untersagten.®) Selbst 


1) Hic primum queritur, utrum monachis liceat offitia populis 
celebrare, penitenciam dare et baptizare. 

2) I Pars. Quod monachi offitia populis celebrare non possint, 
multis auctoritatibus probatur. 

8) Dietum Gratiani post c.3. Si ergo, sicut Tinocenkihs (in c. 3) 
diffinit, a suo proposito eis (scil. monachis) discedere non licet, et, sicut 
Gregorius (in c. 2) testatur, in monastica regula devote persistere et 
ecclesiasticis obsequiis simul deservire non possunt: patet, quod parrochi- 
tanis ecclesiis monachi prefici non possunt. 

4) Vgl. oben S. 78. 

5) Zum Folgenden siehe namentlich Hauck IV ?U-4 S. 348f. 

6) 1157 c.7 (Martene et Durand, Thesaurus IV col. 1247 bzw. 
Nomasticon p. 260): Abbas. vel monachus ordinis nostri non baptizet 
infantem, nisi in articulo mortis, vel si presbyter defuerit; 1185 c. 8 
{ibidem col. 1258): Abbates qui levaverunt pueros de sacro fonte, tribus 
diebus sint in levi culpa. Qui vero baptizaverunt et etiam qui aquam 
ad hoc consecraverunt, sex diebus sint in levi culpa, in pane et aqua et 
utrique septem diebus extra stallum abbatis. Sed et si quis monachus 
de licentia abbatis vel prioris sui id fecerit, similiter patiatur; si sine 
licentia, praeter haec sit tribus diebus in pane et aqua. Qui de cetero 
id praesumserit, districtius punietur, quia contra canones est; 1186 c. 3 
{eodem col. 1259): Nimis est grave et contra canones et instituta ordinis, 
quod abbates nostri baptizare praesumunt. Propterea quicumque hoc 
anno baptizaverunt, sex sextis feriis ieiunent in pane et aqua et usque 
ad Nativitatem Domini missas non celebrent et sint extra stallum. Qui 
autem a modo praesumserint, omnibus sextis feriis sint in pane et aqua 
et extra stallum suum nec missam celebrent usque ad nutum capituli 
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die kirchliche Versorgung der Grangien und der auf ihnen 
arbeitenden Laienbrüder und Taglöhner wurde dadurch er- 
schwert, daß der Cisterciensermönch nicht über Nacht von: 
seinem Kloster abwesend sein sollte. Eine ständige Seel- 
sorge gab es deshalb, wenigstens solange man es mit den 
Ordensgrundsätzen genau nahm, auf den Ackerhöfen und 
Vorwerken nicht, ihre Bebauer mußten zur Erfüllung ihrer 
kirchlichen Pflichten ins Kloster kommen, nur die Messe 
wurde häufiger draußen gelesen.!) Wenn demnach Gratian 


et monachus qui hoc praesumserit, idem patiatur. Idem patiatur qui 
aquam consecraverit vel puerum de sacro fonte levaverit; 1191 c. 8 
(l. c. col. 1270): Interdicitur abbati Aquae - bellae, ut de cetero non prae- 
dicet in ecclesiis saecularibus nec poenitentiam saecularibus iniungat 
absque iussu episcopi sui .... So auch noch ein Jahrhundert später 
der Libellus antiquarum definitionum Dist. quarta c. III (Nomasticon 
p. 399): Nullus monachus vel conversus ordinis nostri infantem baptizare 
aut de sacro fonte suscipere praesumat nisi in gravi damno vel scandalo, 
seu cum presbyter defuerit, periculo evitando, abbatis tamen proprii 
prius petita licentia et obtenta. All diese Beschlüsse erklären sich übri- 
gens, wie in ihnen ja auch gelegentlich hervorgehoben ist, nicht bloß. 
aus den dem Cistercienserorden eigentümlichen Grundsätzen, sondern. 
auch aus dem Bestreben, die kirchliche Ordnung nicht zu stören und 
Zusammenstöße mit dem Episkopat zu vermeiden. 

1) Instituta generalis capituli von 1152 c. VI (Guignard p. 2öl, 
Nomasticon p. 213): Quod non debeat monachus extra claustrum habi- 
tare. Monacho cui ex regula claustrum propria debet esse habitatio, 
licet quidem ad grangias, quotiens mittitur, ire, sed nequaquam diutius 
habitare. Generalkapitelsbeschluß von 1180 c. 6 (Mart&ne et Durand, 
Thesaurus IV col. 1252): Altaria in grangiis nova non fiant. Antiqua 
quae consecrata fuerint absque licentia episcopi non diruantur. Verum 
tamen nullatenus ibi cantetur; 1204 (ibidem col. 1300) c.5: Altare 
quod constructum est in grangia de Buxeria destruatur. Sed et omnia 
altaria quae constructa sunt in grangiis abbatiarum, ex quo conversae 
sunt ad ordinem nostrum usque ad Purificationem B. Mariae similiter 
destruantur. Sin autem, abbas illius loci, prior et cellerarii omni quarta 
et sexta feria sint in pane et aqua et conversi qui morantur in grangiis, 
in quibus altaria erunt, hanc poenam patiantur. c.6. In nullis etiam 
grangiis divina celebrentur, nisi a capitulo generali fuerit indultum. Ubi 
hoc transgressum fu<rit, abbas loci illius, prior et cellerarii omni quarta 
et sexta feria sint in pane et aqua. Et qui celebraverit, usque ad nutum 
capituli generalis non celebret. Et ut istud cautius caveatur, omni& 
missae necessaria a grangiis amoveantur. Nur unter ganz besonderen 
Umständen wurde gelegentlich eine Ausnahme gemacht, wie c.3 der 
Beschlüsse von 1236 (l. c. col. 1363, Winter III S. 220 unter 2) lehrt. 
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in der ersten Quaestio von C. XVI auf die gegen die Be- 
teiligung der Mönche an der Seelsorge gerichteten Autori- 
täten andere folgen läßt, die beweisen, daß den Ordens- 
priestern, falls sie vom Volk dazu erwählt und vom Bischof 
mit Zustimmung ihres Abtes dafür bestellt seien, Welt- 
seelsorge übertragen werden könne!), so stand das zwar 
im Einklang mit dem überlieferten Rechte und der Praxis 
der älteren Orden, namentlich der Benediktiner und Clu- 
niacenser, aber im Gegensatz zu den eben dargelegten 


Vgl. d’Arbois de Jubainville p. 27, 142, 3056, Hoffmann S. 64f., 
der aber versehentlich aus absque licentia episcopi in dem Beschluß 
von 1180 cum licentia macht. Er weist nach, daß man im Laufe des 
13. Jahrhunderts allmählich weniger streng wurde, bis schließlich 1255 
von Alexander IV. das Lesen der Messe und die Spendung der Sakra- 
mente auf den Klosterhöfen, falls sie von der Abtei- oder einer Pfarr- 
kirche zu weit entfernt waren, ein für allemal gestattet wurde. Siehe 
auch Eberhard Hoffmann, Die Entwicklung der Wirtschaftsprin- 
zipien im Cisterzienserorden während des 12. und 13. Jahrhunderts, 
Historisches Jahrbuch der Görres-Gesellschaft XXXI, 1910, S. 699 727. 


1) Dietum Gratiani post c.19.... Monachi autem, et si in dedi- 
catione sui presbiteratus (sicut et ceteri sacerdotes) predicandi, bapti- 
zandi, penitenciam dandi, peccata remittendi, beneficiis ecclesiasticis 
perfruendi | rite potestatem accipiant, ut amplius et perfectius agant ea, 
que sacerdötalis offitii esse sanctorum Patrum constitutionibus conpro- 
bantur: tamen executionem suae potestatis non habent, nisi a populo 
fuerint electi et ab episcopo cum consensu abbatis ordinati. Ecclesiasticas 
vero atque seculares actiones attractare prohibentur, ut non presumant 
sibi patrocinia causarum, nisi ab episcopo conmoniti fuerint, nec seculari- 
bus causis occupentur, ut resideant cognitores dirimendarum litium. 
In der II. Pars tut Gratian zunächst unter Berufung auf eine von ihm 
Ambrosius zugeschriebene Stelle unbekannter Herkunft dar, quod .... 
sacerdotalium offitiorum potestatem habeant (scil. monachi) und faßt 
hierauf post c. 25 so zusammen: His omni+bus auctoritatibus perspicue 
monstratur monachos posse penitenciam dare, baptizare et cetera sacer- 
dotalia offitia licite administrare. Quod vero populi electione, episcopo- 
rum institutione, et abbatis consensu potestatem suam exequi valeant, 
Ieronimi, Gelasii et Gregorii auctoritate probatur und wiederum zu 
Beginn der III. Pars. His omnibus auctoritatibus monstratur, quod 
monachi, qui a populo sunt electi et ab episcopo cum consensu sui abbatis 
sunt ordinati, legitime potestatem suam exequi valent. Siehe auch 
Georg Schreiber, Kurie und Kloster im 12. Jahrhundert, 2 Bände, 
Kirchenrechtliche Abhandlungen, herausgegeben von Ulrich Stutz, 
65. bis 68. Heft, Stuttgart 1910, II S. 40ff. und besonders Stutz, Gra- 
tian und die Eigenkirchen S. 14. 


- 
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Grundsätzen und Bestimmungen der Cistercienser und war 
um so mehr geeignet, in den Reihen der letzteren Ver- 
wirrung zu stiften, als auch sie sich für die Beibehaltung 
des älteren, strengeren Standpunktes auf die Canones .be- 
riefen!), und als ohnehin bei ihnen seit der zweiten Hälfte 
des 12. Jahrhunderts die Neigung bestand, von der früheren 
Strenge abzugehen?2) Man wird also kaum fehlgehen, 
wenn man in diesem Gegensatz einen der Gründe sieht, 
die das Generalkapitel im Jahre 1188 veranlaßten, das 
Gratianische Dekret unter Verschluß zu legen und nicht 
ohne weiteres jedem Ordensgenossen zugänglich zu machen. 

Aufs engste berührt sich damit der gleichfalls schon 
in den Statuten Alberichs?) enthaltene Verzicht auf den 
Besitz von Kirchen, Altären und Kirchhöfen nebst den 
mit ihnen verbundenen Einkünften, Gebühren und Opfer- 
gaben. Er begegnet wieder in den Instituta generalis 


!) Siehe die oben S. 85 Anm. 6 mitgeteilten Beschlüsse. 

2) Das ergibt sich aus der wiederholten verschärften Erneuerung 
der betreffenden Verbote; oben S. 85 Anm.6 und S. 86 Anm.1. Im 
13. Jahrhundert wurde übrigens das Verbot gleich dem des Rechts- 
studiums allgemeiner gefaßt. Vgl. etwa folgende Generalkapitelsbeschlüsse: 
1214 (Nomasticon p. 280): Nullus ecclesias parochiales recipiat. Trans- 
gressor, si abbas fuerit, sine retardatione deponatur. Alii quorum consilio 
factum fuerit, a domo propria emittantur, und gleich das Jahr darauf 
(Martöne et Durand, Thesaurus IV col. 1317) c. 20: Inhibetur auctori- 
tate capituli generalis, ne de cetero aliquis praesumat ecclesias parochiales 
accipere. Transgressor autem, si abbas fuerit, sine retractatione deponitur, 
alii vero adomibus propriis sine spe reversionis eliminentur, sowie etwas 
eingehender 1234 c. 1 (ibidem col. 1358): Districte inhibetur, ne monachi 
ordinis nostri parochiales ecclesias regere vel in eis deservire aut curam 
animarum habere vel ibidem moram diutius facere occasione qualibet 
permittantur. Et qui sunt alicubi in ecclesiis huiusmodi, protinus revo- 
centur .... Eine Ausnahme soll bloß bei Übernahme bereits bestehender 
Klöster samt ihrem Grund- und damit auch Kirchenbesitz in den Orden 
gemacht werden. Beschluß von 1236 c. 3 (l. c. col. 1363): Abbatiis quae 
fuerunt alterius ordinis, conceditur, ut in capellis (über den Begriff der 
capella vgl. Schreiber II S. 24ff.), quas habebant, priusquam ordinis 
nostri susciperent instituta, et a modo habent, quibus animarum cura 
non est annexa, serviatur per personas per quas eis serviri consuevit. 
Cetera monasteria quae alterius ordinis non fuerunt, teneant deffinitio- 
nem super hoc anno 1235 (oder vielmehr 1234?) latam. 

3) Oben 8.77. 
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capituli von 1152!) und unterschied die Cistercienser nicht 
minder von den älteren Orden, die ihren ohnehin statt- 
lichen Kirchenbesitz anläßlich des Kampfs, den die kirch- 
liche Reformbewegung und die Päpste gegen die Laien- 
investitur und die Eigenkirchen der Laien führten, noch 
erheblich vermehrten.?) Gratian vertrat auch in diesem 
Stück einen abweichenden Standpunkt. Er weiß nicht 
bloß von Kirchen und Klöstern, die in einem abgeschwäch- 
ten Eigenkirchenrecht der letzteren standen, das allmählich 
in einen geistlichen Patronat überzugehen bestimmt war, 
sondern auch von anderen, die den Klöstern pleno iure 
zugehörten, ein Verhältnis, das unter seiner Mitarbeit mehr 
und mehr in die Inkorporation ausmünden sollte.) Dabei 
befand er sich also wiederum in einem gewissen Gegensatz 
zu den Cisterciensern. Aber gerade gegen Ende des 12. Jahr- 
hunderts scheint sich auch in diesem Punkte bei ihnen die 
Neigung zur Abkehr von der alten Strenge eingestellt zu 
haben. Wenigstens trifft man sie schon seit den neunziger 
Jahren im Besitze der einen oder anderen Kirche.*) Für 


1) c. VIII (Guignard p. 252, Nomasticon p. 214): Quod reditus 
non habeamus. Ecclesias, altaria, sepulturas decimas alieni laboris vel 
nutrimenti, villas, villanos, terrarum census, furnorum et molendinorum 
reditus et cetera his similia monasticae puritati adversantia nostri et 
nominis et ordinis excludit institutio. 

2) Ulrich Stutz, Die Eigenkirche als Element des mittelalterlich- 
germanischen Kirchenrechts, Berlin 1895, S. 42, Derselbe, Eigenkirche, 
Eigenkloster in Hauck-Herzogs Realenzyklopädie XXIIL°, Leipzig 
1913, S. 375, Derselbe, Kirchenrecht, 2. Auflage in v. Holtzendorff- 
Kohlers Enzyklopädie der Rechtswissenschaft, 7. Auflage V, München 
1914, S. 314, Derselbe, Gratian und die Eigenkirchen 8. 21, Franz 
X. Barth, Hildebert von Lavardin (1066—1133) und das kirchliche 
Stellenbesetzungsrecht, Kirchenrechtliche Abhandlungen, herausgegeben 
von Ulrich Stutz, 34. bis 36. Heft, Stuttgart 1906, S. 126ff. u. A. 

3) Über all dies vgl. das Nähere in meiner Untersuchung über 
Gratian umd die Eigenkirchen S. 14ff. In Betracht kommt namentlich 
qu. 2 von C. XVI mit den Dicta Gratiani zu Beginn der II. Pars, post 
c. 7 und in der eingeschobenen qu. 5. 

4) d’Arbois de Jubainville p. 295 weist darauf hin, daß Clair- 
vaux 1196. die Kirche von Bologne (Haute-Marne) erwarb. Vgl. ferner 
Alexander III. bei Winter I S. 126f., Eberhard Hoffmann, Ent- 
wicklung der Wirtschaftsprinzipien im Cisterzienserorden 8. 721f. Die 
Übernahme längst bestehender, mit mehr oder weniger reichem Kirchen- 
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das Generalkapitel von 1188, das offenbar bestrebt war, 
das Ordensstatut und das Herkommen solchem Abfall 
gegenüber zu wahren, ein weiterer Grund, Gratians Dekret 
den Ordensangehörigen nicht freizugeben, sondern dessen 
möglichste Geheimhaltung anzuordnen. 

Von den Zehnten sahen wir, daß die Statuten Alberichs 
auch sie verschmähten; von Anderen, von fremder Arbeit 
wollten die Cistercienser keine Zehnten beziehen, ein Grund- 
satz, den die Instituta capituli generalis von 1152 neben dem 
Verzicht auf den Besitz von Kirchen und Altären wieder- 
holten.!) Auf der anderen Seite erstrebten und erreichten 
die Cistercienser für die eigene Arbeit, für die eigene Vieh- 
zucht und für ihre im Eigenbetrieb bebauten Ländereien 
die Befreiung vom Zehnt.?) Doch ging es nicht ohne heftige 
Kämpfe ab, da unter solchen Umständen jede Neuanlage 
oder Übernahme eines Klosters durch den Cistercienser- 
orden und jede Mehrung seines Besitzes eine schwere Schä- 
digung der bisher Zehntberechtigten mit sich brachte. 
Hadrian IV. (1154-1159) engte denn auch das Privileg 
ein und beschränkte es, wenigstens in den von ihm er- 
teilten Schutzbriefen und Vergünstigungen, auf den Noval- 


besitz ausgestatteter Klöster in den Orden war natürlich erst recht ge- 
eignet, die Beibehaltung des alten Rechtes in Frage zu stellen, vgl. oben 
S.88 Anm. 2 am Ende. Nachmals erscheinen denn auch die Cister- 
cienserabteien im Besitze von Kirchen, die in ihrem Patronate stehen 
oder ihnen gar inkorporiert sind. Vgl. z.B. E. de Moreau, L’abbaye 
de Villers-en-Brabant aux XII® et XIII® siecles, Bruxelles 1909, p. 177, 
Heinrich Pauen, Die Klostergrundherrschaft Heisterbach, Beiträge 
zur Geschichte des alten Mönchtums, herausgegeben von Ildefons 
Herwegen, 4. Heft, Münster i. W. 1913, S. 16, 47f. 78 Anm.2, 116 
Anm. 1, 43 Anm. 6, 79 Anm. 7 und allerneuestens etwa Lorenz Leine- 
weber, Die Besetzung der Seelsorgebenefizien im alten Herzogtum 
Westfalen bis zur Reformation, Arnsberg i. W. 1918, S. 57ft. 

1) Oben S. 89 Ann. ]. 

2) Vgl. Paul Viard, Histoire de la dime ecclesiastique principale- 
ment en France, jusqu’ au decret de Gratian, These, Dijon 1909, p. 200 ss. 
und Histoire de la dime ecclesiastique dans le royaume de France aux 
XII® et XIII® siecles, Paris 1912, p. 421ss.; Schreiber II S. 256ff., 
261ff.; Eberhard Hoffmann, Die Stellungnahme der Cistercienser 
zum kirchlichen Zehntrecht im 12. Jahrhundert, Studien und Mitteilungen 
zur Geschichte des Benediktinerordens XXXIII (N. F. II), 1912, S. 421 
bis 449, besonders 424ff. 
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zehnt; nur von ihrem Neubruchland sollten die Cistercienser 
keinen Zehnt entrichten. Freilich wurde ihnen durch 
Alexander III. in Einzelerlassen und auf dem dritten 
Laterankonzil von 1179 auch die Freiheit vom Altfeld- 
zehnt wieder zugestanden. Aber so wenig als früher dachten 
die Geschädigten, neben dem Weltklerus vornehmlich die 
auf den Zehntbezug besonders angewiesenen Cluniacenser, 
daran, sich dabei zu beruhigen.t) Gleich im Jahre nach der 
genannten Synode, nämlich 1180, fand es das General- 
kapitel der Cistercienser selbst für gut, einzulenken: Von 
allem Neuerwerb bisher zehntpflichtiger Äcker und Wein- 
berge solle der Zehnt weiter entrichtet werden.?) Eben- 
dahin zielte ein auf dem vierten Laterankonzil von 1215 
bewirkter Ausgleich: Es kam schließlich darauf hinaus, daß. 
nur vom Noval- und vom Tierzehnt schlechthin Befreiung 
bestand, vom Altfeldzehnt dagegen bloß für die bis 1215 
erworbenen Ländereien. Wie verhält sich nun dazu Gra- 
tians Dekret? Obschon es auch bei diesem Gegenstande 
überall, wo es ihn berührt?), das Für und Wider gewissen- 
haft abwägt, kann doch kein Zweifel bestehen, daß sein 
Verfasser, der zwar auch ein Mönch war, aber von der 
Kongregation von Camaldoli, also aus einer vorcisterciensi- 
schen Abzweigung des Benediktinerordens, an sich sehr 
bestimmt die allgemeine Zehntpflicht vertritt.) Insbeson- 
dere verwahrt er sich, entsprechend dem karolingischen 
und nachkarolingischen Rechte®), entschieden gegen die 
Beeinträchtigung altberechtigter Tauf- und Pfarrkirchen”) 


1) Vgl. bei Hoffmann, Stellungnahme S. 440f. die bittere Kritik, 
die der englische Primas, Erzbischof Richard von Canterbury, an dem 
Privileg und der Praxis der Cistercienser übte. 

2) Martene et Durand, Thesaurus IV col. 1251s. c. 1. 

®) Vgl. auch den Generalkapitelsbeschluß c. 3 von 1216 bei Mar- 
tene et Durand, Thesaurus IV col. 1317. Siehe ferner das Privilegium 
commune des 13. Jahrhunderts bei Michael Tangl, Die päpstlichen 
Kanzleiordnungen von 1200 bis 1500, Innsbruck 1894, S. 229. 

“) Eine zusammenhängende Erörterung um seiner selbst willen 
hat er bei Gratian nicht gefunden; vgl. Viard p. 251. | 

5) Viard p. 261. 

6) Stutz, Geschichte des kirchlichen Benefizialwesens I S. 258, 262f. 

?) Dietum Gratiani post c.45 C.XVI qu. 1: Si ergo nulli licet 
decimationum proventum a priori ecclesia, cui assignatus fuerat, abstra- 
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Von der Zehntfreiheit der Mönche weiß er allerdings, aber 
nur durch ihre älteste, von Paschalis II. herrührende Ver- 
leihung!), nicht von der späteren, den Cisterciensern be- 
sonders bedeutsamen von 1132 durch Innocenz Il.2) Und 
er betont stark, daß sie auf Privileg beruhe?), daß jüngere 
Privilegien älteren Rechten keinen Eintrag tun könnten‘), 


here; si ius antiquioris ecclesiae novis tribuendum non est; si decimae 
tantummodo baptismalibus ecclesiis dandae sunt: patet, quod monachi 
ex propriis prediis decimas dare coguntur. Sed illa auctoritas Mogontiensis 
concilii (bei Gratian c. 42, in Wahrheit c. 8 der Synode von Coblenz von 922, 
Mon. Germ. hist., Constitutiones I ed. Ludewicus Weiland, Hanno- 
verae 1893 p. 630) de venditore vel donatore loquitur, diffiniens, quod 
ille, qui vendit aut donat, non potest proventum decimationum illi 
ecclesiae detrahere, cui prius fuerat legitime assignatus. Monachi autem 
decimas et primicias non auctoritate vendentis aut donantis, sed auctori- 
tate eiusdem concilii (der dafür angeführte c. 46 ist in Wahrheit c. 19 
der Synode von Chalons von 813, Mon. Germ. hist., Concilia II ed. Al- 
bertus Werminghoff, Hannoverae 1906, p. 277) et Pascalis Papae 
detinent, a quibus diffinitum est, ut monachi de propriis prediis decimas 
non solvant. 

1) Die auctoritas Pascalis Papae, auf die er am Schlusse des in der 
vorigen Anmerkung mitgeteilten Dietums hinweist, und die er als c. 47 
gleich darauf wiedergibt, ist mit einigen Kürzungen das von dem ge- 
nannten Papste-am 9. Dezember eines der Jahre 1106-1115 an den 
Abt Peter von Montmajour gerichtete Schreiben, das vollständig von 
S. Loewenfeld, Epistolae pontificum Romanorum ineditae, Lipsiae 
1885, p. 75 nr. 152 abgedruckt und bei Philippus Jaffs, Regesta 
pontificum Romanorum, ed. II auspiciis G.Wattenbach, Lipsiae 1885 ss. 
als Nr. 6443 verzeichnet ist. Vgl. dazu Schreiber I S. 251. 

2) Schreiber I S. 255£.; Hoffmann, Stellungnahme S. 424 fl. 

®) In C. XXV stellt er folgenden Fall zur Erörterung: Sancta Ro- 
mana ecclesia quandam baptismalem ecclesiam suis munivit privilegiis, 
decimationes suae dioecesis ex integro sibi attribuens. Item quoddam 
monasterium similiter munivit privilegiis propriis, decernens, ut ex pro- 
priis prediis nulli decimas persolveret. Accidit itaque, ut intra dioecesim 
premunitae baptismalis ecclesiae prefatum monasterium alias emptione, 
alia donatione predia sibi inveniret. Oritur itaque contentio inter mo- 
nachos et clericos de decimis. 

*) Die zu dem in voriger Anmerkung erwähnten Fall an zweiter 
Stelle aufgeworfene Frage, an subsequenti privilegio monachorum dero- 
getur antiquioribus privilegiis baptismalium ecclesiarum, führt Gratian 
zunächst dazu, an Hand eines von Pseudoisidor herrührenden gefälschten 
Belegs darzutun, quod antiquioribus privilegiis subsequentibus derogari 
non possit und läßt ihn dann post c. 21 weiter ausführen: Si ergo pri- 
vilegia monasteriorum vel quarumlibet ecclesiarum auctoritate Leonis, 
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daß sie jedenfalls möglichst in einem diesen günstigen Sinne 
auszulegen und nicht zum Zwecke unstatthafter Ausbeutung 
zu mißbrauchen seien. Demgemäß schließt er, Häusern von 
Religiosen erteilte Privilegien müßten entweder so ver- 
standen werden, daß sie keinem etwas entzögen, wie z. B. ein 
Zehntprivileg in Beschränkung auf den noch niemandem 
zugewiesenen Neubruchzehnt oder, falls die Not der Zeit 
einen Eingriff in bestehende Rechte eben doch nötig mache, 
nur so, daß damit lediglich der Armut jener klösterlichen 
Anstalten abgeholfen, nicht aber ihre Bereicherung auf 
Kosten der Tauf- oder Pfarrkirchen angestrebt werden - 
sollte!) Man sieht, die Elemente für den 1215 kirchen- 
gesetzlich herbeigeführten Ausgleich zwischen den Inter- 
essen der zehntberechtigten Kirchen und den die Zehnt- 
freiheit beanspruchenden Cisterciensern waren in gewissem 
Sinne und bis zu einem gewissen Grade schon bei Gratian 
gegeben.?2) Trotzdem sie sich 1180 bereits zu etwelchem 


Gregorii, Gelasii et nonnullorum aliorum Pontificum Sanctae Romanae 
ecclesiae inviolata servantur; si ea, quae contra leges fiunt, pro infectis i 
habenda sunt; si Pontifex non habet liberam licentiam discedendi a 
documentis, quibus iura ecclesiae firmantur: patet, quod posteriora 
privilegia antiquioribus derogare non possunt, nec eorum auctoritate eis 
aliqua obicitur exceptio, cum etiam, si contra illa a fierent, pro 
infectis essent habenda. 

1) Privilegia ergo, que religiosis domibus N vel in eo 
casu accipienda sunt, in quo ita eis consulitur, quod nulli aliquid dero- 
gatur, videlicet ut ex novalibus, quorum decimationes nulli assignatae 
fuerant, privilegiorum auctoritate decimas aliquibus persolvere non co- 
gantur, vel si propter instantem temporis necessitatem eis consuli non 
poterit, nisi aliis derogetur, ita privilegiorum auctoritas videtur esse 
servanda, ut eorum subveniatur inopiae, non ut suarum divitiarum aug- 
mento, et possessionum non modica extensione porrecta, baptismales seu 
parrochianae ecclesiae penitus destruantur; III Pars, dietum Gratianii. f. 

2) Vgl. auch Gratians Dictum am Eingange der IV. Pars von 
C. XVI qu.1: De his vero, qui intra monasterii claustra consistunt, 
quibus populus ad Tregendum conmittitur, queritur, utrum decimas 
debeant dare vel accipere ? In quibus hec discretio servanda est, ut de 
agris et vineis, que ad proprium stipendium coluntur, decimas sibi reti- 
neant. Si enim decimae a populo filiis Levi reddebantur pro ministerio, 
quo Domino deserviebant in tabernaculo, offerendo sacrificia et holo- 
causta pro populo patet, quod monachi de propriis prediis non magis 
quam alii sacerdotes decimas solvere coguntur. $& 1. Sed dicitur predia 
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Entgegenkommen entschlossen hatten, mochte es doch den 
Ordensoberen nicht gerade erwünscht erscheinen, Sätze, 
wie sie z.T. Gratian vertrat, unter den ÖOrdensgenossen 
zu verbreiten. Das auch deshalb, weil gleichzeitig und im 
Zusammenhang mit der Einschränkung der Zehntfreiheit 
im Gegensatze zu den früher besprochenen Prinzipien die 
Neigung sich einstellte, selbst Zehntrechte zu erwerben und . 
zum Nutzen der einzelnen Klöster auszuüben.!) Bei alle- 
dem würde nur zu leicht Gratians Dekret dem Mißbrauch 
von Ordensangehörigen ausgesetzt gewesen sein, die dazu 
neigten, von dem bisher eingenommenen Standpunkt ab- 
zugehen oder doch von der alten Strenge abzulassen. 

Ich muß darauf verzichten, andere Punkte, z.B. das 
Verhältnis der Klöster zum Bischof in Betracht zu ziehen 
und daraufhin zu untersuchen, ob etwa auch bei ihnen 
für das Generalkapitel von 1188 Gratians Werk gegenüber 
Anlaß zu Bedenken gegeben war.?2) Das Gesagte mag ge- 
nügen, um zu zeigen, in welcher Richtung wohl die be- 
fürchteten errores zu suchen sind. 

Fassen wir zusammen! Mit dem Umschwung, der 
nach Sohm um 1170 im Wesen und Aufbau des kirch- 
lichen Rechts sich vollzogen haben soll, der aber in Wahrheit 
in der behaupteten Weise gar nicht stattfand®), hat der 


monachorum, sive pretio sint empta sive pro salute animarum oblata, 
antequam in ius eorum venirent, baptismalibus ecclesiis sive quibus- 
libet aliis primicias et decimas persolvebant, illae autem ecclesiae suo 
iure privari non possunt. 

1) Viard p. 202s.; d’Arbois de Jubainville p. 280, 295; Hoff- 
mann, Stellungnahme S. 421f. 

2) Vgl. u.a., was Hoffmann, Wirtschaftsprinzipien S. 709 über 
den Gegensatz andeutet, in dem die strenge Betonung des kirchlichen 
Zinsverbotes durch Gratian zu dem von den Cisterciensern schwunghaft 
betriebenen Pfandleihegeschäft stand. . 

®) Vgl. dazu Ulrich Stutz, Zeitschrift der Savigny-Stiftung, 
Kan. Abt. XXXIX, 1918, S. 238ff., aber auch schon Karl von Amira 
in seinem Nachruf auf Sohm im Jahrbuch der Münchener Akademie der 
Wissenschaften 1918 S.84f. Wer eine geschichtlich getreue Vorstellung 
davon bekommen will, wie das kirchliche Recht im 11. und 12. Jahr- 
hundert sich tatsächlich umgestaltete, der lese im Zusammenhang die 
einschlägigen Abschnitte des dritten und vierten Bandes von Haucks 
Meisterwerk über die Kirchengeschichte Deutschlands im Mittelalter. 
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Beschluß des Cistercienser Generalkapitels von 1188 nichts 
zu tun. Vielmehr dürfte er veranlaßt sein durch die Zu- 
wendung einer Dekrethandschrift an die Abtei Clairvaux, 
die nicht lange vorher der Cistercienser Mönch und ehe- 
malige Bischof von Auxerre Alanus gemacht hatte. Das 
Generalkapitel scheint gefürchtet zu haben, daß das eben 
aufkommende und zur Mode werdende Studium des kirch- 
lichen und im Zusammenhang damit des weltlichen Rechts 
die Erfüllung der Ordenspflichten und den auch nur be- 
schränkten Betrieb der Theologie, der im Orden herkömm- 
lich war, gefährden könnte. Dazu kamen Bedenken im 
einzelnen, die sich wahrscheinlich aus dem Gegensatze er- 
gaben, in dem sich gewisse Ausführungen Gratians, z. B. 
über die Beteiligung der Mönche an der Seelsorge, über 
Kirchen- und Zehntbesitz und über Zehntfreiheit der Orden, 
zu den Grundgesetzen und den Überlieferungen des Cister- 
cienserordens befanden. Auf solche, in ganz besonderen 
Verhältnissen begründete Weise erklärt sich der viel er- 
örterte Generalkapitelsbeschluß von 1188. Nicht allgemein, 
nicht grundsätzlich lehnt er das Werk Gratians ab. Unter 
Umständen, im Bedarfsfalle soll es ja auch nach ihm zu 
Rate gezogen werden. So war es schon vorher gehalten 
worden, nämlich da, wo Gratians Material und Ausfüh- 
rungen geeignet erschienen, den Standpunkt, den die Cister- 
cienser in dieser oder jener Einzelfrage einnahmen, zu 
stützen, z. B. in dem Streit über die Zulässigkeit des Über- 
gangs zu einem strengeren Orden.!) In dem bekannten 
Dialogus inter Cluniacensem et Cisterciensem monachum?) 
beruft sich der Verfasser, der selbst zehn Jahre lang dem 
Cluniacenserorden angehört hatte und dann Cistercienser 


Trotzdem sie nur im Hinblick auf deutsche Verhältnisse geschrieben 
sind, geben sie doch, weil unmittelbar aus der Fülle des Quellenmaterials 
geschöpft und die Tatsachen nach’ allen Seiten hin berücksichtigend und 
beleuchtend, ein abgerundetes und völlig zutreffendes Bild des geschicht- 
lichen Verlaufs, das um so stärker wirkt, als es im Rahmen der Gesamt- 
. entwicklung sich hält und nicht von einem Rechtshistoriker entworfen ist. 


!) Vgl. dazu Deutsch in Hauck-Herzogs Realenzyklopädie II ?, 
Leipzig 1897, S. 638. 

2) III c.30 bei Mart&ne et Durand, Thesaurus V, Parisiis 1717, 
col. 1641. 
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geworden war, zum Beweise der Erlaubtheit seines Ver- 
fahrens u.a. auf die Autorität des in den Kanones be- 
sonders bewanderten Bologneser Mönchs: 


Idipsum affirmat Gratianus determinator canonum di- 
cens, liberum est monachum ad districtius transire propter 
lucrum animae suae.!) 


Die Stelle ist uns nicht bloß deshalb interessant, weil sie 
eine noch frühere Bekanntschaft mit dem Dekret bezeugt 
als die durch unseren Generalkapitelsbeschluß bedingte ?), 
sondern auch deshalb von Wert, weil sie eine freundliche 
Berührung bedeutet. Doch bezieht auch sie sich lediglich 
auf eine die Cistercienser als solche betreffende Einzelheit. 
Eine über den Orden von Citeaux hinausreichende Be- 
deutung kommt eben keinem dieser Versuche, mit Gratians 
Dekret sich auseinanderzusetzen, zu, auch nicht dem Be- 
schlusse von 1188. 


» 


Nachtrag. 


Bei der Korrektur obiger Untersuchung, bei der er mich auch 
sonst durch willkommene Nachweise freundlichst unterstützte, wofür 
ihm hiemit bestens gedankt sei, schrieb mir mein gelehrter und stets 
hilfsbereiter Freund, Herr Dr. jur. Friedrich Heyer in Bonn: 

„In einer Randglosse zu der [mit dem Generalkapitelsbeschluß 
von 1188] gleichzeitigen Summe Verbum abbreviatum des Petrus Cantor 
(s. Grabmann, Geschichte der scholastischen Methode II S. 478 ff.), und 
zwar zu den Worten ‚propter nimiam sanelvoow‘ in c. LXXVIII 
(Migne, Patrologia lat. CCV Sp. 227 A) nennt ein Cistercienser aus- 
drücklich einen Grund, weshalb Gratian in den Klöstern seines Ordens 


1) Vgl.C. XX qu. 4: Quarto si ab uno monasterio in aliud districtius 
liceat alicui transire? Das wird bejaht unter Berufung auf can. 26 der 
Synode von Tribur von 895 (Mon. Germ. hist., Capitularia II edd. Al- 
fredus Boretius et Victor Krause, Hannoverae 1897, p. 228), der 
freilich in verkürzter Form und als auf Nonnen bezüglich wiedergegeben 
wird, wozu dann aber Gratian in dem darauffolgenden Dietum bemerkt: 
Quod autem de virginibus sacris hoc capitulo statuitur, de monachis 
etiam consequenter intelligitur, de quolibet etiam clerico. 

2) Denn der Dialog dürfte, wie schon Martöne festgestellt hat, 
im dritten Viertel des 12. Jahrhunderts entstanden sein. 
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vom Generalkapitel verboten worden sei, nämlich weil man sich auf 
ihn (C II qu. 5 c. 23!) für die Anwendung der Abendmahlsprobe berufen 
habe (s. dazu Erwin Jacobi, Der Prozeß im Decretum Gratiani, Zeit- 
schrift der Savigny-Stiftung, Kan. Abt. III 1913 S. 323f.).. Der Bene- 
diktiner G. Galopin, der 1639 zu Mons das Verbum abbreviatum 
herausgab, hat diese Glosse aus einem Codex Vedastinus mitgeteilt 
(Mignel. c. Sp. 470 C. mit Sp. 21f.), der aus der Abtei ‚St. Vaast offen- 
bar in die Bibliotheque de la ville zu Arras gewandert und mit dem 
dortigen Ms. Nr. 570 identisch ist (vgl. Catalogue general des manu- 
scrits des bibliotheques publiques des d&partements IV, Paris 1872, 
S. 228f.). Die a.a.0O. von Galopin auch erwähnte Handschrift der 
Abtei Marchiennes wird jetzt jedenfalls Ms. 389 oder Ms. 25 der Stadt- 
bibliothek von Douai sein (vgl. Catalogue gen6ral . . . des d&partements 
VI, Paris 1878, S. 221f. und 16); F.S. Gutjahr, Petrus: Cantor Pari- 
siensis, Graz 1899, S. 63 Anm. 3 nennt wohl nur infolge eines Schreib- 
fehlers Hs. 157 von Douai.“ 

Die hier erwähnte und wohl mit unter dem Einflusse des Gra- 
tianischen Dekretes stehende Äußerung des Petrus Cantor, der selbst 
zum Cistercienserorden wenigstens in so fern in Beziehung stand, als 
er in der Abtei Longpont 1197, wie es scheint als Novize, starb, lautet: 
Reis ergo ad probationem aquam. zelotypiae (vgl. Num. V und c. 21 
C. II qu.5) et maledictionis (eo quod de ea Scriptura memoret) dare 
consulerem, nungquam autem corpus Domini propter nimiam tansbvwoıy, 
id est humiliationem tanti sacramenti. 

Die Randglosse aber zu: Propter nimiam ransivwow, auf die es 
hier ankommt, hat folgenden Wortlaut: Propter hanc eamdem causam 
prohibitum est in capitulo generali apud Cistercium, non haberi Decreta 
Gratiani in claustris nostris; quia quidam simpliciores abbates abuteban- 
tur eorum auctoritate ad furta monasterii investiganda, offenbar gemäß 
c.23 C. Il qu.5 = c. 15 conc. Wormatiensis (868) bei Io. Fridericus 
Schannat et Iosephus Hartzheim, Concilia Germaniae II, Coloniae 
Augustae Agrippinensium 1760 p. 313): Sepe contingit, ut in mona- 
steriis monachorum furta perpetrentur. Idcirco statuimus, ut quando 
. ipsi fratres de talibus expurgare se debeant, missa ab abbate celebretur 
vel ab aliquo ex presentibus fratribus, et sic expleta missa omnes com- 
municent in hec verba: Corpus Domini sit tibi ad probationem hodie. 

Daß derartige Vorkommnisse (für weitere Beispiele verweist Ga- 
lopin auf die Handschrift von Marchiennes) und die dabei beliebte 
Barufung auf Gratians Dekret bei dem Beschluß, es zu sekretieren, 
‘ mit im Spiele waren, halte ich nicht für ausgeschlossen. Davon, daß 
darin der einzige Grund für die Ablehnung des Dekrets zu finden wäre, 
kann schon deshalb nicht die Rede sein, weil der Wortlaut des Beschlusses 
von 1188 die Annahme rechtfertigt, das Generalkapitel habe in mehr 
als einer Hinsicht am Inhalt des Dekrets Anstoß genommen, und weil, 
wie oben S. 73f. gezeigt wurde, die Bestimmung unter erweislich anderer 
Motivierung dauernd aufrechterhalten blieb. Mir scheint die Glosse 
vor allem ein Zeugnis dafür zu sein, wie man sich hinterher — nicht 

Zeitschrift für Röchtsgeschichte, XL. Kan, Abt. IX, 7 
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ohne eine gewisse Spitze gegenüber den vermeintlich getroffenen 
Äbten — in den unteren Regionen des Ordens die Maßregel erklärte. 
Vielleicht ist es sogar nur Klosterklatsch, was dem glossierenden 
Mönch oder Schüler in die Feder floß. Aber das verdient daran aller- 
dings Beachtung, daß, trotzdem hier ein religiös-theologisches Interesse, 
die Heilighaltung des Sakraments, durchschimmert, doch nicht in all- 
gemeinen dogmatischen, kirchenpolitischen oder kirchenrechtlichen Be- 
denken der Anlaß zum Einschreiten gefunden wird, sondern einzig und 
allein in der Wirkung Gratianischer Stellen und Ansichten auf die Ver- 
hältnisse des Cistercienserordens, auf spezifische cisterciensische Ordens- 
angelegenheiten. So bestätigt und ergänzt diese Glosse das in unserer 
Abhandlung besonders S. 84ff., 94 mit Anm. 2 Beigebrachte und be- 
stärkt uns in der Meinung, die Stellungnahme des Cisterciensergeneral- 
kapitels von 1188 gegen Gratian habe keineswegs die von Sohm vor- 
ausgesetzten allgemeinen, sondern ganz andere und ganz bestimmte 
Gründe gehabt, die rein cisterciensischer Natur waren. 
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II. 


Die Versetzbarkeit der Geistlichen 
im Urteil der evangelisch-theologischen Autoritäten 
des 16. Jahrhunderts. 


Von 
Herrn Pfarrer Lic. theol. Dr. jur. Rudolf Schaefer 


in Heinzendorf (Kreis Guhrau, Schlesien). 


Wir versuchten die Versetzbarkeit der Geistlichen nach 
den evangelischen Kirchenordnungen des 16. Jahrhunderts 
darzustellen.!) Wie stellte sich aber zu ihr die evangelische 
Theologie? Auch hier ermitteln wir zuerst ihr Urteil über 
die formellen und materiellen Voraussetzungen, dann über 
das Verfahren und endlich über die einzelnen Arten der Ver- 
setzung. . 
| I. Die Voraussetzungen. 

Unter den formellen Voraussetzungen wurde vor allem 
die Frage nach dem Subjekt der Versetzung lebhaft er- 
örtert. Die evangelischen Kirchenordnungen des 16. Jahr- 
hunderts hatten den Patronen das Recht der Versetzung und 
Entsetzung nicht zugestanden, sondern nur das Präsentations- 
recht, dagegen das Recht der Besetzung und Versetzung den 
Rechtsträgern vorbehalten, die in die Rechte der Bischöfe 
sukzedierten, denen sie auch das Recht der Enturlaubung und 
Entsetzung allein zuwiesen. Insbesondere wurde den Magi- 
straten zwar das jus vocandi gewährt, aber die potestas 
dimittendi versagt. Denen, die sich auf die Rechtsregel: is 
habet jus dimittendi, qui habet jus vocandi berufen zu können 
glaubten, stellten die um Entscheidung angegangenen theo- 
_ logischen und juristischen Fakultäten übereinstimmend den 
Satz entgegen: is habet jus dimittendi, qui habet jus juris- 
dictionis. Auch Luther?), der anfangs theoretisch und 


1) Vgl. Band 88 dieser Zeitschrift, Kan. Abt. VII (1917) 8. 283—390. 
2) Vgl. Daß eine christliche Versammlung oder Gemeinde Recht 
7* 
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prinzipiell den Gemeinden das Recht der Berufung und Ent- 
setzung zugestanden hatte, erklärte: „Die Obrigkeit und der 
Rath in Städten seynd nicht Herren über die Pfarrherrn 
und Predig-Amt, haben auch viel weniger Recht, wie der 
Teuffel am Himmelreich, sie zw*meistern und zu lehren“!), 
und der spätere Bischof Joachim Mörlin ?) prägte die scharfe 
These: „Es ist eine Teuffels Lügen, daß man sagt, die Obrig- 
keit habe Recht, Prediger zu beruffen und zu enturlauben.“ 
Die von den theologischen Fakultäten zu Wittenberg), Leip- 
zig*) und Jena°), wie von den Juristenfakultäten zu Leip- 
zig®) und Jena”) approbierte Sentenz des Greifswalder Mi- 
nisteriums®) ging dahin, die Anwendung der Rechtsregel: 
quod is habet jus dimittendi, qui potestatem habet vocandi 
sei eine „injusta tyrannis super ministerium evangelii in se 
impia, Christianis indigna, ecclesiae Dei perniciosissima“®) und 
führte aus: „merito scire et intelligere debebant hi, qui jus 


und Macht habe, alle Lehre zu urteilen und Lehrer zu berufen, ein 
und abzusetzen, Grund und Ursach aus der Schrift. 1523 (Erl. Ausg.) 22 
S. 1404. und de institut. ministr. (Weimar. Ausg.) 12 S. 184. 


1) Vgl. Von der dimission der prediger, Opp. (Jen. Ausg.) VIII 
fol. 188—189 (1558). 

2) 1514-1571; 1567—1571 Bischof von Samland. Vgl. über seine 
Entsetzung in Arnstadt d. judicium bei Georg Dedeken, Thesaur. con- 
silior. et deeis. vol. I (1671) pars IlI lib. I membr. 4, sectio 5 nr. 9. 17, 
eod.nr.5u.7. Zwei Bedenken Luthers darüber von 1543 u. 1544; nr. 8 
des Responsum der Leipziger Theologenfakultät, auch die „Antwort“ 
von Mörlin eod. nr. 10 a. d. judicium von Tarnow zu Rostock eod. 
or. 11 bis 13 (S. 1024 — 1034). 

3) Dedeken |]. c. membr. 1 sectio 1 nr. 9, v. Cal. Jun. 1594 
8. 664 ff. 4) eod. nr. 10 von Pfingsten 1594 8. 667f. 

6) eod. nr. 11 vom 16. Mai 1594. °) eod. nr. 14 (undat.) S. 671f. 

7) eod. nr. 15 (undat.) S. 672; vgl. noch die Rechtsbelehrung der 
Juristenfakultät zu Wittenberg in derselben Sache eod. nr. 13 (undat.) 
S. 671. 

8) eod. nr. 2—8 (undat.) S. 658— 664. 

®) eod. nr. 6 S. 662; vgl. dazu das Urteil des M. Christ. Avianus 
über die Frage: „Weil die Obrigkeit Macht hat, Prediger zu beruffen, 
ob sie auch Macht habe, dieselben, wann und wo sie wolle, zu ent- 
urlauben ?* praxis ecclesiastica fol. 102; bei Dedeken ]l.c. membr. 4 
sectio 5 nr. 14 S. 1034f. und 1. c. nr. 15—17 8. 1037f. und Cyprian ep. 
lib. I ep. 8, wie nr. 18—20 S. 1033£., unter Berufung auf c. 4 c. 3qu. 2; 
c.5, 6, 9, 11 c.7qu. 9. 
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vocandi et dimittendi Pastores et Ministros Evangelii in 
Ecelesiis affectant, similiter et illi, qui ipsis patrocinantur, 
ne quidem Patronos Ecclesise, quibus jus denominandi et 
praesentandi Pastores competit, jurisdictionem super eos 
habere, quae secundum jus scriptum ad Episcopos pertinet. 
Nemo enim sine gravi causa ejusque legitima cognitione, et 
nen nisi per eum, penes quem est jurisdictio, ab officio Eccle- 
siastico removeri debet. Hodie vero Episcopalis jurisdictio 
in Ecclesiis Augustanae confessionis ad Principes et status 
imperii autoritate Imperatoris translata est.!) 

Als gegen Ende des Jahrhunderts in einigen Städten 
Pommerns diese qua Gemeinden das jus dimittendi pastores 
in Anspruch nehmen zu können glaubten, gaben die Juristen- 
fakultäten zu Wittenberg, Leipzig und Jena auf die ihnen 
vorgelegte Frage: an jure divino et positivo cujusvis Ecele- 
siae in oppido aut pago auditores habeant potestatem dimit- 
tendi Pastores et Ministros Ecclesiae sine causae cognitione 
et decisione facta a Consistorio Ecclesiastico ?2)? ihr Gutachten 
dahin ab: „Belangend ... das jus dimittendi ministros er- 
achten wir im Rechten zu sprechen seyn, daß die Enturlau- 
bung der einmahl praesentirten, constituirten und ordentlicher 
weise eingesetzten Kirchendiener nicht bey den Patronis 
allein, sondern zuforderst bey Erkäntnüß des Geistlichen Con- 
sistorii stehe und ohne sondere hohe und wichtige Ursachen 
und legitima cognitione causae nicht sol fürgenommen wer- 
den“, urteilte Leipzig?), während Jena*) dahin entschied: 
„Ob dann auch wohl ... die Städte das jus dimittendi Mi- 
nistros Ecclesiae vermöge des Spruchs Christi 5): Si ejecerint 
vos ex una civitate, fugite in aliam auch in Krafft einer 
_ Rechts-Regel: Qui habet jus vocandi Ministrum Ecclesiae, idem 
habet dimittendi potestatem, sich anzumassen vermeynen: No 


!) Dedeken, Thesaur. vol. I pars I lib. I membr. 1 sectio 1 nr. 6 
S. 662 f. 

2) eod. nr. 12 S. 669. 3) eod. nr. 14 S. 671. 

4) eod. nr. 15 8. 672. 

8) Matth. 10,23 „Wenn sie euch aber in einer Stadt ver- 
folgen, so fliehet in eine andere“ hat Christus wirklich gesagt; es 
ist bezeichnend, daß die pommerschen Städte das Wort Jesu so for- 
mulierten, wie es ihren Aspirationen am konformsten erschien, wenn 
schon ein Recht auch so aus ihm nicht abgeleitet werden kann. 
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sind sie doch dessen vor ihre Person nicht befuget, Sondern bey 
dem Consistorio Ecclesiastico praeccdente legitima causae co- 
gnitione, zu suchen und derselben Decision zu erwarten schul- 
dig“, und Wittenberg!) ausführte: „Auf die... Frage erachten 
wir, Rechtens seyn, dieweil kein Prediger, woferne derselbe 
erzehlter maß in sein Amt gesetzt, ohne Erkäntnüß aus seinem 
Dienste mag gesetzt werden, solche Erkäntnüß doch nicht den 
Patronis, sondern dem Bischoffe derselben Oerter oder dem 
Metropolitano zustehet, und aber nunmehr biß zu endlicher 
Vergleichung der Religion, wider die Stände des Römischen 
Reichs, denselben immediate unterworffen, Inhalt des Pas- 
sauischen Vertrages und darauf Anno 55 erfolgeten und ietzt 
gemelten Abschiedes, die Geistliche Jurisdietion eingestellet 
und suspendiret und denselben, nicht aber ihrer Unterthanen, 
dem Reiche mit Mittel zugethan, dagegen zugelassen, das 
Ministerium zu bestellen, Kirchengebräuche, Ordenung und 
Ceremonien aufzurichten und anzuordenen: So haben auch 
die Städte in Pommern nicht Fug, ihre Prediger ihres Ge- 
fallens zu dimittiren, sondern sind schuldig, da sie die Pre- . 
diger nicht zu leiden vermeinten, die Erkäntnüß durch das 
Consistorium zu stellen, welches auch der dimission halben 
an Statt des Landes Fürsten Inhalt vorgemeltes Reichs Ab- 
schiedes anzuordenen hat.“ Noch am Ende des Jahrhunderts 
waren also die Grundsätze der Kirchenordnungen nicht in 
das Rechtsbewußtsein eingedrungen, so daß die Städte und 
Landstände den Fürsten das jus jurisdietionis in Kirchen- 
sachen streitig zu machen und die kirchliche Unabhängig- 
keit zu erreichen suchten. 
Auch über die Frage: an ministri evangelii jure 
divino subjecti sunt magistratui politico ?) herrschte durch- 
aus kein Einverständnis, und das Ministerium von Greifs- 
wald mußte in einem von den Theologen- und Juristen- 
fakultäten von Wittenberg, Leipzig und Jena°) approbierten 


1) Dedeken, Thesaur. |. ce. nr. 13 S. 671. 

2) eod. nr. 7 8. 663f. 

3) Vgl. die auf S. 100 angegebenen Nachweise und einige juristische 
Konsilien und Responsen, die zeigen, daß die Frage bis zum Ende 
des 18. Jahrhunderts in der Praxis strittig blieb: Besold, Consil. 
Tubingens. 1661 pars 4 resp. 172 vom 28. Febr. 1631 S. 756fl.; Fr. Bal- 
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thas. a. Wernher, Observationes usw. I1I pars I obs. 1628. 119f.; G.H. 
Linck, Consilia 1738 resp. 2 S. 4—17; Christ.Thomasius, Dissert. 
academ. 11l 1727. Dissert. 84 S. 314ff.; Pütter, Auserlesene Rechtsfälle 
I (1760) S. 171—220; Dav. Georg Strube, Nebenstunden VI Abhandl. 
45835; Schorch, Neue Samml. auserles. Gutachten und Urteiisspr. 
der Erfurtischen Juristenfakult. 1798 resp. 1; Mertin, Rechtsgutacht. 
u. Entscheid. d. Spruchkollegii d. Univers. Heidelberg I 1808 resp. VIII 
S. 319 und Gundling, Rechtl. Ausarbeitungen I 1772 C resp. 9 S. 159 ff, 
der dem Magistrat Strafgewalt vindizierte. Ein Geistlicher hatte „aller- 
hand ungeistliche Dinge fürgenommen* (1716), eine „Lotterie ange- 
richtet“, den Gewinn zwar angeblich der Kirche gewidmet, aber keine 
Rechnung abgelegt, auch eigenmächtig ein neues Witwenhaus gebaut, 
die Kirche repariert, einen neuen Altar angeblich aus seinem eigenen - 
Vermögen errichtet, . eine große Witwensozietät ins Leben gerufen, aber 
auch hier „aus Allotriis sein Werk gemacht und wieder nicht Rech- 
‘nung gelegt“, sondern „einen Dominat assentiret“, Klagen bei dem 
Fürsten hervorgerufen „und dadurch dem gantzen corpori societatis 
eine Blame gemacht“, gegen „den von ihm selbst approbirten neuen 
Oberdirektorem ... und andere Commembra allerhand Injurien ausge- 
gossen“ und gegen das Eingreifen des Fürsten an das Reichskammer- 
gericht appelliert. 1.c.S.159f. die Hallesche Juristenfakultät ent- 
schied einmal, „daß der Pastor darinne unrecht thue und seine Seel- 
sorge durch dergleichen weitläufige Correspondenz und andere fremde 
Sorgen hintansetze“; S. 160 „sich vor dem gegebenen Scandalo nicht 
wohl schewen möge; 8.161 „auch von beyder Societäten Admini- 
stration removiret oder“, wenn der Fürst ihn behalten wollte, „von den 
andern wegen contrairem interesse wohl entsetzt werden möge"; S. 165. 
auch „dem Bürgermeister zu viel und Unrecht gethan und deshalb 
wohl zur Rechenschaft gezogen werden möge“; 8.166 und bejahte 
die Frage: „ob Magistratus... nicht berechtigt vi juris disci- 
plinae ecclesiasticae, wie angefangen, ferner Rechtlich 
gegen ihn, auch wohl durch Poenal-Mandatis zu verfahren 
oder, daferne er sich opiniatriren und per objectum execu- 
tionis deficiens von seinem Unwesen nicht abzubringen, 
demselben sein Salarium, bis er sich besserte, zurück- 
halten könne*; S.166 mit der Bemerkung, „daß die in der Frage 
bemerkte proceduren nicht zu scharf, sondern den Begünstigungen 
gleich und gemäß seyn“; S. 167 verneinte aber die Frage: „ob das 
Amplissimum Judicium Camerale hierinnen Amplissimo 
Magistratui die Hände binden könne, daferne der Pastor 
abermal dahin seine zuflucht nehmen sollte?“ mit der Be- 
gründung, es sei notorisch, daß die Cammer in Kirchen- 
Disciplin Sachen in den Landen und Städten der Prote- 
stanten keine jurisdietion habe*, auch diese „in ecclesi- 
asticis von allen Publicisten negiret wird“: Als hat der... 

Magistrat auf dergleichen Appellationes und Inhibitiones nicht zu 
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Gutachten ausführen, daß der Diener der Kirche nach seiner 
Person der weltlichen Obrigkeit unterstehe, aber nicht das 
Ministerium nach seinem Amte: „Persona Ministri Evangelii 
est sub potestate ceivilis Magistratus: sed Magistratus poli- 
ticus nullum habet Imperium super Ministerium docendi 
Evangelii, administrandi Sacramenta et claves Ecclesiae, sive 
Ministro verbi Dei imperare potest, quod cum verbo et man- 
dato Dei pugnet. Immota enim est Regula: Oportet Deo 
plus obedire quam hominibus.!) Magistratus igitur politicus 
nihil potest imperare Ministro Christi contra verbum Dei in 
praedicanda Lege et Evangelio, in asserenda sincera doctrina 
Christi in redarguenda falsa doctrina, in administrandis et 
legitime distribuendis Sacramentis, in legitimo usu clavium, 
in tuenda disciplina Ecclesise in arguendis peccatis?)... Hae 
manifesta et immota mandata°) Dei nulla humana auctori- 
tate everti possunt. Et grande peccatum committit Magistra- 
tus, cum Ministro contraria imperat. Scriptum est: Spiritum 
nolite extinguere.*) Si vero Minister Evangelii excedat in 
his, habent pii Prineipes Consistoria Ecclesiastica et Super- 
intendentes, qui interpellati eum possunt admonere et erudire, 
ut Ministerii potestate data a Christo utatur non ad destructi- 
onem sed ad aedificationem Ecclesiae°)... Quod 8.Scriptura ®) 


sehen, sondern ist vielmehr wohl berechtigt, der Cammer ibre Befugnis 
in sattsamen Terminis vorzustellen und inzwischen mit ihrer Disciplin 
fortzufahren und ihren ungehorsamen Prediger zur Beobachtung seines 
Amtes und Pflichten ferner anzuhalten“* S.167... Schorch |.c. 
S.6ff. erklärt, daß ein Geistlicher in causis realibus in weltlichen 
Sachen „bey den weltlichen Gerichten zu stehen und Recht zu nehmen 
schuldig seyn solle“, und in causis personalibus vor dem Consistorium 
(es handelt sich um eine Triersche Sache) und in der Appellations- 
instanz vor dem weltlichen kurfürstlichen Obeıgericht zu verklagen 
sei; S. 8ff. daß auch „die Consistoria die weltlichen Gerichte im Erz- 
stift pro exequendis judicatis den Rechten nach zu requiriren haben“. 
S. 15. 


1) Vgl. Act. 5, 29; 4,19; Dan. 3, 18; 2: Mose 28, 24, 20, 3. 


2) Vgl. Matth. 28, 20; 7,6; 5,24; Jes. 5, 20; 1. Tim. 1,20; 2. Tim. 
4,2; Jes. 58, 1; Hes. 3, 17. 


®) Vgl. die vorhin (Anm. 2) angeführten. Schriftstellen. 
+) 1. Thess. 5, 19. 5) 2, Cor. 10, 8. 
°) Röm. 13, 1f.; Matth. 17, 24ff.: Jesus entrichtet der Obrigkeit die 
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quidem dieit, Ministros verbi Dei quoad personas perinde ut 
alios esse debere subditos Magistratus politicc.e Sed non 
definit vox divina, cui Magistratui subesse debeant. Verum 
hoc ipsum liberae dispositioni et prudentiae humani Magi- 
stratus, in cuius manu est jurisdictio, relinquit.*“ Die Kaiser 
hätten die Jurisdiktion über die Geistlichen den Bischöfen 
anvertraut, von denen sie durch den Augsburger Religions- 
frieden auf die evangelischen Fürsten übergegangen sei, die 
sie durch die Konsistorien ausübten. „His enim (den evan- 
gelischen Fürsten und Reichsständen) potestas et jurisdietio 
Episcopalis decreto Imperii et autoritate Imperatoris com- 
mendata est. Sed hinc non sequitur, personas Ecclesiasticas 
in quovis oppido aut pago, esse sub jurisdietione Civilis 
Magistratus inferioris, pari modo cum aliis civibus et rusticis. 
Sophistica est, orta ex inscitia, ex dicto Pauli!) conludere 
contra Leges Imperatorum et Constitutiones Imperiales ... 
speciem a Spiritu 8. sic definitam esse, ut- oporteat, eos 
subjectos esse (die Geistlichen), in quolibet oppido aut pago 
Magistratui inferiori, qui ab Imperatore aut Principe terrae 
de eo mandatum nullum habet.“ ?) 

Das Gutachten entscheidet endlich dahin, daß sowohl 
die leviora delicta wie die atrocia criminalia flagitia, quae 
extremum supplicium merentur, vor das Forum des Konsi- 
storiums gehören, das, wenn der Inkulpat eines der letzteren 
überführt sei, diesen der weltlichen Obrigkeit gemäß den 
Reichsgesetzen zur Bestrafung übergebe, die ersteren, die 
sich ad ipsorum (der Geistlichen) negligentiam aut drafias in 
officio vel ad mores vitae erstrecken, ganz allein abzuurteilen 
haben ?), muß aber anch am Ende des Jahrhunderts nicht nur 
konstatieren, daß viele sind, qui pastores ... ad judicia ci- 
vilia trahere volunt vel sine praecedente ordinaria cognitione 
ecclesiis ejiciunt, sondern auch: magnos saepe tumultus cient 
hae quaestiones in ecclesiis et politiis, eo quod in drapyia, 
cum bonus ordo in ecclesiis contemnitur, quisque super mini- 
sterium super pastores et ministros ecelesiae dominari vult.*) 


Steuer; Joh. 19, 10f.; Act. 25, 11f.: Petrus provoziert auf den Kaiser; 
vgl. V.22, 25, 32. | 

1) Röm. 13, 1f. 

2) Dedeken ].c.nr.7 8. 662f. 3) eod.nr. 8 8.664. *) eod. 
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Wenn die theologischen Autoritäten diesen Zustand be- 
zeugen, versteht man, warum die evangelischen Kirchen- 
 ordnungen bis gegen Ende des Jahrhunderts die Ein- und 
Übergriffe der weltlichen Obrigkeiten und Patrone so oft 
zurückweisen, die Visitationsabschiede immer auf sie zurück- 
kommen, dab aber auch die Rechtslage der evangelischen 
Geistlichen doch eine im ganzen wenig gesicherte war, daß 
in der Frage der Entsetzung, viel weniger in der der Ver- 
setzung die Rechtsgrundsätze und die Rechtsanwendung 
nicht im Einklang standen. Der Streit über das Subjekt 
der Berufung, Versetzung und Entsetzung hatte denn auch 
den negativen Erfolg, daß sich alle für zuständig hielten, 
wodurch die rechtliche und noch mehr die tatsächliche Lage 
der Geistlichen ebenso unsicher wie unerfreulich wurde. 
Joachim Mörlin selbst sprach sich in seiner Schrift „von 
dem Berufe der Prediger“ 1565 sehr eingehend aus, 
wobei er die späteren Anschauungen Luthers sehr energisch 
vertrat: die Geistlichen werden durch die Kirche und die 
Obrigkeit gemeinsam berufen, nur eine solche Berufung stellt 
eine vocatio legitima dar, und nur der so berufene Geist- 
liche hat potestas ordinis et jurisdietionis. Im geistlichen Re- 
giment, d. h. in der Kirchenzucht, ist der Geistliche von der 
Obrigkeit unabhängig, er kann und muß sich nötigenfalls 
auch gegen sie wenden, wie er anderseits den Untertanen 
den Gehorsam gegen sie einzuschärfen hat. Die Geistlichen 
sind nicht Büttel und Stadtknechte, aber Wächter über die 
reine Lehre und reines Leben. Die Absetzung eines recht- 
mäßigen und rechtschaffenen Predigers ist absolut nichtig, 
der Obrigkeit fehlt jedes Recht dazu.!) 

Nicht viel besser stand es mit den materiellen Vor- 
 aussetzungen. Wir haben hier nur die zu berücksichtigen, 
die damals sehr lebhaft erörtert wurden. Zunächst kommt 
da das Strafamt in Betracht. Die Theologenfakultäten 
von Helmstedt und Königsberg hatten u. a. folgende Fragen 


!) Die ganze Frage kann ausreichend nur im Rahmen einer 
gründlichen Erörterung des Rechts und der Praxis der Besetzung 
der geistlichen Stellen behandelt werden. Aus neuerer Zeit gibt es 
eine Bearbeitung nicht. Und doch wäre sie ebenso lohnend wie wün- 
schenswert. 
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zu entscheiden: „... 4. Obs wahr sey, daß die Lutherischen 
nur aus Privat-Affekten beydes die falschen Lehre und 
Lehrer taxiren, auch mehr personalia als die Wahrheit 
Göttliches Worts selbst respective tractiren und treiben? 
5. Obs wahr sey, daß Christliche Zuhörer durch Straff-Amt 
falscher Lehre und Lehrer, Gottloses Lebens und Wandels 
geärgert, rechtes Erkäntnüß und Ehre Gottes nicht befördert, 
sondern vielmehr gehindert werde? 6. Obs wahr sey, daß 
die Hertzen und Gemüther der wahren Gliedmassen Christi 
zertrennet und Verbitterung unter ihnen gestifftet werde: So 
man falsche Lehre und Lehrer nominetenus und ohn alles 
Ansehen der Personen öffentlich aus Gottes Wort refutirt, 
wiederlegt und straffet?“1). Die theologischen Autoritäten 
sollten also über die Art der Motive, den Erfolg und den 
Schaden des Elenchus und zwar näher des Nominalelenchus 
ein Urteil fällen. 

Die Theologenfakultät Helmstedt entschied?), daß „keine 
Obrigkeit einige Gewalt im Reiche des Herrn Christi sich 
anzumassen und zu arrogiren“ habe. „Sondern muß sich 

.. sowohl als andere gemeine Leute dem heiligen Ministerio 
im Reich Christi unterworffen und untersetzet erkennen, hat 
derowegen nicht Macht, vel jure Magistratus Ecclesiastici vel 
politici dem heiligen Ministerio Göttliches Wortes in genere 
vel in specie eigenmächtig vorzuschreiben, wie sie die strei- 
tigen Religions Artikul, Argumenta und Phrases auf der 
Cantzel tractiren, erklären und die Sünde straffen sollen. 
Non jure Magistratus Ecelesiastici, denn Magistratus hat, so- 
viel das Predig-Amt anlanget, sich keines juris ecclesiastici 
anzumassen, und stehet solches alleine dem Ministerio zu. 
Non politiei, denn der Obrigkeit ist nieht die Cantzel, son- 
dern das Rahthauß und weltlicher Sachen Verwaltung und 
Versehung anbefohlen. Es werden aber die Herren des 
Ministerii sich aller Vorsichtigkeit und Bescheidenheit wissen 
zu gebrauchen, daß es nicht gehe nach dem Sprichwort: 
Allzu scharff machet schärtig. Und kan demnach beyde in 
der Straffe, Widerlegung, Verwerffiung und Verdammung 
irriger Lehre und der Sünden Straffung gebührende Schärffe 
und ernst gebraucht werden.“ 


1) Dedeken ].c.nr. 16 8. 612. ?) eod. 8. 674. 
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Die Königsberger Theologenfakultät erklärte‘), „daß es 
eine falsche Auflage, damit wir von den Feinden der Wahr- 
heit belegt werden, als solten wir nur aus privat Affecten 
falsche Lehre und Lehrer taxiren oder aber in Erklärung 
Göttliches Wortes mehr Personalia als Realia treiben. — 
Es ist kein privat Affecet sondern necessarii officii ecclesi- 
astici zelus, daß ein rechter Lehrer falsche Lehre und Lehrer 
straffe und widerlege ... Bey solchen Straff- und Wider- 
legungsamte muß billig seyn zelus cum scientia, damit 
nicht nach der Jüden Exempel Röm. 10, 1 ohne Wissen- 
schafft über etwas geeiffert werde ...“ Die Helmstedter 
führten aus?2): „Da etliche ... mehr Personalia als die 
Wahrheit Göttliches Worts solten tractiren, thäten dieselben 
unrecht, denn ein Diener Göttliches Worts mehr auf die res 
denn auf die Person gehen und sehen sol. Bey Verhand- 
lung aber der Wahrheit sollen und müssen die Prediger 
nicht alleine, was wahr, sondern auch in itzo schwebenden 
Controversien nach Gelegenheit ihrer Zuhörer, auch was der 
Wahrheit zuwider ist und so wohl die Lehre als auch die 
Lehrer straffen, daß man nicht alleine den Gifft, sondern 
auch den, der den Gifft ausspeiet und das Unkraut unter den 
guten Weizen aussäet ..., erkenne und für denselben Gifft 
sich hüten lerne. Hierinnen aber sol zwar eine billige 
Moderation gehalten werden, und ist nicht einem jeden der 
Geist Eliae, Johannis oder Lutheri gegeben, kan aber nicht 
jederman gewisse maß, nach deme er sich stetes solle und 
könne verhalten, vorgeschrieben werden, weil die Gaben des 
H. Geistes nicht bey allen gleich und die Zeit ungleich.“ 

„Auf die fünffte Frage sagen wir, daß Christliche Zu- 
hörer durchs Straffen falscher Lehre und Lehrer, gottloses 
Lebens und Wandels nicht alleine nicht können geärgert, 
sondern vielmehr gebessert und in den Gründen Christ- 
licher Wahrheit gestärket werden“)... Auch die Königs- 
berger Fakultät war dieser Ansicht. „Denn das gut und 
heilsam ist, das kann ja an und für sich nit aergerlich seyn 
oder aber das Erkäntnuß und die Ehre Gottes hindern ... 
Was aber per accidens zufälliger weise geschicht, daß aus 


!) Dedeken |.c.nr. 17 S. 678. 2) eod. nr. 16 S. 675. 
?) eod. Die nähere Begründung interessiert bier nicht. 
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dem, was gut ist, Menschliche Unart ein Aergernüß nimt, 
das kann das Gute keines weges aufheben, sonst hätte 
Christus selbst aus der Welt lauffen müssen, weil sich die 
Menschen an seiner Person, Lehr- und Straff-Amt geärgert 
haben, wie solches die Evangelische Historien an vielen 
Stellen bezeugen.“!) 

Auch den Nominalelenchus hielten viele Fakultäten 
für zulässig. „Hiermit antworten wir euch aufs sechste,“ 
erklärt die Königsberger Fakultät, „daß die Hertzen und Ge- 
müther der wahren Gliedmassen Christi nicht zertrennet, noch 
Verbitterung unter ihnen gestifftet werde, so man falsche 
Lehre und Lehrer nominetenus..... öffentlich aus Gottes Wort 

. widerleget und straffet.?) Wie kann... das jenige, das 
aus Gottes Wort und Göttlichem Befehl herrühret und in 
Gottes Worte gelobet wird, per se an und für sich, Zertren- 
nung oder Verbitterung unter den wahren Gliedmassen 
Christi stifften? Begiebt sichs aber, daß etwa durch recht- 
mässiges Widerlegen und straffen ... die Hertzen ... der 
Zuhörer ... verbittert werden, so geschieht solches per acci- 
dens zufälliger weise, daran aber das Widerlegungs-Amt an 
und für sich keine Schuld hat, ja solche Zertrennung und 
Erbitterung kann nit geschehen unter wahren Gliedmassen 
Christi, so lange sie also verbleiben, sondern unter einer 
solchen Gemeine, da Weitzen und Unkraut eingemenget und 
Zuhörer mit falscher Lehre behafftet gefunden werden: Aber 
solche seynd nicht wahre, sondern falsche Gliedmassen 
Christi, solange sie in solchem Irrthum verbleiben. Dero- 
wegen nicht hierauf zu sehen, was etwa einer und anderer 
Zuhörer beym Widerlegungs-Amt thut: Sondern man muß 
bloß und schlecht aufs Amt gehen, wie dasselbige nach 
Erheisch des Göttlichen Wortes und nach dem Exempel 
Christi, der Propheten, Aposteln und ihrer Nachfolger sol 
und muß geführet werden. Das Gesetz, darunter auch 
Widerlegung falscher Lehre und Lehrer gezogen wird?), 
kann je anders nicht denn Zorn anrichten bey der Unart 
Menschlicher Hertzen, wie Paulus bezeuget.“ *) 


u) Vgl. Joh. 16, 8 2?) Unter Berufung auf Tit. 1,9; Act. 18, 28. 
®) Das ist aber nicht ganz richtig. 
*) Röm. 4,14; 7,12. Dedeken l.c.nr. 17 S. 678. 
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So war das Strafamt und der Nominalelenchus nicht 
nur als zulässig, sondern als notwendig erklärt!) Wie ur- 
teilte man aber über das Verhalten der Obrigkeit zu 
diesen beiden? ‚Wir erfahren es aus der Beantwortung, die 
theologische Autoritäten folgenden Fragen zuteil werden 
ließen: „... 7. Ob weltliche Obrigkeit Macht habe vel jure 
Magistratus Ecclesiastici vel Politici, dem heiligen Ministerio 
(öttliches Wortes in genere vel in specie, eigenmächtig für 
zu schreiben, wie sie die streitigen Religions-Artikul, Argu- 
menta und Phrases auf der Cantzel tractiren, erklären und 
die Sünde straffen sollen, ihnen auch die jurisdietionem 
Ecclesiasticam zu nehmen? 8. Obs wider Gottes Wort und 


1) Ich beschränke mich auf diese Zitate und muß im übrigen 
mich begnügen, auf einige weitere Autoritäten und ihre Gutachten 
aus der ungeheuren Literatur über diese Materie hinzuweisen. Phi- 
lipp Nicolai redete von den „Placentinern, Miedlingen und Heuchel- 
predigern*; Dedeken l.c.vol.1 pars IH lib. I membr. III sectio 1 
nr. 20f. 8. 815fl.; Mathias Flacius und Nicolaus Gallus befehlen 
die Notwendigkeit des Nominalelenchus eod. nr. 23 S. 818£f., desgleichen 
Mattbias Iudex nr. 24 S.821ff.; vgl. Leonhard Hullers Calvi- 
nista Aulicopoliticus Praef. u. p. 116ff. und das Judicium von Tile- 
mann Heßhus über die Frage, wie sich Prediger bei einem Verbot 
des Strafamts durch die Obrigkeit zu verhalten haben Dedeken, 
Thesaur. l. c. nr. 29 S. 851ff.; das Gutachten etlicher Chursächs. 
Theologen über den Nominalelenchus gegen Kalvinisten und Sakra- 
mentierer aus dem Jahre 1590 eod. nr. 31 S. 859ff.; das Bedenken des 
Stuttgarter Konsistoriums über die gleiche Frage vom 25. April 
1597 eod. nr. 32 S. 861f.; das Judicium des M. Christian Avianus, 
Praxis ecclesiastica p. 74f. über die Frage, „ob sich auch ein Pfarrherr 
mit hartem Straffen der Laster versündigen müge“; der Brief Melan- 
chthons vom Jahre 1533 an den Nürnberger Prediger Joh. Spangen- 
berg über die Beilegung von Beleidigungen Geistlicher untereinander bei 
Dedeken, Tbesaur. eod. sectio 5 nr. 1S. 962; das Consilium von Mar- 
tin Chemnitz (eod.nr. 2) S. 962f.; das Consilium der Rostocker 
Theologenfakultät vom 22. Juli 1582 eod. nr. 3 8.963f.; vgl. noch 
den „Bericht und Beweisung, daß diejenigen unrecht handeln, die 
jren Predigern das Papstumb mit seinen Greweln zustraffen verbieten“ 
von Sigismund CGephalus aus dem Jahre 1550 in der Sammlung 
Consilior. Theologicor. Decas I von Felix Bidembach 1605 8. 27—82; 
den „Bericht von Johann Wigand: Ob und wie diejenigen, so im 
ordenlichen Predigampt seind, nach und mit Gottes Wort falsche Lehr 
und Lehrer, Sünde und Sünder straffen und die Bußpredigt than sollen* 
aus dem Jahre 1564 eod. Decas II 8. 213—266. 
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Praxin Apostolicam, auch wider die brüderliche Liebe, daß 
ein Christeifferiger Mundbote unsers Ertzbischoffs Jesu Christi 
die Calvinisten, Wiedertäufer, Schwenckfelder, Jesuiter und 
Papisten etc. mündlich und schriftlich, privatim et publice, 
ubi res tempusque postulat, taxire und bey Nahmen auf der 
Cantzel nenne? 9. Ob weltliche Obrigkeiten in gemein recht 
daran thun, daß sie ihren reinen gottseligen eiferigen Pre- 
digern bei Verlust ihrer Dienste und Vermeidung höchster 
Ungnade ernstlich mandiren und gebieten, sich des recht- 
mässigen Straffens und Warnens für Calvinistischer Lehre auf 
der Cantzel zu enthalten, und da sie hierinnen ihres Ge- 
wissens halben nicht können oder wollen pariren und gehor- 
samen, imperiose drauen, sie ohne alle Gnade ihrer Dienste 
zu entsetzen, mit Weib und Kind ins Exilium und Elend zu 
vertreiben? 10. Ob ein Christlicher Prediger solchen prae- 
scriptionibus Politieis, Mandaten und Befehlichen, durch wel- 
chen dem Calvinismo und andern Ketzerischen opinionibus 
Thür und Fenster aufgethan, den Schwärmern Lufft gegeben 
und der Muth gestärcket wird, mit gutem Gewissen pariren 
und sich des nothwendigen Straffens, menschlichen Haß und 
Ungnade zu vermeiden, gäntzlichen enthalten könne, solle 
und möge? 11. Ob man Gottes Wort rein, lauter und un- 
verfälscht allein und bloß in Thesi oder, wie es die Politiei 
nennen, in genere den, Text erklären, beym Text bleiben, 
das ist, ins weite Lerchenfeld dahin predigen könne und solle, 
also daß man die Antithesin nur occulte und leviter attingirt, 
die Hypothesin aber keinesweges berühret, das ist, die falschen 
Lehrer nicht gebührlicher weise deutlich!) und mit ganzem 
Ernst straffe, Scapham nicht mehr Scapham, sondern schwartz 
weiß und den Wolff ein Schaff nenne?“ 2) 

In diesen fünf Fragen werden die wesentlichsten Punkte, 
die bei dem Verhalten der Obrigkeit in Betracht kommen, 
berührt. Die siebente Frage verneinten die theologischen 
Fakultäten von Helmstedt?) und Königsberg*), aber die 


1) Dieser Punkt spielt noch im letzten Viertel des 17. Jahrhun- 
derts bei Spener eine große Rolle. 

2) Dedeken |]. c. Vol. I pars 3 lib. 1 abe 1 sectio 1 nr. 16 
8. 672f. 

®) eod. 8. 673 ff. * eod. nr. 17 8.677 ff. 
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letztere fügt resigniert hinzu: „Es regieret zwar in der Welt 
die leidige xawsaponania, das Kayserliche Papstthum, wel- 
ches sich über Gott den heiligen Geist gesetzt, ihn refor- 
miren, meistern, zur Schulen führen und fürschreiben will, 
wie er sein Lehr- und Straff-Amt in der Kirchen führen soll: 
Aber non de facto sed de jure quaestio est. Wie hefftig 
der liebe Lutherus seeliger Gedächtnüß über das Kayserliche 
Papstthum geklaget, ist offenbahr aus seinen Schrifften. 
Anlangend die jurisdietionem Ecclesiasticanı gebühret einer 
Obrigkeit, gebürliche Maß und Bescheidenheit zu halten, 
damit sie Gott dem Herrn nicht das seine nehme. Thut sie 
es aber, so hat sie es für Gott schwerlich zu verantworten.“!) 

Auch die achte Frage verneinten beide Fakultäten. 
„Hat nicht Christus“, ruft die Königsberger aus?), die hei- 
lige Propheten, Aposteln und nachfolgende Kirchen-Lehrer 
schriftlich und mündlich, privatim et publice, nicht alleine 
Ketzereyen, sondern auch Ketzer mit Nahmen gestrafft und 
widerleget? Wer das verläugnet, der redet wider die Gött- 
liche Warheit. Ja es ist diß besondere Glaubenstück jetzo 
in den letzten Tagen der Welt hoch nöthig daß... man 
nicht alleine die Ketzerey straffe, sondern auch die Autores 
nahmentlich nenne, damit (hristliche Zuhörer wissen mögen, 
was einer und der ander Irrthum sey, und was für Leute 
den Irrthum vertheidigen. Wenn eine Obrigkeit allein das 
Abstractum, den Todtschlag, Ehebruch, Dieberey straffen 
wolte, so hätte der Todtschläger, Ehebrecher und Dieb gute 
Sache.“ 3) 

Die neunte und zehnte Frage wird von beiden Fa- 
kultäten bejaht: sie halten das Verbot des Strafamtes für 
unrecht, einen Eingriff in ein fremdes Amt und eine An- 
maßung von „Gewalt über eines andern Diener“. Einem 
Verbot des Elenchus braucht ein Prediger mit gutem Ge- 
wissen nicht zu gehorchen.*) Die Königsberger Fakultät 
nennt ein solches Verbot „ein ungöttliches“, eine „öffent- 


1) Dedeken |. c. S. 679. Die Ansicht der Helmstedter über diese 
Frage haben wir bereits vorhin kennengelernt. 

2) eod. S. 679. 

®), Ähnlich die Helmstedter Fakultät 1. c. S. 675f£. 

*) führt die Helmstedter Fakultät aus 1. c. S. 676. 
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liche Tyranney, die Gott zu seiner Zeit richten wird“. Die 
Prediger sollen nicht gehorchen, lieber in die Verbannung 
gehen „und die Rache Gott dem Herrn befehlen, wie solches 
zu seiner Zeit rechtschaffene Lehrer und’Prediger gethan 
haben“.!) „Solle alsdenn der Diener Göttliches Wortes,“ 
fragt die Helmstedter Fakultät, „den Menschen zu gefallen, 
des Herrn Christi Instruktion und Mandat verlassen, wo 
bliebe alsdenn sein Gewissen und dem Herrn Christo ge- 
leistete Anlobung? Solte er der Obrigkeit zuwider sich 
nicht wollen in seinem Amte binden und hindern lassen, wo 
bleibe alsdenn seine Pflicht und Eyd?“ Bei den Unverstän- 
digen werde er Spott ernten, „welches nicht alleine der 
Person, sondern dem gantzen Ministerio zu wenigem Ruhm 
und Ehren dienen ünd gerathen würde. Schließen demnach, 
daß in keinem dieser Punkten die Obrigkeit wider das hei- 
lige Ministerium und Ministros mit etwas befuget und einige 
Macht und Gewalt habe“.?) 

Auf die elfte Frage erwidern beide Fakultäten, daß 
die Thesis nicht genüge, sondern auch die Antithesis hinzu- 
kommen müsse?), daß „man auch in usu, nach gegebener 
Gelegenheit und Materien die antithesin und hypothesin“ zu 
treiben habe „und was solchem Worte Gottes zu entgegen 
läufft, namentlich widerlege®) ... das heisset, das Wort 
der Wahrheit recht theilen?) und das Gute vom Bösen 
scheiden“,®) | 

Über den Gebrauch, die Zulässigkeit wie die Not- 
wendigkeit des Nominalelenchus in der konfessionellen 
Polemik gingen die Meinungen also prinzipiell nicht ausein- 
ander, aber es gab eine strenge und eine mildere Rich- 
tung. „Etliche Chursächsische Theologen“ publizierten 1590 
12 „Ursachen, warum man die Zwinglianer und Calvinisten 
oder Sakramentirer mit Namen nennen und straffen sol“.”) 

1) 1. c. 8.679 unter Berufung auf Matth. 10.28; Act. 5, 29. 

2) ].c. S. 674f. Und wenn die Obrigkeit eingreifen muß, um die 
Störung des Friedens zu verhindern oder zu verhüten? 

2) 1. c. 8. 676 (Helmstedt. 

“%) An einigen Beispielen wird die empfohlene Methode illustriert. 

5, Vol.2 Tim. 2,5. °) Vgl. Jer. 15. 19. 


7) Dedeken I. c. vol. I pars III lib. 1 membr. 3 sectio 2 nr. 31 
S. 859 ff. 
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1. Es „ist das Amt und Beruff aller treuer Lehrer, daß sie 
die erkanten und bekanten Irrthümer straffen sollen, und wo 
sie das nicht thun, daß sie für stumme Hunde sollen ge- 
halten werden. Nun ist der Zwinglianismus oder Calvinis- 
mus ein Öffentlich erkanter und bekanter Irrthum und eine 
greuliche Gotteslästerung“ ... also „ist solcher Irrthum ohne 
Scheu zu straffen. 2. Wo falsche Lehre wil einreissen und 
überhand nehmen, so sollen alle treue Lehrer jedermann 
darvon vermahnen!), daß sie sich dafür hüten ... Nun ist 
der Zwinglianer und Calvinisten Lehre ein solcher Gifft 
jetziger Zeit, der fast gantz Teutschland zerschneidet und 
also wächset und zunimt, daß, wo man wird still schweigen, 
kein menschlich Arm, Weißheit noch Gewalt wird wehren. 
können. Derhalben ist es Zeit, solchem Unheil mit Namen 
zu wehren. ... 3. Ich gläube, darum rede ich, saget David.?) 
Wenn nun ein getreuer Lehrer gläubet und weiß, daß der 
Zwinglianer und Calvinisten Irrthume gifftig und lästerlich 
ist, so erfordert sein Gewissen für Gott und der Kirchen, 
daß er solches rede, bekenne und dafür warne: Sonst 
prallets ihm in seinem Gewissen zurück, und er wird für 
Gottes Angesicht als ein untreuer Knecht befunden, der auff 
beiden seiten hincket.?) 4. Wir haben aller Propheten Christi 
und der Apostel herrliche Exempel allezeit für uns...“ 
auch des Luthers, der im kurzen Bekäntnüß?) sagt: „wir 
wollen die Sakramentsfeinde beständig und festiglich für 
Gottes und unsere verdamte Feinde halten und nicht samt 
ihnen Christi Wort läugnen schänden und verwehren.“ 5. „Ob 
man schon wider die Ketzer und Heuchler allen gebühr- 
lichen Ernst und Eyffer braucht, noch seet der Feind stets 
sein Unkraut: Was sol es denn seyn und was geschiehet, 
wenn man still ist und schweiget?.... 6. Es ist gewiß 
und gibts die Erfahrung zu jederzeit, daß niemahls etwas 
gutes aus dem Verhälen der offenbahrten Irrthume erfolget 
ist, sondern allezeit nur beschwerte Gewissen oder mehr 


ı) Unter Berufung auf Matth. 7, 15; 24,4.5; vgl. v. 24f.; Phil. 3, 2 
und den Ausspruch des Hieronymus: Illico ut apparuerit serpens, con- 
terendus est. Fides pura non patitur moram. 

») Ps. 116, 10. ®) Anspielung auf 1. Kön. 18, 21. 

“ d.h. „Kurzes Bekenntnis des Sakraments“ vom Jahre 1544. 


Die Versetzbarkeit der Geistlichen usw. 115 


Unruhe, oder wohl die Irrthum selbst mit größerem Hauffen 
in die Kirchen und Gemeine sind gekommen und eingeführet 
worden.“ Dafür konnten sich diese Theologen auf einen 
Zeugen von so mildem Urteil und friedlicher Gesinnung be- 
rufen, wie Philipp Melanchthon es war, der 1552 in Nürn- 
berg gesagt hatte: „ÜContentio non necessaria non aedificat 
Ecclesiam, longe aliter autem res se habet, cumin casu 
confessionis tuenda est veritas. Ut cum ab Eccelesiis 
Orientalibus peteretur, ut doctrina de filii Dei divinitate pro- 
poneretur integre et contraria doctrina refutaretur, suppresso 
nomine Arii aut Arianorum. Huic petitioni obtemperarunt 
sancti. Orthodoxi autem animadversa fraude dixerunt, partem 
confessionis esse et non esse rem adiaphoram, se in refuta- 
tione falsae doctrinae nominatim ab Arianismo separare; 
hince multi expulsi fuerunt, et orta est persecutio horrenda 
et cum Imperatores et Principes ad sparsas in Asia et alibi 
haereses Arii et aliorum conniverent et tacerent, poena se- 
cuta est, ut omnes illae regiones blasphemiis Tureicis sint 
pollutae, fracto robore Regum et Principum.“!) 

„Was nicht allein einen Irrthum und Fehl hat, sondern 
viel irriger Lästerung mit sich bringet, das sol und muß 
man desto fleissiger neiden und meyden. Der Zwinglianis- 
mus und Calvinismus stecket so voller Irrthum, Greuel und 
Lästerung in gar vielen, wo nicht in allen Häuptpuncten 
Christlichen Glaubens, das ein Gottfürchtiges Hertz dafür 
erschrecken muß ... Und sind solche Lästerungen nicht 
geringer worden, sondern seynd der Zeit her je länger je 
schrecklicher... Derwegen ja noth ist, daß man die armen 
Christen für solchen täglich wachsenden Greueln ... treu- 
lich verwarne. Wer auch diß nicht thut, der kan warlich 
sein Amt und Gewissen in der Kirchen als ein Lehrer 
schwerlich verwahren. 8. Wir bekennen uns zur Lehre, die 
Gott der Herr durch sein Werckzeug D. Lutherum uns 
wieder eröffnet und deutlich und klar wider alle Verfälschung 
gegeben und verwahret hat. Solcher Verfälschung ist die 
Zwinglische und Calvinische Lehre nach dem Päpstischen 
Greuel in der Christenheit die fürnehmste, die D. Lutherus 


1) Dedeken |. c. nr. 31 S. 860. 
8* 
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gewaltiglich wiederlegt und allen getreuen Lehrern zu wieder- 
legen befohlen. Nun wäre es bei frommen Predigern ein 
Anklag eines Abfalls, wie es auch andere Kirchen würden 
außlegen, so wir uns die Nahmen zu nennen, begeben sol- 
ten.!) 9. Ists gewiß, ehe 5 oder 6 Wochen für über gehen, 
so werden des Calvini, Bezae und dergleichen Bücher 
immer gemählich in diese Lande gebracht, verkaufft und 
gemein, dadurch die studierende Jugend und andere, die 
nicht mit Nahmen dafür gewarnet, eingenommen und ver- 
führet werden und meinen, es seien rechte reine Bücher. 
Auff diese weise wird der Calvinismus fortgesetzt und heim- 
licher weise eingeschoben, zu diesem Griff kan kein rechter 
Prediger stillschweigen. 10. Der Name der Zwinglianer und 
Calvinisten ist kein Person Nahme nun mehr, sondern ein 
Nahme der falschen Lehrer, gleich wie Arianer ..., ob sie 
wohl von der Person erstlich entstanden, so seynd es doch 
Ketzer Nahmen.... Und wie es mit den andern geschaffen, 
sol und kan ich Zwinglianer und Calvinisten nicht nennen, 
so sol und kan ich auch Arianer, Nestorianer nicht nennen. 
Sol und kan ich aber das mit gutem Gewissen nicht thun, 
so sol und kan ich auch das ander nicht thun. 11. Wo man 
nun wil fürwenden, man müsse auf etzliche Stände sehen, so 
Calvinisch seyn, daß dieselben nicht offendiret werden: So 
ist das Fürgeben ein lauter Abgötterey, die man Menschen 
nur zu Gefallen thun wil und dadurch wider Gott sündiget, 
und eben das bringt Unfriede, Unruhe und Zerrüttung. 
12. Man greifft dem Herrn Christo ohn Erkäntnüß in seinen 
Mund und Predigamt, und solches geschieht alleine aus 
menschlicher Klugheit, das wird Christus nicht leiden.“?)... 

Man wird dieser Anschauung die Geschlossenheit und 
Folgerichtigkeit nicht absprechen können: eine ganz andere 
Frage ist, ob sie sachlich in allen Punkten begründet ist 
und nicht solche Folgen zeitigt, die das Eingreifen der Obrig- 
keit um der Erhaltung des Friedens willen zu einer politi- 
schen Notwendigkeit machen. Die geschichtliche Entwicklung 


1) Die reformierten Theologen vergalten übrigens durchaus glei- 


ches mit gleichem, und ihre Polemik bietet dasselbe Bild wie die der. 


Lutheraner. 
2) Dedeken |. c. nr. 31 S. 861. 
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hat gezeigt, daß dies Eingreifen nicht nur negativ, sondern 
auch positiv gewirkt und nicht nur einen Ausgleich der dog- 
matischen Anschauungen und Gegensätze, sondern auch eine 
Union der Kirchen herbeigeführt hat, und es ist eine Tat- 
sache der Geschichte, daß besonders die Hohenzollern !) mit 
klarem Blick diese Aufgabe erkannt und mit großer Weis- 
heit gelöst baben. Aber auch das andere ist unverkennbar: 
diese Polemik, der Gebrauch des Nominalelenchus gegen 
alle Sünder und Ketzer, zu dem sich die Geistlichen in ihrem 
Gewissen gedrungen fühlten und von deren Notwendigkeit 
sie durchaus überzeugt waren, mußte — und das ist das, 
was für uns hier von Interesse ist — zu einer Reaktion der 
politischen Gewalten führen, die dann zu den Mitteln der 
Versetzung, Enturlaubung und Absetzung griffen, und die 
Geistlichen mußten geopfert werden; aber daß sie dies Opfer 
um des Gewissens willen gebracht und um ihrer Überzeugung 
willen gelitten haben, das sichert ihnen ein ehrendes Ver- 
ständnis uud bildet ihre Größe. Und wenn man sich er- 
innert, daß es nicht nur eine Gegenreformation gegeben hat, 
die verlorene Gebiete der katholischen Kirche zurück- 
gewann, sondern auch Gegenreformationen auf evangeli- 
schen Gebieten, in denen bald das strenge Luthertum über 
den Philippismus siegte, bald das Luthertum die reformierte 
Kirche verdrängte und umgekehrt, und bei diesen Gegen- 
reformationen Hunderte von Geistlichen amoviert wurden, 
dann kommt man zu dem Ergebnis, daß ihre mildeste Folge 
die Versetzung war, daß sie daher eine außerordentlich 
brauchbare — und zugleich fruchtbare Vorbedingung wie den 
Untergrund für sie bildeten. Es war daher nur natürlich, 
wenn sich eine mildere Richtung bildete, die ohne Auf- 
geben des prinzipiellen Standpunktes zu tatsächlichen Kon- 
zessionen sich wenigstens bereitfinden zu können glaubte. 
Ein Dokument dieser milderen Richtung liegt — und nur 
dies eine Beispiel wollen wir zur Veranschaulichung anführen 
— vor in dem „Rath und Bedencken des Consistorii zu Stutt- 
garten“: „Ob man einer Christlichen Obrigkeit zu Gefallen 
(wenn sie sonst allerdings unser Religion zugethan, und nicht 


!) Bei der Darstellung dieser Verhältnisse im 17. Jahrhundert 
würden wir (bei Speuer) darauf zurückzukommen haben. 
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alleine Confirmationem Theseos sondern auch Confutationem 
Antitheseos leiden mag) die specificam inclamationem, nomi- 
nationem et introductionem Calvinistarum et Zwinglianorum 
unterlassen möge? Und wie man sich sonst weiter in diesem 
Fall gegen die Mandata prohibitoria zu halten?“!) vom 25. April 
1597. Es handelte sich in dem zur Entscheidung stehenden 
Falle nicht darum, daß man an seinem Orte „die solidam 
expressam et sonoram Calvinismi confutationem nicht leiden“ 
wollte, sondern der Magistrat dieses Ortes begehrte nur, 
„daß man der Calvinisten Nahmen geschweigen solle“.?) 
Das Bedenken stellte zuerst die Gründe, die für und gegen 
den Nominalelenchus anzuführen sind, zusammen: „1. Daß 
es, wo man die dissimulationem nominis Calvinistarum 
mercken solte, eine grosse Verschreyung der Obrigkeit 
selber enden, wie auch der Ministrorum geben, und sie 
dardurch in den Verdacht gezogen würden, als ob man es 
mit eifferiger Vertbeidigung reiner Lehre je länger je näher 
geben, zu dem Oalvinismo allgemählich (quia nemo sit repente 
pessimus) sich neigen und endlich gar dahin fallen wolte: 
Also, daß solche dissimulatio einen speciem inclinationis ad 
veritatis adversarios auff sich tragen thäte. 2. Es könnte 
solches sine luculenta et explorata offensione multarum pia- 
rum mentium nicht abgehen. 3. Exempla praeteriti tem- 
poris, so an andern Orten fürgangen et vestigia probe obser- 
vata solten billich andere Schrecken und sie bedachtsam 
machen. 4. A specie etiam mali juxta Paulinam®) admo- 
nitionem abstinendum. 5. Den Adversariis, wenn sie bey 
unserm Theil solche Lindigkeit oder vielmehr Zagheit 
mercken, würde dadurch der Muth wachsen. 6. Man könne 
nicht wohl in tanta copia et varietate Adversariorum das dis- 
erimen zwischen unser und der Calvinisten Lehre anzeigen, 
man nenne denn bißweilen die Calvinisten. 7. Es sey exemplo 
Christi und Apostolorum gemäß, daß die Secten nach ihren 
ersten Autoribus genennet und dannenhero nicht allein von 
den Orthodoxis, sondern auch von anderen Bectariis unter- 
schieden werden. 8. Da eine guthertzige Christliche Obrig- 


1) Dedeken |. c. I pars III lib. I membr. II[ sectio 2 nr. 32 
S. 861 f. 2) 1. c. S. 862, | 
3) Es ist 1. Thess. 5, 22 gemeint: „Meidet allen bösen Schein.“ 
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keit vermeynet, daß per illam moderationem die Calvinischen 
Stände und Magistratus möchten gewonnen werden, hat man 
zu gedencken, daß man ex eodem fundamento den Papst 
nicht mehr dürfte den Antichrist und man die Papisten nicht 
dürfte Papisten nennen. Dann ja an Gewinnung der Papi- 
stischen Stände soviel gelegen als an Bekehrung der Calvi- 
nisten. 9. Wanns gleich eine solche Obrigkeit gut vor hat 
und propter praedictum finem bey ihren Ministris erhält, daß 
sie a nominatione Calvinistarum allerdings abstinieren, so 
kans doch ein solcher Magistratus allein nicht erheben: Und 
werden die Calvinische Herrschafften doch müssen leiden, 
daß bey andern Evangelischen reinen Kirchen den Calvi- 
nisten die laudes gebührlich gesungen werden.“ ... 

„Wenn man aber eben diese Ursache penitius conside- 
riret und der Sachen fleissig nachdencket, befindet sichs, daß 
solche rationes communiter dahin gehen, wenn die Ministri, 
qui sub tali Magistratu vivunt, ihnen per mandatum solenne 
adeoque per modum coactionis die appellationem et speci- 
ficam inclamationem Calvinistarum solten verbieten und ihnen, 
sive directe sive indirecte die refutationem doctrinae Oalvi- 
nistarum abstricken lassen, daß alsdenn obgesetzte inconve- 
nientia und Gewissens gravamina darauff erfolgen würden... 

Angesehen, daß, wo die Ministri dieses Ortes sich wider- 
setzen und deßwegen ihres Dienstes sollen erlassen 
werden, alsdenn besorgentlich reissende Wölffe oder ja 
heillose Miedlinge an treuer Seelenhirten Statt möchten ein- 
geschoben werden: Neben dem es auch de substantia doc- 
trinae nicht ist, daß pro suggestu Calvinus, Beza, Zwinglius 
und derselben asseclae speciatim und mit Nahmen müssen alle- 
wege genennet werden: Sondern die reine Lehre pro ratione 
loci et aliarum circumstantiarum auch wohl gründlich und 
nützlich kan vertheidiget werden, wenn man. post solidam 
confirmationem Theseos saget: Es sind aber Leute, die jetzt 
gethanen Bericht entgegen von diesem Artikul so oder so 
lehren etc. Wenn nun hierauff sententia adversae partis mit 
gutem Grunde widerleget wird, so ist der christliche Zu- 
hörer ja treulich für falscher Lehre gewarnet, wenn schon 
nicht allewege außdrücklich gesaget wird, die Calvinisten, 
Zwinglianer, Bildstürmer, Sakramentirer lehren also. Der- 
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halben wenn man bleibt bey der Önorönwoıs und forma 
docendi, die in der Formula Concordiae stehet, ubi ponitur 
Affirmativa et Negativa, und des Gegentheils unterschied- 
liche Errores specifice et solide refutiret werden, so halten 
reine Lehrer darfür, daß des Calvinischen Nahmens 
möge geschwiegen werden, doch mit folgendem Be- 
ding und Vorbehalt: 1. Daß solche conniventia nur eine 
zeitlang wäre, biß man sehe, wie es außschlage, und ob 
nicht etwas beschwerlichers hieraus folgen wolle. 2. Sollen 
die Ministri sich mit keiner obligation dahin obstringiren 
oder necessitieren lassen, daß sie tamquam ex mandato di- 
vino vel constitutione Apostolica der’ Calvinisten Benennung 
sich enthalten müssen: sondern sollen diß Orts ihre liberta- 
tem, so ihr Amt und Gewissen erfordert, ihnen bevor behalten. 
Möchten derowegen solche Ministri sich erbieten, dessen 
Namens nimmer, denn wo es die eusserste Noth erfordert 
sich zu gebrauchen ... da man dann nicht wohl hinumkan, 
man muß (doch mit gebührender Bescheidenheit) dem Kinde 
den rechten Nahmen geben, damit die Zuhörer wissen, für 
welcherley Leuten sie sich hüten sollen. Um deswillen denn 
ein Minister an solchem Orte darüber nicht zu gefahren, da 
sie einmal urgente aliqua speciali necessitate hujus nominis 
mentio von ihm solte geschehen.!) 3. Es wäre aber ... an 
solchem Orte, da der Magistratus alioquin pius et sincerus 
Calvinistarum nominitationem nicht gedulden wil, viel besser, 
daß sich die Ministri selbst unter einander verglichen, wie 
sie ad, cavendum malum eine Zeit lang mentionis Calvini- 
starum sich enthalten wolten, denn daß sie solten ex in- 
tempestivo zelo thun, was der Kirchen und ihnen möchte 
zum nachtheil gereichen. Denn hoc pacto könte unverrich- 
teter Sachen et sine scandalo einer solchen Obrigkeit etz- 
licher massen gewillfahret werden... 4. Es sollen... . billich 
die Ministri auch sonst in refutandis Adversariis modestiam 
Christianam observieren und nicht alieno loco et tempore, 
(sonderlich, wo es ein einfältiges Auditorium hat) wider die 
Calvinisten tumultuiren, sondern vielmehr einfältig lehren 
und alles zur Erbauung zu richten sich befleissigen. 5. Da 


1) Dedeken |. c. S. 862. 
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dann... mehr besagte Ministri würden befunden, daß solches 
ihr wohlgemeyntes conniviren der Wahrheit zum Nachtheil 
gereichen und ihnen successu temporis anderes mehr... wolte 
zugemuthet werden, daraus zu erspüren, was hierunter ge- 
suchet worden, ibi ne ad momentum quidem cedere opor- 
tebit: Sondern sollen die Ministri in solchem falle ehe leyden, 
was ihnen Gott zu leiden zuschicket. 6. Deßgleichen auch 
... da man die Ministros bey ihrem Erbieten, darbey sie 
sich aller Christlicher Bescheidenheit wissen zu gebrauchen, 
nicht bleiben lassen, sondern ihnen per mandatum pu- 
blicum et per modum coactionis auflegen wolte, sich des 
Nahmens der Calvinisten gäntzlich zu mässigen: Können 
reine Theologi nicht sehen, wie man sich des Ortes propter 
notorium praejudicium zu pariren ergeben solte.“!) ... Also 
auch hier nur ein sehr bedingtes freiwilliges zeitweises Ein- 
stellen des Nominalelenchus, aber kein Verzicht auf ihn trotz 
des Zugeständnisses, daß er nicht zur Substanz der Lehre ge- 
hört, sondern lieber leiden um des Gewissens willen und aus 
und für die Überzeugung. 

Wie weit die Forderungen mancher Geistlicher gingen, 
zeigt der Umstand, daß sie die Verhängung der öffent- 
lichen Buße auch in solchen Fällen selbst da durchsetzen 
zu sollen glaubten, wo wohl Gerüchte über einen Beschul- 
digten umgingen, er aber „den Fall nicht allerdinges ge- 
stehet“. Auch hier nahmen die Freunde oder Vorgesetzten 
der Bedrängten oder die Geistlichen oder ganze Ministerien 
zu der Erbittung eines Konsiliums ihre Zufucht. Die publica 
confessio sive deprecatio war an sich ein unbestrittenes 
kirchenordnungsmäßig feststehendes Rechtsinstitut, aber seine 
Anwendung setzte — wie analog im damaligen Strafprozeß — 
das Geständnis voraus. „Und halten wir,“ sagt die Rostocker 
Theologenfakultät in ihrem Bedenken ?) vom Juli 1568, „die 
Christliche Kirchenzucht, darinnen auch die öffentliche de- 
nunciation oder Versühnung eines öffentlichen Sünders mit 
der Christlichen Gemeine, die er geärgert hat, für eine nütze 
und heilsame und in Gottes Wort wohlgegründete Ordnung, 
deren wir auch in diesen Kirchen um vieler hochwichtigen 


1) Dedeken |. c. 8. 863. ?) eod. sectio III nr. 8 S. 873f. 
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Ursachen willen gebrauchen können. So viel aber gegen- 
wertigen Fall belanget, ... achten wir, daß der Herr Se- 
cretarius sich Christlich und genugsam gegen dem Herrn 
Superint. und seine Üollegas erkläret habe, damit sie denn 
auch selbst friedlich gewesen, und wir vor unser Person 
auch in gleichen Fällen friedlich sein können.“ Gegenüber 
dem Drängen des Superintendenten auf öffentliche Abbitte 
riet die Fakultät zu nochmaliger Verhandlung mit dem Hin- 
weise, „die viele mit etzlichen andern, welche ... in diesem 
Fall mehr verwircket und von ihnen mehr und höher beschul- 
diget worden, doch viel gelinder verfahren und die öffentliche 
denunciation unterlassen worden, daß man auch seiner damit 
verschonen wolte, sonderlich dieweil es seinem Gewissen hoch- 
beschwerlich, und er sich der Dinge dergestalt wie sie ihme 
zugemessen werden, nicht schuldig wüste und also durch eine 
solche öffentliche denomination falsches Zeugnüß von sich 
selbst geben solte“. Wenn auch das nichts helfe, sollte er 
an das Konsistorium provocieren. 

Waren nach dem Urteil der Fakultät in diesem Falle 
die Geistlichen im Unrecht, so mußte sie in einem andern 
Falle zu größerer Geduld mahnen. In einem Bedenken!) 
vom 19. März 1580 stellte sie "zunächst die Rechtslage in 
Rostock selbst dahin fest, daß diese Kirche „nicht alleine 
die unbußfertige offenbahre Sünder von den Sakramenten 
suspendiret und hernacher, wenn sie Busse gethan, mit 
Nahmen den Zuhörern ihre Bekehrung wieder angezeiget, 
sondern auch das erschreckliche Fulmen des öffentlichen 
Bannes auff vorhergehenden vollenkommenen in Gottes Wort 
gegründeten proces nach gestalten Sachen wider grobe un- 
bußfertige Sünder vom Predigstuhle promulgiret und ver- 
kündiget hat“. Sie billigt daher die an Herzog Heinrich 
Julius von Braunschweig gerichtete Eingabe in dieser An- 
gelegenheit, rät aber zur Vorsicht und zu „gelinden und 
glimpflichen Worten“ und die Sache nicht „auff ein Exilium“ 
zu setzen, auch auf Gerüchte und Beschuldigungen nichts zu 
veranlassen, „sintemahl sichs offt begibt, das Leute etzliche 
Dinge beständig aussagen, ... da doch hernacher... . öffent- 


1 Dedeken l. ec. nr. 10 S, 875. 
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liche Leichtfertigkeit und Unwahrheit gespüret wird, wie die 
erfahren, so täglich mit Kirchensachen umgehen“. 

Die Zulässigkeit und Notwendigkeit der öffentlichen 
Buße stand für Theorie und Praxis gleichmäßig fest. Chri- 
stian Avianus!) berief sich dafür auf die Schrift?) und auf 
Lüther, der in seinen Tischreden gesagt habe: „Wenn es 
eine öffentliche That ist, so muß die Versühnung auch 
offentlich seyn, sonst taug es nicht ... Wenn die Schuld 
offenbahr ist, so soll die Versühnung auch offenbar seyn.“ 
und die Sätze aufstellte:: Publica deprecatio est signum 
verae pvenitentiae. David und 8. Paulus haben in offenen 
Schrifften ihre Sünde bekant. Quod igitur exemplo fit, iure 
fieri putatur. Publica deprecatio ist nützlich, daß es andern 
eine Warnung sey, sich vor öffentlichen Sünden zu hüten. 
Sie wird auch von Rechtslehrern angeraten. Joachimus 
& Beust in suo tractatu de matrimonio pag. 122 expresse 
suadet, ut liberi illi, qui clam parentibus suis mediante cor- 
porali juramento, matrimonia contraxerant, et a Magistratu 
arbitrarie ob hanc levitatem ab ipsis commissam puniantur 
et publica poenitentia etiam iisdem imponatur sub certa 
forma e suggestu recitanda, in qua deprecatio fiat ad popu- 
lum propter scandalum perpetratum. Damit werden auch 
„nicht die Personen, welche von der Obrigkeit gestraffet 
und in der Kirchen auch depreciren müssen, nicht mit 
zweien Besem?) gestäupet.“*) „Denn publica deprecatio ist 
kein Staupbesem, keine Schwerdt-Straffe, keine Straffe aus 
Liebe oder Gute, auch keine Straffe an der Ehren®): Son- 
dern, wenn die Obrigkeit Straffe übet, so ists dem Menschen 
eine Unehre, aber wenn sie Busse thun, so ist es ihnen für 
Gott und allen Christen eine Ehre ... und erfreuet die 
Engel im Himmel und erwecket unter Christen Gebet und 
Danksagung ... und können die publice poenitentes mit 
wahrem Gewissen, Nutz und Frucht das heilige hochwürdige 


® 
1) Praxis ecclesiastica p. 91. 
2) Matth. 5,23ff. „omnium optime per publicam deprecationem 
fieri potest“. Jos.7 (bes. 7. 13. 15. 19f. 25f.). 
3) ne bis in idem. 4) Praxis ecclesiastica p. 98. 
5) Über die Frage: an publica deprecatio sit poena proprie dicta 
vgl. Kessler, Casus conscientiae c. 2. 
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Sakrament empfahen.“ „Per.publicam deprecationem wird 
eine gantze geärgerte Gemeine zu frieden gestellet und 
dancket Gott für das verlohrne wiedergebrachte Schaf.“!) 

Wie unbestritten und gerechtfertigt die publica depre- 
catio und denuntiatio auch war, so lag die Gefahr nahe, daß 
die Weisheit in ihrer Anwendung, die allein ihre wohltäti- 
gen Wirkungen verbürgen kann, nicht überall zu finden war 
und daher ihr Mißbrauch nicht nur schädliche Folgen zei- 
tigte, sondern Konflikte schuf, die nicht immer nur durch 
die dem Geistlichen, der zu weit gegangen war, selbst auf- 
erlegte publica deprecatio, sondern durch seine Versetzung 
nur zu lösen war. 

Noch mehr aber war dies der Fall, wenn sich der No- 
minalelenchus gegen die Obrigkeit selbst richtete. 
Luther?) und Melanchthon?) haben ihn für zulässig erklärt. 
Dieser schrieb an den Kalenden des September 1547 an 
Veit Dietrich: non dubitatur de privatis delictis gubernatorum 
(sie Öffentlich zu strafen). Pariter Minister notare debet 
omnia privata delicta Magistratuum et privatorum manifests 
praesertim enormia ... Sie Prineipum taxandae sunt hellu- 
ationes Schwelgereien, ebrietates. Sic Potentum rapacitas, 
qui ne quidem Politicis legibus permissas usuras petunt. Et 
fiat reprehensio ordine in Evangelio*) tradito.. Nec dubi- 
tatur de publicis erroribus Doctrinae et de Idolomaniis. 
Haec mala severe taxanda sunt et simul etiam erudite vera 
doctrina proponenda est. Aber auch durities Magistratuum 
est taxanda — ohne öffentliche Not und ohne Maß auferlegte 
Tribute und Arbeiten, nicht minder der erzwungene Getreide- 
einkauf zu billigen Preisen und der Zwangsverkauf des 
daraus gebrauten schlechten Bieres: Nobiles cogunt subditos 
sibi parvo vendere frumentum, coquunt malam cerevisiam 
et prohibent allam emi a subditis u. a. m. Haec manifesta 
et injusta aucupia?) taxanda sunt. Anderseits aber wiederum 


1) Praxis ecclesiastica p. 91, vgl. p. 93. 
2) Opp. Wittenb. Ausg. tom. 5 fol. 339 u. a. m. 
5) Der Brief bei Dedeken |. c. nr. 25 S. 897. 
En Es ist Matth. 18, 15—17 gemeint. 
6) Eigentlich Vogelstellerei, hier übertragen vielleicht listige Er- 
werbsarten. 
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Talibus autem, qui sunt Tyranni!), multa in gubernatione 
condonari volo. | 

Theologische Autoritäten hatten die Frage zu beant- 
worten: „ob das Straff-Amt gegen der Obrigkeit sey ein 
crimen laesae majestatis??) und verneinen sie. „Dein Pre- 
diger oder dein Seelsorger, der dich straffet, ist zwar für der 
Welt ein armer elender sündiger Mensch und geringschätzige 
Person: Aber derselbe ists nicht, der dich principaliter, in- 
sonderheit und eigentlich für seine Person straffet, sondern 
der heilige Geist ists, der dich straffet, der mit dir durch 
deinen Prediger redet. Der Prediger thut nicht mehr dazu, 
denn daß er dem heiligen Geiste seine Zunge, Hand und. 
Mund leihet, wenn er dir Gottes Wort prediget und die 
H. Sacramente reichet: Der H. Geist aber ists, der das Wort 
redet und führet.“ Umgekehrt liegt vielmehr die Sache, 
nicht der die Obrigkeit strafende Geistliche begeht ein 
crimen laesae majestatis, “sondern alle, die gesündigt haben 
und daher die öffentliche Strafe verdienten: „Bedencke, ob 
du elender Mensch nicht ein crimen laesae majestatis com- 
mitirest und dich an der Hohen Göttlichen Majestät Gottes 
des H. Geistes vergreiffest, wenn du so auffgeblasen, stoltz 
und vermessen bist und de»H. Geistes Straffen nicht leiden 
wilt. Zu deme, wenn die Prediger die Obrigkeit straffen, 
so verwerffen und verdammen sie nicht das Amt der Obrig- 
keit an ihm selbst: Sondern sie straffen die Sünde an der 
Obrigkeit und den Mißbrauch des Amtes.“ ®) 

Es kann nicht zweifelhaft sein, daß die harte Praxis 
dieser an sich zweifellos richtigen Theorie sehr oft wider- 
sprochen hat, und die Obrigkeiten ihr nicht gefolgt sind, 
sondern Geistliche, deren „Strafampt“ ihnen mit Recht oder 
Unrecht unleidlich erschien, mit Versetzung oder Enturlau- 


1) Tyrannus est, definiert Melanchthonl.c., qui habet studium 
scelerate faciendi et plerumque scelerate facit, etiamsi saepe justa facit. 

») Vgl. z.B. Kessler, Casus conse. c. 30. 

®) Vgl. ConradSchlüsselburg, Postilla .pars II Dom. 4 post 
Pascha fol. 182. Vgl noch Luthers Consil.: Daß man einen Prediger 
seines harten Straffens und deßwegen über ihm gefasseten Unmuths 


halben nicht zu entsetzen habe. Opp. (Wittenb. Ausg.) tom. 2 fol. 208 
u. fol. 467. Ä 
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bung bestraften. Ein Beispiel bildet die Entsetzung des 
Superintendenten Joachim Mörlin in Arnstadt, das gleich- 
zeitig Luthers Ansicht darüber zeigt, der ihm darüber 1543 
schrieb!): „... Quid possum tibi consulere aliud quam quod 
Paulus, quin et ipse Dominus consuluit ... qui dicit?): st 
non receperint vos, exite de civitate illa et excudite pulverem 
de pedibus vestris. Neque enim tu abjecisti eos, ne audirent 
te, sed ipsi te ejiciunt, ne doceas eos. Non te, sed me abjece- 
runt, dixit?) Dominus ad Samuelem, ne regnem super eos. 
Et Paulus®): Quia repellitis verbum salutis, ecce converti- 
mur ad gentes. Neque tu poteris conscientiam tuam onerare 
peccatis alienis, praesertim iis, quae ipsi defendunt, contra- 
. dicentes sacerdoti. Da igitur locum irae et cede. Neque 
enim digna est domus ista, super quam requiescat pax 
nostra.) Et quantum in me fuerit, non habebunt alium post 
te Pastorem, quem mihi velim communicare.. Nec bonum 
virum, multo minus fidelem Pastorem judicabo eum, qui pec- 
cata ipsorum et malitiam confirmabit id est, qui in locum 
tuum ausus fuerit succedere ®). Dominus est qui judicabit 
illum et illos simul. Nos innocentes sumus; sit sanguis eorum 
super caput eorum.”) SBic sentio, sic dieam Comiti, nam audio, 
eum ad me Legationem adornare ...“ Auch die von vier 
Verordneten der Gemeinde vom Sonnabend nach Trium 
Regum 1544 an den Grafen gerichtete Supplikation®), die 
um Untersuchung des Zwiespaltes zwischen dem Rate und 
dem Superintendenten Mörlin bat, fand Luther durchaus 
nicht „aufrührisch* wie die Stelle, die ihn um sein „Be- 
dencken“ über sie gebeten hatte, sondern führte darin aus°): 
pn. .- Es hat mir auf den Rath zu Arnstadt über die massen 
übel gefallen, daß sie solch einen trefflichen Mann verjagen 
und damit Christum selbst auszschlagen, und wenns bey mir 


1) Dedeken |. c. vol. I pars III lib. I membr. 4 sectio 5 nr. 5 
S. 1024. Der Brief ist vom die Ceciliae (22. November) 1543. 

2) Matth. 10, 14. ®) 1. Sam. 8,7. 

‚*) Act. 13, 46. d) Matth. 10, 13. 

®) Auf diesen Punkt ist nachher noch einzugehen. 

7) Matth. 27, 25; Act. 5, 28. 

®) Bei Dedeken |. c. nr. 6 S. 1024f. | 

») Das „Bedencken‘ ist vom Tage S. Pauli Conversionis (25. Ja- 
nuar) 1544. 
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stünde, solten sie ewiglich keine Pfarrherrn mehr kriegen. 
Und wers auch nach diesen D. Mörlin annimt, der sol in 
meiner Gemeinschaft nicht sein, biß sie mit D. Mörlin sich 
Christlich vortragen. Solte ein Pfarrkind nit ein wenig 
leiden, ob es um Sünde willen gestrafft wurde, gerade als 
verdieneten wir es nit viel ärger, und haben unter dem 
Pabstthum sich schinden lassen, dafür eitel Lügen und Ver- 
damnüß gelernet.“ 

Auch das auf des Rats zu N. (Arnstadt) Brief, „darinnen der 
Rath begehret, daß die Theologen die Enturlaubung D. Joachimi 
Mörlini approbiren und billigen wolten“, erteilte Responsum 
der Leipziger Theologen!) konnte das gewalttätige Vorgehen 
des Rates, der neben Mörlin zwei weitere Geistliche ent- 
urlaubt, d. h. also verjagt hatte, nur verurteilen und mußte 
ihm vorwerfen, daß die Sache weder untersucht noch ge- 
richtlich entschieden war: „... Aber weil ihr euch selbst 
habt unterwunden, in eigener Sachen zugleich Part und 
Richter zu seyn, und ihr ihn enturlaubet, ehe denn die Sache 
ordentlieher Weise verhöret und geörtert ist, so sehen wir 
nicht, wie man zur Einigkeit der Kirchen und der Gewissen 
rathen und helffen könte, wo ihr ihn nicht restituiret und 
gäntzlich wieder einstellet und die Sache durch ordentliche 
Richter erkennen lasset.“ Nachdem sie an Beispielen aus der 
Schrift und Kirchengeschichte gezeigt haben, „daß gottfürchtige 
Männer die Wahl der Eingedrungenen nicht gebilliget hätten, 
weil der Verjagte noch lebete und in öffentlichem und ordent- 
lichem Gerichte nicht verhöret noch verdamt war“ 
kommen sie zu dem Schluß: „Summa, wir befinden nicht, 
wie wir könten billigen und loben, daß ihr anstatt des Ver- 
jagten einen andern erwehlet und eingesetzet habt, ehe denn 
man außfündig gemacht und gewiß ist, daß der erste billich 
verjaget sey, welches ihr nicht könne wissen, ehe denn er 
verhöret wird. Dann wenn die Wahl des Eingedrungenen 
gebilliget und für recht erkant wird, damit wird die Ent- 
urlaubung des andern bestätiget, und wiederum wenn die 
Enturlaubung gebilliget und für recht erkant wird, so wird 
die Wahl des Eingesetzten damit bestätiget. Wie denn der 


1) Dedeken. c. nr. 8S. 1026f. Vgl. auch noch Balduin, Tractat. 
de casib. conscientiae lib. 4 cap.7 cas. 2—6. 
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Handel selbst bezeuget, und ihr auch selbst bekennet, daß 
ihr noch zween andere enturlaubet habt, darum daß sie in 
eure Wahl nicht haben bewilligen noch dieselben billigen 
wollen oder den annehmen, welchen ihr an die Stäte des 
Verjagten eingedrungen habt, haben auch nicht wollen be- 
stätigen, daß ihr recht gethan in dem, daß ihr euren vorigen 
Pfarrherrn Doctorem Mörlinum enturlaubet habet. Und weil 
die zweene rechte und wichtige Ursachen haben, darum sie die 
Verfolgung, an Mörlino begangen, und die Wahl des einge- 
drungenen nicht können loben und billigen, so haltens tapffere 
und gottfürchtige Männer dafür, daß sie daran recht thun. 
... Denn diß ist nicht die rechte und gewisse weise und 
Weg, die Kirchen zu beforderen, daß ihr die, so die Kirche 
ordentlich beruffen, wenns euch gefällig ist, enturlauben und 
andere an ihre Stelle eindringen wolle. Was wolt doch 
endlich daraus werden, wenn andere neue erhebliche Ur- 
sachen, wie euch deucht, fürfallen würden, daß ihr den ein- 
gedrungenen und andere auch würdet verstossen, wollet ihr 
uns denn rathen, daß wir euch wiederum, wie und, so offt 
ihr wollet, solten Rath geben? Wir halten freylich, ihr 
werdet uns solches nicht rathen, so können wirs euch auch 
nicht rathen mit gutem Gewissen.*t) 

Einen sehr lehrreichen Einblick in die Auffassung und 
Anschauung um die Mitte des 16. Jahrhunderts gewähren 
uns die Äußerungen Joachim Mörlins?) selbst zur Sache: 
„Obs recht sey, einen Prediger mit Gewalt zu verstossen und 


1) Dedeken . c. S. 1027. 

2) 1540— 1543 Superintendent zu Arnstadt, wurde wegen seines 
unerschrocken geübten Strafamts vertrieben, von 1544-1550 in Göt- 
tingen, aus dem gleichen Grunde vertrieben, von 1550—1553 in Königs- 
berg, ebenfalls vertrieben, von 1554—1567 in Braunschweig, 1567 nach 
Königsberg zurückgerufen. — Tilemann Hesshus (1527—1588). 1553 
Superintendent in Goslar, gerät mit dem Rat wegen seines Strafamts 
in Konflikt, der ihm sein Gehalt sperrt, dankt auf den Rat Melan- 
chthons ab, geht 1556 nach Rostock, wegen seiner scharfen Predigten 
und des (Gebrauchs des Bannes vom Rate 1557 vertrieben, 1557 Pro- 
fessor in Heidelberg, 1559 abgesetzt und 1560 in Magdeburg Super- 
intendent, wegen seines Strafamts gleichfalls vertrieben, 1565 nach 
Neuburg, mußte auch dort weichen, 1569 nach Jena als Professor der 
Theologie, 1573 auch hier vertrieben, 1573 der Nachfolger Mörlins in 
Königsberg, 1577 auch abgesetzt, nach Helmstedt, wo er 1588 starb. 


Die Versetzbarkeit der Geistlichen usw. 129 


einen andern an seine Statt zu setzen“!), aus denen das 
Schicksal so mancher Prediger, die es mit dem Rate oder 
dem Patron verdorben hatten, uns sehr lebendig entgegen- 
tritt: „In Summa, die Welt spielet itzund mit dem Predigt- 
Amte, wie die Lotterbuben mit den blinden Würffeln auff 
der Schollerbanck, wer ihnen ein wenig saget, daß ihn nicht 
gefällt, der muß darvon und ein anderer an seine Stete, der 
es mache, wie wirs können dulden und leiden. Und daß sol 
nicht alleine recht seyn, sondern auch Gottes Ordnung und 
sonderlicher Beruff beissen. Und solches können unsere 
Herrn billigen, und sol es die Kirche auch billigen und sie 
für ordentliche und von Gott beruffene Diener erkennen. .... 
Wenn man ein solch Latein in die weltliche Rechte brächte, 
wenn man eines Kaysers oder Königes müde wäre, daß man 
alsbald ohne erhebliche und genugsame Ursachen ihn absetzte 
und einen Bauren hinter dem Pfluge auffwürffe und gloriirte, 
er hätte einen Göttlichen Beruff, was wolten unsere Junckeren 
wohl dazy sagen??).... Wenn man mich fraget: Ists auch 
recht und Gottes Ordnung, wenn es mir gefällt, daß ich einen 
Prediger außsetze und einen andern einsetze. Antwort: nein. 
Des Teuffels Muthwill ists, aber der sol dir und deinem Pre- 
diger lohnen, der zu solchem Muthwillen hilfft und sich ge- 
brauchen läßt. Ein Auffrührer wäre der, der zusehe, daß 
man die ordentliche Obrigkeit ohne gewaltige Ursachen ab- 
setzte und liesse sich an seine Stete setzen.“ ?) 

Daher stellte er unter seinen Propositiones folgende 
Sätze auf: 15. Man muß „entweder den Diener überweisen 
seiner Sünde oder Uebertretung®) ... 18. oder aber man 
sol und muß ihn dulden und leiden in seinem Amte, wenn 
sich auch der Teuffel darüber zureissen solt. 19. Und wer 
für solcher rechtmässigen Ueberweisung den Diener nicht wil 
hören, der ist nicht aus Gott, sondern aus dem leidigen 
Teuffel.?) 20. Darum ists unmüglich, daß der Rath oder das 
Fürnehmen aus Gott sey, da man einen Diener mit Gewalt 
seines Amtes entsetzet ... 27. Und gleichwie eine Obrig- 


1) Dedeken nr. 9 8.1027 &. *)1.e. 8. 1027. 
°) 1.c. S. 1028. 
*) Unter Berufung auf Job.9 (v.16. 22. 24. 31. 34). 
s) Joh. 8 (v. 42. 47H. 52). 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XL. Kan. Abt. IX, 9 
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keit nicht Macht hat, Goties Gesetze zu ändern oder ab- 
zuthun, 28. Also hat sie viel weniger Macht, das Predigamt 
zu ändern oder auffzuheben. 29. Und gleichwie sie um Ge- 
wissens willen muß dem Gesetze als Gottes Stimme unterthänig 
und gehorsam seyn. 30. Also muß sie vielmehr um des Ge- 
wissens willen dem Predig-Amte als einem höheren!) unter- 
thänig und gehorsam seyn. 31. Aus dem allen folget nun, 
daß weltliche Obrigkeit gar keine Macht habe, über einen 
Diener, wenn er einmahl ordentlich zum Amte kommen ist, 
außgenommen, soviel ihnen das Göttliche Recht zulässet ... 
32. Es ist eine Teuffels Lügen, daß man saget, Obrigkeit hat 
Macht zu beruffen, darum hat sie auch Macht, zu urlauben. 
33. Denn die Obrigkeit beruffet die Diener nicht als ein 
Herr des Amts, sondern als ein Werckzeug und Mittel. 
34. So lange nun unser Herr Gott die Personen im Amte 
leiden kan, so kan und mag sie die Obrigkeit nicht auß- 
stossen noch vertreiben ... 41. Christus lehret allenthalben, 
daß die, so die rechten Diener vertreiben und verjagen, 
seine und aller Christen Feinde sind. 42. Darum sol man 
die, so solches thun, für Feinde des Evangelii halten. 
43. Und alle die solche Unsinnigkeit und teufflisch Fürnehmen 
dürffen rühmen, und wider Gottes Wort zu vertheidigen 
unterstehen, das sind Heucheler und geben damit Raum und 
Ursache zu allerley Muthwillen. 44. Daß man aber ein 
Unterschied machen will zwischen dem Amte und Person, das 
taug gar nichts in diesem Fall. 45. Denn damit wären alle 
Tyrannen, so jemahls gewesen, entschuldiget, dieweil ihr 
keiner das Amt, sondern allein die Person getödtet und ver- 
folget hat... 50. Der aber an seine Stäte ist eingedrun- 
gen, derselbe hat nicht in seinem, sondern in einem fremden 
Beruff gesessen. 51. Darum ist er auch ein Dieb und Mörder 
gewesen, der einem andern das seine wider Gottes Wort 
geraubet hat. Spoliatus debet restitui, dicunt Juristae.*?) 
Als sein Nachfolger den angesichts des Urteils, das 
Luther und andere theologische Autoritäten über die Vor- 


1) 2.Cor.5 (v. 11. 13. 18. 20). 

») Dedeken 8. 1029f. Der Satz stammt aus dem kanonischen 
Recht. Vgl. c.4.X. 2.10; c.1.7.20.X. 2.13 u. c. 18 tit. (Canon Saepe) 
wie c.3qu. 1 (Can. Redintegranda). 
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gänge in Arnstadt und auch über einen etwaigen Nachfolger 
gefällt hatten, nicht ganz leichten Versuch machte, seine 
Vokation und damit auch seine Annahme derselben zu recht- 
fertigen, gab Mörlin eine „Antwort auff die Confutation N. 
so er in seiner Predigt zu Rettung seiner nichtigen Vokation 
fürgewandt“?), die zugleich als Probe des Elenchus um die 
Mitte des 16. Jahrhunderts dienen kann. Den Vorwurf Mörlins 
und der andern Theologen, er sei in einen „fremden Be- 
ruff“ eingedrungen, hatte jener damit entkräften wollen: 
„Das sey ain grosser Unterscheid unter einem Haußwirth, so 
seiner Güter ein Erbherr, und unter einem beruffenen Pre- 
.diger, der allein ein bestelleter Diener sey, zu seinem Amte“ 
und daraus gefolgert, daß „derjenige kein Dieb seyn“ könnte, 
„der diesem sein Amt besitze, dieweil es nicht sein Erb und 
eigen“. „Ohne Zweiffel,“ erwiderte ihm Mörlin, „muß diese 
liebliche Lehre und hertzliche schöne Predigt den lieben 
Rüsselchen und zarten Schnäbelchen wohl schmecken, so 
vorlängst ein sehnliches Verlangen nach einem solchen 
zarten Bißlein gehabt, die dermassen auch zu meiner Zeit 
schwärmeten, der Prediger hätte sein Amt von ihnen, dem 
sie Lohn geben, darum müste er, wie sie wolten, oder sie 
hätten guten Fug und Macht, wie ein jeder Herr seinen 
Knecht, ilın zu entsetzen. Also siehet der liebe N. auch das 
Predig-Amt an, den Beruff eines Predigers nicht anders, 
denn wie ein Gedinge, das man mit einem Kühe- oder Säu- 
hirten machet, dem wollen die Herren, so lange es ihnen 
gefället, seinen Dienst und Lohn halten. Was sollen solche 
Rangel und Säupretzel vom Predig-Amte lehren? Es solten 
nicht Seelhirten in der Gemeine Gottes und über seine 
armer Schäfflein, so er mit seinem theuren Schweiß er- 
arnet?), sondern Säuhirten seyn, da könten sie nichtes ver- 
derben.“ 

„Es litte, sagt der Herr Lutherus?), gar kein geringer 
Haußvater nicht, daß man ihm seinen unschuldigen wohlver- 
dienten Diener wider seinen Willen entsetze und ihm in seine 
Haußhaltung einen andern an seine Stäte ordente. Wie komt 


ı) Dedeken |. c. nr. 10 S. 1030 ff. 

?2) erarnen v.arnen = ernten, dann überhaupt: erwerben. 

s) Vgl. das vorhin angeführte Gutachten. 
9* 
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der arme Christus darzu, daß ers muß nicht allaine leiden, 
wider alles sein Ruffen und Schreyen, sondern auch selbst 
rühmen, daß wir armen Schäblinge und Madensäcke ihm 
seine Diener aus gefastem Muthe ausstossen und setzen ihme 
Juncker Jämmerlich hinein? Heisset das nicht: Os ponere in 
coelum, so weiß ich nicht, was es heisse. Und das ist nicht 
genug, daß man wider Gott handelt, nachmahls sein Gebot 
gantz und gar aufhebet, sondern da kommen denn Sudeler, 
Säuffer, schmieren und tünchen die Wand, wie Ezechiel!) 
saget, auf daß sie die Boszhafftigen in ihrem sündlichen Wesen 
stärcken?), damit ihme ja niemand seine Boßheit lasse leyd 
seyn und sich darvon bekehre. Noch predigen sie Gottes 
Wort, suchen Gottes Ehre.) ... Daß aber N. uns, so er 
seine Antecessores mit Unwarheit nennet, schilt: Wir haben 
uns zu weit in fremde weltliche Händel ausserhalb unserm 
Amte eingelassen, thut er als ein verruchter schamloser 
Mann, biß solange ers mit Wahrheit auf uns bringet, sol 
auch von allen frommen Hertzen solange darfür gehalten 
werden. ... Ich geschweige noch vieler andern Grumpen: 
Als: daß N. dafür hält, und öffentlich unter die Gemeine pre- 
diget, man möge ohne Verletzung Gottes Ehren und Mandat 
denjenigen, so seines Standes und Amtes kein Erbherr sei, 
wenn man wil und kan, entsetzen und verstossen. Auweh, 
gilt das im Seel- und geistlichen Amte gegen die, so zu ihrem 
Stande über alle Engel, tausend Centner haben Gottes Wort 
zu Rettung ihres Beruffes, was wil im Weltlichen gelten, da 
alle Keyser und Potentaten, wie der liebe Lutherus offt 
saget, kaum einen Buchstaben haben? 

Es muß mir N. und alle Teuffels Teuffel wider allen 
Willen, degnoch das lassen, daß der Keyser gegen dem aller- 
ärmesten Dörf-Pfarrherren nicht mehr denn ein Schütze und 
Schülerchen ist und seyn sol. Ists nun dort keine Sünde, 
da man zwifache Ehre schuldig ist, was kan man denn hie 
verbrechen?... Wir haben unser Amt ernstlichen, treulichen 
und wohl außgerichtet ... Und sind noch allzumahl erbötig, 
fur jedermänniglichen gar niemands außgenommen ... Rechen- 
schafft zu geben... Bekennen frey, daß wir nicht, wie etliche, 


1) Ezech. 13, 10-12. 15. 2) Jerem. 23, 14. 
®) Dedeken |. c. S. 1031. 
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in die Mauen und Ermel geredet, noch im finstern ge- 
mauset, mit heimlichen verdecketen Worten, sondern als ge- 
treue Hirten jedermänniglichen den Wolff unter seinem 
weißen Schaafspeltz entdecket, mit Fingern gewiesen und 
für ihn gewarnet, doch mit fleissigem Bericht und Unter- 
scheid zeitlicher weltlicher Sachen, so zu diesem Leben und 
den ewigen Sachen, so zum ewigen Leben gehören.“!).... 
Dieses Beispiel zeigt deutlich, daß das Strafamt überhaupt 
wie der Nominalelenchus und sein Gebrauch auch gegen die 
Obrigkeit insbesondere eine Quelle von Konflikten war, die 
durch Versetzung oder Enturlaubung gelöst wurden. „Es ist 
auch der Schad,“ bezeugte Johann Wigand?) 1564, „daß ein 
frommer Prediger von der Kirchen weggestossen würdt dar- 
umb, daß er die nötigen Werck seines Beruffs gethon, viel 
geringer, denn daß er dableibe und were im straffen säumig, 
beschwert sein und anderer Gewissen. Werden nur Wende- 
hälse und Wetterfahnen und Hanen, Meister, Leisentretter und 
Lugensäcke an jre statt gesetzet, da mögen die Stiffter zu- 
sehen, was rechtschaffen und gut gewesen, beschont mehr eines 
trewen Predigers Leiden, denn eines Säumigen gegenwerti- 
gen Wolfahrt“... „Die entliche Meinung aber ist diese, 
daß man ohne allen zweiffel nicht besser thun kann, denn 
dem Göttlichen Wort mit rechtem Ernst und trewen nach- 
folgen und was zu erhalten ist, auß der Welt rette, obgleich 
die andern darüber schnurren und kurren, das befehl man 
Gott. Paulus sagt: Wann ich den Menschen noch gefällig 
were, so were ich Christus Knecht nicht. Es ist ja das 
rechte Zeichen und Zeugenuß der Warheit, wenn man dem 
Teuffel durch Gottes Geist und Wort auff die Schwarten 
greifft, daß er sich streubet, sprüet und zurnet. Dargegen ist 
mächtig grosse Gefahr darbey, wann der Teuffel still ist und 
leit an der Sonnen und ferchet wie ein Schwein, das sich im 
Drecke gewältzet hat. Wenn auch gleich Haß und Neid, 
Verfolgung auch leichtlich auch würgen hernach folget, so 


. 1) Dedeken |. c. S. 1032. 

2) In seinem „Bericht, ob und wie diejenigen, so im ordenlichen 
Predigampt seind, nach und mit Gottes Wort falsche Lehre und Lehrer, 
Sunde und Sünder straffen und die Bußpredigt thun sollen“ bei Felix 
Bidembach, Sammlung Theol. Bedenken Decas II (1605) S. 262. 
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dencke man, daß der, so uns zu Dienst angenommen, welchem 
wir gehuldet und geschworen lang zuvor, ehe wir geboren, 
solches geweissaget habe: Ihr werdet von aller Welt ver- 
hasset werden umb meines Namens willen“!) usw. 

Ein tapferes Geschlecht, das die starkempfundenen 
“Pflichten seines Amtes höher stellte als das Brot, das ihm 
das Amt gab, und lieber Verfolgung und Verstoßung duldete, 
als untreu wurde der schweren, aber auch hohen Pflicht! 

Das gleiche gilt vom Bann. Die evangelischen Kir- 
chenordnungen kennen ihn als Rechtsinstitut und behielten 
seine Verhängung den Konsistorien vor, nachdem sich ge- 
zeigt hatte, daß er unentbehrlich war, und Luther?) seine 
altchristliche Form zu erneuern sich genötigt geseben hatte. 
Wie man einerseits seine Notwendigkeit, anderseits die 
Schwierigkeit seiner Wiedereinführung und seines rechten 
Gebrauchs fühlte, zeigen die Ausführungen, die Joh. Mat- 
thesius°?) darüber macht und die in dem sehr begreiflichen 
Wunsche gipfeln, daß „die weltliche Obrigkeit durch gebüh- 
renden Ernst in ihrem Amte, die Prediger könne des Bannes 
überheben“. „Es möchte einer sagen, weil Christus selbst 
und die Aposteln den Bann gebieten, warum lasset ihr ihn 
denn fallen und haltet ihn nicht? Darauff ist dieß unser 
Antwort: Sehr gut wäre es und eine gar heilsame Artzeney, 
wie es Ambrosius nennet, und Kirchenzucht zu erhalten fast 
(sehr) nützlich und nöthig, wenn man den Bann ohne des 
Pabstes Mißbrauch und Geldgeschrey nach des Herrn Christi 


1) Felix Bidembach Il. c. S.263f. Man denke ferner an die 
schweren Folgen, die das Interim von 1548 für so viele treue Geist- 
liche hatte. Vgl.z. B. dazu die „Antwort Auff die Frag etlicher Pre- 
diger in Meissen, Ob sie lieber weichen .unnd sich jrer Kirchendienst 
entsetzen lassen, als den Papisten zugefallen und auff dero Gebott den 
Chorrock anziehen sollen“ eod. Decas IV (1607) S. 388—403 und das 
Gutschten von Tilemann Heßhus aus dem Jahre 1571 von Kıir- 
chenceremonien und Mitteldingen (den langen Titel setze ich nicht 
her) eod. Decas IV 8. 404—410, 


?) Vgl. seine Predigt vom Sonntag Invocavit 1539 bei Dedeken 
l. c. 13 sectio 5 nr. 18. 587; Opp. (Wittenb. Ausg. tom. 12 fol. 210; Jen. 
Ausg. tom. 8 fol. 190. 


s) Vgl. seine Auslegung von 1. Cor. 5 am Ende bei Dedeken |.c. 
I 3-lib. 1 membr. 3 gectio 3 nr. 13 S. 885f. 
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Einsetzung wiederum in die Kirchen einführen und in üblichen 
Gebrauch bringen könte. Aber diese Dinge anzuordnen und 
in Schwang zu bringen, ist nicht eines einigen Menschen 
oder Mannes, sondern der gantzen Gemeine und Kirchen 
Christi Werck, Macht und Gewalt ... Derhalben so die 
Kirche, das ist die Obrigkeit und Unterthanen ein Consisto- 
rium auffrichten und dazu Männer aus und von der Obrig- 
keit, von den Unterthanen und von den Kirchendienern er- 
wehleten und verordenten ... und die Executio oder Folge, 
daß es ins Werk gesetzet würde erginge, so wäre es sehr 
gut und nütze“... 

„Aber in diesem kalten, thörichten und rasenden Alter 
der tollen und vollen Welt habe ich Sorge, wird es wohl 
verbleiben und unangerichtet seyn, und ist nicht zu rathen. 
Dann findet man ihr doch gar viel, die.-keine öffentliche und 
gemeine Straffe von der Cantzel, da man sie schon nicht 
nennet, leiden wollen, viel der offenbarlichen Verbrecher 
und unarttige Sünder wollen traun von der Cantzel nach der 
Predigt ungenennet seyn ... Wann gottfürchtige, fromme 
Christliche Obrigkeit öffentliche kentliche Uebelthäter und 
Buben nicht leidet, Gotteslästerer an den Pranger stellet, 
und sie also in ihrem Amte fortfahren und unsäumig seyn, 
so thut es soviel als der Bann, und ist Christlich und Gött- 
lich, für Gott und der Welt, mit dem weltlichen Schwert 
das böse wegräumen, darum befehle ich dieseu Spruch der 
weltlichen Obrigkeit: Wir straffen mit dem Worte, sie mit 
dem weltlichen Schwert, damit mögen sie die Bösen und 
Anrüchtigen wegräumen und beyseits schaffen. - Denn um der 
Bösen und Unartigen willen seynd sie verordenet und einge- 
setzet, und Gott lässet ihm solchen Ernst gefallen, der 
ihnen denn darum das weltliche Schwert in die Fäuste ge- 
geben hat, daß man die Bösen straffen und außsondern sol 
und also eine Gemeine, Stadt und Land vom Fluche fegen 
und säubern.“ !) 


1) Die Urteile von Paul Tarnow (Rostock) darüber: an clavis 
ligantis usus praecipue quod ... ad Excommunicationem attinet, hodie 
restitui possit bei Dedeken |. c. nr. 14 u. 16 8. 886ff. und die Judicia 
der Rostocker Theologenfakultät vom 27. Juni 1548 und 26. Jenner 1574 
eod. nr. 17 u. 18 8. 891ff. 
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War der große Bann nun auch als Rechtsinstitution 
anerkannt, so waren die materiellen Voraussetzungen seiner 
Anwendung nicht allgemein festgelegt, oder, wenn das in 
den Kirchenordnungen geschehen war, einer verschiedenen 
Beurteilung fähig. So nahm man, wie das Institut der 
Aktenversendung an die Fakultäten auch in weltlichen 
Rechtsstreitigkeiten immer mehr sich ausbreitete, auch in den 
kirchlichen Rechtsfällen seine Zuflucht zu den Fakultäten, 
an deren Spruch die Richter dann gebunden waren. Deren 
Judizien zeigen, daß die Praxis des großen Bannes recht 
verschieden und unsicher war. So hatte die Rostocker 
Theologenfakultät in einer Sache „da ein Weib, die 
ihrem Pfarrherrn öffentlich widersprochen, in den Bann 
gethan“ zu entscheiden, und der gefällte Spruch!) beweist, 
daß auch der betreffende Geistliche nicht ganz intakt da- 
stand: „Nachdeme Catharina Claus N. zu N. eheliche Hauß- 
fraue ihrem Pastorn und Seelsorger, da er in seinem öffent- 
lichen Amte gewesen, in der Predigt aus gefasseteın Arg- 
wohn öffentlich widersprochen und ihn gescholten, welches 
ihr billig nicht gebühret hätte und also dardurch ein Öffent- 
liches Ergernüß angerichtet, sich gegen Gott und das heilige 
Predigamt vergriffen: Als ist billig und Christlich, daß sie 
selbst ihre Sünde erkenne, sich dieselbige lasse von Herzen 
leid seyn und sie Gott, ihrem Pastoren und der geärgerten 
Gemeine abbitte. Darauf sie auch der Herr und der Caland?) 
des Bannes, darinne sie eine Zeitlang gewesen, ohne Zweiffel 
erlassen wird... .. So aber der Pastor in seinem Leben sträff- 
lich ist, gebühret ihr solches nicht zu richten, sondern der 
Herr Probst neben dem Caland?) und der weltlichen Obrig- 
keit des Orthes werden dazu gedencken, daß keine öffent- 
liche Ergernüsse im Predigamte geduldet werden, und solches 
hohes und heiliges Amt nicht in Verachtung oder Verlästerung 


1) Dedeken |.c. nr. 19 vom 26. Jenner 1674. Vgl. das Gut- 
achten derseiben Fakultät in einem ähnlichen Falle — femina quae- 
dam conjunx Nicolai N. — vom gleichen Tage. Dedeken l.c.nr. 18 
S.892f. Vgl.auch noch Balduin, Tractat. de casib. conscientiae (ed. 
posth. von 1628) lib. 4 cap. 10. 

2) Die Kalandsbrüderschaften verfolgten u. a. auch den Zweck der 
Vertretung und Wahrung der Standesinteressen und gegenseitiger Unter- 
stützung. Vgl. Feller, Diss. de fratrib. Kaland. 1692. 
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kommen möge.“ Die Theologenfakultäten von Leipzig und 
Wittenberg wurden um ein Urteil darüber ersucht, „obs recht 
sey, daß jemand empfangener gewöhnlicher Zinse halben von 
seinem Pfarrherrn excommuniciret werde, und was sonst vom 
Wucher zu halten“. Beide Fakultäten tadelten das Vor- 
gehen des Pfarrers, weil er seine Befugnisse überschritten 
und die ganze Sache gar nicht vor das Forum der Kirche 
gehöre. „Wir können auch bey uns nicht rathlich finden, 
daß die Prediger um Sachen, dem weltlichen Regimente be- 
fohlen und zuständig, durch Nachforschung und in andere 
unnöthige und etwa gefährliche Wege oder Weise sich an- 
nehmen solten, und was durch dasselbe gehandelt, zu ihren 
Händen ziehen“ ... sagt die Leipziger Fakultät!) und mahnt 
zum Schluß: „Und dieweil nichts erschrecklichers in der 
Kirchen jemand begegnen mag, denn daß er aus derselben 
Gemeine geworffen, und excommuniciret werde: Derhalben mit 
grossem Wohlbedacht und Ernst dieses theils gehandelt wer- 
den sol.“2) Die Wittenberger Fakultät) weist wie auch die 
Leipziger ganz richtig darauf hin, daß der Zinsfuß nach Lage 
der Sache und der Gegenden ganz verschieden sein könne: 
„Dieweil die Landgewerbe, Zeit, Wohlfeylung und Theurung 
der Güter, Aufflage der Obrigkeit, Krieg, Vermehrung der 
Menschen, Beschwerung und Verhinderung der Händel und 
Handwerck ungleich seyn, zu und abnehmen®)“ ... die Pre- 
diger könnten nur „in genere straffen und mit Verkündigung 
der göttlichen Straffen die Leute davon abschrecken (Wucher- 


1) Vgl. das Judizium vom Freitag nach Reminiscere 1564 Dede- 
ken |. c. nr. 20 S. 893f. unter Berufung auf Luc. 12, 13f., wo Jesus 
es ablehnt, zwei Brüdern das Erbe zu teilen, und Luc. 6,34: „Und 
wenn ihr leihet, von denen ihr hoffet zu nehmen, was Dankes habt 
ihr davon?“ 


?) Vgl. noch König, Casus conscientiae p.13 (de usuris). 


s) Vgl. das Judizium vom Sonntag Okuli 1564 Dedeken |.c. 
nr. 21 S. 895. 


4 Die Fakultät unterschied einerseits mutuatio officiosa, „die 
billich gratuita seyn sol“, und die mutuatio lucrosa, „die einem Theil, 
so entlehnet, damnosa, dem andern, der wegleihet, aber ja periculosa 
ist, da erfordert Justitia communis .. ., daß ein gleiches gehalten werde 
und Pars lucrans dem andern Theil sustinenti damnum eine Vergeltung 
thue“, eod. 
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zinsen zu nehmen), so viel es helffen wil und das übrige der 
weltlichen Obrigkeit befehlen“. „Und was ist diß für ein 
Eiffer, denjenigen nicht zum Sacrament zuzulassen, der von 
hundert Gülden, die er mit seiner Gefahr und Schaden ent- 
behren muß und mit weniger Sorge und besserm Nut; im . 
Kasten behalten könte ... fünff Gulden von demjenigen 
nimmt, welcher seinen grossen Schaden mit solchem entlehnten 
Gelde verhütet, oder aber mit großem Nutzen ... damit 
schaffet, so eben dieselbe Prediger, Krämer, Bräuer, Becker, 
Fleischer und andere Handwercker und Handthierer olıne 
Scheu ad communionem zulassen und an hundert nicht mit 
 fünff Gulden Gewinn zu frieden seyn, sondern das hundert 
viel höher bringen mit der jährlichen Nutzung? Da man nun 
in alle solche Handthierung und Erwerbung der Nahrung 
solte inquiriren, und die, so über ihr angelegies Geld mehr 
denn fünff oder sechs vom hundert gewinnen, exeommimni- 
ceiren, was wolten wir endlich für Communicanten behalten?“ 
Dagegen entschied die Theologenfakultät zu Jena!) am 3. Juli 
1598, daß „einer, der sich drey, vier Jahr wider alle gebüh- 
rende Vermahnung des heiligen Abendmahls enthalten, billich 
in den Bann gethan sey“ ... „So sprechen uni erkennen 
wir aus der H. Schrifft, den alten Canonibus, der Augspur- 
gischen Confession, derselben Apologia und Schmalkalılischen 
Artikulen, wie auch aus den bewehrten ... Kirchen und 
Consistorial-Ordnungen, daß das Ehrwürdige N. Consistorium 
und Ministerium genugsame und in Gottes Wort wullgegrün- 
dete Ursachen gehabt, gedachten Hansen N. als einen un- 
bußfertigen hartnäckigen Sünder und Verächter Göttliches 
Wortts und des heiligen Predig-Amtes in den Bann zu er- 
klären und denn an ilme öffentlich zu exequiren* ... Die- 
selbe Fakultät?) lied auch die Ausrede eines Gemeinde- 
gliedes, das lange nicht kommuniziert und deswegen er- 
mahnt, „es sey auch ohne die Communion gerüstet und wohl 
zufrieden, daß es deswegen an seiner Seeligkeit nicht zwei:rele, 
weil es zur Kirchen gehe, bete und sich eines guten Lebens 
nach Vermögen befleissige“, nicht gelten, sondern wies sie 
als Christi mandato et Apostolico praescripto adversum, prae- 


1) Dedeken |. c. vol. I pars II lib. IIL sectio 7 ur. 9 3.650. 
2) eod. nr. 10 $. 65lf. 
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sumptuosum, scandalosum zurück.!) Wenn diese Sentenz 
auch nicht über die Zulässigkeit des Bannes in diesem Falle 
entschieden hat, weil die Frage nicht darauf sich bezogen 
hatte, so ist doch begreiflich, daß bei der Lage der Sache 
und trotz der Verbote der Kirchenordnungen wie deren oft- 
maliger Wiederholung die Geistlichen oft zum Mittel des 
Bannes gegriffen haben und dann natürlich die Folgen dieses 
unberechtigten und eigenmächtigen Vorgehens zu tragen hatten, 
die je nach dem Fall in öffentlicher Abbitte vor der Gemeinde, 
Versetzung und Enturlaubung bestanden. Und wenn sie nicht 
gleich den großen Bann verhängten, so stand es ihnen nach 
dem Urteil theologischer Autoritäten zu, den kleinen Bann 
(die Ausschließung vom h. Abendmahl) zu gebrauchen. Des 
bekannten Lutheraners Tilemann Heßhus „Grund und Be- 
weisung?), daß Prediger unnd Seelsorger nicht alleine Macht 
haben, sondern auch schuldig seynd, den halßstarrigen Sün- 
dern das Nachtmahl des Herrn zu verweigern“ vom Jahre 
1561 sprach das ausdrücklich aus und legte es ausführlich 
dar. Er hält es nicht nur für das Recht und die Pflicht der 
Geistlichen, unbußfertige Sünder vom Sakrament des Altars, 
sondern auch von der Patenschaft zurückzuweisen, und sagt 
unter Berufung auf Luther, der die Verweigerung des Sakra- 
ments und des christlichen Begräbnisses in solchen Fällen, 
wie es auch viele Kirchenordnungen taten, statuiert hatte: 
„Diese helle und klare Zeugnüß wollen die lieben Pfarr- 


1) Vgl. dazu noch Balduin, Casus conscientiae p.82; den Brief 
Luthers an den „Erbarn fürsichtigen Nicolao N. Bürgern zu N. vom 
Mittwoch nach Misericord. Dom. 1540 bei Dedeken |.c. nr. 5 8.647 
und die „Commendation“ dieses Briefes von Georg Mylius vom 
26. Oktober 1549 eod. nr. 6 S. 647f.; die Consilia Luthers Opp-(Wittenb. 
Ausg.) tom. 4 fol. 396, tonı. 6 fol. 93; König, Casus conscientiae p. 520, 
354; das Judizium von Leonhard Hutter bei Dedeken |. c. nr. 3 
S.643 und Sigfrid Seccus eod. nr. 4 S.644ff. Als Beweisstellen 
werden aufgeführt: der Befehl Christi „Solches thut — zu meinem 
Gedächtnis“ ; Joh. 8, 31; 10, 27; 15, 14; 1. Cor. 11,26; Jac. 1, 22; 2, 10; 
4,17; Joh. 13, 17; 14, 15; Matth.7, 6; Act. 5, 29; Matth. 16, 19; Joh. 20, 
922; 1. Cor.5, 4f. 11; Hes. 3, 17—21; 2. Thess. 3, 6ff. u.a.m.; aber auch 
Cyprian, Oratio de lapsis epp. lib. 3 ep. 15; Aug. epp. lib. 2 contra Par- 
meniani epist.; auch Luther, Comment. zu Joel cap. 3; das Büchlein 
vom Wucher an die Pfarrherrn u. a. m. 

2) Dedeken |. c. nr. 3 S. 620ff. 
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herrn und Seelsorger mit Ernst bewegen. Denn die frechen 
und stoltzen Scharrhansen, die den Pfarrherrn das Sacra- 
ment abdringen und abpochen wollen, werden sich an diese 
Zeugnüß, wie bell sie auch immer sind, nicht kehren. Darum 
müssen wir sie immer hin zum Teuffel fahren lassen. Ich 
wil aber nicht zweiffeln, es werden etzliche Christen seyn, 
bey denen diese Vermahnung Frucht schaffen werde, daß 
beyde, Prediger und Zuhörer etwas größere Gottseeligkeit, 
Ernst und Eyffer bey der Außspendung der Sacrament er- 
zeigen. Was bißher vom Sakrament des Altars geredt ist, 
das ist auch vom Gebrauch der Tauffe zu verstehen ... 
Denn wenn ein gottloser, berüchtigter, unbußfertiger Mensch 
bey der Tauff zum Zeugen wird geduldet, so ist doch das- 
jenige auch wider Gottes Wort, und sol ihn der Pfarrherr 
oder Seelsorger keinesweges darbey leyden, er sage denn zu 
Busse und Besserung seines Lebens.*!) So mahnt Tilemann 
Heßhus einerseits: „Derhalben ists wohl von nöten. daß wir 
Pfarrherrn und Seelsorger den lieben frommen Gott mit 
rechtem Ernst täglich anruffen, daß er uns stärcke durch 
seinen Heiligen Geist, gebe uns Krafft, Freudigkeit und Be- 
ständigkeit, daß wir der Welt Wüten und Toben, ihr 
Schmähen und Lästern, ihr Fluchen und Drohen verachten 
und unser befohlenes Amt treulich im Namen Gottes ver- 
richten“, warnt aber auch anderseits: „Doch sol sich ein 
Kirchendiener wohl fürsehen, daß er den Dingen recht 
thue und nachgehe und brauche nicht die hohe und himm- 
lische Gewalt, die Sünde zu binden, sein Müthlein zu kühlen, 
und sich etwa an seinem Widerwärtigen zu rechen, oder daß 
“ er nicht unbedächtig und unbesonnen auf Höresagen einen 
Unschuldigen vom Gebrauch der Sacramenten abweise. Denn 
so der schrecklich sündiget ..., der aus Heucheley den Leib 
des Herrn einem Gottlosen zum Gericht und Verdamnüß 
reichet, wie viel greulicher wird der sündigen und den Zorn 
Gottes auf sich laden, der aus Haß und Rachgier einem 
gottseeligen bußfertigen Christen ohne Ursache und Schuld 
wider den Befehl Christi und wider einen Beruff den Leib 
und Blut des Herrn weigert und mißbraucht also das heilige 


ı) Dedeken |.c. S. 623f. unter Berufung auf 2. Cor. 6, 14ff.; 
Ps. 31,7; 139, 19-22; 2. Chron. 19, 2ff.; 20, 37. 
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Amt des Evangelii zur Tyranney und zum Schand - Deckel 
seines feindseligen verdamten Hasses, beschuldiget einen 
bußfertigen Christen mit Unwarheit, betrübet und mordet, 
soviel an ihm ist, die Seele, die er Amts wegen trösten, 
stärcken und aufrichten sol, und wird zum Kirchen-Dieb, 
denn er entzeucht der Seelen die allerheilsamste Artzney, 
die ihr von Christo Jesu gegeben ist. Diese unsägliche 
Sünde begehet der, der die Gewalt der Schlüssel zur Tyr- 
ranney mißbrauchet und frommen Christen das Sacrament 
aus Haß und Rachgier weigert.“!) Es bedarf keiner Aus- 
führung, daß so manche Geistliche dieser strengen Mahnung 
nicht folgten und dann die notwendigen Folgen zu tragen 
hatten. Sie mußten um so tiefgreifender sein, wenn man sich 
erinnert, daß der Beichtzwang herrschte und dadurch den 
Geistlichen eine Macht gegeben war, die sehr nachteilig 
wirken konnte, aber auch dem Mißbrauch ausgesetzt war 
und auch den gewissenhaften Geistlichen in Konflikte geraten 
ließ, deren Lösung nicht immer leicht war, jedenfalls zu 
seiner Verkennung, zu Streitigkeiten führte, die seine Stel- 
lung ungemein erschweren mußten, was natürlich noch mehr 
in solchen Fällen galt, wo es an Vorsicht und Klugheit 
fehlte. Die theologischen Autoritäten des 16. Jahrhunderts 
waren in der Frage der Durchführung des Beichtzwanges 
durchaus einig. Ausnahmen gestatteten sie nur in dem Fall 
der Schwachheit des Parochus, die ihm die Spendung des 
Sakraments unmöglich machte, oder des Nachweises seiner 
Irrlehre, oder offenbarer Tyrannei, oder auf der Reise. In 
allen andern Fällen, sagt Tilemann Heßhus, „sind wir schul- 
dig, dem Menschen unsern Dienst abzuschlagen, auf daß wir 
nicht in ein fremd Amt greiffen und ihn zu seinem Pfarrer 
weisen“, denn „Viel Heuchler und halßstarrige Sünder, wenn 
sie etwas ernstlich von ihrem Pfarrern gestraffet und ihrer 
Sünden erinnert werden, meyden sie ihre Pfarrer, und lauffen 
in andere Kirchspiel, da man sie nicht kennt, da meynen 
sie unvermerkter Dinge durchzuschluppffen und unserm Herr 


ı) Dedeken |.c. 8. 625. Vgl. Balduin, Casus consc. p. 1081; 
König, Cas. Catech. p. 467. 542. 548. 594; die Judizien der Theologen- 
fakultäten zu Leipzig vom 23. September 1568 Dedeken l.c. nr. 11 

8. 632f. und Wittenberg vom 14. Oktober 1563 1. c. nr. 12 S. 634f. u. a. m. 
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Gott sein heiliges Nachtmahl heimlich abzustehlen“.t) ... 
-Nur einen Fall nahm man noch aus: wenn unter Anders- 
gläubigen Wohnende das Abendmahl im Notfall erbaten, ließ 
man sie als Gäste zu.?) Die Frage, „ob ein Edelmann, 
fürstlicher Beamter oder soust dergleichen einer, wann er 
auff seinen“. ordentlichen Pastoren und Beichtvater einen Un- 
muth oder Unwillen hat, in seiner Gesundheit oder Kranck- 
heit desselben Pastoren Collegen oder sonst einen benach- 
barten Prediger, sich zu communiciren mit gutem Gewissen 
gebrauchen, und derselbige Prediger mit gutem Gewissen sich 
dessen unterstehen möge“, wurde von Simon Pauli?) ganz 
entschieden verneint. 

Man braucht sich weiter nur daran zu erinnern, daß 
auch, wie schon berührt, die Räte der Städte und die Patrone 
sehr häufig in Streitigkeiten zwischen den Geistlichen, mit 
ihnen oder den Gemeinden, ob durch oder ohne Schuld der 
Pfarrer hervorgerufen, eigenmächtig vorgingen, und eine 
Remedur der geistlichen oder weltlichen Obrigkeit nicht 
immer eintrat oder zu erreichen war, um eine neue Quelle 
von Konflikten zu schaffen, die der Pfarrer mit der Zustim- 
mung zu seiner Versetzung lösen zu können froh sein mußte, 
wenn sie nicht wider seinen Willen oder Enturlaubung er- 
folgte. 


!) Dedeken |. c.vol.I pars ILI lib. I membr. II sectio 4 nr. 1 
S.71l und Bidembach, Theol. Bedenk. Decas III (1607) S. 150—158; 
wozu noch zu vergleichen das Gutachten Joh.Winkelmanns bei Dede- 
ken |. c. nr. 2 S.711f. und Balduin, Cas. consc. S. 1093 wie das Gut- 
achten des Sup. Hieronym. Mencel in Mansfeld vom Jahre 1566 bei 
Dedeken |]. c. nr. 6 S.717—722: „ob und wie ferne sich ein Pfarrer 
anderer Pfarrkinder nicht annemen: oder auch ein Pfarrkind von 
seinem ordentlichen Pfarrer zu einem andern nicht wenden solle“. 
Vgl. Bidembach, Theol. Bedenk. Decas II (1605) S. 322 — 342) und 
noch das „Bedenken des Consistorii zu Stuttgarten in Sachen, da sich 
ein Weib verschworen, bey ihrem Pfarrherrn nicht zu communiciren, 
und derwegen zu einem andern gehen wollen“ vom Jahre 1594 bei 
‘ Dedeken |.c. nr. 15 S.729f. (es wird ibr verboten). 

2) Vgl. darüber das Judicium Ministerii Rigensis eod. l. c. nr. 3 
S.712f. und in derselben Sache von Wolfgang Waldner (in Regens- 
burg) eod. nr. 4 S.713fl. 

°) In seinem Responsum vom 22. Juli 1589 eod. nr.5 S.715ff. 
Vgl. noch das Responsum vom 6. April 1588 eod. nr. 12 S.725 ff. 
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Endlich gab der nicht seltene Streit zwischen den 
Geistlichen einer Gemeinde oder Stadt einen unerfreu- 
lichen Anlaß zur Versetzung, wenn er nicht anders zu 
schlichten war. Nicht immer genügten die Ratschläge, die 
die theologischen Autoritäten in solchen Fällen gaben, aber 
auch gleichzeitig jene Streitigkeiten als „notwendige Uebel“. 
bezeichneten und darin noch einen Trost erblickten. „Doleo,“ 
schrieb Melanchthon!) an den Pfarrer Spangenberg in 
Nordhausen im Jahre 1553, „exortum esse dissidium inter 
te et unum collegam“, fügte aber gleich hinzu: „Multum 
in hujusmodi scandalis me consulatur, quod scio, esse 
ivayzaia zaxrd, quae Diabolus exeitat odio Evangelii, ut 
homines deterreat a Doctrinae genere et ut nos quoque 
frangat, ne doceamus. Itaque te contra has Diaboli insidias 
erigere debes et ingenti animo despicere has offensiones et 
tamen ralione etiam atque arte mederi. Facile vinces Ad- 
versarium, in dissimulatis injuriis pergas docere ea, quae 
sunt utilia conscientiis et ornant gloriam Christi. Hoc enim 
doctrinae genere detinentur auditoria. Tuus Adversarius rixa- 
bitur de. puerilibus illis spectaculis conservandis aut uleis- 
catur suos. affeetus. In concienibus rem facit indignam isto 
loco; non diu habebit populi studia, ac si qui ei applau- 
dunt, videntur abuti ejus impudentia. Incitant enim, non 
quia ejus causam probent, sed quia juvat eos, quod Evan- 
gelium male audiat propter hanc dissensionem“ ... Damit 
sind die Punkte richtig angegeben, auf die es ankommt: die 
Uneinigkeit der Geistlichen beeinflußt die Gemeinde, ärgert 
die Guten und erfreut die Bösen, die Gemeinde ergreift 
Partei, die Kanzel wird durch diese Polemik entwürdigt und 
die Gemeinde nicht erbaut. 

Martin Chemnitz?) rief die weltliche Obrigkeit zu 
Hilfe: „Nachdem sich leider offtmahls durch Anstifftung des 
Satans begibt, daß unter den Collegis und Fratiribus Mini- 
sterii in den Städten fraterna conjunctio .etwas getrennet, 
und dagegen Uneinigkeit, Mißverstand und Mißtrauen für- 


1) Dedeken I.c. vol.I pars III lib. I membr. 3 sectio5 nr. 1 
S. 962. | | 

2) Vgl.D. Philipp Hahn, Kirchenbuch S. 394f. bei Dedeken 
l. cc. nr. 2 S. 962. | 
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fället, nicht ohne merckliche Zerrüttung und Ergernüß der 
Kirchen und Eingepfarreten: Als hat zuforderst die Christ- 
liche Obrigkeit jedes Orths sich dißfals ihres Amts, daß 
sie nicht allein politice Regenten, sondern auch nutritii 
Ecclesiae seyn sollen, zu erinnern und dahin mit Fleiß und 
förderlichst zu trachten, wie zu Christlicher endlicher, gründ- 
licher und beständiger ... Hinlegung und Abschaffung der 
fürfallenden Irrungen und Mißverstände und dagegen zu 
Stifftung und Wiederaufrichtung Christlicher heilsamer Cor- 
respondentz, Brüderlicher, friedlicher Vereinigung ..., so 
neben reiner Lehre zu Erbauung der Kirchen Gottes zum 
höchsten von nöthen, ersprießliche und heilsame Mittel zu ge- 
brauchen und für die Hand zu nehmen.“ Er empfiehlt der 
Obrigkeit, „mit Zuziehung eines reinen fürnehmen, fried- 
liebenden Theologi ..... in Gegenwart der fürnehmsten Raths- 
personen und Aeltesten der. Kirchen“ ... mit jeder „Person 
des Ministerii absonderliche Unterredung“ zu pflegen und 
„darauf ihre richtige und deutliche Erklärung“ zu vernehmen 
und zu protokollieren. „Hieneben ein jeder gleichfalls ab- 
sonderlich zu befragen, daß er frey und ohne Scheu anzeigen 
wolle, was er an einer oder andern Personen im Ministerio 
für Mängel und Fehl habe, worin und aus was Ursachen“ !!) 
und dabei festzustellen, ob ihre Lehre in den einzelnen 
Punkten mit dem Konkordienbuch übereinstimme oder von 
ihm abweiche. Dann sollen sie alle zusammen aufgefordert 
werden, ihre abgegebenen Erklärungen „in Gegenwart der 
andern, deutlich und unterschiedlich, affırmative et negative, 
in thesi et Antithesi“ zu wiederholen und zu bestätigen, und 
„mit Ernst anzumahnen, alle sämt und sonderlich ein(zu)wil- 
ligen und sich mit Hand und Munde (zu) verpflichten ..., 
daß sie von allen Lehrpunkten publice et privatim also und 
nicht anders als obgedacht halten, lehren und reden wollen 

. und mit Stillschweigen nichts übergehen, oder in sus- 
penso bleiben lassen wollen“. „Zum dritten können... die 
personalia, was eine Zeitlang her mit einem und dem anderen 
fürgelauffen, in Verhör gezogen, und daß einer dem anderen 
dießfalls fraterne condoniren und sie fortan in Brüderlicher 


') Dedeken l.c. S. 962. 


mr 


| |— 
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Correspondentz bey einander leben wollen, sie samt und 
sonders vermahnet, und also mit aller Consens und guten 
Willen solche Personalia zu Grunde beygelegt und aufge- 
hoben werden, also daß einer dem anderen freywillig dex- 
tras fraternae conjunctionis et societatis reiche und gebe ... 
Zum vierdten sol und kan ihnen ernstlich untersaget werden, 
auch ein jeder bewilligen und zusagen, wo etwas für fallen 
würde in doctrinalibus et personalibus, daß einer vermeynete, 
an dem andern Mangel und Fehl zu haben, daß zu Ver- 
hütung gefährlicher Weitläufftigkeit, ehe denn es weiter ge- 
bracht werde, erstlich einer sich mit dem andern freund- 
lich unterreden. wolle und solle. Zum andern das Ministe- 
rium ... darzu ziehen. Zum dritten, da es von nöthen, 
auch die Kirchväter und verordente Aeltesten von der Ge- 
meine adhibiren. Und letzlich ... an den Rath oder die 
Obrigkeit jedes Orthes Gelegenheit nach gebracht werden 
möge.“ „Da auch jemandes des Ministerii etwas dawider 
attentiren, fürnehmen oder handeln würde, daß der oder 
dieselben die gebührliche Straffe, auch nach Befindung der 
Sachen die Enturlaubung ohne Weiterung zu gewarten haben 
solle. Endlich wird über solcher ... Vereinigung von der 
Christlichen Obrigkeit billig mit Ernst und Fleiß gehalten, 
- dem Ministerio gebührlicher Schutz geleistet und dero Per- 
sonen sämt und sonderlich geliebet, geehret und befördert: 
Und ist das Ministerium hinwiederum ihrer ordentlichen 
Christlichen Obrigkeit gebührliche Reverentz und Obedientz 
zu erzeigen, schuldig und verpflichtet. Welches anderseits 
mit Handgebender Treue zu leisten zugesaget werden kan.“!) 

Ähnlich entschied auch ein Consilium der Theologen- 
fakultät zu Rostock?) vom 22. Juli 1582 in einer Spal- 
tung zweier Hofprediger, das deren Gebieter erbeten hatte. 
„Und ist uns zwar hertzlich leid, daß der böse Feind die 
beyde hochbegabte Männer in diesen unnöthigen ärgerlichen 
Zanck und Widerwillen geführet und dermassen gegenein- 
ander verbittert hat, daß sie in Schrifften und öffentlichen 
Predigten sich mit beschwerlichen Auflagen angetastet und 
dadurch ihr hohes Amt nicht wenig verkleinert, den heiligen 


1) Dedeken Il. c. 8. 963. 2) eod. nr. 3 8. 963£. 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XL. Kan. Abt.IX. 10 
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Geist in ihren und ihrer Zuhörer Hertzen betrübet und den 
Widersachern unserer wahren Religion, als Papisten, Calvi- 
nisten und Arianern ein besonderes Frolocken angerichtet 
haben“), konstatiert das Konsilium, und entwirft damit das 
typische Bild solchen Streites, stellt aber auch sofort fest, daß 
„wir aus den Gegenschrifften nicht anders befinden können, 
denn daß sie in Fundamento der Christlichen Lehre in allen 
Puncten, davon gehandelt wird, einig seyn und allein über 
etliche Form zu reden, streiten“.?) Trotzdem hatte 
der eine „alles, was schier in der gantzen Schrifft von gott- 
losen, falschen untreuen Lehrern gesaget wird, zusammen 
gefasset und“ auf seinen Kollegen „gedeutet“. Ein sehr be- 
zeichnender und häufig wiederkehrender Zug in der Polemik 
jener Zeit. Wie wichtig man aber derartige Zänkereien 
damals nahm, zeigt der Umstand, daß die Fakultät „nicht 
für undienstlich“* achtete, „daß die Acten neben E.G. 
Schreiben an den Herrn D. Martinum Chemnitium und an 
den Herrn D. Tilemann Heshusium um Erforderung ihrer 
Censur geschicket würden“.?) Die theologischen Autoritä- 
ten *) erwogen auch sorgfältig, an fas, sive pium et aequum 
sit, exorta publica inter Concionatores discordia de doctrina 
fidei, de ratione concionandi, aliisve Ministerii partibus, de 
moribus, ita ut indicia illius in publieis concionibus non ob- 
scura appareant, utramque partem, hoc est tam defensores 
veritatis et justitiae, quam falsitatis injustitiaeque autores et 
patronos removere et expellere?, was ja allerdings die radi- 
kalste Lösung gewesen wäre. Tarnow verneint das gegen- 
über andern, die es bejahten, und beweist das ex lege divina 
scripta), ex lege naturae ®) non scripta et ex ratione.’) Der- 


1) Dedeken |. c. S. 968. 2) ]. c. S. 964. 3) eod. 

*%) z.B. Paul Tarnow bei Dedeken |. c. vol. I pars UI lıb. I 
membr. IV sectio 5 nr. 11 S. 1032. 

5) Unter Berufung auf Luc. 10, 16; Ps. 105, 15; Sach. 2, 12; Matth. 
7,15; 16, 6; 2. Tim. 4, 2; Tit.1, 11; Jes. 58, 1; 57,2; Hes. 3, 5; 13, 3f. 

6) „Lex naturae dietat, bonos esse defendendos, malos puniendos, 
nec hos cum illis perdendos 1. Mos. 8, 25; Matth. 13, 29. Ergo, quid- 
quid contra hoc dietamen fit, illud ipsa improbat.“ 

”) „Ratio ex principiis Theologicis sacrarum litterarum desumpta 
idem confirmat hoc syllogismo: Quod gloriae Dei, ad quam pertinet 
libera veritatis caelestis confessio et errorum refutatio, nocet, dilectio- 
nem proximi violat ejusque salutem impedit, exemplo scandaloso aliis 


N 
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selbe Theologe verbreitete sich über die Frage: qui, quibus 
de causis, quomodo et quando per legitimam sententiam 
dimittere possint Ministros Verbi?!) Richtig hebt er hervor, 
daß die dimissio aut consensu dimittendi aut citra eum ge- 
schehen könne, und das Subjekt der dimissio wie ihr Recht 
ad solos Reges, Principes, Comites, aliosque in Civitatibus 
liberis Magistratus?) pertineat, qui id ipsum per idoneos 
sive peritos Juris divini et humani in Consistoriis vel Pres- 
byteriis administrare solent.?) Causae dimissionis sind nach 
ihm defectus facultatis et defectus voluntatis. Unter dem 
ersteren begreift er partim doctrinae sanae in fundamenta- 
libus praesertim, corruptelas sive errores pugnantes cum 
fundamento, partim illius utiliter et cum fructu auditorum 
tradendae organorum privationem, qualis esse potest vel 
animi, utpote ingeniü, judicii, memoriae; vel corporis, ut 
linguae. aliorumque membrorum ad officii administrationem 
necessariorum usus, morbo aut calamitate aliqua interceptus. 
Unter ‘dem letzteren versteht er cum enormem in demandati- 
muneris partibus exsequendis negligentiam, tum vitae et 
morum turpitudinem, sive ea tantum Ecclesiae scandalosa, 
sive etiam civiliter damnabilis sit. 

Das Verfahren bestimmte sich nach dem aus dem kanoni- 


schen Strafprozeß hervorgegangenen gemeinen deutschen Straf- . 


’ 


prozeß#): cognitio-legitima causae, die quodammodo notoria 
et manifesta ®) sein muß, ohne bestimmten Ankläger: Actorem 
certum extare minime necessarium est, ubi ipsum crimen 
palam clamat: Satis est, si de eo constet aliquid Superinten- 
denti aut Consistorio, sive inquisitione propria ex officio, 
sive rumore publico, sive delatione et indicio unius aut 
plurium de Ecclesia.®) Er unterscheidet die dimissio von der 


similia morientibus praeit, denique canibus mutis et lupis rapacibus 
jure eam aperit, illud est illicitum et injustum. Ejectioni bonorum 
Ministrorum cum malis male concordantium competunt priora omnia. 
Ergo et posterius.“ 


1) Dedeken l.c.nr. 12 8. 1033f. ?) Unter Berufung auf 5. Mos. 


17,19 und Röm.13,3.4. °) Dedeken |.c. 8. 1033. 


«) Mit der Modifikation, die ostendunt Statuta Agendorum eccle- 
siasticorum et consistorialium (eod. 1. c. 8.1034). 
5) „nam de plane occultis non judicat ecclesia“ (eod. 1. c. 8. 1033). 
°) eod. 
10* 
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depositio und hält die erstere für gegeben, ubi criminis ali- 
cujus aut defectus neglectusve intolerabilis sufficienter con- 
vietus fuerit et Ecclesiam scandalum tolerare non posse, 
ipsum reum admonitum illud corrigere non velle deprehen- 
sum fuerit.!) Somit bleibt noch ein freier Raum für die 
Strafversetzung, die denn auch nächst der Versetzung 
mit Zustimmung des Geistlichen am meisten in der Praxis 
begegnet. Zusammenfassend sagt Martin Chemnitz?): 
„Gleichwie der Beruff und Bestellung der Prediger Gottes 
ist, wenn er gleich durch Mittel geschicht und derwegen 
nach seiner Instruction geschehen sol, also hat auch Gott 
eigendlich Macht, einen Prediger vom Amte zu entsetzen?), 
und weil solches geschicht durch Mittel, so muß es auch 
aus und nach Gottes Instruction geschehen. Derhalben, so 
lange Gott seinen Diener, der mit Treuen lehret, und un- 
ärgerlich lebet, in dem Amt haben wil und dulden kan, so 
hat die Kirche nicht Macht, einen fremden, nemlich Gottes 
. Diener, ohne seinen Befehl abzusetzen.*) Wenn er aber ent- 
weder mit Lehre oder Leben die Kirche nicht bauet, sondern 
ärgert und bricht, so setzet ihn Gott ab... und alsdenn 
hat die Kirche nicht allein Recht und Macht, sondern ist. 
schuldig, einen solchen abzusetzen ... Aber... das Ab- 
setzen stehet nicht bey einem Stande°) der Kirchen allein. 
Derhalben haben die alten Canones mit Fleiß gute Ordnung 
gegeben, wie mit dem Handel solle umgegangen werden, 
wenn ein Kirchendiener entweder sol seines Amtes entsetzet ®) 
oder an einen andern Ort sol versetzet werden.“”) 


1) Dedeken |. c. S. 1034. j 

2) Vgl. sein „Bedencken vom göttlichen und ordentlichen Beruff 
rechtschaffener Prediger“ eod. vol. I pars III lib. I membr. 1 sectio 1 
nr. 24 S. 685. 

8) Unter Berufung auf 1. Kön. 2 (ein etwas bedenklicher Schrift- 
 beweis, denn Salomo beginnt seine Regierung hier mit einer vielleicht 
politisch notwendigen, aber daher auf kirchliche Verhältnisse nicht 
anzuwendenden Kabinettsjustiz). 

4) Soll wohl heißen „einzusetzen*? 

s) Die Theorie unterschied 3 Stände: magistratus, clerus, populus,. 

°, Er zitiert dafür c. 15 qu. 7, die über die Frage handelt: an absque 
synodali audientia episcopus valeat sacerdotem damnare? und c.7 qu. 1: 
utrum vivente episcopo alius possit in eadem ecclesia ordinari? 

7) Dedeken |. c. 8. 689. 
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Man hat also im 16. Jahrhundert, wie nicht nur die 
Kirchenordnungen zeigen, sondern auch die theologischen 
Autoritäten bezeugen, die Versetzung als Strafe angewandt, 
und es war quaestio facti, wann auf dimissio oder depositio 
oder translocatio zu erkennen war. Da also die Strafver- 
setzung den theologischen Autoritäten nur als eine Unterart 
— eine mildere Art der dimissio erschien, mußte auf diese 
. eingegangen werden, um wenigstens durch einige Beispiele 
die Sach- und Rechtslage zu illustrieren.!) 


II. Die Versetzbarkeit der Geistlichen. 


Die Zulässigkeit der Versetzbarkeit wurde zunächst 
jure divino bestritten. Paul Tarnow?) hält zwar die 
Frage: an licet quando migrare nicht für kontrovers, wohl 
aber die andere: quando id ipsum liceat, cur unde secire 
possumus, divinam esse alio vocationem. Und da sagt er: 
Secundum illud — sc. jus divinum, nemini legitime vocato et 
fideliter in vocatione versanti concessum esse statuimus, 
dum neutra conditionum requisitarum Ecclesiae, cui inservit, 
deest.?) Für diese Ansicht führt er drei Gründe: testimonia 


1) Vgl. noch das Bedenken der Rostocker Theologenfakultät „auf 
etliche Calvinische Religionsspaltungen, durch einen Superintendenten 
an seinem Orte erreget, geschrieben an den Rath und Gemeine da- 
selbst* Dedeken vol. I pars I lib.3 sectio 6 nr. 7 S.360ff. vom 18. März 
1579; das Bedenken derselben Fakultät „über eines Procuratoren zu V. 
mit dem Ministerio daselbst erregten Streit wegen des Heil. Abend- 
mahles und insonderheit, wie mit einem solchen und dergleichen zu 
verfahren“ eod. nr. 9 S. 366ff. vom 13. Oktober 1581 und in gleicher 
Sache eod. nr. 10 S. 367f. vom 4. Dezember 1581; das Bedenken der 
Jenenser Theologenfakultät über die Frage: „wie eine Obrigkeit mit 
ihrem Prediger, der sich unrichtig und zwar gar Calvinisch in seiner 
Lehr vernehmen lassen“ vom 16. Juni 1591 eod. nr.8 S. 365f. 


3) In seiner Disputatio de ministrorum verbi ordinatione bei 
Dedeken |. c. vol.I pars III lib. 1 membr. 2 sectio 9 nr. 10 S. 788 f. 

s) „Obiter autem notandum haec de ecclesia adulta et bene con- 
stituta esse accipienda: diversa videtur ratio nascentis aut non satis 
in omnibus ordinatae.“ Er geht auch nur von einem pastor ecclesiae 
aus, qui legitime creatus, ordinatus aut introductus est absque his ipsis 
indiciis, si iste, cui praeest, ecclesiae suam operam semel addixisse 
testatus est. 
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scripturae, exempla ex eadem, et rationem!) an. Testi- 
monia sunt partim generales et communes sententiae Apo- 
stoli 1. Cor.7, 17—20: Unusquisque in qua vocatus est voca- 
tione, in ea maneat?), partim specialia et singularia Christi 
monita de perseverantia in officio Matth. 10, 22: Qui perse- 
veraverit ad finem, salvabitur.’) Luc. 9, 62: Qui manu ad 
aratrum admota respexerit, non est aptus ad regnum coe- 
lorum.*) Apoc. 2, 10: Esto fidelis usque ad mortem et dabo 
tibi coronam vitae.’) Exempla probata sunt Prophetarum et 
Apostolorum et aliorum, qui munus suum non ante reli- 
querunt, quam cursum suum consummaverunt, ut de se 
praedicat Apostolus®) 2. Tim. 4,7. Ratio ex oppositis eit 
haec: Vocare et ingerere se ipsum, non est liberum et lici- 
tum. Ergo: Nec abdicare et relinquere semel susceptum 
Ministerium est liberum et licitum. Valet consequentia ex 
eo, quod, quorum est vocare, eorum etiam est dimittere.”) 


1) Bei Dedeken Il. c. nr. 9 S.788f. Dazu noch Balduin, Tractat. 
de casib. conscient. ed. posth. 1628 lib. IV cap. 5 cas. 3. 

2) 1.Cor.7 handelt von der Ehe, v. 10ff. von der Ehescheidung, 
die durch die Trennung des nichtchristlichen Eheteils erfolgt, die nicht 
notwendig ist, sondern nur freisteht, so daß deshalb kein Streit zu 
entstehen braucht, denn „im Frieden hat uns Gott berufen“ v. 15. 
Wer bei seiner Berufung durch Gott Jude war, der halte an der Be- 
schneidung, wer als Heide durch Gott berufen wurde, braucht nicht 
erst Jude zu werden. V.16ff. Auf das eine oder andere kommt es 
gar nicht an, sondern darauf, „Gottes Gebote zu halten“. Wer Sklave 
bei seiner Berufung durch Gott war, der strebe nicht nach seiner Frei- 
heit. Ein jeder bleibe in dem Beruf, den er bei seiner Berufung 
hatte. V.19ff. Dies Wort des Paulus kann also nicht speziell auf die 
Berufung zum geistlichen Amt bezogen werden, denn ein Geistlicher 
wird doch durch seine Berufung zum Amt nicht erst Christ. 

®) Diese Verheißung bezieht sich nicht speziell auf das Bleiben 
eines Geistlichen auf einer Stelle, sondern es durfte keiner wegen 
Krankheit, die ihn an der Amtsausübung hindert, pensioniert werden. 

4) Dies Wort Jesu ist an einen gerichtet, der nicht mit seinen 
alten Verhältnissen brechen will, könnte also etwa auf einen Geist- 
lichen bezogen werden, der seinen Beruf aufgeben will, aber nicht aut 
einen, der ihn behalten und nur an anderer Stelle ausüben will, 

5) Siehe Anm. 3, 

%) Der Apostel spricht von seinem Lebensberuf überhaupt, den 
er aber doch nicht an einer einzigen Stelle zugebracht hat. 

7) Dieser Satz ist, wie vorhin gezeigt, in dieser Allgemeinheit 
falsch; er wäre nur richtig, wenn die Kirchenbehörde ganz allein zu 
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Es trifft nicht zu, wenn Tarnow meinte: Argumenta com- 
munia huic sententiae firmandae esse poterunt, quae in 
praecedenti quaestione!) allata sunt: quae enim constan- 
tiam in munere semel suscepto probant, cum tacite subintel- 
lecta voluntate et facultate Ecclesiae vocantis et retinentis, 
eadem valent ad eam ipsam in loco semel placito, qui mu- 
neri suscepto indivulse?) connexus est, urgendam. Um 
aber die Frage: an, cui loco et Ecclesiae suam operam 
primo quis addixit, eidem perpetuo est jure devinctus? die er 
verneint, näher zu beleuchten und ihre Verneinung zu be- 
gründen, fügt er auch hier wieder exempla scripturae, Auto- 
ritates veterum et recentiorum, denique rationes an: Mosi, 
Prophetis et Apostolis non licuit, ire, quo voluerunt.?) Ergo 
multo minus vulgaribus Ecelesiae Ministris.*) Auctoritates 
veterum legantur o.7 qu. 1.5) etc. Recentiorum D. Lutheri ®), 


berufen hätte; kann sie aber entlassen, dann ann sie erst recht ver- 
setzen. 


ı) Diese Frage, aus deren Besprechung die vorhin angeführten 
Argumente Tarnows stammen, lautete: an, qui Ministerio semel se 
addixit, abdicare se ab eodem in vita umquam possit? und wird von 
Tarnow verneint. 

2) Das trifft nicht zu, denn der Tod des Geistlichen führt z.B. 
die Trennung herbei, auch die resignatio, die "zulässig ist, wie eine 
Erkrankung des Geistlichen, die ihn zur Ausübung des Amtes unfähig 
macht, wenn die Bestellung eines Substituten wegen Insuffizienz nicht 
möglich ist, ebenso ein Verbrechen des Geistlichen, das die Deposition 
zur Folge hat. 

8) Er zitiert 2. Mos. 2, 10 (wohl Druckfehler; vielleicht 3, 10); Jer. 
1,7; Jon. 3, 3; Act. 16, 9; Röm. 1, 13 (die Stelle spricht aber von einem 
Vorsatz, den Paulus selbst gefaßt, aber nicht von der missio mere 
passiva, das gleiche gilt von 2.Cor. 1, 15 ff.. 

*) Der Schluß a majori ad minus trifft nicht zu, denn bei Moses, 
den Propheten und ‘Aposteln handelt es sich unbestritten um vocatio 
immediata und bei den Geistlichen im Regelfall um vocatio mediata ; 
aber auch Moses und die Propheten wie Paulus blieben nicht auf 
einer Stelle, sondern immer da, wo Gott sie hinwies, weil er sie da 
brauchte; die Stellen sprechen also nicht gegen, sondern für die Ver- 
setzung. 

s) Er zitiert c.19, 23, 24, 31, 32; Euseb. de vita Constantini 
Magni 1.3 c.59; Nicephor. hist. ecel. 1.8 c. 45. Er hätte noch mehr 
Antoritäten aus dem Altertum zitieren können. 

6) Opp. (Jen. Ausg.) germ. 5 fol. 507; daß Luther gegen die Ver- 
setzung nichts hatte, werden wir nachher sehen. 
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Matthesii!) ... Rationes duas addamus: 1. Nulli Ministro 
licet citra consensum Domini sui versari pro arbitrio in ejus 
domo ex una parte in alteram migrando. Omnes Pastores 
sunt Ministri Christi ejusque Sponsae Ecclesiae.?) Ergo nulli 
eorum licet in ejus Domo, quae est Ecclesia, pro arbitrio suo 
versari migrando, ex una ejus parte in alteram, citra consen-. 
sum Christi et Ecclesiae. 2. Si Ecclesiae et loco, cui semel 
suam addixit operam Pastor, non est jure devinctus perpetuo, 
habet hoc aut ex generali vocationis lege, aut ex speciali 
indulgentia et contractu singulari. Non hoc: Nemini enim 
licet contrahere cum Ecclesia vel ad certos annos vel inde- 
finite, ad quemcungque ipsi visum est terminum, ... neque 
illud, quemadmodum ex doctrina de vocatione constat, cujus 
jus est penes solum Deum extrudentem operarios in vineam 
suam Matth. 9, 38 et transferentem eos, quo libet Act. 16, 9; 
Jer. 10, 23; idque vel mediate vel immediate. Ergo Pastori, 
cui loco et Ecclesiae semel suam operam addixit, eidem jure 
devinctus est perpetuo.?) 

Tarnow vertrttt damit den Standpunkt, den die Gegner 
der Versetzung in der alten Kirche und teilweise noch im 
Mittelalter eingenommen hatten. So urteilt er nach dem jus 
divinum im Gegensatz zum jus humanum: jus divinum, quod 
datum appellamus, ab humano, quod usurpatum dici potest, 
distinguimus.*) Seine Absicht ist natürlich die beste: er will 
damit alles se ipsum transferre, alle egoistischen Gründe, 
aus denen die Versetzung erstrebt wird, völlig ausschließen 


1) de vita Christi pars II serm. 9 ist gegen das Treiben der se 
ipsum transferentes gerichtet; die Ausführungen des Matthesius 
wiederholt dann Conrad Porta im Pastorale Lutheri p. 33. Vgl. noch 
Chythraeus ep. pag. 150. 678. " 


2) Diese Anschauung wurde später völlig aufgegeben. 


3) Weil hier die Zulässigkeit der Versetzung gerade anerkannt 
wird, da der Herr der Kirche die Arbeiter eben in den Weinberg 
schickt, wann und wo er sie braucht, deshalb ist die Folgerung, daß 
die Abberufung von einem Orte und die Sendung an einen andern zu 
neuer Arbeit nicht möglich, unzutreffend. 


“) Vgl. Dedeken l.c. 8.788 und seine 1616 in Rostock gehal- 
tene Commonefactio de sacrosancto Ministerio verbi divini et Sacra- 
mentorum in Ecclesia recte suscipiendo sustinendoque, eod. vol. I pars 
III lib. I membr. 1 sectio 1 nr. 1 S. 653— 658. 
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und führt sein Prinzip klar und scharf durch: ... ne ulla 
ambiguitas vel in subjecto vel in praedicato relinquatur, Mi- 
nistrum Ecclesiae intelligimus legitime vocatum, fideliter in 
officio versantem, facultate praestandi muneris adhuc satis 
instructum, ab Ecclesia etiam diutius desideratum, sed sola 
voluntate ulterius inserviendi suis auditoribus destitutum: vel 
quia taedet eum laboris et molestiarum, vel quia 
abunde ipsi suppetit, unde se suosque sustentet, vel 
etiam, quia aliis carnalibus causis ad mutationem 
et abdicationem spontaneam permovetur. Er ist 
sich aber auch bewußt, daß das alles nur unter dem Ge- 
sichtspunkte des göttlichen und nicht des menschlichen 
Rechtes zu erwarten und zu erreichen sei: Licitum autem 
censemus hoc loco, quem admodum et liberum respectu juris 
divini, quo uno nititur conscientia bona, non humani ullius, 
etiam poenae: quam in ejusmodi inconstantes apud nos nullam 
constitutam novimus.!) Andere Theologen waren zwar nicht 
prinzipielle Gegner der Versetzung, hielten das Band zwischen 
dem Geistlichen und seiner Gemeinde aber nur dann für lös- 
bar, wenn diese zur Annahme eines anderen Rufes ihre Zu- 
stimmung gab, wenn auch dabei der an einer andern Ge- 
meinde zu erhoffende größere Nutzen bei der Frage der 
Versetzung nicht außer acht gelassen wurde. Man erkennt 
aus den darüber erteilten Gutachten freilich, daß die Frage 
nicht bloß sehr ernst genommen wurde, sondern bei ihrer 
Behandlung eine gewisse Unsicherheit herrschte. „Wir 
haben“, schreiben Superintendens?), Coadjutor, Senior und 
Collegae des Ministerii Brunswicensis®) am 19. März 1568, 
„befunden und ersehen, wie ®ichtig und schwer solche De- 
liberationes fürfallen, wenn Kirchendiener sitzen in einem 
ordentlichen Göttlichen Beruff, dazu sie legitime vociret und 
‚bestellet seyn, und über des ein ander auch ordentlicher 
Beruff ad alias Ececlesias fürfället, fürnemlich, wenn dieselbige 
Kirchen verwirret, und die Personen derselben Kirchen vor- 
hin mit Dienste verwand gewesen und aber mit unordent- 


1) Dedeken l.c. membr. 1 sectio 9 nr. 10 8.788. 
2) Es war Martinus Chemnitius. 
3) Dedeken |. c. nr. 5 S.784f. 
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licher Gewalt der Dienste entsetzet sind.*!) Sie wollen sich 
auch in der ihnen unterbreiteten Angelegenheit „keiner end- 
licher schlüßlichen Censur oder Decision anmassen“, sondern 
halten für „die beste und sicherste Decisio“ .die: „Wenn 
Gott selber solche Wege ins Mittel schicket, daraus man 
spüren und vermercken kan, auf welches Theil Gott selber 
durch seinen gnädigen Willen die Sache neige und führe.“ 
„Es sind aber unsers Erachtens fürnemlich zweene 
Hauptpuncte, darauf die gantze Deliberation beruhet. Erst- 
lich ob der Herr M.N., weil er aus der Kirchen zu N. mit 
unordentlicher Gewalt vertrieben, noch sey derselbigen Kir- 
chen ordinarius, verus et legitimus Pastor, also, daß ob er 
gleich itzund hat legitimam ordinariam et divinam vocati- 
onem?) in alia Ecclesia, dennoch schuldig sey, diese itzige 
Kirche simplieiter und stracks zu verlassen und der Revoca- 
tion ohn Mittel zu folgen. Nun weiß ich Martinus Chemni- 
tius mich gar wohl zu erinnern, daß eben dasselbige Argu- 
ment in Preussen mit D. Morlino?) gar hefftig disputiret 
ward, ... daß D. Morlinus dasselbige der Preussischen Kir- 
chen nicht simpliciter gestehen wolte, weil die Ecclesia 
Prutenica nicht außdrücklich mit D. Morlino den Abschied 
genommen, daß er ihr ordinarius pastor seyn und bleiben 
solte, und da er wieder revocirt wurde; simpliciter und ohn 
einige Mittel zu folgen schuldig seyn. So hätte er auch 
vocationem Brunsvicensem sine conditione et exceptione pure 
angenommen.*)... Esistin derselben Disputation in Preussen 
auch das bewogen worden, wenns die Meynung haben solte, 
so könte kein vertriebener Pastor veram et legitimam voca- 
tionem in alia Ecclesia haben und besitzen ... Von etz- 
lichen Exulibus Bremensis Ecclesige weiß ich, daß sie in ihrer 
Bestallung in alüs Ecclesiis außdrücklich diß haben vorbe- 


1) Die Frage lautete nämlich: „Ob und welcher Gestalt ein Pre- 
diger von seiner Gemeinde abtreten und sich wieder zu der, da er 
zuvor vertrieben, geben möge ?“ 

2) Es hebt also eine Vokation die andere auf. 

®) Vgl. oben S. 128 ff. 


*) Die Beispiele des Athanasius und Chrysostomus hatte Mörlin 


als nicht beweisend abgelehnt, da sie keinen andern Ruf angenommen 
hätten. 
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halten, weil sie noch waren in Bestallung der außge- 
‚wichenen Herren, da sie nur etwa wieder ad Bremensem 
Ecclesiam revociret würden, daß ihnen solches frey möchte 
stehen. Und in solchem Fall hat es ein andere Meynung.“ 
.. „Der ander Hauptpunct in dieser Deliberation stehet 
darauf, ob M.N. Dienst nöthiger sey allhie zu N. oder zu 
N., und an welchem Orthe er durch Gottes Gnade mehr 
Frucht schaffen könne? Diß ist nun an ihm selber klar, 
. daß es unsers Erachtens nicht disputirlich ist, so viel das 
blosse Pastorat zu N. anlanget: Auch kan man leichter 
einen Pastoren zu N., denn einen tüchtigen Superintendenten 
zu N. bekommen. Alleine das machet diese Deliberation 
schwer, daß angehenget wird, Wenn hiedurch die Instaura- 
tion der Thüringischen Kirchen mercklich gefördert solle 
werden. Item, was das künfftige Collogium belanget, und 
was groß Verhindernüß und Unrates würde,'wenn dieß nicht 
geschehen solte* .. 
In einer ähnlichen Frage entschied das Braunsch wei- 
ger Ministerium!) am 4. Dezember 1578 dahin: „Obwohl 
. Gott gemeltem Ern N. ein herrlich Zeugnüß seiner Treu 
und Unschuld in erlittener Verfolgung durch solche Revocati- 
onem seiner vorigen Pfarrkinder giebt, und er auch an denen 
Orthen für andern aus vielen Ursachen wohl viel Frucht 
durch Gottes Segen schaffen könte: Daß er dennoch ohne 
und wider dieser seiner ihm befohlenen Kirchen Willen die- 
selbe seines Dünckens und Gefallens, weil er derselben keine 
gnugsame, erhebliche Schuld zu geben weiß, verlassen, son- 
derlich, weil er in seiner Bestallung oder Vocation zu der 
Kirchen zu N. ihme das nicht hat vorbehalten oder be- 
dinget, wenn er wiederum zu seiner vorigen Pfarr revociret 
würde, etc. Denn wie der Kirchen und Gemein COonsens und 
Wille von nöthen ist, wenn einer legitime vociret wird, also 
kan auch ohne der Kirchen Consens und Willen keine Ver- 
lassung der Kirchen geschehen und fürgenommen werden.?) 
Es sind unter unserm Mittel etzlichen auch offt andere 


1) Dedeken |. c. nr. 6 S.785f. | 

2) Die herrschende Meinung ging, wie sich zeigen wird, dahin, 
daß die Zustimmung der Gemeinde weder erforderlich sei, noch ver- 
weigert werden könnte. 
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Vocationes ohne ihr Suchen fürgefallen, auch an solchen 
Oerthern, da dem lieben Gott nicht hätte können gedienet 
werden, weil aber diese Kirche ihren Consens und Willen zu 
angestelleter Enderung und Verlassung aus erheblichen Ur- 
sachen nicht können, noch wollen geben, haben die, so 
anders wohin vocirt, auf ihre Gewissen nicht wollen noch 
können nehmen, diese Kirche, welcher sie, was Amtssachen 
anlanget, keine erhebliche Schuld geben können, zu ver- 
lassen.“ Die Braunschweiger Theologen führen ein Argu- 
ment gegen die Versetzung an, was, wie wir nachher sehen 
werden, die mildere — herrschende — Richtung mit dem- 
selben Rechte für die Versetzung heranzog: „So könten wir 
auch wohl exempla anzeigen, daß etlichen, so ihre Kirchen 
ohn derselben Willen stracks alsbald verlassen, allerley Un- 
gelegenheit, auch mit Beschwerung ihres Gewissens hernach 
zugestanden: und neulicher Zeit, da der Pfarrherr zu N. sich 
in ein andere Vocation ohn seiner Kirchen Vorwissen und 
Willen, eingelassen, hats bey vielen guten Leuten groß Erger- 
nüß gegeben, daß die Exules, wenn sie tempore persecutionis 
et exilii von andern Kirchen aufgenommen werden, wenn 
hernacher andere bessere Gelegenheit ihnen fürkömmt, 
stracks bald ohne erhebliche Ursachen aufkündeyn und dar- 
von springen !), unangesehen, obs der Kirchen Willen sey 
oder nicht...“ Nach ihrer Ansicht durfte also der Pfarrer 
seine jetzige Gemeinde nicht verlassen, sondern höchstens 
könnte die Gemeinde, die ihn wieder berufen will, sich an 
die Gemeinde, in der er jetzt wirkt, mit der Bitte um Zu- 
stimmung zu seiner Versetzung wenden. Wenn diese Bitte 
Erfolg hat, „so könnte er alsdann Gottes Willen daraus 
spüren und vernehmen?) und entweder mit Bleiben oder mit 
Wegziehen sich also erzeigen, daß es mit gutem Gewissen 
und ohne Ergernüß geschehen möchte“.?) 

Die strengere Richtung forderte also mindestens zur 
Versetzung eines Geistlichen die Zustimmung der Gemeinde 
und billigte es, daß sie im Falle der Vertreibung bei der 


) Vgl. nachher S. 157f. 
2) Diesen Standpunkt vertrat hundert Jahre später noch Spener. 
®) Dedeken |. c. 8.786. 
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Annahme einer neuen Vokation sich die Rückkehr zu ihrer 
früheren Gemeinde ausdrücklich vorbehielten. 

Alle theologischen Autoritäten waren in der Unzulässig- 
keit des se jpsum transferre einig. So sagt Martin Chem- 
nitz!), daß niemand, auch wenn er „die Lehre verstehet und 
ziemliche Gaben hat zu lehren“, doch „ohne sonderlichen 
ordentlichen Beruff des Predigtamts sich“ nicht „anmassen“ 
darf, „denn die Schrifft saget: Wie können sie predigen, 
wenn sie nicht gesandt werden??) Item: Sie lauffen, und ich 
habe sie nicht gesandt.?) Niemand sol ihm selbst die Ehre 
nehmen, sondern der von Gott berufen ist**), und verneint 
die Frage: „Sol die Kirche keinen hören, der seinen Beruff 
nicht beweisen kan?“35) „Denn S. Paulus saget ausdrück- 
lich: wie sollen sie hören, also daß aus dem Gehör der 
Glaube komme, wo sie nicht Prediger haben, die gesandt 
seynd.®) Und: Gehorchet nicht den Worten der Propheten, 
denn ich habe sie nicht gesandt, und sie weissagen euch 
falsch, daß ihr umkommet samt den Propheten.”) Daher und 
darum referieren sich die Propheten und Aposteln in ihren 
Schrifften so fleissig auff ihren Beruf. Und die Erfahrung 
zeuget, daß die jenigen wenig Seegen Gottes haben und nicht 
viel gutes in der Kirchen anrichten, die ohne ordentlichen 
Beruff sich selbst zum Ministerio auffwerffen und eindrin- 


 gen.“®) Man erkennt daraus, daß das se ipsum transferre 


zu jener Zeit noch nicht ganz verschwunden war, sondern 
auch noch im ersten Viertel des 17. Jahrhunderts vereinzelt 
vorkam, denn Paul Tarnow°) bezeugt im Jahre 1616 in 
seiner oratio de sacrosancto Ministerio verbi divini et Sacra- 
mentorum in Ecclesia recte suscipiendo sustinendoque, in der 
er im Anschluß an Hieronymus und Augustin ein quadruplex 


%) In sein@m „Bedencken vom göttlichen und ordentlichen Beruf 
rechtschaffener Prediger“ bei Dedeken Il. c. vol. I pars III lib. I’ 
membr. 1 sectio 1 nr. 24 S. 685ff. 


2) Röm. 10, 15. s) Jer. 23, 21. 4) Hebr. 5, 4. 
5) Dedeken |. c. 8. 685. 


%) Röm. 10,14: ... Wie sollen sie aber glauben, von dem sie 
nichts gehört haben? . 


T) Jer. 27, 14ff. B Dedeken |. c. 
%) eod. 1. c. vol. I pars III lib. I membr. 1 sectio 1 nr. 1 S. 659. 
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vocatorum genus unterscheidet 1. die immediate vocati, 2. quos 
soli homines vocant, 3. quos Deus per homines recte intelli- 
gentes und 4. ultimi, quos neque Deus neque homines 
vocant, sed semetipsos nemine mittente ingerunteet 
honorem Minister, quem non accipere nisi delatum debe- 
bant, suo ipsorum arbitrio, sumunt, quod genus uti apud 
nos hodie rarissimum est. 

Chemnitz läßt auch den Einwand: „Spricht aber doch 
Paulus!): So jemand ein Bischoffs-Amt begehret, der be- 
gehret ein köstlich Werck, so ist ja nicht nöthig, daß man 
allezeit des Beruffes erwarte?“ nicht gelten: „Ein Bischoffs- 
Amt begehren, heisset nicht, daß sich einer ohne ordent- 
lichen Beruff ins Amt drängen solle, sondern wenn einer der 
Lehre gründlichen berichtet ist, und ziemliche Gaben hat zu 
lehren, wenn derselbige seinen Dienst der Kirchen anbeut, 
der suchet dadurch nichts anders, denn daß der liebe Gott 
durch ordentlichen Beruff erklären wolle, ob er seines Dienstes 
zu dem Amte in der Kirchen brauchen wolle, und sol der- 
selbige auch also gesinnt seyn, wo auf das Anbieten der 
ordentliche Beruff nicht folget, daß er sich selbst nicht ein- 
dringe oder einprakticire, sondern mit dem lieben David?) 
sage: Wird er sprechen: Ich habe nicht Lust zu dir, sihe, 
hie bin ich, er machs mit mir, wie es ihm wohl gefällt.“ ®) 
Er unterscheidet vielmehr den „gemeinen Beruff zum Pre- 
digamte“*) von „dem gemeinen Beruff“, den alle Christen 
haben, „daß sie sollen von Gottes Wort reden“5), und zählt 
auch die „wichtige und grosse Ursachen“ auf, aus denen „am 
ordentlichen Beruff soviel gelegen“.6) Wenn er auch „der 
weltlichen Obrigkeit das Recht zum Beruff der Kirchen- 
diener* zuspricht”), so ist es doch nach ihm eine „grosse 
schwere Sünde“, wenn „die Christliche Obrigkeit ... die 


1) 1. Cor. 3, 1 Druckfehler für 1. Tim. 3, 1. 

2) Worte Davids an den Priester Zadok 2. Sam. 15, 26. 

s) Dedeken |.c. nr. 24 8. 685. 

%) Apoc.1,Ö5f.; 5,10; 1. Petri 2, 5.9; 1.Cor. 12, 28ff.;, Eph. 4, i1f. 
Röm. 12,1; 1. Petri 2, 5; Hebr. 13, 15f£. 

s) |, Petri 2, 9; 5, Mos. 6,7; 1. Cor. 14; Eph. 5, 18f.; 4, 25. 29; 
1. Thess. 4,18; vgl. 4, 13 ff. 

: 6%) Dedeken |.c. nr. 24 S. 686. 7) eod. l. c. 8. 687. 
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Bestellung der Ministerien gar zu sich reisset und darvon 
andere Prediger und die Kirchen ausschließt“, wozu nicht 
gehört, daß „allewege der gantze Hauffe, sonderlich, wo die 
Gemeine weitläufftig und groß ist, zusammen kommen und 
ohn Ordnung von Wahl und Beruff eines Kirchendieners 
handelen* muß, da Gott nicht ein Gott der Unordnung ist 
und „wil, daß alles ehrlich und ordentlich in der Kirchen 
zugehe!); derhalben Unordnung zu vermeiden, ist bey der 
Apostel zeiten und darnach auch in der alten reinen Kirchen 
der Handel vom Wahl und Beruff der Kirchendiener unter 
die fürnemsten Stände oder Glieder der Kirchen ausgetheilet 
und auff gewisse gebührliche Ordnung ... fürgenommen und 
verrichtet worden.?) ... Dem Apostolischen Exempel hat 
die alte Kirche nachgefolget und ... ist die Handlung der 
Vocatio unter die drei Stände, der geistlichen, der Christ- 
lichen weltlichen Obrigkeit und des gemeinen Christenstandes 
fein ordentlich ausgetheilet worden. Wie davon feine alte 
Canones citirt werden.“3)... Die lutherische Kirche hat diese 
Ordnung ja im wesentlichen übernommen und die: Beteili- 
gung dieser drei Stände bei der Vokation der Geistlichen ge- 
fordert. Allein wie der Gemeinde wohl überall ein votum 
negativum verblieb, war es am Ende des 16. Jahrhunderts 
schon zweifelhaft geworden, was einem Ministerium oder 
„einem Pfarrherrn an Auffsicht, voto und consens in Erweh- 
lung der Diaconorum gebühre*, und die theologische Fa- 
kultät Jena*) hatte auf Ansuchen eines Pfarrers, dem man 
das Recht der Mitwirkung bei der Wahl eines Diakonus 
nicht nur unter dem Beifall der Gemeinde, „sondern auch 
von etzlichen des Ministerii“ bestritten hatte, darüber eine 
„Censur“ zu erteilen. Die Erregung, mit der es geschah, 
zeigt, daß man den Vorgang, der keineswegs vereinzelt 
blieb°), tief bedauerte.e Wir „müssen — hindangesetzt alle 
menschliche Affekten — bey unserm Christlichen Gewissen 


1) 1.Cor.14,33. ?°) Act. 6, 1ff. u.a.m. 

s) Dedeken I.c. 8.688. Chemnitz zitiert Dist. 23, 24, 62, 63, 65, 

#) eod. 1. c. membr. 2 sectio 1 nr. 2 (vom 16. Februar 1599). 

5) Vgl. Dedeken nr.3-5 die Gutachten von Jena vom 9. Bep- 
tember 1600 und 11. Oktober 1622 und Helmstedt vom 8. Februar 1623 
in anderen Fällen. 


160 Rudolf Schaefer, 


bekennen und bezeugen, daß die von einem erbahren Rath 
und Gemeine unter dieser Zwiespalt geführte proces sich gar 
keines weges verantworten lasse. Denn welches Christliches 
Hertze kan es billigen, wo einem getreuen Pfarrern zu Ver- 
drieß und Undanck eine verdächtige Persone zum Diacono 
an- die seiten gesetzt wird, wie in diesem Handel ... ge- 
schehen? Ein anderer über und wider allen Danck des Pfar- 
rers zur Probepredigt aufgestellet wird, wie mit N. N. ge- 
handelt worden? Dem dritten in obliegenden Unvermögen 
und Schwachheit über und wider des Pfarrers Beliebung 
abgedancket: Ja endlich der Pfarrer auch selbsten vom 
Rath und Gemeine des Ortes weder beruffen noch bestellet 
und also weder vigore juris patronatus noch einiger juris- 
dietionis Ecclesiasticae ab officio nicht alleine suspendiret; 
Sondern de facto und mit lauter gewaltsamer Thätligkeit 
abgewiesen und an Statt gebührlicher Reverentz und Ergetz- 
ligkeit mit Spott und Schaden abgestossen und außgesetzet 
wird, ungeachtet unter diesem allen nicht alleine eigener 
Zusage und Pflicht, ihme Schutz und Ehre zu leisten, son- 
dern auch mehrmahl ergangener mandaten, inhibitionen, Ab- 
scheid und recessen, so unter diesen Handlungen von Fürst- 
licher Landregierung abgeordenet und ergangen seynd. 
‘Unter diesen und dergleichen unförmlichen processen wissen 
wir einigen Christlichen Advokaten nicht, der einem ehr- 
baren Rath und Gemeine der alten Stadt N. diese Sachen 
zu Christlichem Recht außführen und ausser dem einigen foro 
poenitentiae gut und richtig machen könte.“!) Wenn der qu. 
Pfarrer mit ihnen „ob gestaltem ihren Beginnen so gar 
schön und säuberlich nicht gefahren wäre, so müssen wir 
doch bekennen, daß allen Acten nicht befindlich oder icht- 
was beyzubringen ist, daraus im wenigsten gespüret werden 
möchte“, daß „er dieses streitiges Werck dolo malo aus Für- 
witz oder studio turbandi res pacatas und nicht vielmehr 
vero . pietatis zelo, aus ernstlichem Trieb seines Gewissens 
und mächtiger Oblag und Verantwortunge seines Amtes ge- 
trieben und geführet hätte* und „ihme doch zur Schärffe 
Ursache genug von ihnen ist gegeben worden, daher dann 


1) Dedeken |. c. S. 693. 
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ihnen nicht gebühren wollen, sich aufstützig zu machen, 
sondern der Wort Pauli über ihren getreuen Seelsorger sich 
zu erinnern: Thun wir so viel, so thun wirs Gott.“!) Der 
Rat und die Gemeinde wollen „bey Annehmung und Beur- 
laubung der Diaconorum“ „dem Pfarrer nicht mehr denn das 
blosse Vorwissen alleine gestatten ... wie auch hernacher 
die gewöhnliche Examinationem; bey der nominatione aber 
sampt electione, vocatione und receptione Diaconorum ihrer 
einiges voti, judicii, Einstimmung oder Gewalts nicht geständig 
seyn“; wofür sie sich zwar auf „etwas alte Recht und Ge- 
wohnheit“ berufen, aber weder das eine noch die andere — 
„excepta sola asseveratione“, wie die Fakultät ironisch be- 
merkt — beweisen konnten, während tatsächlich der qu. 
Pfarrer „auff die übliche und publico consensu approbirte 
Kirchenordenung“, aber nicht von Rat oder Gemeinde „an-. 
genommen und vorgebildet werden, daß ihnen darob mit 
breitem Fusse zu halten in alle wege gebühret“, und auch 
wenn der qu. Pfarrer „die offentliche und im gantzen Lande 
publica autoritate angeordente Kirchenordnunge nicht so 
gewaltig auff seine Seite gehabt hätte: So ist doch Sonnen- 
klar... nicht nur zur Genüge, sondern gar zum Ueberfluß 
beygebracht und außgeführet worden, daß von ihnen gar 
nicht, wie vom Rath und Gemeine geschehen, über einigen 
Unfug oder disputirlichen Rechten: Sondern für die lautere 
Wahrheit und klare Billigkeit angefochten und gestritten 
worden. Welches alles... in den Actis von D. N.?) sehr 
fein und gründlich außgeführet zu befinden ist: Daß sich 
freylich höchlich zu verwundern, daß solche Außführung 
nicht alleine bey dem Rath und Gemeine keinen Beyfall 
und Folge: Sondern auch an etzlichen des Ministerii des- 
selben Ortes solte Widerstand gehabt haben. Können hier- 
auff nicht erachten, daß mit der Kirchen in N. in vorigem 
löblichem Zustande dieser Zeit sicher, sondern von dem alten 
Wohlstande ein erschreckliche Abwechselung geschehen seyn 


1) 2. Cor.5, 13° wörtlich etwa: Sind wir von Sinnen (&&tornusv), 
so ist es für Gott; sind wir bei Sinne (owpgovoöusv), so sind wir's 
für euch. 

?) d.h. der qu. Pfarrer, der wegen der Verteidigung des Rechtes 
vertrieben war. 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XL. Kan. Abt. IX. 11 


162 Rudolf Schaefer, 


müsse.“!) ... Solche Zustände mußten mit andern, die wir 
vorhin berührt, einen fruchtbaren Boden für die Versetzung 


1) Dedeken l.c. S. 694. Auch das Konsilium derselben Fa- 
kultät vom 9. September 1600 mußte dem Versuch eines Rates „in 
einer fürnehmen Stadt“, das Ministerium von der Wahl der Geist- 
lichen ganz auszuschließen, entgegentreten (eod. nr.3 8. 694f.) und 
die Bedencken der theologischen Fakultäten von Jena (vom 11. Ok- 
tober 1622) und Helmstedt (vom 8. Februar 1623) eod. nr. 4 S..693 ff; 
or. 5 S.704f. mußten auf das Ansuchen eines Fürsten die elemen- 
tare Wahrheit, die den Städten entschwunden war, wieder in 
deren Gedächtnis zurückrufen, daß „die Observantz, so etwann für 
Jahren üblich gewesen, billich der Kirchenordnung, welche mit grossen 
wohlbedachten Rathe gestellet und zu Gottes Ehren und der Kirchen 
‚ aedification gerichtet, auch durch öffentlichen Druck, wie wir es dafür 
halten, an Tag gegeben“, daß daher alle „der allegirten aber un- 
erwiesenen Observantz ungeacht E.F.Gn. R. Kirchenordnung 
nachzugehen“ hätten und „daß solches billich und mit unterthänigem 
Gehorsam, ohn alle Contradiction und Tergiversation geschehen 
müsse* (Dedeken S$. 704), denn wenn „Consuetudines mehr gelten 
solten, würden fast aile Klrchenordnungen cum limitatione accep- 
tiret und in vielen Stücken annulliret werden. Endlichen bezeugen 
wir, daß wir der Herren Theologen zu Jehna wohlgestellte Antwort 
(eod. S. 695— 704) in allen Pnnkten uns wohlgefallen lassen und appro- 
biren dieselbe unweigerlich‘; (l. c. 8.705). So sehr theoretisch die Be- 
teiligung der Gemeinde bei den Pfarrwahlen nach den drei Ständen 
für richtig gehalten wurde, so wurden doch die Versuche der Konsi- 
storien, eine wirkliche Votierung der Gemeinde herbeizuführen und 
entgegenstehende Observanzen abzuschaffen, auch noch später regel- 
mäßig von den juristischen Fakultäten abgewiesen. So hatte die 
Hallenser Fakultät um das Jahr 1730 die Frage der Gültigkeit der 
electio ministrorum ecclesiae non consulto populo facta zu entscheiden. 
Auf den Nachweis hin, daß seit 1540 die Predigerwahlen so erfolgt 
waren, daß concione facta der Bürgermeister durch den Stadtsekretär 
die Stimmen der Ratsherren, der Prediger, der Hospital- und Kirchen- 
vorsteher protokollieren ließ und den per majora Gewählten sofort 
voziert und dem Konsistorium präsentiert hatte, wurde das Verlangen 
desselben, „die ganze Gemeinde bey den Predigerwahlen ad votandum 
zu dimittieren“, für rechtlich nicht relevant erklärt, da es dem Magi- 
strat zum Präjudiz und zur Schmälerung seiner Rechte gereichen 
würde (vgl. J. G. Heineccii Jure Cons. Consilio ... Decisiones et 
responsa juris 1744. Besp. 53 S. 420ff.), und ebenso entschieden die 
Wittenberger Juristenfakultät ungefähr um dieselbe Zeit (vgl- 
a Wernher, Selectae observationes forens. II [1738] pars 9 observ. 155 
S.539f.) und die Helmstedter Juristenfakultät in einem Falle aus dem 
Anfang des 18. oder Ende des 17. Jahrhunderts, in dem die Wahl ohne 


Die Versetzbarkeit der Geistlichen usw. 163 


abgeben, wie denn ein nach auswärts ergehender Ruf und 
die mit seiner Annahme verbundene Versetzung mit Zu- 
stimmung des Geistlichen oft als eine Erlösung emp- 
funden wurde. | 

Diese Versetzungsart veranschaulichen wir am besten 
mit einem Beispiel, das uns zugleich Luthers Urteil darüber 
kennen lehrt. Der Prediger M. Paul von Rhoda hatte, weil 
ihm „in seinem Bedruck keine Hülffe geschaffet worden“, 
„der Stadt Stetin auffgesaget, weiter zu dienen, das er (nach 
Luthers Urteil) auch nach Christus Befehel in solcher Ver- 
achtung gut Fuge gehabt“, und sein Landesherr hatte sich 
an Luther mit der Bitte gewandt, die Sache rückgängig zu 
machen, da er ihm die Erlaubnis zum Fortgange aus Stettin 
nicht geben wollte, aber sich erbot, „die Ursache und Be- 
schwerung, dadurch Rhoda aus (des Herzogs) Landen abzu- 
scheiden bewogen“, von ihm zu nehmen. Da der Pommern- 
herzog auch gleichzeitig die Vermittlung Bugenhagens er- 
beten hatte, schreiben!) ihm beide Reformatoren am „Frey- 
tages nach Pascha“ 1537, daß sie dem M. Rhoda „weder ge- 
rathen noch sonst darzu gehalten, daß er sich aus E. F. Gn. 
Landen solte wenden, sondern ihn für dieser Zeit, etzliche 
Jahr vergangen, mit ernsten Vermahnungen dahin gewiesen, 
daß er zu Stetin bleiben solte, damit die Lehre des H. Evan- 
gelii daselbst nicht unterginge ..., daß er sich auch bißher, 
dem Evangelio zu Ehren und der Stadt Stetin zu gute, also 
gutwilliglich gehalten, wiewohl er uns offter-mahl seinen 


Zuziehung des Superintendenten erfolgt und der Wahlleiter in 100 
Taler Strafe genommen war: wenn die Wahl auch nicht allenthalben 
rechtmäßig befunden werde, „es dennoch ob evitandum scandalum ob 
profanationem divini nominis bey der einmahl verrichteten Wahl und 
Praesentation zu lassen und die Confirmation zu ertheilen sey“; vgl. 
Harprecht, Consil. jurid. Facultatis Academiae Juliae (1713) respons. 
jur. nr. 10 S.63f. In einem ähnlichen Falle hatten die Theologen- 
fakultät zu Leipzig in einem Responsum vom 12. Februar 1695 (abge- 
druckt bei C. H. Horn, Consult. Respons. ac sentent. 1711 S.7ff.) und 
der Leipziger Schöffenstuhl (eod.) wie die Wittenberger Juristen- 
fakultät in einem Responsum vom Februar 1696 1. c. class. 1 resp. 3 
S. Aff, eine ohne Beteiligung der Gemeinde erfolgte Pfarrwahl für gültig 
erklärt, da in jenem Orte eine derartige Observanz bestand. | 

1) Dedeken |. c. vol. I pars III lib. 1 membr. 2 sectio 9 nr. 11 
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Mangel und Noth geklaget, daß ihm schwer würde, der- 
massen bey ihnen zu bleiben, beyde in Armuth und Gefahr, 
dieweil das Evangelium noch verfolget würde und sonder- 
lich, weil er offt begehrt, das doch gute Ordnung, die Kir- 
chen zu bestellen, gemachet würden, und nachdeme sie nun 
gemacht worden, auch Executio und Folge, damit sie ins 
Werck gebracht würden, geschehen möchte, welches doch so 
lange verblieben. Daneben ihm auch offt zugesaget, nach- 
deme er mit Schulden verhafft, seinen Mangel zu bessern, 
er habe aber vergeblich darauf gehoffet und sey zuletzt 
dahin gedrungen, daß er sich offtmahls hat hören lassen, er 
wolle und müsse sich an einen andern Ort begeben, welches 
wir nicht wissen, ihm zu verdencken, dieweil unser keiner 
ist, deme es nicht zu schwer werde, also zu bleiben, beyde 
in Armuth, Gefahr und Verachtung.“ 

pe». Darnach als eine ehrliche Legation von der Stadt 
Lüneburgk ... uns gebeten, sie mit einem Superintendenten 
zu versorgen... und nachdeme M. Paulus .... seine Noth alle 
uns fürgehalten, und wir wissen, wie auch E. F. Gn. in ihrem 
Schreiben ihm des Zeugnüß gegeben, daß er der Sache in 
seinem Amte Göttlich und Christlich genug gethan, daß die 
Schuld, daß er von Stetin kommt, nicht bey ihm gewest, wir 
auch denen von Lüneburg keine andere Person ‚anzuzeigen 
gehabt, wiewohl wir nicht gerne gesehen, daß er die Stadt 
Stetin übergeben muß, haben wirs doch lassen geschehen, 
nachdem er nu frey gewesen, daß er der Stadt Lüneburgk 
zugesaget, wie wir ihn solches auch zugeschriben haben.“!) 
Freimütig appellieren sie an des Fürsten eigene Einsicht, in- 
dem sie ihm zugleich nicht vorenthalten, daß es in seiner Hand 
gestanden, den Geistlichen, den er jetzt nicht ziehen lassen 
will, zu behalten, und ihm zeigen, daß er ihn gar nicht zu- 
rückhalten kann: „Das aber E. F. G. Schreiben, daß sie nicht 
gesinnet seyn, vielgedachten M. Paulum von ihnen zu lassen, 
wollen wir E.F. G. unterthäniglich erinnert haben, wie E.F.G. 
aus hohem Verstande wohl gedencken kan, wie man das ent- 
schuldigen könte, nachdeme der arme Mann... so lange ge- 
treulich gedienet, auch in der Verfolgung des Evangelii in 


1) Dedeken |. c. S.789. 
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grosser Gefahr, Armuth und Elend und großen Fleiß, 
Rath und Hülffe wider Auffruhr un dander Unrath zu Frieden 
und Einigkeit und E. F. G. und der Obrigkeit zu gehorsamen 
fürgewandt, wie E.F.G. selbst besser wissen, daß er für 
solchen treuen Dienst und Fleiß nun solte von E.F.G. so 
gestricket seyn, daß er sich nicht dürffte aus E. F. G. Landen 
wenden und schuldig seyn solte, solches Elende nicht alleine 
seiner Nahrung, sondern auch Beschwerung des Gewissens’ 
daß er keine Besserung bey den Seinen spüret, ewig zu 
leiden. E.F.G. kan wohl gedencken, daß dergestalt nicht 
der geringste Handwercksmann in E.F.G. Land ziehen 
würde, geschweige daß ein frembder Prediger mehr ins I,and 
zu Pommern wolte kommen. Nun hat der gute M. Paulus 
ja nicht verbrochen, daß er also solte aufgehalten werden 
wider seinen Willen. E.F.G. sol uns solches gnädiglich zu 
gute halten, denn wir wissen, daß hierinnen E.F.G. keine 
böse Meynung hat, können auch E. F. G. nicht verdencken, 
daß sie solche Prediger gerne in ihrem Lande behielte, wenn 
es nur auch also mit ihnen gehalten würde, daß sie bleiben 
könten.“!) „Ueber das hat E. F. G. auch hier zu bedencken, 
das offtgedachter M. Paulus E.F.G. nie mit Dienst, noch 
mit Sold verpflichtet gewesen, ohne alleine E.F.G. Stadt 
Stetin. Nun wäre es gar ein ungleiches, das sie ihm möchten 
. Urlaub geben, wenn sie wolten, und er also immerdar müste 
unsicher und auf den Sprung sitzen, und nicht wiederum auch 
solte Macht haben, von ihnen Urlaub zu nehmen, wenn es 
seine Nothdurfft erfordert.“ Luther und Bugenhagen lehnten 
daher die Bitte des Herzogs, Paul von Rhoda zur Rückkehr 
nach Stettin zu veranlassen, ab, da es ihnen nicht zustehe, 
er auch frei sei „und ihm gönnen, daß er sich verbessert“. 
Wolle der Herzog und die Stadt Stettin sich wegen des 
M. Paulus mit Lüneburg in Verbindung setzen und könne er 
ihn von ihr wieder überlassen erhalten, „wäre es uns gar nicht 
entgegen, sondern wären des auch erfreuet ... das M. Paulus 
allda bliebe, inmassen, wie gesaget, dab es zu leiden 
wäre“.2) Nach der Ansicht der Reformatoren ist also ein 

1) Dedeken |. c. 8.789. Vgl. noch Luther, Opp. (Jen. Ausg.) 


lat. 4 fol.309; 7 fol. 412, 434, 446 nr. 3887; 3, 183 nr. 170; 2, 471. 
2) Dedeken |. c. S.7%. 
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nicht genügender Unterhalt ein zulässiger Translationsgrund, 
der durch dazukommende Verachtung!) und Gefahren noch 
verstärkt werden kann, die aber an sich nicht zur Ver- 
setzung genügen. Auch die Wittenberger Theologen waren 
keine Gegner der Versetzung überhaupt. Sie sagten in ihrem 
Gutachten wegen Errichtung von Konsistorien vom Jahre 1538 
nur, man solle ein Einsehen haben, „daß nicht leichtlich 
Pfarrer oder Kirchendiener verändert werden, denn es ist 
dem Volk und Eingepfarrten schädlich“.?) 

Zwei weitere hierhergehörige Fragen wurden von den 
theologischen Autoritäten erwogen: ob eine Versetzung zwar 
mit Zustimmung des Geistlichen und von der zuständigen 
Obrigkeit, aber gegen den Willen der Gemeinde ad quam 
erfolgt sei, und ob ein Geistlicher in eine Versetzung an 
Stelle eines von der Obrigkeit vertriebenen Geistlichen wil- 
ligen könne. Noch am Ende des 16. Jahrhunderts bejahte 
Lucas Osiander die Frage®): „Wenn ein Evangelischer 
Christ keine andern Kirchendiener haben kan, denn die so 
einer Evangelischen Gemeine also sein auffgedrungen wor- 
den: Ob er mit gutem Gewissen und zu Nutzen seiner Seelig- 
keit derselbigen Prediger Dienst könne und solle gebrau- 
chen?“ „weil ... es gantz ungewiß ist, ob und wie bald es 
darzu kommen möge, daß eine Evangelische Gemeine wie- 
derum ihre Freyheit erlange, daß sie möge Christliche Kir- 
chendiener selbst erwehlen und beruffen.... ein Christ fleissig 
unterscheiden muß die Predigt des Göttlichen Wortes und 
die Sakramente von der Person des Kirchendieners, dieselbe 
sey gleich gut oder böse, sie sey ordentlich beruffen oder 
nicht. ... Wann ein Christ solte in diese Meynung gerathen, 
concionem Evangelii et Sacramenta non efficacia esse, und 
daß ein Christe sich nicht solte solchen Kirchendienst bona 
conscientia gebrauchen, es würde denn der Minister ordent- 
lich beruffen, so wird ein Christ seiner Seelen Seeligkeit 
nimmermehr können gewiß seyn. Denn es geschicht noch 
heutiges Tages, das auch an denen Oerten, da die Kirchen- 


1) Natürlich ohne Verschulden des Geistlichen. 

2) Vgl. Mejer, Zum Kirchenrechte des Reformationsjahrhunderts, 
1891, 8.13 ff. 

®) Dedeken vol. I pars III lib. I membr. 2 sectio 8 nr. 3 S.754ff. 
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diener von einer Evangelischen Obrigkeit und Gemeine be- 
ruffen werden, unterweilens die Sachen mit dem Beruff nicht 
recht und ordentlich zugehen: Sondern etzliche Kirchendiener 
aus Gunst oder heimlichen!) Geschencken auff Kirchendienste 
beruffen und geordenet werden, welche zu solchem Amte ent- 
weder ihrer Ungeschicklichkeit oder bösen Lebens halben 
nicht taugendlich seyn, dieses heist ja auch kein ordentlicher 
Beruff, ob er schon einen eusserlichen Schein hat eines ordent- 
lichen Beruffes.“ „Es begibt sich auch wohl, daß eine Evan- 
gelische Obrigkeit über einen reinen treuen Lehrer erzürnet, 
selbigen von seinem Kirchendienst verstosset, darum das er 
der Obrigkeit eingeredet hat: Und nimt die Obrigkeit da- 
gegen einen andern an, der ihr nicht darff in die Wollen 
greiffen, welches sich bey Adelspersonen und andern begibt, 
ob wohl ein solcher Prediger sonsten Gottes Wort klar und 
rein lehret und die Sacramenten recht administriret. Dieses 
müssen die Unterthanen leiden ..., so sie doch wol ver- 
stehen, das ihr voriger Prediger nicht billich verstossen, und 
der folgende nicht ordentlicher Weise beruffen ist. Solten 
nun fromme Christen an einem solchen Orte darum keine 
Predigt‘... hören, ihre Kinder nicht tauffen lassen, Sacram 
coenam nicht empfahen, biß es wieder darzu käme, daß sie - 
einen andern Prediger bekämen, der ordentlich beruffen wäre, 
was würde das für ein Jammer und Zerrüttung in commu- 
nione Christiana werden?“?)... „So wäre es auch ohne 
Grund geredet, wenn man sagen wolte, solche Prediger 
hätten allerdings keinen Beruff zum Predigamte.“ ... Denn 


1) Es geschah, wie die Kirchenordnungen des 16. Jahrhunderts 
zeigen und z. B. auch ein Bedenken der Leipziger Theologenfakultät 
vom 6. Juni 1623 „auf die Frage, obs recht, daß Kirchen -Patroni bey 
erledigten Pfarrdiensten eine gewisse Summe Geldes anschlagen, das 
derselbe, welcher die Dienst haben wil, erlegen müsse, und ob er 
solches mit gutem Gewissen geben könne, daß er sich dennoch eines 
rechtmäßigen Beruffs trösten möge?“ Dedeken |. c. nr. 11 8.769. 
(natürlich als pestis simoniaca verneint), Dagegen erklärt Paul Tar- 
now eine Berufung unter der Bedingung der Heirat der Witwe oder 
Tochter des Vorgängers in einem Bedenken vom 21. März 1621 für zu- 
lässig, da sie nur ein accidens und billig sei. Dedeken |. c. membr. 3 
sectio 1 nr. 9 8.796 f. 

2) ood. 1. c. 8.754. 
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sie haben studiert, sind ordiniert: „Also daß sie nicht aller- 
dings ohne einen ordentlichen Beruff seyn, ob sie gleich 
nicht, eben an den Ort, da sie jetzt predigen, ordentlich prä- 
sentiret oder beruffen seyn.*!) ... Auch der der strengen 
Richtung angehörende Paul Tarnow?) machte einen Unter- 
schied zwischen den totaliter et omni ex parte illegitime 
vocatis et aliis, ex parte tantum aliqua illegitime vocatis 
und sagt von den letzteren: concedimus.?) Und nicht anders 
hat Luther“) selbst geurteilt: „Unser Glaube und Sacrament 
nicht auff der Person stehet, sie sey fromm oder böß, ge- 
weihet oder ungeweihet, beruffen oder heimlich herein- 
kommen, der Teuffel oder seine Mutter: Sondern auff Christo, 
auff sein Wort, auff seinem Amt, auff seinem Befehl und 
Ordnung. Wo dieselben gehen, da muß es recht gehen und 
stehen, die Person sey wer oder wie sie wolle oder könne. 

Da schaue auff, daß er das Pfarr-Amt innen hat, wel- 
ches nicht sein, sondern Christi Amt ist. Laß dich auch 
nicht irren, er sey ordentlich beruffen oder habe sich hinein- 
gekaufft oder gedrungen, wie er hineinkommen ist, über 
Haupt oder über Fuß, er sey Judas oder Sankt Peter, da 
laß dir nicht anliegen, scheide du das Amt von der Person 
und das Heiligthum von dem Greuel.* ... Auf die Frage: 
„was von des eingedrungenen Pfarrherrn Beruff und Person 
zu halten, ob E.E. denselbigen auf sein Ansuchen in euer 
Ministerium oder Amtsgemeinschafft mit gutem Gewissen an- 
nehmen mögen; auch wie E. E. sonst mit ihme und dieser 
Sachen weiter verfahren solle, damit das öffentliche Aerger- 
nuß auffgehoben und E. E. der begangenen Sünde nicht 
theilhafftig werden“, die die Mitglieder eines Ministeriums 
an die theologische Fakultät zu Rostock gerichtet hatten, 
entschied?) sie am 4. Januar 1582, es sei „nicht Christlich 
und billich, daß man einen getreuen wohlverdienten, reinen 


1) Dedeken ].c. S.755. 2?) eod. nr. 4 8. 757f. 


3) Vgl. die Gutachten von AegidiusHunnius eod. nr. 59.758 ff., 
Georg Mylius eod. nr. 6 S.762f. (Jena 6. März 1603) und Lucas Osi- 
ander und die „Antwort der Augspurgischen Kirchendiener* darauf 
vom 12. Juni 1602 eod. nr.7 und 8 8. 763. 

#) Opp. (Jen. Ausg.) germ. tom. 6 fol. 100f. 

5) Dedeken l.c. nr. 9 8.767£. 
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und tüchtigen Prediger seines Amtes unverhörter Sachen 
entsetze und wider seinen Willen an einen andern Ort 
weise, und also an seine Stete einen andern Pfarrherrn 
der Gemeine auffdringe. Das auch ein solcher Pfarrherr 
dergestalt in seinem Amte mit gutem Gewissen nicht sitzen 
könne: Es sey denn, daß er sich mit dem, so seinethalben!) 
unbillig entsetzet ist, Christlich versühne, und das gegebene 
Ergernüß und Beleidigung Gott und der Gemeine in wahrer 
Reue und Demuth abbitte. Weil aber dieser Pfarrherr zu 
eurem Ministerio eigentlich nicht gehöret, und dennoch von 
E. E. aus gutem Christlichem Eyffer und Gemüthe seiner 
Sünden und ungeschigkten Handelung halben genugsam er- 
innert worden, könte es E. E. hierbey beruhen lassen und 
die Sache Gott befehlen.“ „Doch können wir nicht 
rathen, daß E.E. ihn in ihr Ministerium zu gemeinen 
Amtsgeschäfften ... noch zur Zeit auffnehmen, und würde 
hierdurch euer Judicium von seinem Beruff und Handelung 
und daß sich E. E. seiner Sünden und Ergernüssen nicht 
theilhafftig machen wolten, bey euerer Gemeine ja so wohl 
bekant und offenbahr, als wenn in öffentlichen Predigten 
dieses Ergernüsses gedacht würde, welches wir auch nun- 
mehr, nach so langer verflossener Zeit, da ohne Zweiffel die 
Sache etwas stiller geworden, unnöthig zu sein erachten. So 
aber gleichwohl gemelter Pfarrherr hernach sich in seinem 
Amte wohl anlassen, gegen euer Ministerium gebührlich ver- 
halten, wahre Zeichen einer rechtschaffenen Busse sehen 
lassen und darauff in obgedachte Conditiones willigen, auch 
vielleicht seiner Obrigkeit und anderer guter Christlicher 
Leute intercession gebrauchen würde, kan E. E. Christliche 
Liebe und Gedult gegen ihm üben und ihn in eurer Ge- 
meinschafft und Ministerium annehmen.“ ?) Die andere Frage, 


1) Handelt es sich um eine Strafversetzung, die in einem Zwangs- 
tausch mit dem Entsetzten bestand, so daß der Versetzte in die Stelle 
des Entsetzten der Gemeinde aufgedrungen und der Entsetzte an die 
Stelle des Versetzten treten mußte? 

2) Dedeken |. c. 8.768. Vgl. das Judicium von Joh.Winckel- 
mann: si Magistratus ordinarios ministros ob nullam causam aliam, 
nisi quod magno zelo errores pontificios reprehendissent et solide re- 
futassent, ab officio removeat et alios substituat, utrumqne dissen- 
tiente et invita Ecclesia: quaeritur an successorum vocatio legitima 
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„ob sich auch Prediger versündigen, die sich an die Stelle 
der Verstossenen gebrauchen lassen?“ wurde von den Ver- 
tretern der strengen Richtung natürlich und folgerichtig be- 
jaht: Paul Tarnow!) antwortet auf die Frage: an in locum 
injuste remoti vocatus possit vocationem allatam bona con- 
scientia amplecti? Negamus: Fundamenta nostrae sententiae 
afferrimus haec.duo. Prius: Omnis invasio loci alteri divinitus 
mandati, quem ipse adhuc potest et vult tueri, est illicita. 
Omnis acceptatio vocationis factae in locum injuste remoti 
est talis invasio, ut patet. Ergo est illieita.?) ... Posterius: 
Communicare quocumque modo peccatis alienis est illicitum. 
Amplecti vocationem ejusmodi in locum injuste expulsi est 
_ communicare peccatis alienis. Qui enim acquiesecit vocationi, 
is tacite approbat expulsionem Antecessoris injustam: Ergo 
id est illicitum.?) 

Die mildere Richtung unterschied zwischen denen, „so 
einen Prediger verjagen helffen, damit sie an seine Stelle 
befördert werden oder approbiren eine unbillige Enturlau- 
bung nur darum, daß sie des Enturlaubten Stäte überkom- 
men“. „Solche,* sagt Christian Avianus*),, „können 
nimmermehr redliche Prediger bedeuten, sondern heissen 
Diebe, Mörder ... und andere, so anderers nicht eines Ver- 
jagten Stelle annehmen, denn daß sie ihm solche seine Stelle 
zu aller Zeit gönnen, seyen auch bereit, zu weichen, wenn es 
seyn könte, daß der Verjagte wieder eingesetzet werden 
solte, oder der Verjagte resignierte und übergebe seinen 
. Dienst dem successori freywillig, so können solche Prediger 
ihr Amt mit gutem Gewissen besitzen.“ 


et quid Ecclesiae faciendum, an horum ministerio in praedicando verbo 
et administrandis Sacramentis utendum ? eod. nr. 10 8.768. 


1) Dedeken |. c. vol. I pars III lib. I membr. 4 sectio5 nr. 17 
S. 1037. 2) eod. S. 1037. 
®) eod: 8.1038 unter Berufung auf 1. Thess. 4, 11; 1. Petri 4, 15; 

1. Cor.7, 17, 20 (arg. e contrario) und Luther zu Ps. 82. Vgl. 1. Petri 

d, 3; Opp. (Jen. Ausg.) germ. fol.76 und dessen Consilium (I. c. fol. 358) 
ad Pastorem, cujus collega expulsus erat injuste a Senatu ejus loci et 
jam in eo erat: ut successor expulso surrogaretur, wo Luther von der 
‚Zustimmung zu der ungerechten Vertreibung und der POTEOBAHOB an 
Stelle des Vertriebenen abmahnt. 

*) Praxis ecclesiastica p. 114. 
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Eine letzte Gruppe von Geistlichen hatten die theologi- 
schen Autoritäten zu beurteilen hinsichtlich der Versetzung 
mit ihrer Zustimmung, aber ohne Zustimmung der Gemein- 
den ad quas: „so der Gemeine aufgedrungen werden und 
haben vitae aut conditionis nicht gute Zeugnüß, halten sich 
aber in ihrem Amte christlich“. Für den Fall, „daß sie 
Dienst bedürffen!), die Gemeine auch mit ihnen zufrieden 
wird, damit sie ihrer Obrigkeit nicht widerstreben, so sie 
sich im Amte Christlich halten, fleissig studieren und pre- 
digen, so sollen sie“ — nach Avianus?) — „für unverwerff- 
lich geachtet werden“ ?)... Denn „wenn ein Prediger gleich 
nicht bono titulo ins Predigamt komt, jedoch, wenn er ruhig 
gelassen wird, achte ich, daß er nicht dürffte von seinem 
Dienste entlauffen, so fern er nur, was gesündiget worden 
ist, dasselbe erkennet und bekennt et si cui per vocationem 
suam aliquid rapuit, id restituat. Und letzlich das leibliche 
Creutze, welches nicht aussenbleiben wird, gedultig trägt. 
Dennoch dienets zu wahrem Trost im Creutze, daß einer 
ordentlich und gebührlich nach Gottes Wort und Willen ins 
Predigamt beruffen werde“. 

Die Versetzung auf Antrag des Geistlichen kann, 
wie aus dem vorhin *) Angeführten hervorgehen dürfte, nicht zu 
oft vorgenommen sein, wenn man die Fälle, die zur Gruppe des 
se ipsum transferre gehören, hier außer acht läßt. Es müßten 
sich sonst auch in der Konsilienliteratur der Zeit entspre- 
chende Gutachten finden; mir ist keins begegnet. Unterlag 
schon die Versetzung mit Zustimmung des Geistlichen starken 
Bedenken auch bei denen, die sie für zulässig hielten, wie- 


1) Praxis ecclesiastica p. 115: sei es weil sie mit oder ohne Schuld 
vertrieben, sei es auch entsetzt sind. ?) eod. 

®) Unter Berufung auf Luthers Predigt über das Evangelium am 
Tage Johannes des Evangelisten (Ev. Joh. 21, 19—24 zitiert nach Ma- 
'nuale Ministrorum Ecclesiae von Felix Bidembach 1608 8. 160f.). 
Zustimmend zitiert der Bearbeiter der 2. Ausgabe des Thesaurus consil. 
decis. von Dedeken, Johann Ernst Gerhard in Jena, noch die 
„Zeugnüß, Gutachten und Erkäntnüß“ Cyprians lib. I ep. 8, der römi- 
schen Bischöfe Evaristus (? 112—121) und Innocenz 1]. (402—416) c. 5. 
6. 9. 11 c.7 qu. 1, wie überhaupt die ganze quaestio 1 in causa 7 und 
c,4 c.3 qu. 2, Sozom. hist. ecel. lib. 9 cap. 25 und Nicephorus lib. 13 
cap.39. *) Vgl. S. 166 ff, 
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viel mehr traf das bei einer Art der Versetzung zu, bei der 
der Geistliche selbst die Initiative ergreifen mußte. Sie wurde 
aber auch von der milderen Richtung, wie wir aus manchen 
evangelischen Kirchenordnungen wissen, für unstatthafterklärt.!) 

Die Strafversetzung galt für durchaus zulässig und 
oft als eine mildere Form der Absetzung, manchmal auch 
als eine Verschärfung des Verweises. Für beide Fälle je 
ein Beispiel. Ein Pfarrer?) war bei einer Taufe „also be- 
räuschet, daß er mit der Rede nicht können gebührlicher 
weise fortkommen“ und die Einsetzungsworte weder voll- 
ständig noch deutlich gesprochen hatte. Daher hegten die 
Eltern Zweifel, ob das Kind recht getauft, und auch „der 
Pfarrer sich deßwegen bekümmert und kräncket“. Die 
Jenenser Theologenfakultät entschied®), daß das Kind „noch- 
mahls®) zu tauffen sey, darmit nicht wegen solcher Un- 
gewißheit ihme künfftig, so es erwachsen solte, gefährlicher 
Zweiffel im Hertzen entstehen möchte“, sowie daß, „zu ver- 
hüten allerhand böse Nachrede, das Kind daheim...in der 
Eltern Hauß zu tauffen und diejenigen, so erstes mahl in 
der Kirchen‘ bey derselben Handlung gewesen, darzu als 
Zeugen einzuladen“ seien, ... „endlich ... solcher Exceß 
dem Pfarrer gebürlich und ernstlich zu verweisen: Und wo- 
fern er Besserung wird zusagen, kann er künfftig an einen 
andern Ort translociret werden“.?) In einem andern, auch 


t) Die Nachweise in dieser Zeitschrift XXX VIII, Kan. Abt.VII (1917) 
S.313 ff., 357. 2) Vgl. Dedeken 1. c. vol. I parsII lib. II sectio 1 
r.2 8. 396f. 8) eod. 

4) Unter Berufung auf das kanonische Recht: non potest dici 
iteratum, quod nescitur esse factum — „Nun aber ists einerley, non 
esse factum et non esse legitime juxta Christi institutionem factum*“ 
— und auf Luthers Kirchen-Agende „im Cap. von der Nothtauffe: 
Würden die Leute, so das Kindlein zur Tauffe bringen auf des Pfar- 
rers Fragen ... Womit sie getaufft, mit was Worten ... ungewisse 
Antwort geben und sagen, sie wissen nicht, was sie gedacht, viel 
weniger, was sie gethan oder geredt, in solcher grossen Noth ... 
mache man nicht viel disputationes, sondern nehme das Kind als un- 
getaufit und fördere es zur Tauffe, also wie man alle Ungetauffte zur 
Tauffe zu fördern und zu tauffen pfleget“. eod. 

5) eod. l.c. S. 397. Vgl.noch dazu Balduin, Const. Ministr. eccles. 
p. 211 und Casus conscientiae p. 1062. Es gilt also als selbstver- 
ständlich, daß der qu. Pfarrer sich der Strafversetzung zu unterwerfen 
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kulturgeschichtlich interessanten Falle!) handelte es sich um 
einen Pfarrer „auff einem Dorffe*, der „an seiner Hauß- 
frauen langwierige und sonderbahre Leibesschwachheit ein 
schweres Hauß-ÜCreutze“ hatte und ging, weil er offt von 
andern bericht wird, als ob seine Haußfraue bezäubert würde 
... zur Wahrsagerin zu erkünden, von weme solches ge- 
schehe. Und als ihm dieselbe etzliche nahmkündig machet, 
bittet er von der Obrigkeit, dieselbe in gefängliche Hafft zu 
nehmen. Diß nimt die Obrigkeit für ein gottloß Stück an, 
daß sie ihn insonderheit darum, daß die Gemeine seiner 
Pfarre, die ohn das mehr als zuviel solchen Dingen nach- 
hänget, wie auch andere benachbarte dadurch sehr geärgert, 
und ihme darin, nemlich den Teuffel zu consuliren, nach- 
zufolgen verleitet werden, deßwegen seines Dienstes zu ent- 
setzen geneigt ist, frage, wie sie sich hierin mit. gutem Ge- 
wissen zu verhalten“. Die theologische Fakultät zu Jena ent- 
schied: „Kein Zweiffel, daß ein solcher Pfarrherr gröblich 
sündige“, weil „1. Gott der Herr mit grossem Ernst ver- 
boten?), die Wahrsager und Zeichendeuter zu fragen .. 

2. Weil er dadurch von Gott abgewichen, ihm nicht vertrauet, 
daß er der Kranckheit seines Ehegatten würde nach seinem 
Willen ändern und wegnehmen. 3. Weil er Lügen und fal- 
schen Worten liederlich geglaubet, als solte sein Weib be- 
zaubert seyn, da er doch wissen solte, daß ohne Gottes 
Willen kein Härlein von unserem Haupte fället.?) 4. Weil 
er seine Gemeine geärgert und die Abergläubischen in ihrem 
falschen Wahn gestärcket. 5. Weiler begehren durffte, daß die 
Obrigkeit die von den Wahrsagern benandte Personen in gefäng- 
liche Hafft nehmen solte, da er doch wissen solte, daß der Teuffel 
ein Lügener und ein Vater derselben *), welcher offtmahls durch 
seine Werckzeuge unschuldige ?) Personen nahmhafftig machet, 


hat. Balduin (in der Ausgabe von 1628 S.790f.) schlägt auch ev. 
pro re nata die Strafe der custodia pastoralis vor (l.c. S.791). 


») Dedeken |. c. vol. I pars III lib. I membr. 4 sectio 5 nr. 22 
S. 1039. 

2) Unter Baufing auf 3. Mos. 19, 31; 20, 6. 27; 5. Mos. 18, 12, 14; 
Jes. 8, 19. 20; 1. Sam. 28 (Wahrsagerin von Endor). 

®) Marc. 10, 30; Luc. 12, 6. *) Joh. 8, 44. 

5) Um die Frage des ‚Aberglaubens, der ja in dem onlesenen 
Falle eine ebenso bedauerliche wie für jene Zeit begreifliche Rolle 
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daß auch solche Anzeigungen noch keines weges genugsam, 
derentwegen man jemands in gefängliche Hafft nehmen 


spielt, wenigstens zu veranschaulichen, führe ich aus der theologischen 
Konsilienliteratur des 16. Jahrhunderts einige „Bedencken“ an, die doch 
bezeugen, daß schon vor dem Auftreten des Jesuiten v. Spee evange- 
lische Fakultäten zwar nicht Teufelswirkungen geleugnet, aber ebenso 
den Glauben, daß Wahrsager bzw. Wahrsagerinnen oder Zauberinnen 
eine tatsächliche Macht besäßen und einen tatsächlichen Erfolg er- 
reichen könnten, als törichten Aberglauben ansahen, wie auch evan- 
gelische Theologen nicht anders geurteilt haben. Die theologische 
Fakultät Wittenberg erkannte für Recht, daß „heimliche Sachen, 
daraus böses zu besorgen, an Geistliche oder Weltliche Obrigkeit der 
Sachen Beschaffenheit nach angemeldet werden“ Dedeken |.c. vol. II 
sectio 16 nr. 2 S.295ff. Aegidius Hunnius verneinte die Frage: 
an Magae, ut artibus suis patefaciant fures, sint consulendae? eod. nr. 4 
S.300. Nicolaus Hemming erklärte die Anwendung der Probe des 
glühenden Eisens, des Legens der Hand in die Wunde des Gemordeten, 
die Wasserprobe für unzulässig; eod. nr.8. Wolfgang Frank ver- 
. neinte die Frage: an non Politicus Magistratus ex Physicis quibusdam 
iudiciis caedem occulte perpetratam praesumere possit ac debeat? eod. 
l.c.nr.6u.7S.300ff. Augustin Lentzmeyer hält den Teufel und 

öse Geister für existent: „Die uns aber nicht mehr noch weiter damit 
schaden können, denn ihnen von Gott uns zum Guten verhängt und 
zugelassen wird, nicht vermögen zu leisten, was sie den Ihren zu- 
sagen“, eod. l. c. sectio 19 nr. 3 8. 321f.,, und zeigt an charakteristi- 
schen Beispielen, daß die Wahrsager lügen und gar nichts helfen 
können, daß sich die Unschuld der fälschlich Bezichtigten heraus- 
gestellt habe, eod. nr.5 u.6 S. 324ff, wie er auch die Frage: ob 
Hexen können Menschen und Vieh bezaubern, verneint, eod. nr. 7 
S. 329 ff.; vgl. or. 38.333 ff.: „Das heist allen Verstandt, Wahrheit und 
Erfahrung leugen und aufheben“ 1. c. S. 331. „Darumb sehe sich die 
Obrigkeit in diesen Sachen wohl für, daß es nicht Träume seyn, was 
solche Leute vorgeben, und das sie nicht Träume straffe für Missethat“ 
l.c. 8.333. An Beispielen zeigt er, daß das ‚reiten und fahren der 
Hexen auf Böcke, Besem, Gabeln oder Stecken zum Wolleben und zum 
Tantze“ auf Einbildung der Weiber selbst beruhe, vgl. nr. 9 S. 334 f., 
und ebenso der Incestus, auch wenn „dergleichen Weibsbilder.... 
solche Bulschaffte bekennen“, soll man sie von einer Hebamme unter- 
suchen lassen und dann wird sich zeigen: „was in diesem Handel wahr 
und recht, falsch und unrecht sey, und desto weniger unschuldiger Leute 
getödtet werden“, vgl.nr. 10 S.336f. Andreas Osiander urteilte 
von derartigen Dingen: Entweder muß es naturaliter zugehen, oder es 
muß per miraculum geschehen. Ist es natürlich, so sol man es können 
per causas naturales et ad oculum demonstriren ... So kan man nicht 
sagen, daß es per miraculum geschehe, denn das donum edendi mira- 
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möchte.“ „Demnach, da man mit gestrengem Rechte mit 
einem solchen Pfarrherrn fahren wolte, hätte er die Remo- 
tion ab Officio wohl verdienet. Wenn er aber seinen Sünden- 
fall erkennet und hertzlich bereuet, möchte er in seinem Amte 
geduldet werden, jedoch, daß er öffentlich für der Gemeine 
. das gegebene Aergernüß, wofern diese That kundbar, ab- 
bitten und für dergleichen Unthaten sich hinfüro zu hüten, ver- 
heissen würde: Oder, welches am sichersten, möchte 
er an einen andern Ort transferiret werden.“ Es 
mögen diese beiden Beispiele genügen: natürlich ist die 
Strafversetzung oft verfügt worden in Fällen, wo der Geist- 
liche einen schweren Anstoß gegeben hatte, und zwar nicht 
seine Absetzung, wohl aber seine Entfernung aus diesem 
Amte angezeigt erschien. 

Für die Versetzung im Interesse des Dienstes 
— also ohne Verschulden und gegen den Willen des Geist- 
lichen — habe ich ein Beispiel in der von mir benutzten 
Konsilienliteratur nicht gefunden, aber ihr Vorkommen aus 
den evangelischen Kirchenordnungen des 16. Jahrhunderts 
bereits nachgewiesen.) Die Stellung der theologischen 
Autoritäten jener Zeit zu ihr ergibt sich unschwer aus den 
Darlegungen?) über die Richtungen, die sich in der Frage 
der Versetzkarkeit gebildet hatten. 

1. Wir sehen, wie die milde Richtung bei der nicht 
gegensätzlichen Stellung der Reformatoren zur Versetzbar- 
keit der Geistlichen die herrschende wurde, zumal die 
strenge Richtung keine durchschlagenden Schriftstellen und 
Schriftgründe gegen die Versetzbarkeit angeführt hat. 


cula hat verlängst auffgehöret; 1. c. nr. 4 S.323f. Auch ein „Consi- 
lium quorundem Theologorum* vom 31. Oktober 1586 Dedeken |. c. 
or. 11 8, 337f. rät doch wenigstens, „daß man bey solchen occultis 
peccatis non-ex nuda fama, suspicionibus, praesumptionibus, levibus 
indiciis aut conjecturis, welche auch offtermahl viel unschuldige Hertzen 
praegravirn, etwas peinliches fürnehmen* solle; 1.c. 8.338. Vgl. noch 
“ die Konsilien von Godelmannl. c. .nr. 12 S. 333 f., der Marburger The- 
logen vom 2. Oktober 1583 und 1. August 1587 l.c. nr. 13 S. 340f. und 
nr. 15 S. 343f. und ein Synodalurteil von 1582 l.c. nr. 14 8. 341f; Bal- 
duin, Cas. consc. p. 717. 721ff. 742. 752; König, Cas. consc. App. 
p.52ffl. 58. 46ff. 

1) Vgl. Bd. 38 dieser Zeitschr. Kan. Abt. VII 8. 314ff. 328ff. 339 ff. 
346f. 3ööfl. 2°) Vgl. vorhin 9.149 ff. 
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2. Der Kampf um das Subjekt der Versetzung bewegte 
die Praxis, während er theoretisch und legislativ zugunsten 
der kirchlichen Obrigkeit entschieden war. Noch bis zum 
Ende des Jahrhunderts dauerten die Ein- und Übergriffe 
der Patrone und weltlichen Obrigkeiten, die nicht nur das 
Recht der Versetzung, sondern auch das der Entlassung der 
Geistlichen beanspruchten. 

3. Zu den materiellen und sehr unerfreulichen Voraus- 
setzungen der Versetzung gehörten das sehr energisch geübte 
Strafamt der Geistlichen gegen die einzelnen, die Gemeinden, 
aber auch gegen die Obrigkeit, wenn auch eine mildere Rich- 
tung erträgliche Zustände zu schaffen bemüht war, der No- 
minalelenchus, der große und kleine Bann. Die Reaktion 
der Obrigkeit gegen dies Verhalten der Geistlichen, aber 
auch das Verhalten der Geistlichen zueinander bildeten den 
fruchtbaren Boden für Versetzung, Verjagung und Ent- 
lassung, aber auch das se ipsum transferre, das in der Zeit 
des kirchlichen Neubaues, der kirchlichen und politischen 
Kämpfe und Verfolgungen reiche Nahrung fand. 

4. Das theologische Urteil nahm nachweislich zu der 
Versetzung mit Zustimmung des Geistlichen auf Grund einer 
legitimen Berufung unter gewissenhafter Erwägung aller 
Umstände im ganzen eine zustimmende Stellung ein, wie es 
die Strafversetzung als notwendig anerkannte. Seine Stel- 
lung zu der Versetzung auf Antrag des Geistlichen war 
wesentlich eine mißbilligende, wenn auch Ausnahmen für 
statthaft galten. Das Urteil über die Versetzung im Inter- 
esse des Dienstes ist uns im einzelnen bei dem Schweigen der 
hier in Betracht kommenden Quellen nicht sicher bekannt. 
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IV. 


Die Salzburger Eigenbistümer 
in ihrer reichs-, kirchen- und landesrechtlichen Stellung, 


Von 


Fräulein Dr. phil. Wilhelmine Seidenschnur 


in Berlin. 


I. Die Gründung der jüngeren Salzburger Suffraganbistümer. 


Die Erzdiözese Salzburg war eines der größten deut- 
schen Bistümer.!) Ihre weiteste Ausdehnung hatte sie nach 
Karls des Großen Awarenkriegen ?), jedoch büßte sie während 
des 9. Jahrhunderts durch die Tätigkeit des Konstantin 
und Method) und im 11. Jahrhundert infolge der politi- 
schen Ereignisse Gebiete im Osten ein. Im Verlauf des 
11. Jahrhunderts bildeten sich dann zwischen dem Reich 
und Ungarn festbestimmte Grenzen, die zugleich die 
deutschen Bistümer von den ungarischen trennten.) Die 
Grenzen der Erzdiözese Salzburg waren in jener Zeit: im 
Westen der Inn von oberhalb Gars bis zur Mündung des 
Zillers, der Ziller bis zu seiner Quelle, der Kamm der 
Zillertaler Alpen bis zur Dreiherrnspitze, von ihr in süd- 
licher Richtung bis an die Drau unterhalb Innichen, im 
Süden die Drau bis zu ihrem Eintritt in Ungarn; im Osten 
verlief die Grenze so, wie sie bis 1918 zwischen Steiermark 
und Ungarn bestanden hat, doch gehörte noch der südöst- 
liche Teil von Niederösterreich zur Erzdiözese Salzburg — 


ı) Spruner-Menke, Handatlas für die Geschichte des Mittel- 
alters und der neueren Zeit, 3. Aufl. (1880), Nr. 42. 

2) Conversio Bagoariorum et Carantanorum, M. G. SS. XI, c. 6, 
9 17—25. 

s) A. Hauck, Kirchengeschichte Deutschlands, Bd. Il3u.4 (1911), 
720 ff. 

4) J. Hirn, Kirchen- und reichsrechtliche Verhältnisse des Salz- 
burger Suffraganbistums Gurk (Krems 1873), 7. 
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die im Norden bis zur Piesting reichende Mark Pütten — 
von da ab war im Norden die Grenze dieselbe, wie sie 
zwischen Steiermark und Nieder- und Oberösterreich ver- 
läuft; von der Mündung der Salzach in den Inn zog sie über 
die Quelle der Rott hinaus bis zum Oberlauf der Vils und 
von da in südlicher Richtung zum Inn oberhalb Gars.!) 
Durch ihre Ausdehnung und ihre Lage im Gebirge bot 
die Erzdiözese der bischöflichen Leitung die größten 
Schwierigkeiten. Schon Bischof Virgil hatte deshalb nach 
dem abgelegenen, von Salzburg durch hohe Gebirge ge- 
trennten Karantanien, wo die Mission Hauptaufgabe der 
Salzburger Kirche war, den Bischof Modestus zur Leitung 
der Missionsarbeit gesandt.?) Seinem Beispiel folgte Erz- 
bischof Arn, der den von ihm zu diesem Amt ausersehenen 
Theoderich mit Karls des Großen Erlaubnis und auf sein 
Geheiß zum Bischof ordinierte mit der Bestimmung, in 
Karantanien und dem Gebiet westlich der Drau nach 
Kräften das Volk durch seine Predigt zu leiten und bischöf- 
liche Handlungen vorzunehmen, z. B. Kirchen zu weihen 
und Priester zu ordinieren; doch sollte er der Obergewalt 
der Salzburger Erzbischöfe untergeordnet sein.?) Auf Theode- 
rich folgte eine Anzahl von Chorbischöfen, bis Landbischof 
Oswald der Unterordnung unter den erzbischöflichen Stuhl 
vergaß und sich mit Übergehung des Erzbischofs Adalwin 
in einer geistlichen Angelegenheit an den Papst um Ent- 
scheidung wandte.) Diese Nichtachtung mag dazu beige- 
tragen haben, daß Erzbischof Adalwin beschloß, fernerhin 
daselbst die bischöflichen Obliegenheiten in Person auszu- 
üben.) Dennoch findet man in späterer Zeit wieder Chor- 


!) Vgl. die Karte bei K. Hübner, Die Archidiakonats-Einteilung 
in der ehemaligen Diözese Salzburg. Mitteilungen der Gesellschaft für 
Salzburger Landeskunde, 45. Bd. (1905). 

2) Conv. Bag. et Carant., c. 5, 1. c., 7 30-86. 

3) Ibidem, c. 8, 10 8—19. 

*) Jaff&, Regesta Pontificum Romanorum a condita ecclesia ad 
annum p. Chr. n. 1198, cur. ReTeBlerd, Kaltenbrunner, Ewald, 
Bd. I (1886), nr. 2854. 

5) @. v. Ankershofen, Handbuch der Geschichte Kärntens, 
Bd. II (Klagenfurt 1851), 522. 
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bischöfe in Karantanien!), deren letzter Gotabert (Anfang 
"bis Mitte des 10. Jahrhunderts) gewesen zu sein scheint.?) 
Daß die Salzburger Erzbischöfe seit dieser Zeit von der 
Einsetzung eines Chorbischofs Abstand nahmen,. wird we- 
niger seinen Grund in der Festigung der kirchlichen Ver- 
hältnisse in jenen entfernten Gebieten gehabt haben, so daß 
es einer bischöflichen Delegation nicht mehr bedurfte?), als 
vielmehr in dem Streben der Chorbischöfe nach einer von 
ihrem Metropolitan unabhängigen Stellung®) und damit 
nach Loslösung der kärntnerischen Kirche von Salzburg. ° 
Doch da griff im 11. Jahrhundert Erzbischof Gebhard 
von Salzburg den Gedanken wieder auf, für seinen großen 
Sprengel sich einen Stellvertreter zu bestellen. 
Gebhard gehörte zu den hervorragendsten Persönlich- 
keiten seiner Zeit.?) Nach seiner Tätigkeit in der Kapelle 
Heinrichs III.) bekleidete er 1058 und 1059 das Amt des 
Kanzlers.”) Im Jahre 1060 erfolgte, jedenfalls unter Ein- 
wirkung des Hofes, seine Wahl zum Salzburger Erzbischof. 
In dieser Stellung zeigte sich Gebhard als ein ‚„unermüd- 
licher Kämpfer für Christi und der Kirche Sache‘“®), tätig 
für das kirchliche Wohl und für die Mehrung des weltlichen 
Besitzes seiner Kirche.?) Die kirchliche Bewegung seiner 
Zeit fand an Gebhard eine ihrer Hauptstützen!°), er wurde 


1) M. G. Necrologia II, 46; Ankershofen, ]. c., 523. 

2) Ankershofen, |. c., 527. 

3) Hauck, Kirchengeschichte IIIsu. 4, 157. 

*) P. Hinschius, System des katholischen Kirchenrechts II, 168; 
Hauck, |. c. 

5) Fr. M. Mayer, Die östlichen AnpeDandert im Investiturstreit. 
(Innsbruck 1883), 28. 

®) Vita Gebehardi et successores eius, M. G. SS. XI, 35 27—29: 
Huius (Gebehardi) ergo celebri fama illectus imperator Heinricus III. 
cognomento Pius... eum ad se ascitum regiae aulae summum prefecit 
cappellanum. Vgl. dazu W. Erben, Untersuchungen zur Geschichte 
des Erzbischofs Gebhard. Mitteil. der Gesellschaft f. Salzb. Landeskunde, 
53. Bd. (1913), 2fl. 

?) Stumpf, Die Reichskanzler vornehmlich des 10., 11. und 12. 
Jahrh. (1865), Bd. II, S. 209. 

8) Vita Gebeh. et succ., 1. c., 3526: Christi et ecclesiae indefessus 
propugnator. 

®) Ibidem, 35 46 — 36 2. 10) Mayer, Alpenländer, 48ff. 

12* 
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mit Altmann von Passau der Vorkämpfer der kurialen 
Bewegung in Deutschland.!) Als Verwalter des weltlichen 
Besitzes seiner Kirche war Gebhard bemüht, Macht und 
Reichtum dem Salzburger Stuhl zu sichern und zu ver- 
größern?), als Anhänger und Verfechter der kirchlichen 
Reform war es sein Bestreben, die bischöflichen Pflichten 
in seinem Sprengel möglichst vollkommen zu erfüllen. 
Doch die Größe seiner Diözese erschwerte ihm die wunsch- 
gemäße Durchführung dieser Absicht. Dazu kam noch, 
daß seit der dichteren Durchdringung der südöstlichen 
Marken mit christlich-deutscher Kultur eine gesteigerte 
bischöfliche Tätigkeit dort nötig war, die der Salzburger 
Erzbischof allein nicht bewältigen konnte. In dieser Lage 
beschloß Gebhard, sich einen Stellvertreter zu bestellen, 
und er errichtete deshalb das Bistum Gurk. 

Im Jahre 1043°) hatte Gräfin Hemma von Friesach- 
Zeltschach in Gurk eine Kirche gegründet und mit dieser 
ein Nonnenkloster verbunden‘), das sie mit ihrem umfang- 
reichen, ererbten Besitz in Kärnten, Steiermark, Krain 
dotierte.) Sie stellte die Kirche mit ihrem Zubehör in den 
Schutz des hl. Petrus und Rupert und des Erzbischofs 
Balduin von Salzburg und seiner Nachfolger mit der Be- 
dingung, daß, falls ein Salzburger Erzbischof nach Be- 


1) A. Brackmann, Studien u. Vorarbeiten zur Germania Ponti- 
ficia I: Die Kurie und die Salzburger Kirchenprovinz. (Berlin 1912), 10. 

2) Vgl. dazu Gebhards Regelung der Zehnten in seinem Sprengel, 
Salzburger Urkundenbuch Bd. II, bearb. von W. Hauthaler und 
Fr. Martin (1916), nr. 95—99 und Mayer, l. c., 32f. 

3) Monumenta historica ducatus Carinthiae, hrsg. vonA.vonJaksch 
(Klagenfurt 1896ff.), Bd. I, S. 58, Abschn. 5. 

4) Ibidem, S. 57, nr. 17. 

5) Hemma hatte von ihren Ahnen her den Hof Gurk und ander- 
weitigen Besitz im Gurk- und Metnitztal geerbt, Mon. Carinth. I, nr. 4 
und 5, von ihrem Gemahl und dessen Vorfahren Besitz im Trixental und 
am Diexberg in Kärnten, 1. c., nr. 3, in Obersteiermark Güter bei Ingering, 
in Untersteiermark bei Reichenburg, 1. c., nr. 3 und ausgedehnten Besitz 
nördlich von Cilli, D. O. II. 235 und D. K. II. 32, und südlich davon 
nach Krain, Mon. Carinth. I, nr. 3, D. H. II. 346 und D. K. II. 32, 
sowie reichen Streubesitz. Von der Verwendung als Dotation des Klosters 
waren nur einige Güter ausgenommen, Mon. Carinth. I, nr. 17. 
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seitigung des Gottesdienstes die Güter der Kirche entweder 
seinen Dienstmannen zu Lehen geben oder zu irgendeinem 
Zweck zu seinem Eigen nehmen wollte, dann Aschwin, ein 
Verwandter Hemmas, das Recht haben sollte, das Kloster 
mit seinem Zubehör von der bischöflichen Gewalt loszukaufen 
und den Gottesdienst wiederherzustellen.!) Im Jahre 1066 
schenkte Heinrich IV. dem Kloster Gurk wegen treuer 
Dienste seiner Äbtissin Himzila den Weiler Geroltsdorf in 
Bayern.?) Am Anfang des Jahres 1072 bestand das Nonnen- 
kloster nicht mehr?); aus welchem Grunde es BEE 
ist, wissen wir nicht.®) 

Durch Übereignung der Gurker Kirche, einer Rigen- 
kirche Hemmas, an das Erzbistum wurde diesem Gewere 
und Eigentum an ihr übertragen. 5) Die Stiftung Hemmas 
wurde also eine bischöfliche Kirche, und da bei einer Über- 
gabe einer Eigenkirche an das Bistum eine Nachfolge in 
das Eigenkirchenrecht stattfand®), so stand nun dem 
Salzburger Erzbischof die volle privatrechtliche Herrschaft 


t) Mon. Carinth. I, S. 57, nr. 17. 

2) Mon. Carinth. I, S. 67, nr. 26; St. 2693. Es handelt sich jedoch 
wohl nur um eine Besitzbestätigung; vgl. Mon. Carinth. I, S. 57, nr. 17. 
| 3) Urkunde Heinrichs IV. vom 4. Februar 1072, Mon. Carinth. I, 
S. 74, nr. 30: .. . in loco qui dieitur Gurca apud ecclesiam sanctae 
Mariae, ubi prius erat congregatio sanctimonialium. | 

4) Die ungefähr 100 Jahre später verfaßte Lebensbeschreibung 
des Erzbischofs Konrad von Salzburg, W. Wattenbach, Deutschlands 
Geschichtsquellen im Mittelalter Bis zur Mitte des 13. Jahrh. II es, 300, 
erzählt, zwar nur als Gerücht, die Ursache zur Aufhebung des Klosters 
sei das ausgeartete ordnungswidrige Leben der Nonnen gewesen, Vita 
Chunradi archiepiscopi Salisburgensis, M. G. SS. XI, 6448-50. Daß 
diese Art, die Auflösung eines Klosters zu begründen, beliebt war, dafür 
zeugt später Erzbischof Eberhards Vorgehen gegen Frauenchiemsee, 
Patrol. Lat. 216, S. 868, nr. 66 und unten S. 194. Mayer, Alpen- 
länder, '40 glaubt, indem er das exordinationem der vita, wie Jaksch, 
Mon. Carinth. I, S. 79, Anm. 32a liest, als ex ordinatione, wie Pertz, 
l. c. es druckte, versteht, den Hauptanteil an der Aufhebung des Nonnen- 
klosters dem Erzbischof Gebhard zuschreiben zu müssen; und das wohl 
kaum ganz zu Unrecht. 

5) U. Stutz, Das Eigenkirchenvermögen. Festschrift zu Otto 
Gierkes siebzigstem Geburtstag (1911), 1226. 
6) U. Stutz, Geschichte des kirchlichen Benefizialwesens bis auf 
Alexander IIL, Bd. I, (Berlin 1895), 329. 
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über die Kirche und ihr Vermögen zu wie vorher dem 
Eigenkirchenherrn, vorbehalten nur, daß er die Kirche 
ihrer Bestimmung nicht entfremdete.!) Daher hatte Erz- 
bischof Gebhard zur Gründung eines Bistums in Gurk 
und zur Ausstattung dieses Bistums mit den Besitzungen 
des Nonnenklosters nach dessen Auflösung das volle Recht. 

Im Jahre 1070 wandte sich Gebhard an Papst Alex- 
ander II. mit der Bitte, ihm die Erlaubnis zur Errichtung 
‚eines Bistums in seinem Sprengel zu erteilen. Als Begrün- 
dung führte er die weite Ausdehnung seiner Diözese an, 
die es ihm als einzelnem unmöglich mache, seinen Sprengel 
angemessen zu leiten, was die Bereitung des Chrismas und 
eine Anzahl Verrichtungen betreffe, die nur der Bischof vor- 
nehmen kann.?2) Dieselben Gründe für seinen Plan teilte 
Gebhard dem König Heinrich mit: Der große Umfang 
seines Sprengels, seine Lage im Gebirge und die Schwierig- 
keiten, die die Wege böten, machten ihm die Leitung un- 
möglich, so daß er für das Heil der ihm anvertrauten Seelen 
* fürchten müsse.?) Der Wunsch nach Entlastung in seiner 
bischöflichen Tätigkeit war also vor allem die treibende 
Kraft zu Gebhards Bistumsplan. Diese Bistumsgründung 
bot aber dem Erzbischof gleichzeitig Vorteile, die er sicher- 
- lich bedacht hat. Durch sie wurde der bischöfliche Einfluß 
nach Osten hin verstärkt®), und die reichen Besitzungen 
der Hemma wurden enger als früher mit dem Hochstift 
Salzburg verbunden, zwei Dinge, die besonders durch die 
abhängige Stellung, die Gebhard dem Gurker Bischof gab?°), 
bewirkt wurden. 

Der Erzbischof erhielt vom Papst die erbetene Er- 
laubnis im Jahr 1070: er darf an einem beliebigen Ort 
seiner Diözese ein Bistum errichten und dort einen Helfer 
für die Seelsorge nach eigenem Ermessen einsetzen. Das 


1) U. Stutz, Die Eigenkirche als Element des mittelalterlich- 
germanischen Kirchenrechtes (Berlin 1895), 16. 

2) Mon. Carinth. ], S. 68, nr. 27; J.-L., Reg. Pontif. Rom. I, 4673. 

3) Mon. Carinth. I, S. 74, nr. 30; St. 2755. 

4) H. Krabbo,. Die Versuche der Babenberger zur Gründung einer 
Landeskirche in Österreich, Arch. für österr. Gesch., Bd. 93 (1905), 1 10. 

5) Auf sie wird unten S. 240ff. näher eingegangen. 
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Bistum aber darf der Salzburger Kirche, dem Erzbischof 
und seinen Nachfolgern nie entzogen werden, und kein 
Bischof dort sei es durch Investitur oder auf eine andere 
Weise eingesetzt werden, den nicht Gebhard oder seine 
Nachfolger nach eignem Gutdünken gewählt, ordiniert und 
geweiht haben.!) Auch der König, dem Gebhard seinen 
Plan jedenfalls auf der Mainzer Synode am 15. August 1071 
vorgetragen hatte?), gewährte dem Erzbischof seine Bitte 
in der Urkunde vom 4. Februar 1072.?) Gebhard mußte 
die Erlaubnis des Königs zur Gründung des Bistums haben, 
denn die Besitzungen der Hemma waren durch deren Über- - 
gabeakt in den Schutz der Salzburger Kirche Bestandteile 
der Temporalien dieser Kirche geworden, gehörten also 
zum Reichskirchengut.*) Herr des Reichskirchenguts aber 
war der deutsche König, und zu jeder Veräußerung oder 
dauernden Belastung von Reichskirchengut war die Zu- 
stimmung des Königs nötig?) Indem nun Gebhard sich 
zunächst an den Papst um Privilegierung seiner Gründung 
wandte und erst in zweiter Stelle an den König, entsprach 
er den Anschauungen der Reform; die Kirche erschien als 
die eigentliche rechtsbegründende Macht.*) Der König gab 
Gebhard die Erlaubnis zur Bistumsgründung mit den 
gleichen rechtlichen Bestimmungen, wie sie der Papst 


t) Mon. Carinth. I, S. 68, nr. 27: Apostolica igitur auctoritate... . 
religioni tue concedimus volumus et confirmamus atque auctoritate 
beati Petri apostolorum principis in quocumque loco tibi melius visum 
fuerit, episcopatum in tua parroechia constituere et ad procurandum 
salutem animarum adiutorem tibi tua consideratione ibi preponere ita 
tamen, ut episcopatus ille ecclesie tue tibique vel tuis successoribus 
numquam subtrahatur et nullus ibi episcopus quandoque sive per investi- 
turam, ut dici assolet, vel quocumque pacto inibi constituatur, nisi 
quem tu vel tui successores prompta voluntate elegerint ordinaverint 
et consecraverint. 


2) Mayer, Alpenländer, 39. 
3) Mon. Carinth. I, S. 74, nr. 30; St. 2755. 


4) J. Ficker, Über das Eigentum des Reichs am Reichskirchengut. 
S. B. Wien. Ak. 1872, 139. 


5) Ficker, 1. c., 137. 
6) Brackmann, Studien I, 11 und 12. 
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erteilt hatte, nur wird in der Urkunde des Königs als Ort 
des neuen Bischofssitzes ausdrücklich Gurk bezeichnet.!) 


Am 6. Mai 1072 vollzog Gebhard die Gründung des 
Bistums Gurk.?) An diesem Tage setzte er Günther als 
Bischof ein und weihte ihn in Gegenwart und unter Mit- 
wirkung der Bischöfe Altwin von Brixen, Ellenhard von 
Freising und.Candian von Istrien?) Die Bischöfe Otto 
von Regensburg und Altmann von Passau hatten ihre Zu- 
stimmung zur Ordination schriftlich gegeben. Vor der 


1) Mon. Carinth. I, 8. 74, nr. 30. Es ist anzunehmen, daß Geb- 
hard schon 1070 bei der Anfrage an den Papst Gurk als Bischofssitz 
in Aussicht genommen hatte, Mayer, l. c., 36, Mon. Carinth. 1, S. 4. 
Man kann vielleicht vermuten, daß damals noch das Nonnenkloster 
bestand, weshalb Gebhard Gurk nicht geradezu als Bischofssitz be- 
stimmte; doch da er die baldige Auflösung des Klosters voraussah, wollte 
er sich immerhin schon der päpstlichen Zusage versichern. Erst auf 
der Mainzer Synode hat er dann Gurk selbst genannt. 

2) Die Frage, weshalb Gebhard gerade das in einem Seitental 
etwas abgelegene Gurk zum Bischofssitz bestimmte, beantwortet Jaksch 
dahin, Mon. Carinth. I, S. 4, daß die Salzburger Kirche in und um Gurk 
Güter besaß, die ihr König Ludwig 864 geschenkt hatte zu dem Zweck, 
von diesen, sobald der Erzbischof in bischöflicher Mission nach Kärnten 
käme, seinen Unterhalt zu beziehen, Mon. Carinth. I, nr. 1; Reg. Imp. 
12, 1454. Da Gebhard diese Güter, die den Erzbischöfen später in den 
königlichen Besitzbestätigungen mit zuerkannt worden sind, auch zur 
Dotierung des Bistums verwandte, deshalb sei hauptsächlich Gurk als 
Bischofssitz bestimmt. Diese Erklärung halte ich für gekünstelt und 
auch die Annahme für unwahrscheinlich, daß die Salzburger Erzbischöfe 
genau wußten, zu welchem Zweck ihnen die einzelnen Güter geschenkt 
worden waren. Folgende Erklärung scheint mir richtiger zu sein: Da 
Gebhard die Besitzungen der Hemma zur Ausstattung des Bistums 
benutzen wollte, diese B>eitzungen aber Pertinenzen der Kirche Hemmas 
in Gurk waren, betrachtete Gebhard das Bistum Gurk als Nachfolger 
der Stiftung Hemmas und errichtete deshalb den Bischofssitz in Gurk. 
Dazu kam noch, daß dort durch das eingegangene Kloster eine geeignete _ 
Unterkunft für den neuen Bischof vorhanden war, ein sehr wichtiger 
Faktor für Gebhard, das Bistum in Gurk zu begründen. Aus gleicher 
Erwägung nahm z. B. später Herzog Leopold VI. von Österreich als 
Sitz für sein geplantes Bistum Wien das dort bestehende Schottenkloster 
in Aussicht, vgl. Krabbo, Babenberger, 22. 

*) Über die Persönlichkeit des als Komprovinzial bezeichneten 
Candian von Istrien konnte ich nichts Näheres finden. Vielleicht war 
er ein istrischer Chorbischof. 
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versammelten Menge wurde die Bulle Alexanders II. zur 
Rechtssicherung der neuen Gründung verlesen und erklärt, 
darauf wurde in ähnlicher Weise des Königs Urkunde zur 
Kenntnis gebracht.!) In dieser ‚„Verlautbarung‘ sah man 
die. höchste Gewähr für die Rechtssicherheit der neuen 
Gründung.?2) Darauf wurde noch bestimmt, daß die Ur- 
kunden des Papstes und des Königs im Archiv der Salz- 
burger Kirche aufbewahrt werden sollten.?) 

Eine förmliche Stiftungsurkunde des Bistums hat 
Gebhard damals nicht ausgestellt®), eine Urkunde über die 
dem Bistum zugewiesenen Güter, die Gebhard wahrschein- 
. lich hat ausfertigen lassen), ist nicht auf uns gekommen. 
Aus den Vergabungen des zweiten Gurker Bischofs®) geht 
hervor, daß Gurk die Güter der Hemma besaß, und in 
der Besitzbestätigung König Lothars für Gurk 1130 
wurden der Gurker Kirche die Güter bestätigt, die Hemma 
von ihren Vorfahren ererbt und bei der Begründung der 
Gurker:. Kirche dieser geschenkt habe.”) Ein Sprengel 
wurde damals dem neuen Bistum von Gebhard nicht zu- 
erteilt.®) 


1) Vita Gebehardi archiepiscopi Salisburgensis, M. G. SS. XI, 
c. 2, 26 8—10. 

2) O. von Mitis, Studien zum älteren österreichischen Urkunden- 
wesen, Heft 1 (1906), 13. 

3) Vita Gebeh., 1. c., 26 10—11. 

4) Mon. Carinth. I, S. 97, nr. 6la: ... . venit ad memoriam Gureen- 
sem ecclesiam adhuc usque (1131) carere iure ac privilegio dignitatis suae. 

5) Mon. Carinth. I, S. 6. Auf einen urkundlichen Akt bei der Grün- 
dung von Gurk scheint mir der. Wortlaut der vita Gebhards, siehe Anm. 1, 
hinzuweisen in der genauen Angabe des Datums und der Anwesenden. 

6) Chronicon Gurcense, M. G. SS. XXI, 821 — 9%. 

”) Mon. Carinth. I, S. 93, nr. 58; St. 3253. 

8) Eine Diözese hat erst Erzbischof Konrad 1131 dem Bistum 
zugewiesen, Mon. Carinth. I, S. 97, nr. 61a. Als Grenzen des sehr kleinen 
Sprengels wurden festgesetzt: Im Norden die Bergkette, die die Wasser- 
scheide zwischen der Metnitz und der Mur bildet, von ihr in südlicher 
Richtung über den Ingolsthaler Graben nach St. Georgen im Gurktal, 
vgl. dazu Mon. Carinth. I, S. 98, Abschn, 1, dann die Gurk bis Zwischen- 
wässern und der Südostrand des Gebirges gegen das Krappfeld bis 
St. Veit als Ostgrenze, im Süden die Glan bis zur Mündung der Fei- 
stritz, im Westen die Feistritz aufwärts in nördlicher Richtung bis zur 


- 
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Fast anderthalb Jahrhunderte vergingen, da folgte 
Erzbischof Eberhard von Salzburg dem Beispiele Gebhards 
und errichtete in seiner Diözese die Bistümer Chiemsee, 
Seckau und Lavant, bei deren Gründung der Erzbischof 
die Stiftung Gurks sich vollständig zum Muster nahm. 

Eberhard war eine der glänzendsten Erscheinungen 
des Episkopats der Staufer, als Reichsfürst wie als Erz- 
bischof gleich hervorragend.!) Seine schwäbische Abkunft 
wies ihn zum Anhang der Staufer hin, doch in den kriti- 
schen Jahren des Thronstreits verstand er es mit diplo- 
matischem Geschick, ohne offenen Bruch mit Innocenz IV. 
auszukommen.?) Es war für einen ehrgeizigen mächtigen 
Fürsten wie Eberhard natürlich, großen Anteil an den 
Angelegenheiten des Reichs zu nehmen?), und ganz selbst- 
verständlich, die Gunst der damaligen Verhältnisse zu einer 
planvollen Territorialpolitik zu benutzen. Seitdem im 
12. Jahrhundert die Anschauung aufgekommen war, daß 
die Bischöfe die Temporalien, die. als einheitliche Masse 
galten®), vom Reich zu Lehen trugen’), hatte sich im 


Einmündung des Glödnitztals in das Gurktal, das Glödnitztal aufwärts 
bis zur obengenannten Bergkette nördlich des Metnitztals. Zu der Grenz- 
beschreibung siehe österreichische Generalkarte 1: 200 000, Blatt Klagen- 
furt. Vgl. ferner die Karte bei Hübner, l.c. Die Karte beiI. R. Ku$ej, 
Joseph II. und die äußere Kirchenverfassung Innerösterreichs, Kirchen- 
rechtliche Abhandlungen, hrsg. von U. Stutz, Heft 49 u. 50 (1908), 
Tafel I gibt die Größe des Bistums nach 1773 an, als der Millstätter 
Distrikt an das Bistum gekommen war, Kußej, 1. c., 33. 

!) Hirn, Eberhard II., 35. 

2) Krabbo, Babenberger, 11. 

®) Im Jahre 1202 ging Eberhard als Führer der Gesandtschaft 
nach Rom, um den Protest einer Anzahl Fürsten gegen die Einmischung 
des Kardinallegaten in ihr Wahlrecht zu überbringen. Besonders als 
Vermittler war Eberhard tätig, z. B. 1207 und 1208 zwischen Philipp 
von Schwaben und Otto IV., 1230 zwischen dem Papst und Friedrich II, 
1232 zwischen dem Kaiser und Heinrich (VIL.), 1233 zwischen diesem 
und dem Herzoge von Bayern und 1239 zwischen Friedrich II. und dem 
Herzoge von Österreich. Über Eberhard vgl. die Biographien von Hirn 
im Jahresbericht des k. k. Obergymnasiums zu Krems 1875 und von 
Gruber im Burghauser Programm 1877-79, ferner H. Widmann, 
Geschichte Salzburgs, Bd. I (1907), 293. 

*) J. Ficker, Vom Heerschilde (Innsbruck 1862), 66. 

8) Ficker, Reichskirchengut, 133 ff. 
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Zusammenhang damit die Vorstellung gebildet, daß der 
geistliche Fürst ein Gebiet beherrsche.!) Einerseits durch 
Umgestaltung des ursprünglich privatrechtlichen Verhält- 
"nisses des Bischofs als Grundherrn größerer Gebiete in ein 
öffentlichrechtliches Verhältnis, andrerseits durch Erwer- 
bung von Hoheitsrechten über einzelne Bezirke von seiten 
der Bischöfe, waren die geistlichen Fürsten zu Landesherrn 
ihrer Territorien geworden.?) Mit dieser Umbildung der 
bischöflichen Besitzungen und Rechte zur landesfürst- 
lichen Herrschaft hing das Streben der Bischöfe zusammen, 
ihren zufällig zusammengekommenen Besitz zu erweitern, 
 abzurunden, zu sichern, dem Verleihen von Lehen Einhalt 
zu tun und die Vogteien zu beseitigen, da beides der Terri- 
torialbildung im Wege stand. Der bischöfliche Besitz sollte 
nun Grundlage einer politischen Sondergewalt werden.?) 
Eberhards Tätigkeit bietet ein Musterbild eines bischöf- 
lichen Territorialpolitikers. Er erweiterte den Besitz der 
Salzburger Kirche durch Schenkungen von seiten der 
deutschen Könige Philipp und Friedrich®), durch Kauf von 
Gütern?) und Erwerb neuer Hoheitsrechte®), er rundete 
ihn ab durch diese Erwerbungen und durch Tausch’), er 
war. bestrebt, den Besitz seiner Kirche dauernd zu er- 
halten und die Besitzungen und Rechte, die die Salzburger 
Kirche zur Zeit des Erzbischofs Adalbert eingebüßt hatte, 
zurückzugewinnen®), ihm heimgefallene Lehen verlieh er 
selten von neuem?°), vielmehr bemühte er sich, Grundbesitz 


1) Hauck, Kirchengeschichte V, 77. 

2) A. Hauck, Die Entstehung der geistlichen Territorien. Abhand- 
lungen der philos.-hist. Klasse der Kgl. sächs. Gesellsch. der Wissen- 
schaften, 27. Bd. (1909), 647 ff. 

3) Hauck, Kirchengeschichte IV 3u.4, 764. 

4) Böhmer-Ficker, Regesta Imperii V: Die Regesten des 
Kaiserreichs von 1198 bis 1272 (1881 u. 1882), 59, 695, 698. 

56) A. von Meiller, Regesta Archiepiscoporum Salisburgensium 
inde ab a. 1106 usque ad a. 1246 (Wien 1866), S. 190, nr. 96; S. 220, 
nr. 220, 221; S. 221, nr. 222; S. 225, nr. 244; S. 226, nr. 247; S. 228, 
nr. 256; S. 234, nr. 283. 

6) Meiller, l. c., S. 241, nr. 319; S. 242, nr. 322. 

?) Meiller, S. 269, nr. 456; S. 282, nr. 518; S. 301, nr. 610. 

8) Jbidem, S. 174, nr. 22. 

°?) Ibidem, S. 231, nr. 270; S. 280, nr. 513. 
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der Salzburger Kirche, der als Lehen ausgetan war, dem 
Hochstift zurückzuerwerben!), ja sein Regierungsprinzip 
‚war es geradezu, die Vogteien abzuschütteln?) und sich und 
seinen Nachfolgern vorzubehalten. Seitdem die geistlichen 
Fürsten den Blutbann besaßen, erhielten sie dadurch einen 
bedeutenden Machtzuwachs zur Begründung einer größeren 
Landesgewalt.?) Deshalb ging ihr Bemühen dahin, heimfal- 
lende Vogteien nicht neu zu verleihen, wobei sie in Gegen- 
satz zu den weltlichen Fürsten traten, deren Streben aus 
demselben Grunde darauf ging, möglichst viele Vogteien 
zu erwerben. Durch die zielbewußte Tätigkeit Eberhards ?), 
die „Entvogtung‘‘®) des kirchlichen Besitzes, ist die kirch- 
liche Vogtei im Erzstift Salzburg auf keiner Linie zu größe- 
rer Bedeutung gelangt und damit kein nennbares Hindernis 
zur Ausbildung der Landeshoheit geworden.®) Nicht nur 
in seiner Eigenschaft als Reichs- und Territorialfürst war 
Eberhard auf Erhaltung und Erweiterung seiner Macht 
bedacht, auch als Diözesanoberhaupt hielt er streng an 
seinen bischöflichen Rechten fest”); ihm endlich gelang in 
den langen hartnäckigen Kämpfen des Bischofs und des 
Kapitels von Gurk um die Trennung des Bistums von 


1) Ibidem, S. 200, nr. 134; besonders im unteren Lavanttal, 
Meiller, l. c., nr. 513, 597, 515, und im Lungau, 1. c., nr. 516. 


2) Widmann, Salzburg I, 322. 


- °)K. Lamprecht, Deutsches Wirtschaftsleben im Mittelalter, 
Bd. I, (Leipzig 1886), 1134. 

4) Meiller, l. c., S. 236, nr. 297; S. 244, nr. 326; S. 244, nr. 327; 
S. 245, nr. 331; S. 252, nr. 373; S. 255, nr. 384; S. 273, nr. 478; S. 278, 
nr. 503; S. 296, nr. 590. Wie großen Wert Eberhard darauf legte, die 
Vogtei sich und seinen Nachfolgern dauernd vorzubehalten, geht beson- 
ders daraus hervor, daß er seine Erklärung, wonach er für sich und seine 
Nachfolger auf das Recht Verzicht leistet, für bestimmte Güter des 
Domkapitels die Vogtei wieder zu verleihen, von Kaiser und Papst be- 
stätigen ließ, Meiller, S. 248, nr. 350 und S. 246, nr. 337. 


5) Brunner, Grundzügeder deutschen Rechtsgeschichte? (1919), 149. 


®) Fr. Martin, Die kirchliche Vogtei im Erzstift Salzburg, Mitteil. 
der Gesellsch. f. Salzb. Landeskunde, 46. Bd. (1906), 426. 
?) Siehe den langen Zwist zwischen ihm und dem Kloster St. Lam- 


brecht, gegen dessen Exemptionsgelüste Eberhard seine Autorität durch- 
setzte, Gruber, Eberhard II., Teil II, 25—28. 
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Salzburg ein Abschluß, der die Stellung des Salzburger 
Erzbischofs gegenüber diesem Bistum vollkommen wahrte.t) 

Eberhards Bistumsgründungen aber lassen sich nicht 
allein aus seiner Sorge um Vertiefung der Seelsorge er- 
klären?), obwohl er selbst dem König und dem Papst 
gegenüber nur seinen Eifer für eine gute Leitung seiner 
Diözese als Grund angab: Die große Ausdehnung seines 
Sprengels und die schlechten Wege hinderten ihn, seiner 
Pflicht, Visitationen und Reformationen vorzunehmen, ge- 
nügend nachzukommen?), einige Gebiete seien so entlegen, 
daß er persönlich nicht dorthin gehen, auch keinen seiner 
Mitbischöfe dorthin schicken könne, um bischöfliche Hand- 
lungen vorzunehmen. So könne es geschehen, daß die 
Menschen dort zwar getauft, aber nicht ausreichend unter- 
wiesen in der kirchlichen Lehre, vom rechten Glauben ab- 
wichen 4) In den ihm erreichbaren Orten aber so lange zu 
bleiben oder sie so oft zu besuchen, wie es nötig wäre, 
daran hindere ihn der Mangel an Verpflegung.) Auch seine 
Pflicht als Reichsfürst, die ihn häufig lange Zeit von seinem 
Sprengel fernhielte, sei einer guten Leitung seines Sprengels 
hinderlich.*) Die wahren Wurzeln zu Eberhards Plan lagen. 


1) Mon. Carinth. I, S. 418, nr. 538. Vgl. unten S. 211ff. 
und 235 ff. 

2) Diese Meinung spricht Juritsch, Geschichte der Babenberger 
und ihrer Länder, Innsbruck 1894, 680 aus. 

s) J. P. Migne, Patrologiae cursus completus. Series latina 
216 (Paris 1855), S. 868, nr. 66; Salzb. UB. III (Salzburg 1918), S. 169, 
nr. 664: Cum enim eius provincia sit longe lateque diffusa, frequenter 
hiis que limam correctionis exposcunt visitationis et reformationis offi- 
cium nequit impendere competenter.. .. Urkundenbuch des Herzog- 
tums Steiermark, bearb. von J. von Zahn (Graz 1875ff.), II, S. 222, 
nr. 150; Salzb. UB. III, S. 227, nr. 714: .... exposuit (Karolus prepo- 
eitus Frisacensis) quod Salzeburgensis diocesis usque adeo est diffusa, 
quod eam non potes sicut, deberes, commode visitäre . . . Mon. Carinth. 
IV,, S. 147, nr. 1886: Deinde vero considerans, quod commissi sibi 
gregis dominici multitudo adhuc indiget alterius cura pastoris, cum 
ipse propter viarum pericula vix valeat totam diocesim visitare ... 

4) Zahn II, S. 222, nr. 150; Salzb. UB. III, S. 227, nr. 714. 

6) Patrol. Lat. 216, S. 868, nr. 66; Salzb. UB. III, S. 169, nr. 664. 

6) Monumenta Boica, edid. academia scientiarum Boica, Bd. 30,, 
S. 12, nr. 604; Salzb. UB. III, S. 162, nr. 657. 
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in Zeitverhältnissen, in der Änderung, die im Wirtschafts- 
leben im 12. Jahrhundert eingetreten war. Wie wir sahen, 
war Eberhard wie nur je einer seiner Vorgänger bestrebt, 
keinen alten Besitztitel aufzugeben und möglichst viele 
neue zu erwerben.!) Gerade für den alten Besitz der Kirchen 
aber drohte damals eine große Gefahr in dem Bestreben 
der Lehnsträger der Kirche, das Lehngut zu ihrem Allod 
zu schlagen. Dies Streben hatte seinen Ursprung in dem 
Wesen der Lehnsvergabung, bei der der Beliehene ohne 
. weiteres in den vollen Genuß und Besitz eines Teils des 
großgrundherrlichen Eigentums gelangte?), also in die Rolle 
des Grundherrn selbst eintrat. Es wurde gefördert durch 
die Anerkennung der Erblichkeit der Lehen, denn die dau- 
ernde Verknüpfung des Lehnguts mit einer Familie trug 
zur Bildung größerer Grundherrschaften in den Händen 
der Lehnsträger bei.) Die Entwicklung fand ihren Ab- 
schluß in der Allodisierung der Lehen. Den Lehnsträgern, 
„mit Lehen gesättigt‘‘*), und ohne Aussicht auf Neuerwer- 
bungen, da die Grundherren durch die Jahrhunderte fort- 
dauernden Vergabungen ihrer Besitzungen in Lehnsweise 
sich verausgabt hatten, blieb nichts anderes übrig, als ihre 
bisherigen Erfolge durch Usurpation besseren Rechts we- 
nigstens in jeder Hinsicht zu festigen.) Besonders gefähr- 
lich waren die fürstlichen und gräflichen Lehnsträger und 
die Stiftsvögte, denn da auch sie zu Territorialherren wurden, 
verschmolz das Gut, das sie von der Kirche zu Lehen hatten, 
mit ihrem übrigen Besitz.*) Dagegen blieb das Gut, das an 
Ministerialen zu Lehen ausgetan war, der Kirche zum großen 
Teil erhalten, und die Gefahr der Entfremdung des kirch- 
lichen Besitzes schwand um so mehr, je größer der Anteil 
der Ministerialen an der Regierung der geistlichen Fürsten- 
tümer wurde.’) Obgleich die deutschen Könige die Ent- 


!) Krabbo, Babenberger, 1]. 

®) Lamprecht, Wirtschaftsleben I,, 882. 

®) K. Th. von Inama- DRETHSRE, Deutsche Wirtschaftsge- 
schichte II (1891), 189. 

*) Lamprecht, 1. c., 1170. 8) Lamprecht, 1. c., 879. 

6) Hauck, Geistliche Territorien, 670. 

’) Hauck, I. c., 671. 
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fremdung der Lehen verboten!), mußten die Grundherren 
doch zusehen, wie ein großer Teil ihrer Benefizialgüter ihnen 
verloren ging. Eberhard aber suchte neben andern Maß- 
nahmen?) durch die Gründung seiner Bistümer diesem Vor- 
gange wirksam entgegenzutreten. Dadurch, daß Eberhard 
die Bischöfe nicht zu Grundherren, sondern nur zu Lehns- 
herren ihrer Besitzungen machte, Hoheitsrechte, wie die hohe 
Gerichtsbarkeit über die bischöflichen Güter, sich vorbehielt, 
den Bischöfen reichsrechtlich eine solche Stellung gab, daß 
sie Fürsten nicht zu Mannen haben konnten, sicherte er. 
einen Teil des Eigentums der Salzburger Kirche dem Erz- 
stift. Er schuf sich Bischöfe, über die ihm die weltliche 
und kirchliche Herrschaft zustand, als Lehnsträger?) und 
verhinderte dadurch, daß ein Teil der Besitzungen seiner 
Kirche durch Allodisierung. ihr entfremdet würde. 

Neben diesem Hauptziel aber verfolgte der Erzbischof 
wohl sicher noch einen Nebenzweck mit der Errichtung der 
drei Hochkirchen: in Eberhards Zeit fielen die heftigen 
Kämpfe der Gurker Kirche um die Abschüttelung ihrer 
staats- und kirchenrechtlichen Sonderstellung.*) Konnte 
auch Eberhard die weltliche Oberherrschaft über Gurk aus- 
schließlich’), die kirchliche zum größten Teil®) behaupten, 
so blieb dennoch die Gefahr eines neuen Kampfes um Gurks 
Selbständigkeit für die Salzburger Kirche bestehen. Eber- 
hard wollte nun die Sonderstellung Gurks dadurch besei- 
tigen, daß er ihm andere Bistümer von der gleichen staats- 
und kirchenrechtlichen Beschaffenheit, wie Gurk sie hatte, 


1) M. G. Constit. I, S. 207, nr. 148; S. 247, nr. 177; S. 501, nr. 352. 

2) Vgl. Eberhards Bemühungen um Entvogtung des kirchlichen 
Besitzes und um Rückerwerbung von ausgetanen Lehen, S. 188, Anm. 4 
und Ann. ]l. 

®) In ganz kleinem Maßstabe ist hierin Eberhards Maßnahme dem 
‘Vorgehen Kaiser Ottos I. vergleichbar, der, um der Schwächung des 
Reichs durch die weltlichen Großen vorzubeugen, Reichsgut an die 
geistlichen Fürsten vergabte, über die ihm durch die Investitur größere 
Gewalt zustand als über die weltlichen Fürsten. | 

4) Mon. Carinth. I, S. 304, nr. 414; S. 307, nr. 417; S. 322, nr. 423; 
S. 392, nr. 509; S. 393, nr. 510; S. 398, nr. 515; S. 410ff., nr. 528—53l. 

&) Mon. Carinth. I, S. 322, nr. 423; S. 338, nr. 442. 

®_L.c., S. 313, nr. 420. 
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ja wenn möglich von noch größerer Abhängigkeit von Salz- 
burg, zur Seite stellte. Die neuen Bistümer sollten ein 
Gegengewicht zu Gurk bilden.!) Also mehr die utilitatis 
evidentia als der zelus religionis?) veranlaßten Eberhard 
zu seinen Bistumsgründungen. 

Als erstes Bistum gründete Eberhard das Bistum 
Chiemsee?) Die Klöster Herren- und Frauenchiemsee 
standen im Besitz Salzburgs. Herrenchiemsee, von den 
ältesten Zeiten her Salzburger Eigenkloster, doch jeden- 
‚falls von Tassilo der Hochkirche genommen und danach in 
den Besitz der Karolinger gelangt*), wurde durch Arnulf 
891 an Salzburg zurückgegeben’) Noch einmal scheint 
es dem Erzstift wegen dessen Teilnahme am Aufstand 955 
entzogen worden zu sein®), bis es endgültig durch Otto 1. 
969 an Salzburg zurückkam.’) Der für die Reformierung 
der Klöster so tätige Erzbischof Konrad (I.) von Salzburg 
führte in Herrenchiemsee wie in vielen andern Klöstern 


ı) H. Krabbo, Die ostdeutschen Bistümer, besonders ihre Be- 
setzung unter Kaiser Friedrich II. Hist. Studien, veröffentl. von Ebe- 
ring, Heft 53 (1906), 99ff. Daß dieser Grund bei der Errichtung Chiem- 
sees sehr mitspielte, geht aus Eberharde Wunsch hervor, der Bischof 
von Chiemsee möge sein vicarius citra montes sein,- Salzb. UB. III, 
S. 162, nr. 657, was -geradezu gegen die Rechte des Gurker Bischofs . 
als vicarius des Erzbischofs in der ganzen Diözese ging. 

2) Patrol. Lat. 216, S. 868, nr. 66; Salzb. UB. IL, S. 169, nr. 664: 
Causam autem huius sui propositi allegabat zelum religionis... . et 
utilitatis evidentia. 

3) Gerade für Chiemsee waren die Gründe, die Eberhard dem 
Papst gegenüber als die ihn zur Errichtung des Bistumis treibenden 
Kräfte bezeichnet hatte, siehe S. 189, Anm. 3 und 5, nicht stichhaltig. 
„Geographisch war die Gründung von Chiemsee nicht notwendig“, 
Krabbo, Ostdeutsche Bistümer, 100. 

®e) Hauck, Kirchengeschichte II8u.4, 442. 

5) Salzb. UB. II, S. 68, nr. 36. 

*) S. Riezler, Geschichte Bayerns I, 390. Für Riezlers Annahme 
spricht die Fälschung auf den Namen Ludwigs des Kindes, Salzb. 
UB. U, S. 71, nr. 39, die besonders Salzburgs Rechte auf Chiemsee 
betont, und die eine Entfremdung Chiemsees von Salzburg voraussetzt. 
Sie wird deshalb von Hauthaler, der Riezlers Annahme folgt, in die 
Zeit von 955/58 bis 969 gesetzt, in welche Zeit man sie auch in Hin- 
blick auf die Arnulffälschung, Salzb. UB. IH, S. 56, nr. 34, verlegen muß. 

"),D. ©. I. 380. 
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seines Sprengels die Regel des hl. Augustin ein!) und 
verknüpfte dadurch Herrenchiemsee enger mit dem Erz- 
stift.2) 

Das Kloster Frauenchiemsee war durch. Heinrichs IV. 
Schenkung 1062 in den Besitz Salzburgs gekommen?) 
Zwar suchten die Nonnen ihre Reichsunmittelbarkeit zu 
behaupten®), und eine Zeit lang'hatte sich auch ihre Abhän- 
gigkeit von Salzburg gelockert?), doch König Philipp 
schenkte das Kloster 1201 dem Erzstift zurück.®) 

Hier in Frauenchiemsee wollte Eberhard den neuen 
Bischofssitz errichten. Zur Ausstattung des Bistums sollten 


1) Mon. Boic. II, S. 279, nr. 1. 

2) G. Schreiber, Kurie und Kloster im 12. Jahrh.; Kirchen- 
rechtl. Abhandlungen, hrsg. von U. Stutz, Heft 65-68 (1910), 101, 

3) Salzb. UB. II, S. 168, nr. 101; St. 2616. 

. *) Fälschung auf den Namen Heinrichs IV., Mon. Boic. II, S. 445; 
St. 2809. 

5) Vita Gebeh. et. succ., SS. XI, 4422—23: Exceptis enim duobus 
monasteriis sanctimonialium Chyemesse et Gosse, quae illum (Chun- 
radum archiepiscopum) audire noluerunt, sed ipsi obedire contempserunt. 

®) Mon. Boic. 29,, S. 504, nr. 571; BF. 698; Salzb. UB. III, S. 11, 
nr. 541. Es ist anzunehmen, daß erst durch diesen Akt Frauenchiemsee 
endgültig an Salzburg kam, wie J. Ficker, Vom Reichsfürstenstande I 
(1861), 345 und Martin, Vogtei, 395 meinen. Auch H. Riese, Die 
Besetzung der Reichsabteien 1056-1137, Greifswalder Diss. 1911, S. 34 
und M. Brennich, Die Besetzung der Reichsabteien 1138—1209, Greifs- 
walder Diss. 1908, S. 37, 50, 62 führen Frauenchiemsee als Reichsabtei 
an, Ohne freilich über die Wahl der Äbtissin irgendeine Nachricht zu 
haben, die sie dazu bestimmt. Brackmann, Studien T, 57 dagegen 
rechnet Frauenchiemsee in dieser Zeit zu den bischöflichen Klöstern. 
Sehr wohl möglich ist es, daß die Abtei in der Zeit des Investiturstreites, 
durch dessen Wirren die Salzburger Kirche lange Zeit zu leiden hatte, 
dieser entfremdet worden ist, und daß es.den Erzbischöfen bei ihrer 
Stellung in dem Kampfe zwischen Staat und Kirche unter Friedrich 1. 
nicht möglich war, sie zurückzugewinnen, daß dann Eberhard die Ver- 
hältnisse nach 1198 benutzte, um sich von Philipp diesen Besitz wieder 
zusprechen zu lassen. Diese Annahme wird bekräftigt durch Eberhards 
Plan der Bistumsgründung an diesem Ort. Durch die Aufhebung des 
Nonnenklosters und die Verwendung seines Besitzes zur Ausstattung 
des neuen Bistums — entsprechend dem Vorgange bei der Begründung 
von Gurk — sollte dieser Klosterbesitz dauernd an Salzburg kommen, 
und so jedes neue Streben des Klosters nach Reichsunmittelbarkeit 
verhindert werden. | ; 
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die Besitzungen des Klosters, das, wie Eberhard angab, 
durch sein ordnungswidriges Leben Anlaß zur Auflösung 
bot!), und einige Güter, die der Erzbischof dazugeben 
wollte, dienen. Die Kanoniker von Herrenchiemsee sollten 
ohne Verletzung ihres Besitzstandes an den neuen Bischofs- 
sitz übersiedeln.?) 

Mit diesem Plan wandte sich Eberhard wohl im Jahr 
12123) an Innocenz III. und bat ihn um Erlaubnis zur 
Gründung. Das Verhalten des Papstes nach der Anfrage 
des Erzbischofs war bei allen drei Bistumsgründungen das- 
selbe: er gab nicht sogleich seine Zustimmung, denn in so 
wichtigen Dingen dürfe man nicht ohne reifliche Überlegung 
vorgehen®), damit keine Rechtsverletzung geschehe°) und 
der Papst oder Eberhard nicht der ‚levitas‘‘ beschuldigt 
werde®), sondern er übertrug die Prüfung aller „circum- 
stantiae“ mehreren Geistlichen.) In diesem Vorgehen 
Innocenz’ III. kennzeichnete sich die Anschauung des 
damaligen Papsttums, in kirchlichen Dingen nichts ohne 
Prüfung durch den Papst selbst vornehmen zu lassen und 
über alle kirchlichen Angelegenheiten das uneingeschränkte 
Verfügungsrecht zu besitzen.$) 

Die Prüfung betraf besonders drei Fragen: ob das. 
Salzburger Domkapitel dem Bistumsplan zustimme, ob das 
Stift des Orts, an dem der Bischofssitz errichtet werden 
sollte, das also dadurch zum Domkapitel würde, mit der 
Errichtung des Bistums einverstanden sei, und wie groß 


ı) Patrol. Lat. 216, S. 868, nr. 66; Salzb. UB. III, S. 169, ar. 664. 

2) Ibidem. 

3) Die Antwort des Papstes ist vom 20. Juni 1213 datiert, Patrol. 
Lat. 216, 1. c., Regesta Pontificum Romanorum inde ab a. 1198 ad 
a. 1304, Bd. I (1874), 4768. 

4) Salzb. UB. III, S. 169, nr. 664: Quia vero in talibus sine deli- 
beratione provida procedere non debemus. . . 

8) Salzb. UB. III, S. 227, nr. 714: ... vt res tam ardua sine 
aligua offensione procedat .. . 

©) Mon. Carinth. IV!, S. 136, nr. 1862: ... . ne nos vel tu posse- 
mus argui levitatis. 

?) Salzb. UB. III, 8. 169, nr. 664; S. 227, nr. 714. Mon.Carinth. IV,, 
8. 147, nr. 1886. 

8) Hauck, Kirchengeschichte IV 8u.«4, 755. 
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der Sprengel, wie hoch die Einkünfte des neuen Bischofs 
seien.t) Der Erzbischof sollte durch die Untersuchung dieser 
' Fragen daran verhindert werden, durch die Bistumsgrün- 
dungen die Rechte seines Domkapitels irgendwie zu ver- 
letzen, ihm in seinen Würden, Freiheiten, Rechten und 
Besitzungen Schaden zuzufügen?), überhaupt die Neu- 
errichtung der Bistümer nicht ohne die Einwilligung seines 
Kapitels vorzunehmen. Die Zustimmung seines Dom- 
kapitels brauchte Eberhard, da es sich bei der Dotierung 
der neuen Bistümer um Verleihung von Besitz der Salz- 
burger Kirche handelte; und seitdem die Domkapitel aus 
einer ursprünglich :beratenden eine mitbeschließende Be- 
hörde geworden waren, die die Bischöfe in der Verwaltung 
der Diözese beschränkten, waren die Bischöfe bei Verleihung, 
Belastung, Veräußerung von Kirchengut an den Konsens 
ihrer Domkapitel gebunden.?) Ferner wurde der Erzbischof 
durch die Prüfung der Fragen daran gemahnt, durch seine 
Gründungen auch die Rechte des Stifts des in Aussicht 
genommenen Bischofssitzes zu wahren, vor allem ihm keine 
Güter für die Ausstattung des Bistums zu entziehen.) 
Auch wurde dem Erzbischof nahegelegt, den neuen Bi- 


1) Salzb. UB. III, S. 169, nr. 664; S. 227, nr. 714; Mon. Carinth. IV. 
S. 147, nr. 1886. Während früher die deutschen Könige es als ihr Recht 
ansahen, die Diözesangrenzen den Bistümern zu bestimmen, auch 
‚Heinrich IV. die Zuteilung eines Sprengels an Gurk verfügte, Mon. 
Carinth. I, S. 74, nr. 30, worum sich Gebhard freilich nicht kümmerte, 
war nun die Abgrenzung der Diözese wie überhaupt die Errichtung 
von Bistümern Sache ‘des Papstes geworden, Hauck, Kirchenge- 
schichte IV 3u.4, 174. 


2) Salzb. UB. Ill, S. 200, nr. 692: ... .. Obtento super hoc (die 
Errichtung von Chiemsee) assensu capituli sui, salvo nibilominus per 
omnia iure suo, ut per hoc in dignitatibus libertatibus consuetudinibus 
et rationibus suis nullum eis preiudieium generetur. Ähnlich bei der 
Begründung von Seckau, Salzb. UB. III, S. 241, nr. 726. 


®) A. Werminghoff, Verfassungsgeschichte der deutschen Kirche 
im Mittelalter, Grundriß der Geschichtswissenschaft, hrsg. von 
A. Meister II, 6 (1913), 149 ft. 

4) Salzb. UB. III, S. 200, nr. 692; S. 227, nr. 714: .. . inquiren- 
tes, si Sechowensis ecclesia ad hoc servetur indempnis. ‘Mon. Carinth. IV, 
S. 148, nr. 1886: . . . nescientes ... an ecclesia sancti Andree servare- 
tur indempnis . . . | 


13* 
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schöfen nicht einen so kleinen Sprengel und so schmale 
Einkünfte zu geben, daß sie in Armut gerieten.!) 

Die mit der Prüfung der Angelegenheiten beauftragten 
Geistlichen berichteten dem Papst das Ergebnis der Unter- 
suchung, der nach Feststellung aller erforderlichen Voraus- 
setzungen für die geplante Gründung die Entscheidung 
fällte. Die Größe der Diözese wurde bei allen drei Bistü- 
mern auf eineinhalb Tagereisen, die jährlichen Einkünfte 
eines jeden Bischofs auf 300 Mark (Silber) festgesetzt.?) 


1) Salzb. UB. III, S. 227, nr. 714. 

2) Salzb. UB. III, S. 200, nr. 692; S. 24l, nr. 726; Potthast 
5843. Mon. Carinth. IV, S. 147, nr. 1886; Potthast 7449. Die Größe 
des Sprengels war sehr gering, „man gewinnt den Eindruck, er sei nur 
deshalb zugeteilt worden, weil jeder Bischof eine Diözese haben mrß“, 
KußSej, Joseph IL, 111. Zu der schwankenden Größe von einer dieta 
vgl. Friedrich Ludwig, Untersuchungen über die Reise- und Marsch- 
geschwindigkeit im 12. und 13. Jahrh. Für die Festsetzung der Größe 
einer dieta kann hier als Grundlage die Angabe Eberhards dienen, 
Herrenchiemsee liege zwei Tagereisen von Salzburg entfernt, Salzb. 
UB. III, S. 200, nr. 692. Danach ergäbe sich eine dieta von ungefähr 
30 km. Auch die Einkünfte waren sehr karg bemessen. Mit Hilfe der 
Taxe, die die Bischöfe bei Provision oder Bestätigung durch den Papst 
an die Kurie zahlen mußten, kann man einen Schluß auf die Höhe des 
Einkommens der Bischöfe machen. Die Taxe, die ein Drittel des Gesamt- 
einkommens betrug, vgl. E. Göller, Der liber taxarum der päpstlichen 
Kammer, Quellen u. Forschungen aus ital. Archiv. u. Bibl., 8. Bd. (1905), 
128, war für die drei Bistümer nicht die gleiche, wie man meinen sollte. 
Danach hatte der Seckauer Bischof das höchste Einkommen — das 
bei A. Lang, Acta Salzburgo-Aquilejensia, Quellen zur Geschichte der 
ehemaligen Kirchenprovinzen Salzburg und Aquileja, Bd. I (1903 u. 
1906), S. 616, nr. 862, Anm. 1 berechnete ist nicht zutreffend — dem 
die Einkünfte des Bischofs von Chiemsee wenig nachstanden. Die des 
Lavanter Bischofs waren kümmerlich. Nach der Taxe geschätzt, hätten 
sie ein Zehntel des Einkommens des Seckauer Bischofs betragen müssen. 
Daß man aber doch nicht ohne weiteres die Taxe zur Berechnung der 
bischöflichen Einkünfte zugrunde legen kann, lehrt folgendes Beispiel: 
Der Lavanter Bischof Dietrich gab 1320 dem Papst die Höhe seines 
Einkommens aus den Mensalgütern auf höchstens 700 Goldgulden an, 
Lang, l. c., S. 47, nr. 33. Bischof Peter von Lavant zahlte 1357 als 
servitium commune aber nur 60 fl., Lang, S. 416, nr. 57la, also nicht 
ein Drittel, sondern knapp ein Elftel. Das Einkommen des Lavanter 
Bischofs erreichte längst nicht die von Eberhard angegebene Höhe. 
Einen Schluß auf die tatsächlichen Einkünfte der Bischöfe könnte man 
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Für die drei Bistümer wurde dasselbe Rechtsverhältnis 
bestimmt: die Wahl und die Investitur der Bischöfe soll 
ohne jeden Widerspruch den Salzburger Erzbischöfen zu- 
stehen, aus deren Gütern jedes Bistums dotiert ist.!) 

Im Juni 1213 beauftragte Innocenz III. auf die Anfrage 
des Erzbischofs hin den Abt von Melk und den Propst von 
Heiligkreuz in Augsburg mit der Untersuchung des Chiem- 
seer Bistumsplans Eberhards.?) Der Erzbischof ließ sich 
inzwischen auf dem Konstanzer Hoftag im März 1213 von 
Friedrich II. den Besitz von Frauenchiemsee bestätigen 
und gleichsam als Lohn dafür, daß er Friedrich anerkannte, 
sich von ihm die Erlaubnis zur Bistumsgründung in Frauen- 
chiemsee geben.?) Friedrich II. bestimmte, daß der Bischof 
von Chiemsee in bezug auf die Regalien und die Investitur 
von den Salzburger Erzbischöfen und nicht vom Reich 
abhängig sein solle.*) Eberhard brauchte die Zustimmung 


auch, freilich mit größter Vorsicht, wie Steinherz, Die Einhebung des 
Lyoner Zehnten im Erzbistum Salzburg 1282-1285, M. J. Ö. G. 14, 
S. 1ff. betont, aus den Zehntabgaben ziehen, die die Bischöfe beim 
Einsammeln des Lyoner Zehnt an die Kurie ablieferten. Doch konnte 
der libellus decimationis de anno 1285, hrsg. von W. Hauthaler, als 
Beilage zum Programm des fürsterzbischöflichen Privat-Untergymna- 
siums Borromeum in Salzburg 1887, von mir nicht eingesehen werden. 
Die Einkünfte der Bischöfe mußten durch neue Schenkungen, Böhmer- 
Redlich, Regesta Imperi VI: Die Regesten des Kaiserreichs von 
1273 bis 1313 (1898), nr. 659, Zahn III, S. 94, nr. 38, Lang, l.c., S. 
616, nr. 862 und durch Beibehaltung anderer Einnahmequellen, Zahn II, 
S. 567, nr. 455 aufgebsssert werden. Zum Vergleich mag darauf hinge- 
wiesen werden, daß bei der geplanten Errichtung des Bistums Wien 
dem neuen Bischof Einkünfte im Wert von 1000 Mark Silber zugewiesen 
werden sollten. 

1) Salzb. UB. III, S. 200, nr. 692; S. 227, nr. 714; Mon. Carinth. IV,, 
S. 148, nr. 1886. 

2) Patrol. Lat. 216, S. 868, nr. 66; Salzb. UB. III, S. 169, nr. er 
Potthast 4768. 

3) Mon. Boic. 30,, S. 12, nr. 604; Salzb. UB. III, S. 162, nr. 657. 

*%) L.c.:... qui (episcopus) tantum ad Salzburgenses archiepi- 
scopos et non ad imperium in regalibus et investitura debeat habere 
respectum. Der König begründete’ seine Verfügung in Betreff der In- 
vestitur des neuen Bischofs durch den Erzbischof damit, daß das Inve; 
stiturrecht den Erzbischöfen zugestanden habe, als Chiemsee noch eine 
Abtei war, Salzb. UB. III, S. 190, nr. 683: .. . indulgentes ut ... 
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des Königs zu seinem Plan, da er das neue Bistum aus den 
Temporalien seines Erzstiftes, also mit Reichslehen, aus- 
statten wollte. 

Im April 1215 ließ sich Eberhard vom König die Be- 
sitzbestätigung und die Erlaubnis zur Bistumsgründung in 
Frauenchiemsee wiederholen.!) Erst Ende des Jahres 1215, 
wohl bei Eberhards Anwesenheit auf dem Laterankonzil?), 
erhielt der Erzbischof vom Papst die Erlaubnis zur Ver- 
wirklichung seines Plans®), doch nicht in Frauenchiemsee, 
sondern in Herrenchiemsee durfte er den neuen Bischofssitz 
errichten.*) An der Auflösung des Nonnenklosters war wohl 
Eberhards Plan in bezug auf den Bischofssitz und die Aus- 
stattung des neuen Bistums mit den Klostergütern ge- 
scheitert.°) | 

Darauf schritt Eberhard zur Gründung des Bistums 
und setzte als ersten Bischof Rüdiger ein®), den Propst 
von Zell am See.”) 


sSedem erigas kathedralem, in qua etiam investituram regalium ad te 
volumus pertinere quia tempore abbacie a predecessoribus nostris et nobis 
tibi et successoribus tuis eandem investituram recognoscimus attributam. 
Der König sah also, wohl durch Eberhard veranlaßt, das Bistum Chiem- 
see als eine Fortsetzung der Abtei Chiemsee an. 


ı) Salzb. UB. III, S. 190, nr. 683; BF. 789. 

2) Daß Eberhard an dem Konzil’teilgenommen hat, was Meiller, 
l. c., S. 526, Anm. 71, bezweifelte, ist nun durch Krabbo, Die deut- 
schen Bischöfe auf dem vierten Laterankonzil, Quellen und Forschungen 
aus ital. Arch. und Bibl., 10. Bd. (1907), S. 275ff. bewiesen. 

3) Annal. s. Rudb., SS. IX, 78025: In ipsa synodo (Rom 1215) 
Kymensis episcopatus instituitur. 

4) Mon. Carinth. I, S. 348, nr. 456. 
5) Da Eberhard sich noch im April 1215 von Friedrich II. die 
Gründung eines Bistums in Frauenchiemsee privilegieren ließ, muß er 
bis dahin an seinem Plan festgehalten haben. Meiller, 1. c., S. 525, 
Anm. 68 nimmt die Änderung des Plans zu einem früheren Zeitpunkt 
an, veranlaßt durch die falsche Auslegung der Datierung von Pott- 
hast 5056. | 

©) Annal. s. Rudb., SS. IX, 78026: ... Kymensis episcopatus 
instituitur, et ad ipsam sedem Ruodigerus primus episcopus ordinatur. 
Cont. Admunt., SS. IX, 59234—37: Domnus Eberhardus Salzepur- 
gensis archiepiscopus sedem episcopalem in Chimese constituit et dom- 
num Rudigerum primum episcopum ibidem creavit. Beide Annalen 
bringen die Gründung zum Jahre 1215, wohl auf der Bewilligung des 
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Die Grenzen der Diözese Chiemsee, wie Eberhard sie 
dem Papst angegeben hatte, verbriefte der Erzbischof dem 
Bischof in einer Urkunde vom 30. Dezember 1217.1) Als 
Mensalgüter wurden dem Bischof von Chiemsee Besitzungen 
des Erzstifts zuerteilt, die verstreut im Gebirge und im 
Vorland lagen, aber bis auf eine Ausnahme nicht in den 
Sprengel fielen.2) Aus diesen Besitzungen sollte der Bischof 
seinen Jahresbezug von 300 Mark ziehen. 

Bald nach der Errichtung des Bistums Chiemsee be- 
schäftigte Eberhard ein neuer Bistumsplan. In Seckau 
sollte ein Bischofssitz errichtet werden. 

Die Seckauer Kirche war mit ihren Besitzungen wie 
die Gurker Kirehe durch Übereignung seitens des Grund- 
herrn in den Besitz Salzburgs gekommen. Der Edle Adal- 
ram von Waldeck hatte 1140 die Marienkirche in Feistritz 
bei Knittelfeld, die von seinem Vater auf Allod gebaut 
worden war, mit ihrem Zubehör in gesetzlicher und voll- 
gültiger Weise der Salzburger Kirche übergeben mit der 
Bestimmung, daß dieser Ort nur gottesdienstlichen Zwecken 
dienen und ein Augustinerchorherrenstift hier errichtet 


Papstes fußend. Anzunehmen dagegen ist, daß die Gründung An- 
fang 1216 stattfand, vielleicht auf Eberhards Reise nach oder von Augs- 
burg, Meiller, 1. c., S. 211, nr. 175. In einer Urkunde vom 24. Sep- 
tember 1216 erscheint der Bischof von Chiemsee zum erstenmal als 
Zeuge, Meiller, I. c.,, S. 211, nr. 177. | 

?) [zu S. 198] Salzb. UB. III, S. 195, nr. 688. 


1) Salzb. UB. III, S. 233, nr. 718; Meiller, S. 528, Anm. 82. 
Es wurde damit aus der Erzdiözese Salzburg ein Gebiet herausge- 
schnitten, das im Westen der Inn von Rosenheim bis Kufstein begrenzte, 
im Süden verlief die Grenze über Söll, das Brixental nach Kitzbühel 
und von dort zum Paß Thurn, im Osten fiel die Grenze mit der heutigen 
Tirols gegen Salzburg zusammen und zog über Hochfilzen, den Pillersee 
nach Waidring und Erpfendorf, von wo aus die große Ache bis zu ihrer 
Mündung in den Chiemsee die Ostgrenze bildete, im Norden verlief 
die Grenze nördlich des Chiemsees zum Inn. Vgl. Österreichische Ge- 
neralkarte, Blatt Kufstein und Bruneck und die Karte bei Hübner, 
Archidiakonats-Einteilung. Die Ausdehnung der Diözese in nord-süd- 
licher Richtung überstieg das festgesetzte Maß von 45 km, die in ost- 
westlicher Richtung dagegen blieb dahinter zurück. 

2) Salzb. UB. III, S. 233, nr. 718. Sacherang im oberen Priental, 
im Pinzgau die Pfarreien und Propsteien Stuhlfelden nebst Burgwies 
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werden solle!) Da der Ort dem Verkehr zu nahe lag?), 
wurde die Propstei mit Genehmigung des Papstes auf die 
Bitte des Erzbischofs Konrad hin nach der waldigen Hoch- 
fläche von Seckau übertragen.?) Dort entwickelte sich das 
Stift dank der Schenkungen seines Gründers?), andrer 
Edlen®) und der Salzburger Erzbischöfe®) bald zu ansehn- 
licher Blüte. 

Die Gründe, die im allgemeinen Eberhard zu der Er- 
richtung der Bistümer veranlaßten, sind bekannt. Das 
Bistum gerade in Steiermark zu gründen, dazu hatte 
Eberhard einen besonderen Anlaß: er lag in dem Streben 
des Herzogs Leopold VI. von Österreich, in seinem Terri- 
torium ein Landesbistum zu errichten.’) De Österreich und 
Steiermark kirchlich dem Bischof von Passau und dem 
Erzbischof von Salzburg unterstanden, mußten diese bei 
Errichtung eines österreichischen Landesbistums geschädigt 
werden?) Handelte es sich zunächst bei dem Gründungs- 


und Wilhelmsdorf, Zell a. See und Taxenbach, im Pongau die Propstei 
Bischofshofen, alle mit ihren Einkünften und Besitzungen, ferner ein 
Haus in Salzburg, Weinberge bei Arnsdorf (in Niederösterreich) und 
bestimmte Salzburger Lehen im Zillertal. Es handelt sich z. T. um 
sehr alten Besitz Salzburgs. So geht der Besitztitel bei Zell a. See und 
Bischofshofen auf die Agilolfingerzeit zurück, Salzb. UB. I, S. 8 u. 15. 
Über die Gründe der Streulage des Mensalbesitzes außerhalb der Diözese, 
die sich bei Seckau wiederholt, siehe H. Pirchegger, Zeitschr. des 
hist. Ver. f. Steiermark, 16. Jahrg. (1918), 40. 


1) Zahn I, S. 186, nr. 179. 

2) Zahn I, S. 216, nr. 209: ... quia locus omni regione tran- 
seunti patebat et ad religionis tranquillitatem nullum secretum habe- 
bat... Über die Lage des Orts an der Straße Neumarkt-Liezen, 
einem Teil der Römerstraße Aquileja-Wels, siehe OÖ. Kämmel, Die 
Anfänge des deutschen Lebens in Österreich, $S. 66 und über seine Lage 
an der Straße zum Semmering vgl. Oehlmann, Alpenpässe im Mittel- 
alter, 269 u. 276ff. 

8) Zahn I, S. 219, nr. 211; J.-L. 8349. 

*) Zahn I, S. 212, nr. 207; 8. 255, nr. 249. 

5) Zahn I, nr. 286, nr. 404, nr. 499, nr. 546, nr. 619. 

6, Zahn I, nr. 210, nr. 240, nr. 341, nr. 343, nr. 402, nr. 700. 

?) Vgl. zum Folgenden Krabbo, Babenberger. 

8) Vgl. den gleichen Versuch der Gründung eines Landesbistums 
und der dadurch bedingten Schädigung der bestehenden Reichsbistümer 
in Brandenburg durch die Askanier, den Grafen Heinrich von Gardelegen 
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plan des Herzogs um eine Beeinträchtigung Passaus — 
denn Wien sollte Sitz des Landesbistums werden und ein 
Teil von Österreich dessen Sprengel — so war dennoch 
das Streben des Herzogs auch für Eberhard und seine 
Diözese bedrohlich. Vollends gar erkannte wohl Eberhard 
die Gefahr, als aus des Herzogs Plan hervorging, daß Leo- 
pold seine anfangs dem Papst gegenüber gemachten An- 
gaben über die erwünschte Größe der neuen Diözese und 
über die Ausstattung des Bistums allein aus seinem Eigen- 
besitz nicht einzuhalten gedachte und selbst Kirchengut 
zur Dotierung verwenden wollte. Deshalb jedenfalls hat 
Eberhard, der vom Papst mit der Untersuchung des Plans 
Leopolds betraut worden war!), von vornherein ihn nicht 
begünstigt.?2) Der Plan des Herzogs scheiterte zunächst an 
dem Widerstande Mangolds von Passau, doch wurde die 
Möglichkeit seiner Verwirklichung sehr groß, als nach 
Mangolds Tode 1215 unter starker Beeinflussung des Her- 
zogs sein Kanzleichef Ulrich?) zum Bischof von Passau 
gewählt wurde. Auch jetzt ging noch einmal die Gefahr 
vorüber, als der Herzog im Juni 1217?) zum Kreuzzug 
aufbrach, der ihn über zwei Jahre seinen Ländern fernhielt.5) 
Des Herzogs Abwesenheit benutzte Eberhard zur Gründung 
eines Bistums in Steiermark, so daß der Herzog bei seiner 
Rückkehr ein Bistum in seinem Territorium vorfand, aber 
nicht, wie er erstrebt hatte, ein von ihm abhängiges, sondern 


und seinen Bruder, den Markgrafen Otto II. von Brandenburg, die in 
Stendal ein Landesbistum errichten wollten, wodurch Halberstadt und 
Verden geschädigt worden wären, Krabbo, Ostdeutsche Bistümer, 44 ff. 


1) Potthast 3085. 

2) Krabbo, l.c., 24. Meiller, l.c., 8.515 Anm. 37 glaubt, für 
Eberhards Stellung könne auch seine Freundschaft zu Mangold heran- 
gezogen werden. Dieser, ein Landsmann Eberhards, war wahrscheinlich 
durch Eberhards Verwendung auf den Passauer Stuhl erhoben worden. 

3) Über seine Tätigkeit in der herzoglichen Kanzlei siehe Mitis, 
Österreichisches Urkundenwesen, 387 ff. 

4) M. Tangl, Das Itinerar Herzog Leopolds VI. im Jahr 1217. 
Blätter des Vereins für Landeskunde von Niederösterreich, Bd. 32 
(1898), S. 98. 

5) Im Oktober 1219 erschien der Herzog in seinen Ländern, 
Meiller, l.c., S. 222, nr. 228, 
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ein dem Salzburger Erzbischof untertanes. Die Gründung 
des Bistums Seckau war ‚einer der klügsten Schachzüge 
Eberhards‘.!) 

Im Jahre 1217 wandte sich Eberhard an den Papst 
mit der Bitte, ihm zur Gründung eines Bistums in Seckau, 
wozu ihm sein Domkapitel schon die Einwilligung gegeben 
habe, und dem er einen Sprengel von gleicher Größe und 
Einkünfte von gleicher Höhe wie Chiemsee zuweisen wolle, 
die Erlaubnis zu geben.?2) Nach der üblichen Untersuchung 


ı) H. von Srbik, Die Beziehungen von Staat und Kirche in 
Österreich während des Mittelalters. Forschungen zur inneren Geschichte 
Österreichs, hrsg. von A. Dopsch, Bd.]I, Heft 1 (1904), 24. 


2) Zahn II, S. 222, nr. 150; Salzb. UB, III, S. 227, nr. 714. Eine 
Urkunde, die die Zustimmung des Königs enthält, ist nicht überliefert. 
Dessen Einverständnis bei Vergabung von Reichslehngut war aber nötig. 
Es fragt sich nun, wann Eberhard die Zustimmung Friedrichs II. zu 
der neuen Bistumsgründung nachgesucht hat. In der Urkunde des 
Königs vom 26. Oktober 1218, Zahn II, S. 241, nr. 161, Salzb. UB. III, 
S. 250, nr. 731, wird neben der Erlaubnis des Papstes und der Zustim- 
mung der Fürsten auch die Einwilligung des Königs zur Gründung von 
Chiemsee und Seckau erwähnt. Am 4. Juni 1217 nun war Eberhard 
in Friesach, Meiller, l. c., S. 214, nr. 192, und wird dort mit dem Propst 
Karl von Friesach, den er zum ersten Bischof von Seckau ausersehen 
hatte, und den er zu den Unterhandlungen in dieser Angelegenheit nach 
Rom schickte, noch Besprechungen in der Seckauer Frage gehabt haben 
(Propst Karl war auch am 4. Juni 1217 noch in Friesach, Meiller, 
l. c., 8. 214, nr. 192). Von Friesach aus begab sich Eberhard zum König 
nach Augsburg, BF. 910, und hat vielleicht dort ihn um die Zustimmung 
zur Errichtung Seckaus gebeten. Dagegen erwähnt Eberhard in der 
Dotationsurkunde für Seckau, Zahn I], S. 245, nr. 163; Salzb. UB. III, 
S. 260, nr. 738, bei der Erzählung seiner Maßnahmen zur Gründung 
des Bistums nichts davon, daß er die Erlaubnis des Königs eingeholt 
habe. Es heißt nur: domino Honorio pape tercio una cum capitulo 
nostro obtulimus preces nostras quas favore apostolico exaudivit. Nos 
itaque benignitate apostolica permittente de consensu et consilio capituli 
nostri in predicto monasterio sedem fecimus kathedralem .... Erst 
bei der Verfügung, daß der Bischof die Regalien vom Erzbischof emp- 
fangen soll, weist Eberhard auf die Urkunde Friedrichs II. vom 26. Ok- 
tober 1218 hin. Es ist also auch möglich, daß Eberhard nicht 1217 vor 
der Gründung von Seckau die Erlaubnis des Königs eingeholt hat, son- 
dern dieser 1218 nach vollzogener Tatsache zustimmte. Da Friedrich II. 
1218 für die reichsrechtliche Stellung von Chiemsee und Seckau Ver- 
fügungen traf und auf Chiemsee paßte, daß es de Romane sedis licentia 
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der ‚„eircumstantiae‘ erteilte Honorius III. im Juni 1218 
seine Zustimmung zur Gründung.!) 

Im Sommer 1218 gründete Eberhard das Bistum 
Seckau und setzte den Propst Karl von Friesach als ersten 
Bischof ein.?) In einer Urkunde vom 17. Februar 1219 
bestimmte Eberhard dem neuen aus der Erzdiözese heraus- 
geschnittenen Bistum die Grenzen, wie er sie dem Papst 
angegeben hatte.?) Die Mensalgüter, die dem Seckauer 
Bischof aus dem Besitz der Salzburger Kirche zugewiesen 
wurden, konzentrierten sich um Leibnitz®), um das Knittel- 
felder Becken 5) und im Tal der Raab.®) 


et regie benignitatis applausu nec non et de principum nostrorum assensu 
gegründet worden war, könnte dieser Satz nur für Chiemsee zutreffende 
Angaben enthalten, brauchte aber nicht für Seckau gültig zu sein, auf 
das er nur durch Verallgemeinerung in der Urkunde bezogen worden, ist. 


1) Salzb. UB. III, S. 241, nr. 726; Potthast 5843. 

2) Annales sancti Rudberti Salisburgenses, M. G. SS. IX, 781 34.—38. 
Die Annalen bringen die Errichtung des Bistums erst zum Jahr 1219, 
vielleicht auf die Zuweisung der Sprengelgrenzen sich stützend. Daß 
das Bistum schon vor dem September 1218 bestanden hat, geht aus 
Meiller, l.c., S. 217, nr. 207 hervof. 

8) Salzb. UB. III, S. 260, nr. 738. Die Diözese Seckau erstreckte 
sich über das Murtal von Weiskirchen bis Feistritz östlich von Seckau, 
überschritt die Gleinalpe und nahm das Flußgebiet der Kainach ein 
bis zu deren Mündung in die Mvr, sich allmählich verschmälerna. Sie 
umfaßte nach Hübner, Archidiakonatseinteilung 45, nicht den ganzen 
oberen Murgau bis zum Lungau, wie Meiller, l.c., S. 529, Anm. 84, 
und Krabbo, Babenberger, Karte, meinen. Vgl. zur Größe der Diözese 
Österreichische Generalkarte, Blatt Klagenfurt und Graz, ferner die 
Karte bei Hübner, l.c. Kuöej, Joseph IL, Tafel I veranschaulicht 
einen späteren Zustand, als der Piherer Distrikt durch Vergleich zwischen 
dem Bischof von Seckau und dem Abt von St. Lambrecht im Jahre 1677 
zwar rechtlich dem Bistum Seckau verblieb, doch dadurch, daß er unter 
die Ordinariatsjurisdiktion von St. Lambrecht kam, tatsächlich dem 
Bistum verloren ging, das nun in zwei Teile gerissen wurde. 

4) Der Bischof erhielt die Pfarren Leibnitz und St. Veit am Vogau, 
die Zehnthöfe Saggau und Unter-Zirknitz und einen alten Turm in der 
Feste Leibnitz mit Liegenschaften um Leibnitz. Salzburg war seit den 
frühesten Zeiten hier begütert, vermehrt war dieser Besitz besonders 
durch D. O. 1. 389. 

5) Die Pfarre Fohnsdorf und dreißig Mansen an der Gal. Auch hier 
handelte es sich um alten Besitz des Erzstifts, Salzb. UB. II, S. 38, nr. 21. 

6) Vgl. zu diesem Besitz H. Pirchegger, Zeitschr. des hist. Ver. f. 
Steiermark, 16. Jahrg. (1918), 39—50. 
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Nach der Dotierung des Bistums erhob die Herzogin 
Theodora von Österreich bei Honorius III. Klage, erstens 
weil der Erzbischof die Gründung vollzogen habe, ohne die 
Einwilligung des Herzogs, des Vogts von Seckau, einzu- 
holen, wie es von Rechts wegen hätte geschehen sollen, und 
zweitens, daß Eberhard dem Bischof einige Kirchen zuge- 
wiesen habe, deren Patronat dem Herzoge zustehe.!) In- 
wieweit der zweite Punkt der Klage berechtigt war, läßt 
sich nicht feststellen ?), der erstgenannte Grund aber war 
nur ein Vorwand zum Einspruch, denn des Herzogs Rechte, 
der Vogt des Stifts Seckau war, das durch die Begründung 
des Bistums nicht im geringsten berührt wurde, und das 
auch seine Zustimmung zur Gründung gegeben hatte, 
blieben unangetastet. Zur Gründung des Bistums aber 
war der Erzbischof nur an die Einwilligung des Königs 
und des Papstes gebunden. Theodora aber wollte durch 
ihren Einspruch ein Zustimmungsrecht des Landesfürsten 
bei Errichtung neuer Bischofssitze in seinem Territorium 
geltend machen.?) Es sollte dadurch dem Landesherrn 
ein Anteil an der Besetzung des Seckauer Stuhls gesichert 
werden, ein kleiner Ersatz für das von dem Herzog er- 
strebte Besetzungsrecht eines von ihm abhängigen Landes- 
bistums. Zwar ermahnte der Papst den Erzbischof sehr 


1) Zahn III, S. 27, nr. 22; Salzb. WB. III, S. 267, nr. 742. Aus der 
Urkunde geht deutlich hervor, daß di« Herzogin gegen die Gründung 
des Bistums Einspruch erhob. Vgl. dazu die Ansicht Meillers, l.c., 
S. 532, Anm. 93. 


2) Um Verletzung des Patronatrechts des Herzogs durch Eber- 
hard bei den Kirchen, die Eberhard der Diözese Seckau zuteilte, und 
über welche z. T. dem Herzog der Patronat zustand, z. B. über Piber, 
Zahn II, S. 528, nr. 414 und über Tobel, Zahn II, S. 512, nr. 399 kann 
es sich kaum handeln. Eberhard hatte auch bei Abgrenzung des Seckauer 
Sprengels betont: Ius autem patronatus et decimas in supradictis 
ecclesiis nobis ubi prius habuimus, reservamus sine preiudicio ivrie 
penitus alieni, Salzb. UB. III, S. 260, nr. 735. Eberhard könnte nvr 
in der Zuteilung der Mensalgüter das Patronatsrecht des Herzogs ver- 
letzt haben, der sich beklagt, daß er pro redditibus Schaden erlitten 
habe. Der Patronat des Herzogs über eine der mensa des Bischofs zu- 
gewiesene Kirche läßt sich nicht nachweisen. 


3) Srbik, Staat und Kirche, 30. 
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energisch, die Rechte des Herzogs nicht zu schmälern!), 
doch für die Ausstattung und die rechtliche Stellung 
Seckaus zu Salzburg hatte der Einspruch Theodoras keine 
weiteren Folgen. 

Ein drittes Bistum gründete Eberhard in Lavant. 
Im Lavanttal hatte Salzburg schon seit frühesten Zeiten 
Besitz?), der durch Schenkungen bald anwuchs?) und 
dessen Mittelpunkt die Pfarrkirche St. Andrä war. Eber- 
hard begründete hier, wo nur ein Weltpriester das kirchliche 
Amt versah, aus Kanonikern seines Domkapitels ein 
Chorherrenstift. 4) 

Um weitere Salzburger Besitzungen vor Allodisierung 
zu schützen und gleichzeitig den durch die Tauernkette 
von Salzburg getrennten südöstlichen Teil seines Sprengels 


1) Zahn III, S. 27, nr. 22; Salzb. UB. III, S. 267, nr. 742; Pott- 
hast 6055. 

2) In der Besitzaufzählung der Urkunde Ludwigs des Deutschen 
für Salzburg genannt, Salzb. UB. I, S. 38, nr. 21. 

3) Salzb. UB. I, S. 186, nr. 23; S. 190, nr. 2; S. 243, nr. 25. L. c. II, 
S. 48, nr. 28; S. 344, nr. 240. | 

*) Zahn II, S. 318, nr. 227; Salzb. UB. Ill, S. 329, nr. 801: in 
ecclesia sancti Andree de Lavant, in qua cum ministraret unus presbiter 
secularis, in ea prepositum et conventum regularium noviter ordinavit. 
Mon. Carinth. IV „ 8.168, nr. 1947: ..... in Lavent in ecclesia sancti 
Andree in qua tunc canonici et ordo regularis de corpore capituli nostri 
& nobis extitit institutus. Karlmann Tangl, Reihe der Bischöfe von 
Lavant (Klagenfurt 1841), 371 nimmt die Errichtung des Chorherren- 
stifts zum Jahr 1212 an, da eine Urkunde, die er aber nicht einsehen 
konnte, vom 20. August 1212 vorhanden sein soll, die die Begründung 
des Chorherrenstifts Lavant mit Bewilligung des Papstes und des Königs 
Friedrich verbrieft. Auch Fürstbischof Caspar von Stadion von Lavant 
verlegt in dem Bericht, den er 1687 über die Diözese Lavant verfaßte, 
die Errichtung des Chorherrenstifts in das Jahr 1212, und zwar nach 
einer Urkunde auf den 12. August, Tangl, l. c., 293. Was den Inhalt 
der von Tangl erwähnten Urkunde anbetrifft, ist zu bemerken, daß 
Eberhard die Zustimmung des Königs zu dieser rein kirchlichen An- 
gelegenheit nicht nötig hatte; wie er sie erlangt haben sollte, da Friedrich 
sich zu jener Zeit auf seinem abenteuerlichen Zug nach Deutschland 
befand, Winkelmann, Otto IV., 320ff. ist nicht klar. Bei der Urkunde 
kann es sich um eine Fälschung bandeln. Möglich wäre auch, daß sie 
sich auf die Gründung des Bistums Lavant bezieht, wozu Eberhard 
außer der Erlaubnis des Papstes auch die Zustimmung des Königs nötig 
hatte, und daß nur das Datum falsch angegeben ist. 
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mehr an sein Hochstift zu fesseln, rief Eberhard noch ein 
Bistum ins Leben. Das durch die Gründung besonders 
an Salzburg gebundene Chorherrenstift Lavant entsprach 
seiner Lage und seinen Rechtsverhältnissen nach Eberhards 
Plänen. Einen direkten Anlaß zur Gründung des neuen 
Bistums in Lavant mag auch die Auffindung der Leichname 
der Heiligen Vitus und Modest gegeben haben, die Eberhard 
und der Bischof von Seckau im Jahre 1223 in der Andreas- 
kirche entdeckt zu haben glaubten.!) Eberhard ließ diese 
Reliquien nach Salzburg überführen und entschädigte 
Lavant gleichsam für diesen Verlust, indem er hier einen 
Bischofssitz errichtete. 

Der Erzbischof ließ noch im Jahre 1223 durch seinen 
Prokurator, den Propst von Maria Saal, den Papst um seine 
Zustimmung zur Bistumsgründung angehen.?2) Nach ein- 
gehender Prüfung der üblichen Fragen erhielt Eberhard 
im Juli 1225 die Erlaubnis.) Von einer Anteilnahme des 
Königs an der Gründung ist nichts überliefert.®) 

Im nächsten Jahr gründete Eberhard das Bistum 
'Lavant und setzte als Bischof den Pfarrer: Ulrich von Haus 
ein), dem er auf dem Hoftag in Straubing 1228 die Bischofs- 


1) Annal. s. Rudb., SS. IX, 7831—4. Hauthaler, Salzb. UB. 1, 
S. 186 meint, daß die Öffnung des Grabes des um 990 genannten Geist- 
lichen Wito im Jahre 1223 zu der Ansicht geführt habe, man habe die 
Lsichname der Heiligen Vitus und Modest entdeckt. 


2) Mon. Carinth. IV , S. 136, nr. 1862. 


3) Mon. Carinth. IV ,„ S. 147, nr. 1886, Potthast 7449. Über die 
Datierung der Urkunde siehe Krabbo, Ostdeutsche Bistümer, 106, 
Anm. 71. 


4) Weder von des Königs Zustimmung noch von der Regelung 
der reichsrechtlichen Stellung Lavants durch den König haben wir 
ein Zeugnis. Eberhard konnte die Einwilligung des Königs zur Bistums- 
gründung einholen bei seinem Aufenthalt am Hofe Heinrichs (VII.) 
in Nürnberg im Juli 1224, BF. 3927—3929 oder im November 1225, 


BF. 3994. 


6) Annal. s. Rudb., SS. IX, 78326—27: Archiepiscopus instituit 
sedem kathedralem apud sanctum Andream in Lavent, cui prefecit 
Uolricum plebanum de Hus. Mit der Gründung des Bistums scheint 
im Zusammenhang zu stehen, daß der Abt von St. Paul im März 1226 
sich von Friedrich II. den Besitz des Klosters bestätigen ließ, BF. 1600. 
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weihe erteilte.!) Die Dotationsurkunde von Lavant ist nicht 
überliefert.?) 

Zusammenfassend ergibt sich: Die weite Ausdehnung 
der Diözese und ihre Lage im Gebirge verangaßten schon 
im 8. Jahrhundert die Erzbischöfe von Salzburg, in den 
Gebieten südlich der Tauern Chorbischöfe als Stellvertreter 
in ihren bischöflichen Obliegenheiten sich zu bestellen. 
Nach dem Schwinden dieser Einrichtung im 10. Jahr- 
hundert tauchte sie in neuer Gestalt im 11. Jahrhundert 
in dem von Erzbischof Gebhard begründeten Bistum Gurk 


!) L.c., 784 26—27. | | 

2) Über die Ausstattung des Bistums wissen wir weiter nichts, als 
. daßsie sehr dürftig war, vgl. oben S. 196, Anm. 2. Als Erzbischof Pilgrim 
. von Salzburg 1371’den Papst Gregor XI. um die Bewilligung der dauern- 
den Einverleibung der Pfarre St. Florian in Steiermark zur mensa des 
Bischofs von Lavant bat, begründete er seine Maßnahme mit der Dürftig- 
keit der Ausstattung Lavants, das einen standesmäßigen Unterhalt 
nicht abwerfe, da Erzbischof Eberhard, durch den Tod gehindert, es 
nicht hinlänglich habe dotieren können, Lang, Acta, S. 616, nr. 862, 
Zeit genvg zur Ausstattung des Bistums hatte Eberhard. Daß er es 
so wenig bedachte, wird des Erzbischofs Absicht gewesen sein. Einen 
Sprengel aber scheint Lavant nicht sogleich erhalten zu haben. Wir 
kennen seine Ausdehnung aus einer Urkunde des Erzbischofs vom Jahre 
1244, Mon. Carinth. IV „ S. 310, nr. 2280, die für den Propst von Lavant. 
ausgestellt zu sein scheint, um seine Archidiakonatsrechte festzusetzen. 
Der Sprengel umfaßte vier Pfarren und einige Kapellen, vgl. Kuäej, 
Joseph II., Tafel I, unter jenen die Pfarre Lavamünd. Diese Pfarre 
hat Eberhard noch 1237 ‚‚dyocesian auctoritate‘“ nach Unterdrauburg 
verlegt, Mon. Carinth. IV „ S.240, nr. 2137, ohne des Bischofs von 
Lavant Erwähnung zu tun. Daraus kann man schließen, daß erst nach 
1237 die Zuteilung des Sprengels an Lavant erfolgte. In Lavamünd 
müßte der Urkunde von 1244 nach von neuem nach 1237 eine Pfarre 
errichtet worden sein. Die Bemerkung Erzbischof Pilgrims über die 
späte und deshalb dürftige Ausstattung Lavants könnte, wenn man 
sie nicht als Phrase auffassen will, eine Erinnerung an die späte Zu- 
teilung des Sprengels sein. Die Urkunde von 1244 ist nicht die Dotations- 
urkunde, da sie nur die Angabe der Diözese enthält, nicht die der Mensal- 
güter und keine rechtlichen Bestimmungen, die sich an diesen Leihe- 
besitz knüpfen. Ist die Dotationsurkunde je ausgefertigt worden, so wird 
sie wie die für Seckau, Salzb. UB. III, S. 260, nr. 738, sich an das For- 
mular für Chiemsee, I. c., S. 233, nr. 718, angeschlossen haben;-das die 

Arenga aus der Urkunde des Papstes, I. c., S. 200, nr. 692 nahm. 
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auf, analog dem Erzbischof Eberhard am Anfang des 
13. Jahrhunderts die Bistümer Chiemsee, Seckau und 
Lavant errichtete. Während bei Gebhard, dem Anhänger 
der Reform, in Betonung des kirchlichen Charakters des 
Bischofsamtes die Motive zur Gründung Gurks aus der 
Sorge des Erzbischofs um eine gute kirchliche Leitung 
seines Sprengels entsprangen, standen bei Eberhard, dem 
Territorialpolitiker, Beweggründe im Vordergrund, die in 
dem weltlichen Charakter des Bischofsamtes, wonach der 
Bischof Verwalter des seiner Kirche überwiesenen Guts 
war, ihren Ursprung hatten; dazu traten noch die Gründe, 
die in dem Bemühen Eberhards wurzelten, das Bistum 
Gurk der Salzburger Kirche zu erhalten. Eberhards 
Gründungen waren Maßnahmen gegen die Allodisierung 
der Lehen und gegen die Unabhängigkeitsbestrebungen des 
Bistums Gurk. Die neuen Bistümer wurden auf Salzburger 
Besitz errichtet mit Genehmigung des Papstes und des 
Königs, die die kirchen- und reichsrechtliche Stellung der 
Bistümer festlegten. Sie wurden ausgestattet mit Besitzun- 
gen der Salzburger Kirche und erhielten einen kleinen 
Sprengel aus der Erzdiözese herausgeschnitten. Die Grün- 
dung der Bistümer, die Ernennung und Weihe der neuen 
Bischöfe geschah durch den Erzbischof. 


Durch die Errichtung der vier Bistümer wurde die 
Salzburger Kirche nicht geschädigt, sondern dadurch, daß 
der Erzbischof seine bischöflichen Vollmachten in seiner 
Diözese mit den vier Bischöfen teilte und diese in einem 
einzigartigen Abhängigkeitsverhältnis zu ihm standen, so 
daß die vier Bistümer im Besitz Salzburgs blieben, ver- 
stärkte sich der Einfluß und die Macht der Salzburger 
Erzbischöfe. 


ll. Die reichs- und kirchenrechtliche Stellung der jüngeren 
Salzburger Suffraganbischöfe, 


In der Art und Weise der Stiftung der vier Bistümer 
ist ihre eigenartige Stellung in der deutschen Reichs- und 
Kirchenverfassung begründet. Sie sind alle auf Salzburger 
Grund und Boden errichtet und mit Gütern des Erzstifts 
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ausgestattet, sie waren also Salzburger Eigenbistümer!), 
über die dem Erzbischof von Salzburg als Herrn die volle 
Herrschaft zustand.?) Diese weitgehende Herrschaft mit 
ausgesprochen privatrechtlichem Charakter, die der Bischof 
über seine Kirchen ausübte, war ein Werk des germanischen 
Eigenkirchengedankens?), der sich, ausgehend von den 
grundherrlichen Kirchen, seit der Karolingerzeit auch auf 
die dem Bischof unmittelbar untergeordneten Kirchen aus- 
gedehnt hatte), durch den Umstand bewirkt, daß der Kir- 
chenbesitz des Bistums im wesentlichen aus ihm über- 
eigneten, ehemals privaten Eigenkirchen bestand.?) Nach 
dem Eigenkirchenrecht waren die Erzbischöfe von Salzburg 
wie jeder Grundherr befugt, für ihre Eigenkirchen den 
Geistlichen zu ernennen, auch standen ihnen die Leitung, 
Verwaltung und Nutzung der Kirche und ihres Guts zu.®) 
Aus dieser Anschauung erklären sich die in der deutschen 
Reichs- und Kirchenverfassung einzig dastehenden Rechte 
der Salzburger Erzbischöfe in Bezug auf ihre vier jüngeren 
Suffraganbischöfe: sie ernannten diese Bischöfe, erteilten 
ihnen die Temporalien, konfirmierten und konsekrierten 
sie. Die Bischöfe von Gurk, Chiemsee, Seckau und Lavant 
waren also in weltlicher und kirchlicher Hinsicht abhängig 
von Salzburg.) | 


1) Stutz, Benefizialwesen, 295. 


2) Diesem Gedanken wird häufig in den Urkunden Ausdruck ver- 
liehen, z. B. Mon. Carinth. I, S. 390, nr. 508: Gurcensis ecclesia taliter 
fundata est et de bonis Salzburgensis ecclesie dotata, quod Salzburgensis 
archiepiscopus Gurcensem episcopum eligere et consecrare debeat et 
regalibus investire. 

3) Stutz, Benefizialwesen, 296. 4) Stutz, l.c., 319. 

6) Stutz, Eigenkirchenvermögen, 1255. 

6) Stutz, Benefizialwesen, 338. 

?) Auf der weltlichen und kirchlichen Abhängigkeit von ihrem 
Erzbischof beruht die Sonderstellung der jüngeren Salzburger Suffragan- 
bischöfe. Eine Abhängigkeit von Bischöfen von ihrem Erzbischof in der 
einen oder der anderen Hinsicht findet sich auch sonst in der deutschen 
Geschichte. So erhielten die istrischen Bischöfe die Regalien vom Patri- 
archen von Aquileja, der dieses Recht kraft Schenkung von seiten einiger 
deutscher Könige ausübte, Ficker, Reichsfürstenstand I, 309. “Die 
gleiche Stellung eines Lehnsherrn über Bischöfe erstrebte der Erzbischof 
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Der Erzbischof von Salzburg war also kraft des Eigen- 
tums Herr der vier Bistümer!), wie der deutsche König 
kraft des Eigentums des Reichs am Reichskirchengut dessen 
Herr war. In reichsrechtlicher Beziehung war infolgedessen 
das Verhältnis des Salzburger Erzbischofs zu seinen jüngeren 
Suffraganbischöfen dasselbe wie zwischen dem König und 
den Reichsbischöfen.?2) Das Recht, das dem König bezüglich 
der Besetzung der Reichskirchen zustand, hatte auch der 
Salzburger Erzbischof: er erteilte den Bischöfen von Gurk, 
Chiemsee, Seckau und Lavant die Temporalien.?) Für die 
Zuweisung der Temporalien an den Gurker Bischof hatte 
Heinrich IV. bestimmt: Güter und Zehnte solle der Erz- 


Albrecht von Magdeburg, der sich von Friedrich II. unter andern Rech- 
ten, die dem Magdeburger Stuhl auf Grund seiner Missionstätigkeit 
in Livland zustehen sollten, im Jahr 1219 verbriefen ließ (BF. 1001): 
Quod si archiepiscopos aut episcopos in terris ipsis (ultra Livoniam 
et citra ipsius terminos constitutis) contigerit ordinari, a Magdeburgensi 
archiepiscopo regalia illi suscipiant reverenter. Diese stolzen Pläne 
Magdeburgs gingen allerdings nicht in Erfüllung, vgl. Krabbo, Ost- 
deutsche Bistümer, 61ff. In kirchlicher Hinsicht findet sich, wenigstens 
urkundlich verbrieft, wenn auch kaum in Wirklichkeit bestehend, eine 
Abhängigkeit bei den vier auf Anordnung des Papstes in Preußen er- 
richteten Bistümern Kulm, Pomesanien, Ermland und Samland, die 
durch den Erzbischof von Riga besetzt werden sollten, tatsächlich aber 
vom Papst besetzt wurden, von dem diese Bischöfe auch die Tempo- 
ralien empfingen, Krabbo, l.c., 137ff. 


1) Auf dieses enge Verhältnis zwischen dem Erzbischof und seinen 
Eigenbischöfen weist überdies der Umstand hin, daß eine Anzahl bischöf- 
licher Urkunden neben der Datierung nach Regierungsjahren des deut- 
schen Königs und des Papstes auch nach den Pontifikatsjahren des 
Salzburger Erzbischofs datiert ist, z. B. Mon. Carinth. I, nr. 138, nr. 197, 
nr. 320; Zahn II, nr. 221. 

2) Hirn, Gurk, 10. 

- 3) Ich trenne das Investiturrecht des Erzbischofs als eine reichs- 
rechtliche Angelegenheit von dem Wahlrecht, das ihm zustand, als von 
einer kirchenrechtlichen analog der Scheidung, die nach 1122 vorge- 
nommen wurde, und lasse also die kurze Zeit von der Errichtung Gurks 
bis 1122 außer Betracht. An dieser Stelle sei erwähnt, daß der Zusatz 
„qui ad regnum pertinent‘“ im Wormser Konkordat, M. G. Constit. I, 
S. 161, nr. 108, nur im Hinblick auf Gurk gemacht sein kann, das als 
einziges Bistum mit seinem weltlichen Besitz nicht vom Reich ausge- 
stattet und deshalb von der königlichen Investitur ausgeschlossen war. 
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bischof dem Bischof zuerteilen, soviel ihm gut scheine.!) 
Für Chiemsee verfügte Friedrich II.: Die Bischöfe sollten 
von dem Erzbischof von Salzburg investiert werden ?), und 
für Seckau: Der Bischof soll die Regalien aus des Erzbi- 
schofs Hand empfangen.?) Die Investitur der Bischöfe 
durch den Erzbischof geschah durch das Symbol des 
Ringes.®) 

Das Investiturrecht haben die Erzbischöfe nicht ohne 
Kampf behaupten können. Es wurde angegriffen von Gurk, 
bei dem bald nach seiner Gründung das Streben sich zeigte, 
die einzigartige Rechtsstellung, die es unter allen deutschen 
Bistümern einnahm, abzuschütteln und eine den andern 
deutschen Bistümern gleiche Stellung zu erlangen. Es 
trachtete danach, sich von der weltlichen ÖOberhoheit 
Salzburgs freizumachen und reichsunmittelbar zu werden. 
Durch die Achtlosigkeit der Erzbischöfe Konrad (I.) und 
Eberhard (I.) und die hervorragende Tätigkeit der Bischöfe 
Hiltebold und Roman von Gurk und besonders durch die 
Gunst der politischen Verhältnisse) gelang es den Bischöfen 
von Gurk, ihre weltliche Abhängigkeit von Salzburg fast 


t) Mon. Carinth. I, S. 74, nr. 30: ... . placuit nobis, ut cathedram 
episcopalem faceret .. .. et de prediis et decimis quantum sibi con- 
veniens videretur, attribueret. | | 

2) Salzb. UB. III, S. 162, nr. 657: .... qui (episcopus) tantum 


ad Salzburgenses archiepiscopos et non ad imperium in regalibus et 
investitura debeat habere respectum. 

®) L.c., 8.250, nr. 731: ... qui (episcopus) regalia de manu 
ipsius (archiepiscopi) recipiat. 

4) L. c., S. 237, nr. 723; S. 358, nr. 826; Mon. Carinth. IV „ S. 168, 
nr. 1947: Predictus etiam episcopvs a nobis vel a successoribus nostris 
electus et pontificali anulo investitus.... 

6) Von dem Kampf Friedrichs I. gegen Alexander III. ist die 
Salzburger Kirche stark berührt worden. Die Erzbischöfe Konrad (II.) 
und Adalbert waren Alexandriner, von denen der erste nie die Regalien 
von Friedrich I. empfangen hat, Annal. Reicherspergenses, SS. XVII, 
471 5—20 und 472 55—473 18, und Adalbert als Flüchtling seiner Kirche 
fernbleiben mußte. In dieser Zeit, als es nur dem Namen nach einen 
Salzburger Erzbischof gab, machte Bischof Heinrich von Gurk die 
größten Anstrengungen, durch Verbindung sowohl mit Adalberts Wider- 
sachern als mit dem Papst die Freiheit Gurks von Salzburg zu erringen, 
Mon. Carinth. I, S. 214, nr. 281. 
14* 
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vergessen zu machen!) und als gleichberechtigter Suffragan 
neben den übrigen Bischöfen der Salzburger Provinz ange- 
sehen zu werden?), bis der energische Erzbischof Konrad 
(III.), nachdem er sich von Friedrich I. 1178?) die Abhän- 
gigkeit Gurks von Salzburg hatte bestätigen lassen, beim 
Reichshof in Augsburg 1179 einen Spruch erwirkte, der dem 
Bischof von Gurk die Verpflichtung auferlegte, vom Erz- 
bischof die Regalien zu empfangen.*) Damit aber gaben 
die Gurker sich nicht endgültig zufrieden. Sie versuchten 
1209 von neuem, die Reichsunmittelbarkeit zu gewinnen, 
und brachten die Klage gegen den Erzbischof Eberhard 
wegen der Erteilung der Regalien an die Gurker Bischöfe 
vor den König mit der Behauptung, die Gurker Kirche sei 
in der Weise gegründet und ausgestattet, daß sie bezüglich 
der Regalien nur vom Reich abhängig sei. Diese Klage 
hatte jedoch nur zur Folge, daß abermals durch Rechts- 
spruch der Fürsten die Verpflichtung der Bischöfe, die 
Regalien vom Erzbischof und nicht vom Reich zu emp- 
fangen, ausgesprochen wurde.5) Trotzdem Eberhard sich 
noch dreimal vom deutschen König die weltliche Abhängig- 
keit der Gurker Kirche von Salzburg bestätigen ließ®), und 
der König selbst den geistlichen und weltlichen Fürsten 
des Südostens des Reichs auftrug, der Salzburger Kirche 
in ihrem Recht gegen jeden Widersacher beizustehen’”), 
wagte es 1227 der Gurker Bischof Ulrich von Ortenburg, 
im Vertrauen auf ein Eingreifen des Papstes zu seinen 
Gunsten®), die Einholung der Regalien vom Erzbischof zu 


1) In der Urkunde Lothars vom Jahre 1130, Mon. Carinth. I, 
S. 93, nr. 58 ist schon die Reichsunmittelbarkeit Gurks in gewisser 
Weise ausgesprochen. Vgl. Mon. Carinth. I, S. 8 und 9. In der Urkunde 
Friedrichs I. vom Jahre 1162, Mon. Carinth. I, S. 174, nr. 226a wird 
der Bischof von Gurk als Reichsfürst bezeichnet. 

2) Mon. Carinth. I, S. 141, nr. 151. 

3) Mon. Carinth. I, S. 230, nr. 304. “4, L.c., S. 234, nr. 310. 

5) L.c., S. 322, nr. 423; BF. 269. 

6) Mon. Carinth. I, S. 338, nr. 442; BF. 699. L. c., S. 341, nr. 445; 
BF. 717. L.c., S. 390, nr. 507; BF. 4040. 

”), L.c., S. 343, nr. 446; BF. 720. 

8) L.c., S. 392, nr. 509. 
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verweigern und glaubte, die Frage über die weltliche Ab- 
hängigkeit Gurks nicht als Rechts- sondern als Machtfrage 
lösen zu können, womöglich im Kampf gegen seinen Erz- 
bischof.!) Doch durch das Verhalten des Kaisers, der den 
Erzbischof und den Herzog von Österreich im Falle weiteren 
Ungehorsams des Bischofs zu den strengsten Maßnahmen 
ermächtigte?), wurde Ulrich zum Nachgeben gezwungen, 
und nach langen Verhandlungen gelang es endlich Erz- 
bischof Eberhard, in einem Vergleich mit der Gurker Kirche 
1232 das Investiturrecht des Erzbischofs von seiten Gurks 
endgültig zur Anerkennung zu bringen.?) Aus dieser Er- 
fahrung mit Gurk erklärt es sich, wenn Eberhard von Fried- 
rich II. in Bezug auf Chiemsee ausdrücklich betonen ließ, 
der Bischof von Chiemsee solle die Investitur mit den Re- 
galien nicht vom Reich, sondern allein vom Salzburger Erz- 
bischof erhalten.?) “ 

An dem Privileg, ihre Eigenbischöfe mit dem Besitz 
und den daran haftenden Rechten zu investieren, haben 
die Erzbischöfe festgehalten. Wohl bedeutete es einen 
Eingriff in das Recht des Erzbischofs, wenn König Lothar 
1130 dem Bischof von Gurk das Bergwerksregal auf Metalle 
und Salz in den Gurker Gütern und das Münz-, Markt- 
und Zollrecht in Friesach verlieh.) Ob die Bischöfe die 
Rechte aber je ausgeübt haben, ist zweifelhaft®), und als 
1170 der Gurker Bischof und sein Kapitel von Friedrich I. 
von neuem die Bergwerke und Salinen auf ihren Gütern _ 
geschenkt erhielten, wurde der Verleihung von 1130 nicht 
Erwähnung getan.’) Diese Schenkung brachte den Gurker 
Bischof aber nicht in den Besitz des Bergwerksrechts, denn 


!) L.c., S. 414, nr. 533. 

2) L.c., S. 411, nr. 529; BF. 1829. L. c., S. 410, nr. 528; BF. 1832. 

3) L.c., S. 418, nr. 538. 

*) Salzb. UB. III, S. 162, nr. 657; BF. 698. 

.°) Mon. Carinth. I, S. 93, nr. 58; St. 3253. 

6) Mon. Carinth. I, S.9. Es sind keine von Gurker Bischöfen 
geprägte Friesacher Münzen bekannt geworden, wohl aber haben von 
Erzbischof Adalbert an die Salzburger Erzbischöfe in Friesach gemünzt, 
G. Zeller, Des Erzstiftes Salzburg Münzrecht und Münzwesen (1883), 7 ff. 

?) Mon.«Carinth. I, S. 202, nr. 265. 
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Erzbischof Konrad (IIlI.) beanspruchte dies Regal für sich.!) 
Als nach Konrads Rückkehr auf den Mainzer Stuhl Fried- 
rich I. 1184 dem Bischof und Kapitel von Gurk seine 
Bergwerksschenkung wiederholte?), erkannte wohl Erz- 
bischof Adalbert der Propstei Gurk alles Bergwerksrecht 
auf den Gütern des Stifts zu?®), für die Gurker Bischöfe 
fehlt aber eine solche Anerkennung. Da es die Erzbischöfe 
waren, die in erster Linie mit den Regalien investiert 
wurden, hielten sie sich für berechtigt, davon ihren 
Eigenbischöfen zuzuteilen, quantum sibi conveniens videre- 
tur. Ausdrücklich anerkannt wurde das Recht der Erz- 
bischöfe, die Bischöfe mit allem, was diese an Regalien 
besäßen, zu belehnen, von Friedrich II. im Jahre 1218.*) 

Wie der König kraft des Eigentums des Reichs am 
Reichskirchengut hinsichtlich der Güter der Reichskirchen 
ausgedehnte Nutzungsrechte hatte°), so standen den Salz- 
burger Erzbischöfen dieselben aus dem Eigentum fließenden 
Befugnisse®) in Bezug auf ihre vier jüngeren Suffragan- 
bistümer zu. Das Regalienrecht wurde dem Erzbischof 
Eberhard von Friedrich II. 1218 zugestanden: bei Erledi- 
gung der Bischofsstühle von Chiemsee und Seckau sollten 


1) Der Erzbischof stützte sich wohl dabei auf die Abmachungen 
von Anagni, M. G. Constit. I, 8. 350, nr. 249: Quecunque a tempore 
schismatis vel occasione ipsius aut sine ordine iudicario ecclesiasticis 
ab imperatore vel suis erepta sunt, eis restituentur. Daß Konrad dies 
Regal dem Gurker Bischof vorenthielt, geht aus der Wiederholung 
der Bergwerksschenkung durch Friedrich I. hervor, Mon. Carinth. 1, 
S. 244, nr. 328, zu der der Kaiser veranlaßt wurde dadurch, daß seine 
frühere Schenkung variis rerum eventibus et indebita quorumdam usur- 
patione nicht in Kraft treten konnte. Unter der ungebührlichen An- 
maßung aber ist Konrads Verhalten zu verstehen, denn Erzbischof 
Adalbert erkannte 1199 dem Kapitel alles Bergwerksrecht auf seinen 
Gütern zu, das dem Stift von seinem Vorgänger vorenthalten worden 
war, Mon. Carinth. I, S. 276, nr. 374. 

®) L.c., S. 244, nr. 328. 8) .L. c., S. 276, nr. 374. 

4) ZahnlIl, S. 24l, nr. 161; Salzb. UB. III, S. 250, nr. 731; BF. 958: 

. episcopi . . . a te et a successoribus tuis qui pro tempore fuerint, 
more fassallorum ea (regalia) recipiant. 

5) Ficker, Reichskirchengut, 381 ff. 

e) Stutz, Eigenkirche, 26. Derselbe, Artik. Eigenkirche, Real- 
enzyklopädie für protestantische Theologie und Kirche, 23. Bd. (1913), 372. 
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die Regalien allein dem Erzbischof zufallen, bis er selbst 
‘dem unbesetzten Stuhl wieder einen Hirten gibt.!) Bei 
Sedisvakanz der Eigenbistümer fiel also die Verwaltung 
der Besitzungen dieser Kirchen an den Grundherrn zurück, 
der ihre Temporalien meist durch einen Administrator 
verwalten ließ.?) In dem oben erwähnten Kampf Eberhards 
gegen den widerspenstigen Bischof Ulrich von Gurk er- 
mächtigte König Heinrich (VII.) den Erzbischof?), was 
Friedrich II. wiederholte®), die Regaliensperre über Gurk 
zu verhängen, wenn der Bischof in seinem Ungehorsam 
verharre. Auch das Spolienrecht stand den Salzburger 
Erzbischöfen zu: Erzbischof Ortolf von Salzburg verzichtete _ 
1363 auf die Hinterlassenschaft des verstorbenen Bischofs 
Peter von Lavant zugunsten seines ‚lieben Freundes Herrn 
Heinrich, erwählten Bischofs von Lavant‘‘.°) 

Seitdem die Investitur als eine Belehnung mit Mesa Ä 
schaft betrachtet wurde, war die Stellung des Salzburger 
Erzbischofs zu seinen vier jüngeren Suffraganbischöfen die 
des Lehnsherrn zu seinen Mannen.®) Erzbischof Eberhard 


li) Salzb. UB. III, Il.c.: Volumus eciam, ut vacantibus eisdem 
sedibus regalia ad solum archiepiscopum respectum habeant, donec 
ipse vacanti ecclesie in pastore provideat. Kraft dieses Rechts verfügte 
Erzbischof Philipp in der Zeit der Sedisvakanz Seckaus über Zehnten, 
die der Seckauer Kirche gehörten, indem er sie zu Lehen ausgab, Zahn 
III, S. 125, nr. 65. 


2) Tangl, Lavant, 346. So nahm Bischof Georg Stobäus von 
Lavant 1585 bei seinem Amtsantritt die Temporalienverwaltung dem 
Propst von Lavant ab, Stepischnegg, Georg III. Stobaeus von Palm- 
burg, Fürstbischof von Lavant, A. ö. G. 15 (1856), S. 80. Der Propst 
hatte häufig das Amt des Administrators der Temporalien bei Sedis- 
vakanz inne, Tangl, 317. 


®) Mon. Carinth. I, S. 398, nr. 515; BF. 4093: Gurcensi episcopo 
dedimus in mandatis per nostras litteras, ut tibi fidelitatem faciens 
investituram regalium a te recipiat, ut tenetur, et si facere hoc forte 
rennuerit, tibi facultatem plenam atque licentiam tribuimus omnia 
iura regalium in castris monetis ministerialibus et fidelitate fassallorum 
Gurcensis ecclesie subtrahendi. 

4) Mon. Carinth. I, S. 410, nr. 528; BF. 1832. 

6) Tangl, Lavant 119. 

°) So bekräftigte der Gurker Bischof Johann in seinem Revers 
1552, daß er vermöge der Privilegien der Kirche rechter Vasall und 
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stellte bei der Dotierung Chiemsees ausdrücklich fest, daß 
er die Mensalgüter dem Bischof nach Lehnrecht verleihe.!) ° 
Reichsrechtlich anerkannt wurde dies Verhältnis des Erz- 
bischofs zu seinen Eigenbischöfen so durch das Urteil des 
Reichshofs 11792) und durch Friedrich II., der bestimmte, 
was den Bischöfen von Chiemsee und Seckau an Regalien 
verliehen würde, sollten sie als Lehen aus des Erzbischofs 
Hand empfangen?) 

Die für die Mannen geltenden Pflichten, die Treue und 
Ehrerbietung, Lehendienst und Gerichtspflicht umfaßten), 
mußten die Bischöfe von Gurk, Chiemsee, Seckau und 
Lavant erfüllen. Sie leisteten für ihre Temporalien, die 
sie vom Salzburger Erzbischof zu Lehen hatten,. diesem 
den Mannschafts- und den Treueid.°) In dem Treueid, in 
dem sie niemand ausnehmen sollten ®), schwuren die Bischöfe 
getreue Verwaltung ihrer Kirche zur Ehre der Salzburger 
Kirche und Hilfeleistung nach ihrem Vermögen, wenn es 


Lehnsmann des Erzstifts Salzburg geworden sei (Th. von Kleimayrn), 
Nachrichten vom Zustande der Gegenden und Stadt Juvavia (Salzburg 
1784), 259. Ebenso erklärte 1773 der Bischof von Chiemsee noch in 
seinem Eid dem Erzbischof: me vasallum suum et ecclesiae suae reco- 
gnosco, Juvavia 266 und 267. 


1) Salzb. UB. III, S. 233, nr. 718: ... hec omnia iure feudali 
tibi et successoribus tuis concedimus possidenda. 
2) Mon. Carinth. I, S. 234, nr. 310; M. G. Constit. I, S. 383, nr. 278. 


®) Salzb. UB. III, S. 250, nr. 731; BF. 958: ... episcopi ... 
a te et a successoribus tuis ... . more fassallorum ea (regalia) re- 
eipiant. 


4) R. Schröder, Lehrbuch der deutschen Rechtsgeschichte, 6. Aufl. 
(1919), I. 440. 

6) Für Gurk Mon. Carinth. 1, S. 341, nr. 445; BF. 717: .... omni- 
bus episcopis Gurzensis ecclesie et eius ministerialibus, ne .. . sibi 
(archiepiscopo) hominium facere episcopi recusent et debita prestare 
obsequia adtencius inhibentes ... Für Chiemsee und Seckau Salzb. 


UB. III, S. 250, nr. 731; BF. 958: .... episcopi .... cum iuramento 
fidelitatis prestent hominium ... Für Lavant Mon. Carinth. IV, 
S. 168, nr. 1947: ... episcopus .. . hominium faciat archiepiscopo 


et sacramentum prestet se in omnibus fidelitatem debitam eidem et 
eccelesie Salzburgensi servaturum. 

6) Salzb. UB. III, l.c.: .. . in iuramento fidelitatis nullum peni- 
tus eccipiant vel excludant. 
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die Not und der Nutzen der Salzburger Kirche erforderte.!) 


1) Siehe den Eid, den die Gurker Bischöfe schwuren, Mon. Carinth. I, 

S. 418, nr. 538: „Ego N. Gurcensis electus iuro domino . . . Salzpurgensi 
archiepiscopo eiusque successoribus, quod ego Gurcensem ecclesiam ... . 
regam et ordinabo secundum dei timorem ad reverentiam ecclesie Salz- 
purgensis et ad prestandum sibi auxilium in necessitatibus et utilitatibus 
ecclesie sue, quandocumque requisierit, pro meo posse, sic me deus 
adiuvet.‘“ Diese Punkte — Treue gegen die Salzburger Kirche und 
ihren Vorsteher, Erhaltung des Besitzstandes des Hochstifts und kriege- 
rische Unterstützung des Erzbischofs zum Schutz der Güter und Rechte 
der Salzburger Kirche — waren auch die Kernbestimmungen des Eides, 
den die andern drei Bischöfe dem Erzbischof schwuren. Vgl. das iura- 
mentum fidelitatis des Seckauer Bischofs im Jahre 1292, Juvavia, 267: 
Ego N. ab hac hora in antea fidelis ero et oboediens beato Rudberto 
et sancte Salzburgens. ecclesie ac Dno. Chunrado venerab. archiep. _ 
eiusdem ecclesie et successoribus eius — non ero in consilio aut auxilio 
consensu vel facto ut vitam perdat, aut membrum aut capiatur mala 
captione — archiepiscopatum ecclesie Salzburgens. ac regalia ac iura 
ipsius adiutor ero ad defendendum et retinendum seu recuperandum 
contra omnes homines — res et possessiones ad episcopalem mensam 
meam spectantes non vendam, de novo non infeudabo, non impignorabo 
nec ad tempora non modicum locabo, nec aliquo alienationis titulo 
alienabo, nec permutabo domino meo archiepiscopo inconsulto. In 
seinem Huldigungsrevers gelobte 1443 der Bischof Georg von Seckau: 
. wir sullen und wellen . . . unserm benanten gnedigen herren von 
Salezburg, seinem Gotshaus und Nachkomen mit leib und gut und 
allem unserm vermugen, die weil wir leben, trewlich dienen bey In be- 
leiben und In helffen wider menigelich, an all awszug und widersprechen, 
J. Chmel, Salzburger Urkunden und Urkundenauszüge von 1440 bis 
1457, Notizenblatt zur Kunde österreichischer Geschichte, hrsg. von 
der Wiener Akademie, Bd. 3 (1853), 271ff. Noch 1773 schwur der Bischof 
von Chiemsee, Juvavia, 266fl.: ... usque ad ultimum diem vitae 
meae fidelis ero celsissimo et reverendissimo Domino . . . archiepiscopo 
eiusque successoribus, nunquam ero in consilio et auxilio — quo amittat 
vitam vel membrum vel quo recipiat in persona sua vel ecclesia sua 
aliquam laesionem . . . auxilium eis cum castris munitionibus et quibus- 
cunque aliis modis semper dabo et me vasallum suum et ecclesiae suae 
recognosco ... possessiones ecclesiae meae non vendam, non infeudabo, 
non impignorabo nec alio quovis titulo alienabo sine sua suorumque 
licentia speciali. Neben diesen festbestimmten Hauptpunkten enthielten 
einige Reverse noch andere ausführliche Bestimmungen, die die Gehor- 
sams- und Hilfspflicht der Bischöfe erläuterten, z. B. der Eid des Seckauer 
Bischofs 1432, J. Chmel, Geschichte Kaiser Friedrichs IV. und seines 
Sohnes Maximilian IL, Bd. I (Hamburg 1840), 37, Anm. 1, der Eid des 
Bischofs von Seckau 1443, Chmel, Nzbl. 3, 271 ff., der Revers des Bischofs 
von Chiemsee 1537, Juvavia, 266. Diese eingehende Aufzählung der 
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Als Gegenleistung hatte der Erzbischof die Bischöfe zu 
schützen und sie als seine Räte zu betrachten.!) 

Bestand schon in der Zeit, als die Investitur noch 
nicht ein Lehnsverhältnis begründete, eine Verpflichtung 
des Gurker Bischofs zu kriegerischer Unterstützung des 
Erzbischofs ?2), entsprechend der Leistung, wie die Reichs- 
bischöfe sie dem Reich schuldeten, so konnten im 13. Jahr- 
hundert die jüngeren Salzburger Suffraganbischöfe als 
Mannen zur Heeresfolge vom Erzbischof aufgeboten wer- 
den. In dem Kontingent, das Erzbischof Friedrich dem 
König Rudolf 1278 gegen Ottokar stellte, nahm der Bischof 
von Chiemsee an der Schlacht bei Dürnkrut teil?), und 
bei der Besetzung Böhmens im gleichen Jahr befanden sich 
die vier jüngeren Suffraganbischöfe*) im Gefolge des Erz- 
bischofs, die „dahinfuhren auf sein Gebot‘‘°). Als König 
Albrecht 1301 den Erzbischof Konrad von Salzburg um 
Hilfe zur Festigung seiner Herrschaft im Reich bat, sandte 
ihm dieser den Bischof von Seckau mit hundert Reitern®), 
und der Seckauer und Gurker Bischof begleiteten 1306 
ihren Erzbischof auf den Kriegszug nach Böhmen’), durch 
den König Albrecht dies Land für seinen ältesten Sohn 
gewinnen wollte. 

Eine Verletzung der Mannenpflicht war es, wenn die 
Bischöfe von Gurk und von Seckau in dem Kampfe Herzog 
Albrechts von Österreich gegen Salzburg 1289 auf der Seite 


Pflichten der Bischöfe hatte in zeitgeschichtlichen Verhältnissen ihren 
Grund. Siehe darüber unten S. 267. 


1) Mon. Carinth. I, 8.418, nr. 538: !.. archiepiscopus Salzpur- 
gensis recipiet Gurcensem episcopum in fidem familiaritatem et ami- 
ciciam specialem ... . 

2) So unterstützte Bischof Hiltebold von Gurk als Führer einer 
Schar von 500 Mann den Erzbischof Konrad, als Herzog Heinrich von 
Kärnten 1121 die Basitzungen des Erzstifts in Kärnten angriff, Vita 
Chunr., e. 15, SS. XI, 7149—72 2. 

2) BR. 991b; Widmann, Salzburg II, 17ff. 

4) BR. 1019a, 1020a, Ottokars österr. Reimchronik, M. G. Deutsche 
Chron. V „ S. 230, v. 17396 — 17408. 

8) Österr. Reimchron., 1. c., 8.230, v. 17408. 

*) L.c., Deutsche Chron. V,, S. 1014 u. 1015, v. 77107—77136. 

”) L.c., S. 1173, v. 90106—90116. 
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des Gegners ihres Lehnsherrn standen.!) Auch Bischof 
Wernhard von Seckau hielt nicht den seinem Herrn ge- 
schworenen Eid, wenn er, ‚der zäheste Anwalt und wort- 
scharfe Verfechter der Sache Ottokars‘“?), gegen den Erz- 
bischof Friedrich, der ‚‚die Seele aller gegen Ottokar in den 
östlichen Landen sich regenden Opposition war‘ ®), in den 
Jahren 1274 bis 1276 dem Böhmenkönig mit Rat und Tat 
zur Seite stand.*) Daß wir den Bischof von Lavant nicht 
in offener Gegnerschaft zu seinem Erzbischof finden, wird 
seinen Grund nicht in der Gleichheit der Ansichten beider 
gehabt haben, sondern vielmehr, wie schon Tangl meinte?°),. 
in der geringen Selbständigkeit Lavants. | 
Hinsichtlich des Lehnsbesitzes der Bischöfe galt der 
Spruch, den 1179 der Reichshof gefällt hatte: Der Erwählte 
von Gurk wie überhaupt jeder Lehnsmann darf nicht früher 
ein Lehen verleihen, ehe er nicht selbst von seinem Herrn 
investiert ist.) Auf Grund des Leiheverhältnisses waren 
ferner die Bischöfe verpflichtet, das Lehen ihrem Herrn 
nicht zu entfremden und bei Vermehrung ihrer Temporalien 
durch Kauf oder Tausch oder bei Verminderung ihres Be- 
sitzes durch Schenkung, Verpfändung, Verkauf die Zu- 
stimmung des Erzbischofs einzuholen.?’) Ist auch bei einigen 


ı) E.M. von Lichnowsky, Geschichte des Hauses Habsburg II 
(1837), Beil. 4. Österr. Reimchron., l.c. V,, 8. 474—477, cap. 361. 


2) Fr. von Krones, Verfassung und Verwaltung der Mark und 
des Herzogtums Steier, Forschungen zur Verfassungs- und Verwaltungs- 
geschichte der Steiermark, hrsg. von der hist. Landeskommission für 
Steiermark, Bd. 1 (1897), 296. 

3) A. Busson, Salzburg und Böhmen vor dem Kriege von 1276, 
A.ö. G. 65 (1884), S. 258. 


&) BR. 396. 6) L.c., 92. 


6) Mon. Carinth. I, 8. 234, nr. 310; M. G. Constit. I, 8. 383, nr. 278: 
. nec Gurceneis electus nec quisquam alius possit aut debeat aliquod 
feodum in quemquam transferre, antequam ipse a suo auctore sit in- 
vestitus. | 
?) Vgl. die S.217, Anm. 1 mitgeteilten Eide. Wohl versprachen 
darin die Bischöfe, auch bei neuer Verleihung der Kirchengüter zu Lehen 
die Einwilligung des Erzbischofs nachzusuchen, doch ist in keiner Lehns- 
urkunde der Bischöfe, die ich einsehen konnte, der Zustimmung des 
Erzbischofs gedacht. Vgl. Fr. von Krones, Beiträge zur Kunde steier- 
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Schenkungen der Bischöfe die Bewilligung des Erzbischofs 
nicht erwähnt!), so ist doch wichtiger, daß für viele Kauf-, 
Verkauf- und Tauschgeschäfte der Bischöfe die Einwilligung 
des Erzbischofs noch überliefert ist?), die Bischöfe die Auf- 
rechterhaltung des Lehnsverbandes, in dem sie mit ihrem 
Erzbischof standen, dabei also anerkannten. 

Als Mannen des Erzbischofs konnten die vier jüngeren 
Salzburger Suffraganbischöfe zur Teilnahme am erzbischöf- 
lichen Lehnsgericht herangezogen werden. So fällte 1285 
Bischof Leopold von Seckau als Vorsitzender des Lehns- 
gerichts, das von dem erwählten Erzbischof von Salzburg 
wegen Vertragbruchs seines Lehnsmannes Friedrich von 
Pettau berufen worden war, das Urteil gegen den Ange- 
klagten. An diesem Lehnsgericht nahm auch der Erwählte 
von Lavant teil.) Ebenso konnten die Bischöfe vor das 
erzbischöfliche Lehnsgericht zitiert und von diesem ver- 
urteilt werden. Bischof Cattaneus von Chiemsee wurde 
1598 wegen periurium, violata fides, fracta pacta im Lehns- 
gericht des Erzbischofs zum Verlust aller seiner Lehen, 


märkischer Geschichtsquellen, hrsg. vom hist. Verein für Steiermark, 
Bd. 30 (1900), 13ff.; Wirmsberger, Seckauer Lehenbuch, Nzbl. 4 (1854), 
449ff.; Tangl, Lavant, 127, 216; G. Göth, Urkunden-Regesten für die 
Geschichte von Steiermark vom Jahr 1252—1580, Mitteilungen des hist. 
Vereins für Steiermark, Heft 5 (1854), 213ff. und Heft 6 (1865), 248 ff. 
Es galt ja auch als Recht der Mannen, Weiterverleihung ihres Lehens 
ohne die Einwilligung des Herrn vorzunehmen, Schröder, 1. c., 442. 


1) Mon. Carinth. II, S. 13, nr. 542; S. 92, nr. 641. 

2) Bischof Dietrich von Lavant kaufte 1326 das Schloß Twimberg 
mit Erlaubnis des Erzbischofs, Juvavia, 268. Der Bischof von Lavant 
wollte 1647 Bistumsgüter verkaufen und stellte daraufhin einen An- 
trag nach Salzburg, Tangl, 270. Andere Verkäufe der Bischöfe von 
Lavant mit Einwilligung des Erzbischofs siehe bei Tangl, 315 und 344. 
Der Bischof von Lavant verpachtete 1636 Grundstücke und Renten 
des Bistums mit Zustimmung des Erzbischofs, l.c., 266. Zum Aus- 
tausch einiger Untertanen und Zehnten des Bistums erhielt der Bischof 
von Lavant die Bewilligung des Erzbischofs, l.c., 291. Der Bischof 
von Seckau tauschte 1358 mit seinem Kapitel eine Pfarre, Diplomataria 
sacra& Ducatus Styriae, Bd.I, ges. von Pusch, hrsg. von Froelich 
(1756), S. 280, nr. 184, wozü Erzbischof Ortolf seine Zustimmung gab, 
ibidem 8. 353, nr. 77. 

®) Krones, Beitr. z. Kde. st. Gqu. 30 (1900), S. 18, nr. 16. 


Reichs- u. kirchenrechtl. Stellung d. Salzburger Eigenbistüner. 221 


die er vom Erzstift innehatte, verurteilt.!) Hier machte 
also der Erzbischof von dem Recht der Regaliensperre 
Gebrauch, das ihm für den Fall des Ungehorsams eines 
Eigenbischofs zustand. | 

Die passive Lehnsfähigkeit besaßen die jüngeren Salz- 
burger Suffraganbischöfe, die aktive Lehnsfähigkeit aber 
— es kommt hier zunächst nur Gurk in Frage — ist nicht 
eindeutig festzustellen. Da zur Zeit der Gründung Gurks 
die Investitur des Gurker Bischofs noch nicht als eine Be- 
lehnung mit Mannschaft angesehen wurde, nahm dieser in 
lehnrechtlicher Beziehung keine niedrigere Stufe als die 
übrigen Bischöfe ein und konnte deshalb einen Laienfürsten 
wie den Herzog von Kärnten zum Lehnsträger haben.?) 
Seitdem aber die Investitur ein Lehnsverhältnis begründete 
und der Bischof von Gurk dadurch Mann des Salzburger 
Erzbischofs geworden, war des Bischofs Schild geniedert. 
Aus dieser Anschauung erklärt es sich jedenfalls, daß der 
Herzog Leopold V. von Österreich und Steiermark nach 
dem Tode des Herzogs Ottokar von Steiermark es ab- 
lehnte, die Burg Rohitsch vom Bischof von Gurk als Lehen 
zu nehmen?), da es eine Niederung seines Schildes bedeutet 
hätte. Demnach hätte der Gurker Bischof entweder den 
dritten Heerschild, den gleichen wie der Herzog, oder einen 
‚niederen besessen. Für die letzte Annahme spricht, daß der 
Gurker Bischof im 13. Jahrhundert Mann des österreichi- 
schen Herzogs gewesen ist, der dem Herzog zu servitia 
verpflichtet war.*) Dagegen sind in demselben Jahrhundert 
der Herzog von Kärnten?) und die Söhne Rudolfs von 
Habsburg®) Lehnsmannen Gurks gewesen. Dieser Wider- 
spruch mit den streng-lehnrechtlichen Grundsätzen mag in 
der Lockerung des Lehnsverbandes und in Utilitätsrück- 
sichten seinen Grund haben. In dem nicht klaren Heer- 
schild des Gurker Bischofs spiegelt sich ein Stück Geschichte 
Gurks wieder: einerseits durch seine Gründung und Aus- 
stattung dem Salzburger Erzbischof untergeordnet, gab 


1) Juvavia, 513f. 2) Mon. Carinth. I, S. 162, nr. 201. 
®») L.c., S. 263, nr. 353. *) Mon. Carinth. II, S. 34, nr. 571. 
5) Mon. Carinth. I, S. 402, nr. 520. 6) BR. 1174. 


222 Wilhelmine Seidenschnur, 


ihm andrerseits sein reicher Besitz die Möglichkeit, sich 
Fürsten zu Lehnsmannen zu machen; allein seine geringe 
Machtstellung und der ihm fehlende Reichsfürstenstand 
boten ihm keinen Schutz, sich gegenüber den Ansprüchen 
des Landesfürsten zu behaupten. 

Über die aktive Lehnsfähigkeit der drei jüngsten Salz- 
burger Suffraganbischöfe läßt sich zunächst nur feststellen : 
es fehlt für das 13. Jahrhundert ein Beispiel, daß sie Fürsten 
zu Mannen hatten. Entsprechend dem Rechtsspruch von 
1223, alle nicht vom Reich investierten Geistlichen sollten 
der aktiven Lehnsfähigkeit entbehren!), müßte ihnen diese 
Lehnsfähigkeit fehlen. Doch die in der Theorie aufgestellte 
Lehnsunfähigkeit wurde in Wirklichkeit wenig beachtet?), 
und auch die Bischöfe von Chiemsee, Seckau, Lavant be- 
saßen im 13. Jahrhundert Lehnsmannen, nämlich ihre 
Ministerialen, doch war ihre Lehnsfähigkeit nach zwei 
Richtungen hin beschränkt: die Bischöfe durften die Güter, 
mit denen ihr Bistum ausgestattet war, nicht zu Lehen 
geben außer auf die Zeit ihres Lebens?), und weltliche 
Fürsten konnten nicht ihre Mannen werden, zwei Dinge, 
die in’der Absicht, in der die drei Bistümer errichtet waren, 
ihren Grund hatten. Denn die Allodisierung der Lehen 
wäre nicht verhütet worden, wenn den Bischöfen von 
Chiemsee, Seckau, Lavant die Möglichkeit, Fürsten zu 
Lehnsträgern zu haben, gegeben worden wäre. Diese 
Möglichkeit wurde auch durch die geringe Ausstattung den 
Bischöfen genommen. Lehnsträger dieser Bischöfe waren 
in den folgenden Jahrhunderten Angehörige des Standes 
der Ritter‘ und Knechte, vereinzelt auch solche aus dem 
Grafen- und Herrenstande.*) Daß im 14. Jahrhundert der 


1) BF. 1437. 2) Ficker, Heerschild, 104. 

8) So berief sich 1277 der Bischof von Seckau in einem Prozeß 
gegen Dietmar von Stretwich, der ihm die dreißig Mansen im Galtal, 
die zur mensa des Bischofs gehörten, vorenthielt, auf einen Urteils- 
spruch, der, von König Ottokar bestätigt, in Knittelfeld gefällt worden 
war: quod nullus Praelatorum primordialem ecclesise suae dotem in 
feudum posset concedere, nisi ad tempora vitae suae, nec hoc tamen 
sine magno periculo sui nominis et honoris, Dipl. Styr. I, S. 335, nr. 52; 
BR. 706. 

4) Bei Seckau überwiegen in dem von Wirmsberger heraus- 
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Herzog Albrecht II. von Österreich Lehnsmann des Bischofs 
von Chiemsee wart), hat für die Bestimmung des Heer- 
schildes dieser Bischöfe?) keine Bedeutung mehr, da in 
jenem Jahrhundert ‚die maßgebenden Anschauungen des 
Reichslehnrechts den Tatsachen gegenüber schon veraltet 
erscheinen‘ .?) 

Mit der eigenartigen Stellung der vier jüngeren Suffragan- 
bischöfe als Lehnsmannen des Salzburger Erzbischofs hängt 
eine besondere Regelung der Verhältnisse der Ministerialen 
dieser Kirchen zusammen. Bei der Übertragung der Tem- 
poralien, also salzburgischen Besitzes an die Bischöfe von 
Gurk, Chiemsee, Seckau, Lavant kamen die Ministerialen, 
die diesen Besitz innehatten, an einen ihrem bisherigen 
Fürsten im Heerschild untergeordneten Herrn. Für sie 
galt seit dem 12. Jahrhundert aber der Satz, daß ihr Schild 


gegebenen Lehenbuch, XNzbl. 4 (1854), 449ff. die Ritter. Zu ihnen ge- 
hören die Lembschitzer, Reisberger, Zebinger, Windischgräzer, Glo- 
jacher, Saurauer, Rindscheit. Vgl. über sie Krones, Landesfürst, Be- 
hörden und Stände des Herzogtums Steier 1283—1411, Forschungen 
zur Verfassungs- und Verwaltungsgeschichte der Steiermark, 4. Bd., 
Heft 1 (1900), S.109f. Adlige Knechte als Lehnsträger Seckaus waren 
die Trautmannsdorfer und Fladnitzer. Vgl. Krones, 1. c., 120 und 119. 
Dem Herrenstande dagegen gehörten an die Polheimer und die Weißen- 
ecker, Krones, l.c., 100, 103, 105. Von Lavanter Lehnsträgern zählte 
Rainer von Wahing dem Ritterstande zu, Tangl, 1. c., 127, und Krones, 
l. c., 125, die von Osterwitz dem Herrenstande, Tomaschek, Regesten 
zur Geschichte Kärntens 1277—1489, Archiv f. vaterl. Geschichte, 
9. Jahrg. (1868), S. 105, nr. 710, und Krones, l.c., 163. Die Gurker 
Lehnsträger setzten sich, abgesehen von den österreichischen Herzögen 
(GC. Göth, Urkunden-Regesten für die Geschichte von Steiermark, 
l.c., Heft 6 (1855), S. 248, nr. 124) überwiegend aus Angehörigen des 
Grafen- und Herrenstandes zusammen, z. B. den Pettauern, Beitr. z. 
Kde. st. Gqu. 30, S. 33, nr. 70; S. 95, nr. 340; Mon. Carinth. II, S. 55, 
nr. 600, denen von Montpreis, Mon. Carinth. I, S. 310, nr. 418; 
Krones, 1. c., 102. Die bedeutendsten Mannen waren die Freien 
von Saneck, die späteren Grafen von Cilli, Beitr. 30, S. 50, nr. 143; 
S. 51, nr. 146; S. 53, nr. 158; S. 55, nr. 169. 

1) Beitr. z. Kde. st. Gqu. 30, S. 55, nr. 168. 

2) Der Heerschild des Bischofs von Seckau läßt sich dahin be- 
stimmen, daß er niedriger war als der des Herzogs von Österreich, von 
dem der Bischof Güter zu Lehen trug, Zahn II, S. 562, nr. 451. 

®) Ficker, Reichsfürstenstand I, S. VII. 
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nicht gemindert werden durfte.t!) Wohl auf ihren Einspruch 
hin, um die Niederung ihres Schildes zu umgehen, erlangte 
Eberhard von Friedrich II. für Gurk die Verfügung: Die 
Gurker Ministerialen sollten gleiches Recht mit den Dienst- 
mannen der andern bischöflichen Kirchen, gleiches Recht 
mit den Reichsministerialen haben.?) Die Ministerialen 
von Gurk schwuren ihrem Bischof den Treueid und nahmen 
in ihm den Erzbischof und das Reich aus?), dem Erzbischof 
gelobten sie, ihren Bischof in der Erfüllung des von ihm 
dem Erzbischof geleisteten Eides zu unterstützen.?) Die 
Dienstmannen von Chiemsee und Seckau wurden befriedigt 
durch Friedrichs II. Bestimmung, sie sollten gleiches Recht 
mit den Ministerialen der deutschen Kirchen haben.?) Das 
galt dem der Reichsministerialen gleich.) Die Ministerialen 
der jüngsten Salzburger Suffraganbischöfe schwuren ihrem 
Bischof den Treueid und nahmen dabei nur den Erzbischof 
aus.’) Durch diese Bestimmungen blieben also die Mini- 
'sterialen auf derselben Rechtsstufe wie vorher als unmittel- 
bare Dienstmannen des Erzbischofs. Durch ihre Eide waren 


1) Ficker, Heerschild, 182. 

2) Mon. Carinth. I, S. 338, nr. 442; BF. 699: Concedimus insuper 
ministerialibus Gurcensis ecclesie ius ministerialium imperii et omnium 
ecclesiarım episcopalium in rebus suis pariter et honore . 

3) Mon. Carinth. I, S. 418, nr. 538: Idem etiam ministeriales iura- 
bunt domino suo Gurcensi episcopo iuramentum fidelitatis contra omnes 
exceptis inperio et Salzburgensi archiepiscopo. 

*) Ibidem: Ministeriales autem eiusdem ecclesie iurabunt sub hac 
forma: Ego N. iuro, quod ego inducam et adiuvabo bona fide sine fraude 
dominum meum Gurcensem episcopum ad conservandum et conplen- 
dum iuramentum quod prestitit archiepiscopo Salzpurgensi, sic me 
deus adiuvet. 

6) Salzb. UB. III, S. 250, nr. 731; BF. 958: . . . ipsi (ministeriales) 
omnia ministerialium iura obtineant que ministeriales ecclesiarum Ale- 
mannie obtinere hactenus consueverunt.e. So konnte der Bamberger 
Bischof eine Ministerialin seiner Kirche mit ihren Nachkommen dem 
Seckauer Bistum überweisen, Zahn III, S. 73, nr. 19, ohne dadurch 
deren Rechtsstellung Abbruch zu tun. 

" 6) Ficker, Reichsfürstenstand II, 231. 

?) Salzb. UB. III, l.c.: Ministeriales vero earundem ecclesiarum 
iuramentum fidelitatis suis prestent episcopis et in iuramento illo nullum 
excipiant preter solum archiepiscopum Salzburgensem. 
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sie sowohl ihrem Bischof als auch dem Erzbischof verbun- 
den, sie waren sowohl Gurker, Chiemseer, Seckauer, La- 
vanter Ministerialen als auch Salzburger.!) Bei Ungehorsam 
des Bischofs gegen seinen Herrn, den Erzbischof, erteilte 
dieser den von ihrer Lehnstreue gegen den Bischof entbun- 
denen Ministerialen die 'Lehen.?) 

Da die jüngeren Salzburger Suffraganbischöfe ihre 
Temporalien aus der Hand des Erzbischofs empfingen, 
gehörten sie nicht zu den Reichsfürsten, weil für diese die 
Investitur durch das Reich ein Erfordernis war.?) Auch 
für das erste Jahrhundert des Bestehens von Gurk kann 
man für seinen Bischof keinen Reichsfürstenstand an- 
nehmen — wenngleich auch dem Bischof, da der Kreis 
der Fürsten noch nicht festbegrenzt war, entsprechend 
seiner bischöflichen Würde einzelne fürstliche Rechte?) und 
der Titel eines Reichsfürsten®) bisweilen beigelegt worden 
sind — da auch zu jener Zeit bei Bischöfen und Äbten für 
ihre Zugehörigkeit zum Reichsfürstenstand ihre Reichs- 
unmittelbarkeit entscheidend war.e) Da nun aber die 
jüngeren Salzburger Suffraganbischöfe das, was ihnen an 
Burgen, Ministerialen, Münze und Maut, Gefällen und 
andern Öffentlichen Rechten?) zugewandt würde, als Re- 
galien besitzen sollten®), unterliegt ihre Einbeziehung in den 


1) Mon. Carinth. I, S. 418, nr. 538: .. . archiepiscopus Salzpur- 
gensis recipiet .. . tam capitulum quam ministeriales in favorem di- 
lectionem fidem et gratiam suam ad promovendum eos et benefaciendum 
eis et ad fovendum eos et defendendum in omnibus sicut ministeriales 
ecclesie Salzpurgensis. Der Erzbischof war Berufsinstanz für sie. Vgl. 
P. Kluckhohn, Die Ministerialität in Südostdeutschland vom 10. bis 
zum Ende des 13. Jahrhunderts, in Zeumer, Quellen und Studien IV 
(1911), S. 66. 

2) Mon. Carinth. I, S. 412, nr. 530; BF. 1830. 

®) Ficker, Reichsfürstenstand I, 271. 

*) Mon. Carinth. I, S. 93, nr. 58. Abgesehen vom Vogtwahlrecht 
gelangte aber der Bischof nicht in den Besitz der hier verbrieften Rechte. 

6\ L.c.I, S. 174, nr. 226. 6) Ficker, Reichsfürstenstand I, 93. 

*) Die Übersetzung von ‚publicas functiones“ durch Krones, 
Steiermark, 134 mit ‚‚welcherlei Frohndienste es sonst gäbe“ ist nicht 
ganz glücklich. 

8) Salzb. UB. III, S. 250, nr. 731; BF. 958: ... . si quis procedente 
tempore vel castra vel ministeriales monetas et thelonea vectigalia 
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Reichslehnverband keinem Zweifel!) Doch standen sie 
nicht in unmittelbarer Lehnsverbindung mit dem Reich, 
sondern nur in mittelbarer als Vasallen des Erzbischofs. 
Weil die Bischöfe nicht zu den Reichsfürsten gehörten, 
genossen sie nicht deren Vorrechte, waren aber auch nicht 
an deren Verpflichtungen gebunden. Ihr Gerichtsstand war 
nicht vor dem Reich, sondern vor dem Erzbischof?); in 
allgemein wichtigen Reichssachen wirkten sie nicht mit?), 
erschienen sie bei Hoftagen, so geschah es durchweg im 
Gefolge ihres Erzbischofs*) Für den nichtfürstlichen 
Rang der Bischöfe ist ihre Stellung in den Zeugenreihen 
von Urkunden kennzeichnend. In einigen Königsurkunden 
fehlt ihre Unterschrift trotz bezeugter Anwesenheit), sind 


eciam vel quascumque publicas functiones pro salute anime sue vel 
quocunque titulo eis conferre voluerit, hec omnia eis liceat nomine Tega- 
lium possidere. 

1) Ficker, Heerschild, 114. 

2) Siehe oben S. 220. Das Privileg König Lothars für Gurk, Mon. 
Carinth. I, S. 93, nr. 58, der Gurker Bischof solle vor dem Reich Recht 
suchen, wenn seine Kirche in ihrem Besitz angetastet würde, ist wirkungs- 
los geblieben, Mon. Carinth. I, S.9. Über den Bischof von Gurk als 
Beklagten vor dem Erzbischof siehe Zahn I, S. 296, nr. 285. Als 1277 
Rudolf von Habsburg Schiedsrichter war in dem Streit zwischen dem 
Bischof von Seckau und Dietmar von Stretwich über den bischöflichen 
Mensalbesitz im Galtal, wurde bestimmt, daß die endgültige Entschei- 
dung über das Eigentumsrecht der strittigen Güter der Erzbischof von 
Salzburg gerichtlich fällen sollte, BR. 889. 


3) So ist als Vermittler des Friedens von San Germano der Bischof 
von Seckau nicht genannt, M. G. LL. IV, S. 170, nr. 126ff., obwohl 
aus den Zeugenreihen der damals ausgestellten Kaiservrkunden, BF. 1803, 
1806 seine Anwesenheit bewiesen ist. Ebenso beschwor der Bischof 
von Chiemsee den Landfrieden nicht, den Rudolf von Habsburg 1281 
für Bayern gab, und der von Fürsten, ‚die zu dem Lande Bayern ge- 
hören“, beschworen werden sollte, BR. 1348. 

4) BF. 999; BR. 633, 2312a. 

5) Bei dem Aufenthalte Friedrichs II. in Be 1219, BF. 999 
bis 1008, ist der Bischof von Chiemsee in mehreren Königsurkunden 
nicht genannt, in denen der Salzburger Erzbischof als Zeuge erscheint. 
Ebenso unterzeichnete der Bischof von Seckau in Anagni 1230 eine 
- Urkunde Friedrichs IL, BF. 1824, die wichtige rechtliche Bestimmungen 
für den Bischof von Freising und den Herzog von Bayern enthält, nicht, 
wohl aber eine Urkunde für Gurk, BF. 1828. In den Kaiserurkunden 
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die Bischöfe in Königs- oder Kaiserurkunden genannt, so 
stehen sie, falls nicht nach andern Gesichtspunkten als dem 
der reichsrechtlichen Stellung der Zeugen deren Anordnung 
getroffen ist!), an letzter Stelle?) oder vor Bischöfen, die 
auch Nichtfürsten waren.?) In einer Kaiserurkunde ist der 
Seckauer Bischof ausdrücklich von den Fürsten geschieden .*) 
Kraft ihrer bischöflichen Würde gehen die Salzburger 
Eigenbischöfe trotz des fehlenden Reichsfürstenstandes den 
weltlichen Fürsten meist voran, bemerkenswert für ihre 
reichsrechtliche Stellung und ihr Ansehen ist, daß sie aber 
auch diesen Fürsten in Urkunden den Vorrang überlassen 
konnten.) Aus den erzbischöflichen Urkunden®) ergibt 
sich dasselbe Bild: diese vier Bischöfe folgen, und zwar 
meist in der Reihenfolge, in der ihre Stühle gegründet sind’), 
den übrigen Bischöfen der Salzburger Provinz nach®), sie 


die auf dem Hoftage in Augsburg 1235 ausgestellt wurden, erscheint 
wohl der Erzbischof von Salzburg als Zeuge, nicht aber der Bischof 
von Seckau, BF. 2118, 2119, 2125. Dieser unterzeichnete aber eine 
Urkunde des Herzogs von Bayern, BF. 2121. 


1) So war wohl bei BR. 1220, in der die Bischöfe von Gurk, Seckau, 
Chiemsee vor dem von Basel stehen, territoriale Gliederung maßgebend, 
ebenso bei BF. 2121, in der der Seckauer Bischof dem von Augsburg 
vorangeht, und bei Meiller, S. 30, Nr. 169, in der der Bischof von 
Gurk vor den Bischöfen von Feltre und Vicenza als Zeuge genannt wird. 

2) In über dreißig Urkunden Rudolfs von Habsburg stehen sie 
regelmäßig an letzter Stelle, nur vereinzelt vor einem Reichsbischof, 
». B. einmal vor dem Trienter, BR. 683, der sonst ihnen vorangeht, 
BR. 695, 697, 851. Über die Stellung zum Bischof von Basel in BR. 1220 
siehe die vorige Anmerkung. Auch dieser Bischof steht sonst vor den 
jüngeren Salzburger Suffraganen, BR. 1078, 1227, 1971. 

3) BF. 1778. *) BF. 1808. 

5) Ficker, Reichsfürstenstand I, 289. 

6) Meiller, Reg. Archiep.; Salzb. UB. III. 

?) Erzbischof Eberhard hatte für die Rangordnung der Bischöfe 
bei öffentlichen und privaten Veranstaltungen das Alter der Bistümer 
als maßgebend erklärt, Mon. Carinth. IV , S. 168, nr. 1947. Dasselbe 
Prinzip wird die Reihenfolge der Bischöfe in Zeugenangaben bestimmt 
haben. Es kann aber durch andre Gesichtspunkte gestört werden. Geht 
z. B. Meiller, S. 222, nr. 226 der Seckauer Bischof dem von Chiemsee 
voran, so hat das wohl seinen Grund darin, daß die Urkunde eine Schen- 
kung des Erzbischofs an das Seckauer Domkapitel enthält. 

8) Meiller, S. 47, nr. 247; S. 53, nr. 279; S. 63, nr. 40. 

15* 
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gehen vermöge ihrer kirchlichen Würde den andern Geist- 
lichen des Salzburger Sprengels vor!), allerdings steht in 
einer Urkunde der Gurker Bischof Dietrich nach dem Archi- 
diakon von Friesach.?) 

Bis zum Interregnum haben wir kein Zeugnis, das 
für den Reichsfürstenstand der jüngeren Salzburger Suffra- 
ganbischöfe spräche?®), ja im Jahre 1232 verzichtete die 
Gurker Kirche nach langem vergeblichen Streben #) urkund- 
lich auf die fürstliche Würde für ihren Bischof.5) Doch 
während des Interregnums, einer für die von Usurpation 
von Rechten günstigen Zeit, in dessen Wirren die Salzburger 
Kirche tief verwickelt wurde®), tauchen Bestrebungen der 
Seckauer Kirche auf, für ihren Bischof den Reichsfürsten- 
stand zu erlangen. 1251 ließ sich Seckau von König Wil- 
helm alle Rechte bestätigen, die ihm von Friedrich II. und 
andern Kaisern und Fürsten gewährt waren, nämlich daß 
es dem Reich und den Fürsten gegenüber dieselben Rechte 
und Freiheiten habe wie die andern Reichsfürsten, die 
Suffraganbischöfe Salzburgs, sie besäßen.’) Der König ver- 


1) Ihnen folgt unmittelbar der Salzburger Dompropst, Meiller, 
S. 88, nr. 159. 

2) Mon. Carinth. III, S. 485, nr. 1294. Dieser Archidiakon erscheint 
nicht in weiteren Zeugenreihen, so daß kein Vergleichsstoff vorhanden 
ist. Die Vorgänger des Archidiakons Gerloh nehmen keine bevorzugte 
Stellung in Zeugenreihen ein, Mon. Carinth. I, S. 163, nr. 201; Mon. 
Carinth. IH, S. 414, nr. 1103; S. 416, nr. 1108 und seinem Nachfolger 
geht Bischof Dietrich voran, Mon. Carinth. III, S. 510, nr. 1358; S. 526, 
nr. 1381. 

3) Ficker, Reichsfürstenstand I, 288. 

*) Vgl. Mon. Carinth. I, S. 69, nr. 28; S. 322, nr. 423; S. 97, nr. 6lc; 
S. 392, nr. 509; S. 398, nr. 515. 

5) Mon. Carinth. I, S. 418, nr. 538. 

6, Widmann, Salzburg I, 352fl. 

?) Zahn III, S. 156, nr. 91; BF. 5040: Noverint itaque tam pre- 
sens etas quam successura posteritas, quod nos de providencia nostri 
consilii singula et universa iura, que dilecto principi nostro ... . vene- 
rabili Seccoviensi episcopo ac ecclesie sue a domino Friderico quondam 
inperatore et aliis inperatoribus et inperii principibus sunt indulta, 
videlicet quod coram inperio ac principibus ac alias gaudeat et utatur 
omnibus iuribus et libertatibus, que aliis principibus, episcopis suffre- 
ganeis Salzburgensis ecclesie sunt concessa, prout etiam in privilegiis 
ecclesie sue datis plenius est expressum, auctoritate regia confirmamus . . + 


eo 
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sprach ferner, dem Bischof von Seckau fünfhundert Mark 
Silber zu geben, womit sich der Bischof einen Besitz kaufen 
und ihn vom König zu Lehen nehmen sollte. Bis zur Aus- 
zahlung der Summe verpfändete der König Gericht und 
Zoll in Voigtsberg in Steiermark an den Bischof.!) Diese 
Anerkennung der Reichsfürstenwürde aber war wie die 
Regierung Wilhelms nur eine Episode. Die Vermutung 
liegt dennoch nahe, daß Seckau noch weitere Versuche 
unternahm, sich von der weltlichen und kirchlichen Ab- 
hängigkeit von Salzburg zu befreien. Unter diesem Ge- 
sichtspunkt könnte man die Stellung Bischof Wernhards 
von Seckau zu König Ottokar verstehen.?) Erklärte dieser 
sich als Vogt von Seckau°®) und verfügte er über Tempo- 
ralien des Bistums®), so war damit die weltliche Oberhoheit 
Salzburgs über Seckau beseitigt, und Bischof Wernhard 
hoffte wohl, durch den bei der Kurie einflußreichen König 
auch die kirchliche Lösung von Salzburg durchzusetzen. 
Wäre Seckau auf diese Weise auch nicht ein Reichsbistum, 
sondern ein Landesbistum geworden, so hätte es immerhin 
seine Vasallenstellung zu Salzburg gegen eine solche einge- 
tauscht, wie sie z. B. einige böhmische Bistümer innehatten. 
Doch diese Hoffnung der Seckauer wurde durch ÖOttokars 
Sturz zunichte gemacht. 

Während der Regierung Rudolfs von Habsburg aber 
hat sich für die Gurker Kirche ihr einst so dringendes 
Streben erfüllt: Dank der Persönlichkeit des Bischofs 


!) L.c., 8.157, nr. 92: ... .. protestamur, nos propter virtutes et 
merita dilecti principis nostri Ulrici Seccowensis episcopi, . . . PTO- 
misimus liberaliter, ei et successoribus suis dare quingentas marcas 
argenti, pro quibus iudicium et theloneum civitatis in Voitsperc in ducatu 
Stirie constitute titulo pignoris sibi duximus obliganda, ita tamen, 
_ quod quandocumque predicte marce sibi vel successoribus suis per no3 
vel successores nostros plenarie fuerint persolute, iudieium et theloneum 
supradictum ad nostrum dominium libere revertantur. De illis vero 
quingentis marcis taliter persolutis dietus episcopus aliquod predium 
comparabit, quod a nostre maiestatis celsitudine titulo feodi perpetuo 
obtinebit. 

2) Krones, Steiermark, 296. 

8) Jos. Emler, Regesta Bohemiae et Moraviae II (1882), 8. 251, 
nr. 643. 

*) Krones, l.c., S. 545, nr. 96. 
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Johann, der das Bistum Chiemsee” mit dem von Gurk 
vertauscht hatte), ist der Gurker Bischof vom König als 
Reichsfürst betrachtet worden. Johann stand in engen 
Beziehungen zu Rudolf, er war sein familiaris?), einer der 
Räte Rudolfs, der im diplomatischen Dienste des Königs 
eine nicht unwichtige Rolle spielte®), sogar zum Reichsvikar 
in Toskana mit dem Kanzler Rudolf von Hoheneck ernannt 
wurde.) Es ist erklärlich, daß diesem Manne vom König 
Rechte zugestanden wurden, die in seinem persönlichen 
Verhältnis zum König, nicht in seiner Stellung als Bischof 
von Gurk begründet waren.5) So gehörte Bischof Johann 
zu den deutschen Fürsten, die 1279 durch Ausstellung von 
Willebriefen®) gleichsam Bürgschaft leisteten für die von 


1) Potthast 21585. Die Wahl Johanns zum Bischof von Gurk 
erfolgte nicht in der 1232 festgesetzten Art, Mon. Carinth. I, S. 418, 
nr. 538, sondern die Gurker Domherren stellten, allerdings mit aus- 
drücklicher Wahrung ihres Rechts, dem Erzbischof nach erfolgtem Vor- 
schlag die Wahl frei, Hirn, Gurk, Beil. XII, S. 91. Urkundlich ist von 
einer Einflußnahme Rudolfs auf die Wahl nichts überliefert. 

2) BR. 973. 

3) BR. 1193a, 1256. Vgl. ferner Mittlgen aus dem vat. Arch., 
hrsg. von der Kais. Akademie der Wissenschaften, Bd. I: Aktenstücke 
zur Geschichte des Deutschen Reichs unter den Königen Rudolf I. 
‚und Albrecht I. (1889), S. 240 u. 243. 

4) BR. 1252. 

5) Ähnlich hatte im 12. Jahrhundert der Bischof Roman I. von 
Gurk, von dem die Gurker Chronik, SS. XXIII, 9 88 sagt: multo tempore 
strenue archiepiscopatum rexit, kraft seiner Persönlichkeit und seiner 
Tätigkeit eine seine Stellung weit überragende Bedeutung. Siehe Mon. 
Carinth. I, S. 141, nr. 151; S. 173, nr. 223; S. 174, nr. 226; S. 186, nr. 242. 
Daß an der Person des Johann das erhöhte Ansehen haftete, geht z. B. 
daraus hervor, daß er als Bischof von Chiemsee 1274 den Nürnberger 
Reichsabschied, der wichtige, die Gerichtsbarkeit über Fürsten betref- 
fende Bestimmungen enthält, die ‚eine besondere Beglaubigung durch 
die anwesenden Fürsten wünschenswert erscheinen ließen“, Ficker, 
Reichsfürstenstand II, 138, mitbesiegelte, M. G. LL. IV, S. 59, nr. 72, 
sein Nachfolger auf dem Chiemseer Stuhl aber nicht zu den Fürsten 
gerechnet wurde, die Rudolfs Landfrieden für Bayern 1281 beschwören 
sollten, BR. 1348. 

®) Mittlgen aus dem vat. Arch. I, S. 194, nr. 197. In der Form 
der Mitbesiegelung eines Willebriefes hatte Johann noch als Bischof 
von Chiemsee seine Zustimmung zu Rudolfs Verhalten gegenüber dem 
Papst bezeugt, BR. 1071. 
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König Rudolf der römischen Kirche erteilte Bestätigung 
sämtlicher von seinen Vorgängern am Reich gemachten 
Schenkungen. Johann war unter den geistlichen Aus- 
stellern der Willebriefe der einzige Bischof, dem der Reichs- 
fürstenstand nicht kraft seines Bischofsamtes zukam.!) 
Ein wichtiger Schritt zur Anerkennung der Reichsunmittel- 
barkeit der Gurker war 1280 die Verleihung des Blutbannes, 
eines Regals, durch König Rudolf an den Bischof Johann 
von Gurk.?) Für eine nicht beglichene Schuld überließ 
Rudolf dem Bischof das Blutgericht, wie es die Herzöge 
von Kärnten auf dem Gurker Besitz ausgeübt hatten, so 
daß der jeweilige Bischof kraft königlicher Verleihung die 
volle Gewalt hatte, Richter ein- und abzusetzen, denen der 
König den Bann verlieh, die also vom Reich die BET 
richtsbarkeit besaßen. 

Sind also für den Bischof von Gurk unzweideutige 
Zeugnisse für seinen Fürstenrang unter Rudolf von Habs- 
burg vorhanden, so fehlen auch für die Bischöfe von Chiem- 
see, Seckau, Lavant nicht Anzeichen dafür, daß sie wenig- 
stens nicht ganz von der Ausübung reichsfürstlicher Rechte 
ausgeschlossen waren. Bei der Lockerung des Reichslehn- 
verbandes wurden sie mehrfach den Reichsbischöfen gleich- 
gestellt?), ohne ihrer staatsrechtlichen Stellung nach wirk- 
liche Reichsfürsten zu sein. 


1) Ihm entsprach unter den weltlichen Großen, die durch den 
Willebrief ihr Einverständnis zu Rudolfs Maßnahme gaben, der Graf 
von Tirol, der erst 1286 fürstlichen Rang erhielt, BR. 1971. 

2) Krones, Steiermark, S. 586, nr. 216; BR. 1174: ... damus 
tradimus et concedimus eidem episcopo et ecclesie Gurcensi omne iudi- 
cium sanguinis, quod cl. memorie quondam duces Karinthie habuerunt 
et exercere consueverunt in praediis, possessionibus et territoriis s. distri- 
etibus Gurcensis ecclesie et hominum suorum, ita quod episcopus, qui 
pro tempore fuerit, . . . auctoritate et potestate regia liberam et plenam 
habeat potestatem ponendi et constituendi et etiam destituendi, quando 
voluerit, iudicem unum vel plures, quibus ex nunc bannum concedi- 
mus, qui animadvertant in facinorosos homines et ab imperio Romano 
“ habeant gladii potestatem et plenam facultatem excessus et omnia 
puniendi, qui et que in predictis possessionibus, prediis et territoriis 
committentur. 

8) 1277 besiegelten die Bischöfe von Gurk, Chiemsee und Seckau 
mit dem Erzbischof Friedrich von Salzburg und anderen Fürsten das 
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Bezweckten diese Maßnahmen auch nicht eine Lösung 
der jüngsten Salzburger Suffraganbistümer vom Erzstift, 
so haben dennoch die Versuche, die Eigenbischöfe von der 
weltlichen Herrschaft Salzburgs zu befreien, auch in spä- 
terer Zeit nicht aufgehört, nur daß nicht mehr die Hoch- 
. stifter Träger dieser Bestrebungen waren, sondern der 
österreichische Herzog, dem aus landesfürstlichem Interesse 
an einer Unterbindung der weltlichen Oberhoheit Salzburgs 
über seine jüngeren Suffraganbistümer lag.!) Aus diesen 
Verhältnissen erklärt sich die Investitur des Gurker Bi- 
schofs 1360 durch Karl IV.?) und die Verleihung des Blut- 
banns an Seckau 1428 durch König Sigismund.?) Doch 
all diese Vorstöße der jüngeren Suffraganbistümer gegen 
die enge Verbindung mit dem Erzstift erreichten nicht ihr 
Ziel: keins erlangte für seinen Bischof die reichsrechtliche 
Anerkennung des Fürstenstandes. Von einer der wichtigsten 
Leistungen der Reichsfürsten, der Heranziehung zu den 
Reichslasten, besonders zum Reichskriegsdienst, waren die 
Bischöfe von Gurk, Chiemsee, Seckau, Lavant frei. Da 
sie nicht unmittelbar vom Reich belehnt waren, hatten 
sie keine unmittelbare Verpflichtung zur Teilnahme an der 
Reichsheerfahrt.*) Sind die Bischöfe später in Reichs- 
matrikeln veranschlagt), so ist das kein Beweis für den 
Reichsstand der Bischöfe®), da nicht lehnrechtliche, sondern 
finanzielle Gesichtspunkte bei der Aufstellung der Matrikeln 


Bündnis Rudolfs mit Ladislaus von Ungarn, BR. 813. 1287 hing der 
Bischof von Lavant mit drei andern Reichsbischöfen sein Siegel an eine 
königliche Entscheidung gegen die Herzöge von Braunschweig, BR. 
2088. Als Urteiler im Reichsgericht werden 1277 unter andern die Bi- 
schöfe von Gurk, Chiemsee und Seckau genannt, BR. 670, ebenso der 
Bischof von Lavant im Jahre 1287, BR. 2088. 


1) Hirn, Gurk, 54. Srbik, Staat und Kirche, 52. Vgl. unten 
S. 256ff. 

2) Böhmer-Huber, Regesta Imperii VIII: Die Regesten des 
Kaiserreichs von 1346 bis 1378 (1877), nr. 3476. 

®) Altmann, Reg. Imp. XI,, 7015. 

4) Ficker, Reichsfürstenstand II, 298. 

5) J. Aschbach, Geschichte Kaiser Sigmunds III, 420. 

6) H. Hädicke, Die Reichsunmittelbarkeit und die Landsässigkeit 
der Bistümer Brandenburg und Havelberg, Brogr: der Kgl. Landes- 
schule Pforta (1882), 1fl. u. 56fl. 
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maßgebend waren.!) Die Salzburger Erzbischöfe verwahrten 
sich gegen die Heranziehung ihrer Eigenbischöfe zu den 
Reichskriegen mit Erfolg?) unter dem Hinweis, daß die 
Bischöfe wohl Regalien besäßen, aber als Lehen vom Erz- 
bischof.?) | 
Waren also die vier Bischöfe ihrer staatsrechtlichen 
Stellung nach nicht Reichsfürsten, so wurden sie dennoch 
in gewissen äußeren Formen, auf die ja größter Wert gelegt 
wurde ?*), diesen gleich behandelt. Friedrich II. gewährte 
den Bischöfen von Chiemsee und Seckau 1218 die Ver- 
günstigung, beim Besuch von Hoftagen bischöfliche Sitze 
mitbringen zu dürfen) Auch der Titel Reichsfürst’ ist 
den jüngeren Salzburger Suffraganbischöfen anfangs ver- 
einzelt, später ständig gegeben worden. Wurde 1162 der 
Gurker Bischof als honorabilis princeps bezeichnet®), so ist 
darauf für die Zeit des neueren Reichsfürstenstandes kein 
Gewicht zu legen.”) Bis zum Interregnum ist der Reichs- 
fürstentitel den Salzburger Eigenbischöfen nicht beigelegt 
worden, erst in der schon genannten Urkunde Wilhelms 
von Holland wird der Seckauer Bischof als Reichsfürst 
bezeichnet®), auch Rudolf von Habsburg gab diesen Titel 


1) Siehe die Reichsanschläge für den Bischof von Lavant. Tangl, 
l. c., 213. 

2) J.Chmel, Regesta Friderici III. Romanorum imperatoris (1859), 
8869. Juvavia, 510Of. 

3) Juvavia, l. c. 

%) Siehe Eberhards Bestimmung über die Rangordnung der Bi- 
schöfe untereinander und dieser zum Salzburger Dompropst Mon. 
Carinth. IV,, S. 168, nr. 1947 und die dem Dompropst gewährte Ver- 
günstigung, sich gleich den neu kreierten Bischöfen eines Faltstubls 
bedienen zu dürfen, Salzb. UB. III, S. 265, nr. 740, ferner die An- 
ordnung über das Zeremoniell bei -Prozessionen, bei denen die Mönche 
von St. Peter, wenn sie korporativ auftraten, ein Vorgangsrecht vor 
dem Salzburger Domkapitel besaßen, Fr. Martin, Das Urkunden- ' 
wesen der Erzbischöfe von Salzburg, M.I.Ö.G. Ergbd. IX (1915), 
704 fi. 

5) Salzb. UB. III, S. 250, nr. 731: Adicimus eciam quod si pre- 
fatos episcopos ouriam regiam frequentare contigerit, licentiam habeant 
pontificales sedes publice deferendi. 

6) Mon. Carinth. I, S. 174, nr. 226. 

?) Ficker, Reichsfürstenstand I, 288. 

8) Zahn III, S. 156, nr. 91; S. 157, nr. 92. 
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den Bischöfen von Gurk!), Seckau und Chiemsee?), ebenso 
Kaiser Heinrich®), doch geschah es nur ausnahmsweise .*) 
Wurden die Bischöfe in Privaturkunden seit dem 14. Jahr- 
hundert als Fürsten bezeichnet), so gab die reichsrechtlic he 
Sanktion dieses Titels erst Friedrich I1I.®?) Er bestätigte 
der Lavanter Kirche 1457 außer ihren Freiheiten und Pri- 
vilegien auch den Fürstentitel ihrer Bischöfe.?) Seit dieser 
Zeit führen die jüngeren Salzburger Suffraganbischöfe den 
Reichsfürstentitel ständig; noch heute nennen sie sich Fürst- 
bischöfe. 

Die Reichsfürstenwürde dieser Bischöfe war also nur 
eine leere Form, eine Schöpfung der Gewohnheit und der 
Willkür®), eine Auszeichnung, bei der man weniger die staats- 
rechtliche Stellung der Bischöfe als ihre kirchliche Würde 
im Auge hatte.?) 

Wie die vier jüngeren Suffraganbistümer i in weltlicher 
Hinsicht dem Erzbischof iure proprietatis unterworfen 
waren, so waren sie es auch in kirchlicher.!) Die Herrschaft 
über die vier Bistümer war den Salzburger Erzbischöfen 
gegeben durch das Recht, die Vorsteher dieser Bistümer zu 
ernennen. Kein Bischof soll in Gurk, sei es durch Investitur, 
sei es auf eine andere Art eingesetzt werden, den nicht 


1) BR. 1174 und 1175. 

2) G. Göth, Urk.-Reg. für die Geschichte von Steiermark, 1. c., 
5, 8. 215, nr. 4; BR. 702. 

®) Dipl. Styr. I, S. 347, nr. 56. 

*) Daß der Titel den Bischöfen nicht als ein ständiges Recht zu- 
kam, geht daraus hervor, daß Friedrich der Schöne den Bischof von 
Lavant als Fürst bezeichnete, Tangl, Lavant, 100, Rudolf IV. ihm 
diesen Titel aber nicht gab, l. c., 121. 

6) G. Schrötter, Der Reichsfürstentitel der Bischöfe von Chiem- 
see, Festgabe für K. Th. v. Heigel, hrsg. von Bitterauf (1903), 129. 
Tangl, l. c., 101, 103, 111f:. 

6) Schrötter, l. c., 132. 

”) Tangl, 1. c., 166. 

8) Schrötter, Chiemsee, 125. 

9») Ficker, Reichsfürstenstand I, 290; Juvavia, 5ll. 

10) Der Papst drückte diesen Gedanken in dem Satz aus, Salzb. 
UB. III, S. 200, nr. 692: . . . electio ac investitura ... . ad ipsum et 
successores ipsius . .. . pertineat, de quorum bonis idem episcopatus 
dotatus fuerit et ditatus. 
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Gebhard oder seine Nachfolger nach eignem Gutdünken 
gewählt, ordiniert und geweiht haben, bestimmten Alex- 
ander II. und Heinrich IV.!) Für die drei anderen Bistümer 
verfügte der Papst: Die Wahl und die Investitur soll Eber- 
hard und seinen Nachfolgern ohne jeden Widerspruch zu- 
stehen.?) Damit war die kirchliche Abhängigkeit der vier 
Suffraganbischöfe von Salzburg ausgesprochen. 

Das in der deutschen Kirchenverfassung einzig daste- 
hende Wahlrecht wurde den Erzbischöfen vom Gurker 
Domkapitel streitig gemacht. Mit dem Streben der Gurker 
Kirche, den weltlichen Besitz von der Oberhoheit Salzburgs 
freizumachen, war eng verknüpft ihr Bemühen, die kirch- 
liche Abhängigkeit von Salzburg abzuschütteln. Im Jahre 
1145, als Bischof Roman von Gurk für den seines Amtes 
müden Erzbischof Konrad?) ‚voller Tatkraft das Erzbistum 
lenkte“), gelang es dem Gurker Kapitel, vom Papst 
Lucius II. das Bischofswahlrecht zu erhalten), und wie in 
dem Streben nach Reichsunmittelbarkeit erreichte Gurk 
zur Zeit des Kampfes Friedrichs I. mit Alexander III. 
auch in dieser Frage sein Ziel. "Klerus und Ministerialen 
wählten 1174 den Propst Roman von Gurk zum Bischof ®), 
dessen Wahl der aus seinem Erzbistum flüchtige Erzbischof 
Adälbert wohl oder übel anerkennen, dessen Bestätigung 
durch den Papst und Weihe durch den Patriarchen von 


1) Mon. Carinth. I, S. 68, nr. 27; J.-L., Reg. Pontif. Rom. I, ue: 
Mon. Carinth. I, S. 74, nr. 30; St. 2755. 

2) Salzb. UB. III, S. 200, nr. 692: ... electio ac investitura 
eiusdem 'episcopi ad te et successores tuos absque omni contradictione 
pertineat. Gleichlautend Salzb. UB. III, S. 241, nr. 726; Potthast 
5843. Für Lavant fehlt die Urkunde des Papstes, doch ist die Bestim- 
mung selbstverständlich; auch trug der Papst seinen Kommissären in 
der Lavanter Angelegenheit auf Mon. Carinth. IV, S. 147, nr. 1886 

. memorato archiepiscopo in predicta ecclesia sancti Andree insti- 
tuendi episcopalem sedem tribuatis auctoritate apostolica facultatem 
reservatis per omnia privilegiis et honoribus archiepiscopo et ecclesie 
Salzeburgensi, sicut in duobus aliis episcopatibus sunt reservata... 

®) Vita Chunr., SS. XI, 771-6; J.-L. 7894. 

*) Chron. Gurc., SS. XXIII, 928. 

5) Mon. Carinth. I, S. 129, nr. 136; J.-L. 8712. 

86) Chron. Gurc., l. c., 945. 
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Aquileja er geschehen lassen mußte!) — bis auch hierin 
Erzbischof Konrads energisches Vorgehen den Ansprüchen 
der Gurker Kirche, die 1179 noch einmal ihr angemaßtes 
Wahlrecht ausübte?), ein vorläufiges Ende machte.?) Wie 
in der Frage der Reichsunmittelbarkeit lebte unter Erz- 
bischof Eberhard der Streit um das Wahlrecht von neuem 
auf. Das Gurker Kapitel strengte 1206 bei der Kurie einen 
Prozeß gegen den Erzbischof an) und suchte durch größte 
Hartnäckigkeit®) und vielfache Fälschungen ®) das Bischofs- 
wahlrecht zu erringen. Es erreichte auch durch päpstlichen 
Schiedsspruch’), daß das ausschließliche Wahlrecht des 
Gurker Bischofs dem Erzbischof von Salzburg genommen 
und auf ein Vorschlagsrecht beschränkt wurde und: zwar 
derart, daß der Erzbischof bei Erledigung des Gurker 
Stuhls in Gurk drei Personen, eine aus dem Schoße der 
Gurker Kirche und zwei Auswärtige, vorschlagen sollte, 
von denen das Kapitel dann mit dem Erzbischof?) eine 
zum Bischof zu wählen hatte. Als bei der nächsten Gurker 


1) Chron. Gurc., 101. 2) Ibidem, 10 7—10. 

3) Mon. Carinth. I, S. 232, nr. 306; 8. 242, nr. 325; S. 235, nr. 313; 
S. 237, nr. 314. Chron. Gurec., 1. c., 1016-20. Der Papst erkannte 
die kirchliche Abhängigkeit Gurks von Salzburg an mit der Bestimmung 
Mon. Carinth. I, S. 232, nr. 306: non obstante quod de Romano Gur- 
gensi episcopo tempore scismatis a nobis permissum fuisse dignoscatur. 

*) Mon. Carinth. I, S. 304, nr. 414; S. 307, nr. 417. 

5) Vgl. die Einwürfe, die der Gurker Prokurator gegen den Tat- 
sachenbestand in dem Prozeß machte, Mon. Carinth. I, S. 307, nr. 417. 

6) Mon. Carinth. I, S. 76, nr. 31; S. 85, nr. 42; S. 148, nr. 171; 
S. 191, nr. 249. j 

”) L. c., S. 313, nr. 420; Potthast 3435: ... compositionem 
huiusmodi de partium coniventia inter vos duximus faciendam, ut epi- 
scopo vestro defuncto Salzburgensis archiepiscopus vocatus a vobis ad 
ecclesiam Gurcensem accedat et tres personas: unam videlicet de gremio 
eiusdem ecclesie ... ac duas extraneas vobis denominare procuret, 
vos vero seorsum super denominatis vobis personis diligenti delibera- 
tione tractetis et vobis tandem ac eodem archiepiscopo in capitulo resi- 
dentibus is ex denominatis personis ab archiepiscopo primum in epi- 
scopum et vicarium et consequenter a vobis in episcopum eligatur, in 
quem omnes vel saltem maior pars vestrum primitus consensissent. 

®) Die Stimmberechtigung des Erzbischofs erklärt sich aus der 
Stellung des Gurker Bischofs als seines Stellvertreters. Siehe die vo- 
rige Anmerkung. 
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' Bischofswahl Erzbischof Eberhard diesen Kompromiß mög- 
lichst zu seinen Gunsten auslegen wollte?!), drohte von 
neuem der Streit, bis endlich ‚nach vielen Mühen und 
unendlichen Kosten‘‘?) im Jahre 1232 der Ausgleich zwi- 
schen dem Erzbischof und Gurk zustande kam?), der nicht 
nur die Frage der weltlichen, sondern auch der kirchlichen 
Abhängigkeit Gurks regelte.e Darin wurde formal das 
Wahlrecht dem Gurker Domkapitel gelassen, aber dadurch, 
daß dem Erzbischof das Recht zustand, drei beliebige Kan- 
didaten vorzuschlagen und den von dem Kapitel aus diesen 
drei Gewählten zu bestätigen, zu investieren und zu weihen ®),- 


1) Mon. Carinth. I, $. 339, nr. 443; Potthast 4762. 


2) L. c., S. 418, nr. 538: ... .. post multos labores post infinitas 
expensas... 

3) Mon. Carinth. I, S. 418, nr. 538. 

°) L. c., S. 418, nr. 538: ... . nominet (archiepiscopus) eis secun- 


dum dei timorem tres viros ubicumque et undicumque voluerit, et 
ipsi (canonici) unum de nominatis eligere necessario teneantur. Qui- 
cumque autem sic ab archiepiscopo nominatus et a capitulo Gurcensi 
electus fuerit, postquam ab archiepiscopo Salzpurgensi confirmationem 
pecierit et secundum approbatam consuetudinem illius ecclesie acce- 
perit, teneatur iurare archiepiscopo ... Die Stimmabgabe des Erz- 
bischofs bei der Bischofswahl wird nicht ausdrücklich erwähnt. Daß 
er fernerhin aktives Stimmrecht bei.der Wahl hatte, geht aus der Er- 
zählung des Gurker Wahlvorgangs vom Jahre 1253 hervor, den Augen- 
zeugen, die Bischöfe von Chiemsee und Seckau und der Salzburger 
Dompropst, in einer Supplik an den Papst schildern Mon. Carinth. II, 
S. 66, nr. 615. Die Besetzung des Gurker Bischofsstuhls ist nicht immer 
in der 1232 festgelegten Weise erfolgt, abgesehen von den unten S. 255 ff. 
behandelten Fällen. Erwähnt wurde schon, daß 1279 bei der Wahl Bischof 
‚Johanns die Gurker Domherren auf ihr Wahlrecht zugunsten alleiniger 
Ernennung durch den Erzbischof verzichteten, Hirn, Gurk, S. 91, 
Beil. XII; Potthast 21585. Dagegen hat der Salzburger Erzbischof 
1282 bei der Wahl des Bischofs Konrad sein Vorschlagsrecht preisge- 
geben, er wählte nur in gleicher Weise wie die Gurker Domherren den 
Bischof mit, Mittlgen aus dem vat. Arch. I, S. 273, nr. 240: ... Fri- 
dericus Salzburgensis archiepiscopus . . . et dilecti filii capitulum ipsius 
(Gurcensis) ecclesie . .. convenientes in unum, et tandem per viam 
scrutinii ad celebrandam electionem futuri episcopi procedentes, di- 
lectos filios Henricum decanum, Hulricum et lIohannem, canonicos 
ipsius ecclesie, ad singulorum vota serutandum concorditer assumpse- 
runt. Qui dietorum archiepiscopi et capituli et sua vota secreto et sin- 
gillatim diligentius perscrutati, ea in scriptis redacta mox in communi 
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stand tatsächlich dem Erzbischof das Besetzungsrecht des 
Gurker Stuhls zu. Das Vorgehen des Gurker Kapitels be- 
stimmte den Erzbischof, bei den drei von ihm gegründeten 
Bistümern das Wahlrecht, das ihm zustehen sollte, schärfer 
zu betonen. Er ließ vom Papst bei jeder Bistumsgründung 
das Bischofswahlrecht dem jeweiligen Erzbischof zuspre- 
chen absque omni contradictione!), und Eberhard selbst 
verfügte: Der Propst und das Domkapitel von Chiemsee, 
Seckau, Lavant sollten sich niemals ein Recht auf die Wahl 
ihres Bischofs anmaßen, sondern die Wahl soll einzig und 
allein dem Erzbischof und seinen Nachfolgern zustehen, 


eisdem archiepiscopo et capitulo publicarunt .. . Nach der Abdankung 
Konrads 1283 ermächtigte Papst Martin IV., 1. c., S. 286, nr. 252, das 
Gurker Domkapitel, nicht den Erzbischof, eine neue Wahl vorzu- 
nehmen. Des Anteils des Erzbischofs an ihr wird nur kurz in der nar- 
ratio des Schreibens Erwähnung getan mit allgemeinen Worten: ... 
vobis et aliis, in huiusmodi electione de iure vel de consuetudine vocem 
habentibus, eligendi 'vobis et eidem ecclesie Gurcensem episcopum .. . 
liberam auctoritate presentium concedimus facultatem. In diesen 
Vorgängen mag noch eine Nachwirkung der Stellung Gurks zur Zeit 
Bischof Johanns zu spüren sein. Der Erzbischof Friedrich dagegen 
wahrte sich diesmal sein Recht, und in alter Weise wurde Hartnid von 
Wildon zum Bischof gewählt, Ankershofen-Tangl, Handbuch der 
Geschichte des Herzogtums Kärnten IV (1864), 410; B. Schroll, Series 
episcoporum et s. r. i. principum Gurcensium, Arch. f. vaterl. Gesch. 
15 (1885), S. 18. Nach Hartnids Tod aber wurde sein Nachfolger auf 
eine ähnliche Weise wie Bischof Konrad 1282 gewählt, Mittlgen aus 
dem vat. Arch. I, S. 485, nr. 480. Diese Änderung des Wahlvorgangs 
bedeutete der Form nach ein Nachgeben der Erzbischöfe gegenüber 
dem Gurker Kapitel, und sie scheinen sich dazu erst nach längeren 
Verhandlungen verstanden zu haben, denn in der Urkunde Bonifa- 
tius VIIL, 1. c., S. 485, nr. 480 heißt es: tandem post multos tractatus, 
in huiusmodi electionis negotio habitos, per viam scrutinii procedentes. 
Daß die Erzbischöfe durch dies Nachgeben nicht eine Verringerung 
ihres Einflusses auf die Besetzung Gurks zu fürchten brauchten, da- 
für bürgte ihnen ihr Investitur-, Bestätigungs- und Weiherecht, gab 
es ihnen doch genügende Sicherheit dafür, daß immer nur ein ihnen 
Genehmer auf den Gurker Stuhl gelangte. Die Persönlichkeit der 
1282 und 1299 Gewählten, ein Regensburger Dekan und der Bischof von 
Lavant, spricht dafür, daß die Erzbischöfe auch bei diesem Wahl- 
modus ihre Kandidaten durchsetzten. 


1) Salzb. UB. III, S. 200, nr. 692; S. 241, nr. 726. 
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der sie in Anwesenheit seines Domkapitels vornimmt.!) 
Von vielen Bischöfen ist uns ihre Wahl durch den Erzbischof 
überliefert?), bei vielen ist es aus der Stellung, die sie vor 
der Berufung auf den Bischofsstuhl innehatten, zu schließen : 
sie entstammten der erzbischöflichen Kapelle oder der 
Kanzlei, oder sie waren Angehörige des Domstifts.?) 
Welchen Wert Eberhard auf das Recht, die Bischöfe 
der Eigenbistümer zu ernennen, legte, zeigt sein Vorgehen 
im Jahre 1244, als er auf die Bitte des Herzogs Friedrich 
von Österreich dessen Protonotar Ulrich zum Bischof von 
Seckau erhob. Er ließ sich von dem Herzog urkundlich 


2) Salzb. UB. III, S. 237, nr. 723; 8. 358, nr. 826; Mon. Carinth. IV,, 
S. 168, nr. 1947: Inprimis videlicet constituimus, ut prepositus et capi- 
tulum sancti Andree Laventense nullo unquam iure quicquam sibi ven- 
dicet de prefati episcopi electione, sed ipsius electio simpliciter et pure 
tantum ad nos et nostros spectet ex ordine successores coram capitulo 
nostro in domino celebranda ... 


2) Erzbischof Konrad (III.) wählte und investierte Propst Diet- 
rich von Gurk zum Bischof, Chron. Gurc., 1. c., 10 8-10. Erzbischof 
Adalbert ernannte den Propst von Klosterneuburg zum Bischof von 
Gurk, Annal. s. Rudb., 1. c., 778 20. Erzbischof Eberhard erhob seinen 
Verwandten, Abt Walter von Dissentis, zum Bischof von Gurk, Mon. 
Carinth. I, S. 280, nr. 381. Der Erwählte Philipp von Salzburg setzte 
1253 den Bischof von Gurk ein, "Annal. s. Rudb., 1. c., 792 8°—86. Der 
Erwählte Ulrich von Salzburg ernannte 1266 den Bischof von Chiemsee, 
Annal. s. Rudb., 1. c., 797 29-80. 


®) Bischof Hiltebold von Gurk war Kaplan des Erzbischofs Kon- 
rad gewesen, Vita Chunr., SS. XI, 70 82. Sein Nachfolger Roman hatte 
dieselbe Stellung innegehabt, Mon. Carinth. I, S. 93, nr. 57. Dom- 
propst Otto von Salzburg wurde 1214 Bischof von Gurk, Annal. s. 
Rudb., 1. c., 780 19. Bischof Konrad von Lavant (1285) war Kanoniker 
von Salzburg, ibidem, 809 20. Bischof Heinrich von Seckau (1292) 
war Salzburger Dompropst gewesen, Annal. s. Rudb., Contin. Weich- 
hardi, SS. IX, 813 ı8. Bischof Friedrich von Seckau war Salzburger 
Domdechant gewesen, Notae Seccovienses, N. A. 18 (1893), S. 676. 
Bischof Friedrich Gränn von Seckau (1446) war cancellarius Salzbur- 
gensis, ibidem, S. 677. Nach und nach hat das Domkapitel von Salz- 
burg die Erzbischöfe in den Wahlkapitulationen gebunden, nur Dom- 
kapitulare an die Spitze der Eigenbistümer zu stellen, H. Bastgen, 
Die Neuerrichtung der Bistümer in Österreich nach der Säkularisation, 
Quellen und Forschungen zur Geschichte, Literatur und Sprache 
Österreichs und seiner Kronländer, durch die Leogesellschaft hrsg. von 
Hirn und Wackernell, Bd. 12 (1914), 142. 
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versichern, daß der Herzog aus der Empfehlung kein Er- 
nennungsrecht des Bischofs sich anmaße, daß Eberhard des 
Herzogs Kandidaten nur ex gratia speciali erwählt habe.!) 

Das Recht, die vier jüngeren Suffraganbischöfe zu 
bestellen, gewährleistete den Erzbischöfen von Salzburg am 
meisten die Herrschaft über diese Stühle. Die Verbindung 
zwischen den Metropoliten und ihren Eigenbischöfen wurde 
noch fester durch das Recht des Erzbischofs, diese Bi- 
schöfe zu bestätigen und zu weihen?). Selbst der seit dem 
12. Jahrhundert sich ausbildende Anspruch des Papstes 
hinsichtlich der Bestätigung von Bischofswahlen und der 
Weihe von Bischöfen konnte sich gegen das urkundlich 
verbriefte Recht der Erzbischöfe auf Bestätigung und Weihe 
ihrer Eigenbischöfe nicht durchsetzen.?) 

Wie dem Salzburger Erzbischof als dem Herrn bei 
Erledigung der Eigenbistümer die Verwaltung der Tempo- 
ralien dieser Hochkirchen zustand, so hatte er kraft des- 
selben Rechts in solcher Zeit auch die Administration der 
Spiritualien inne, mit der er einen Geistlichen seines Spren- 
gels oder den Dompropst der erledigten bischöflichen Kirche 
beauftragte.*) | 


Welche kirchliche Stellung’ der vom Erzbischof er- 
wählte Bischof ursprünglich einnehmen sollte, darüber gibt 
die Lebensbeschreibung des Erzbischofs Gebhard Aufschluß, 
in der es heißt: zu dieser neuen Bistumsgründung (Gurk) 
trug auch ein in der Bibliothek in Salzburg gefundener 
alter Kodex mit geschichtlichen Aufzeichnungen bei, der 
Namen von Bischöfen enthielt, die unter früheren Salz- 


\ 


1) Zahn II, S. 546, nr. 432; Salzb. UB. III, S. 586, nr. 1038. 

2) Wie der Salzburger Erzbischof über seine Eigenbischöfe diese 
beiden ursprünglich jedem Metropolitan zustehenden Rechte besaß, so 
kam ihm auch das alte Metropolitanrecht des Transferierens dieser 
Bischöfe zu, vgl. Chmel, Friedrich IV., 45. 

®) Siehe S. 271. Vgl. die Bemühungen des Papstes im 19. Jahr- 
hundert, diese Vorrechte den Salzburger Erzbischöfen zu nehmen, 
Bastgen, 1. o., 174ff. 

*) Tangl, Lavant, 317, 328. 
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burger Erzbischöfen als deren Stellvertreter in Kärnten | 
gelebt hatten. Man las in dem Kodex von häufigen Strei- 
tigkeiten zwischen den Erzbischöfen und den ihnen unter- 
geordneten Bischöfen, und man nahm an, daß deshalb diese 
Stellvertretung damals abgeschafft worden sei, auch weil 
den Bischöfen die Grundlagen zu einer dauernden Existenz 
fehlten, nämlich ein Bischofssitz, ein Klerus und eine Ge- 
meinde in festgesetzten Sprengelgrenzen, mitdenen!) nun das 
alte Institut der Chorbischöfe erneuert und befestigt wurde.?) 
Also ein Chorbischof sollte der Gurker Bischof sein, der, 
auf keine bestimmte Diözese geweiht, den Erzbischof in 
den bischöflichen Funktionen vertrat.?) Aus dieser Inten- 
tion Gebhards erklärt es sich, daß der Erzbischof dem 
Gurker Bischof weder Sprengel noch Zehnt zuerteilte, auch 
kein eigenes Domkapitel ihm zur Seite stellte. Wohl hatte 
schon Heinrich IV. Zuweisung eines Sprengels an Gurk 
und Ausstattung mit Zehnten verfügt*), was Gebhard als 


1) Dieser anscheinend selbständige Vermerk des Schreibers der 
vita, der im Widerspruch steht zu der Tatsache, daß Gebhard dem 
Bistum Gurk keinen Sprengel angewiesen hat, weist darauf hin, daß 
die vita nicht am Anfang des 12. Jahrhunderts geschrieben sein kann, 
wie Wattenbach, Geschichtsquellen II®, 76 annimmt, sondern erst 
in der zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts, lange nach 1131, dem 
Jahr, in dem Gurk einen Sprengel erhielt, als man in Admont die späte 
Zuteilung der Diözese an Gurk bereits vergessen hatte. Von andern 
Beweisgründen aus verlegt Erben, Mitteilungen der Gesellsch. für 
Salzb. Landeskunde, 53 Bd. (1913), 7ff. die Entstehungszeit der vita 
ebenfalls in das zweite Drittel des 12. Jahrhunderts. 

2) Vita Gebeh., c.2, SS. XI, 26 11—18: Iuvit ad hanc novam con- 
stitutionem et quidam veterum noticiarum codex. Repertus enim erat 

talis in camera librorum Salzpurhc, et in eo repertum qui episcopi sub 
_ quibus archyepiscopis Salzpurgensis ecclesiae vices et ante gessissent 
in prenominata regione. Repertae sunt in eodem libro crebrae discordia- 
rum causae inter ipsos archyepiscopos et subepiscopos illos, propter 
quas conicitur et estimatur vicem illam tunc cessavisse et morientibus 
aliis alios non fuisse substitutos et (Pertz druckt Et) quia huiusce stabi- 
litatis anchoras non habebant, sedem videlicet episcopalem et clerum 
. ac plebem in separatis sibi parrochiae terminis cum qualibus supradicta 
restauratio renovata est et stabilita. 

®) Als adiutor war der Gurker Bischof dem Erzbischof ausdrücklich 
von Papst und König zuerkannt worden Mon. Carinth. I, S. 68, nr. 27; 
8. 74, ar.30. Ka 

*) Mon. Carinth. I, S. 74, nr. 30. . 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XL. Kan. Abt, IX, 16 
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einen Übergriff weltlicher Gewalt in geistliche Sachen wohl 
nicht glaubte beachten zu müssen!), und es hatte 1075 
Papst Gregor VII. Gebhard ermiahnt, er möge dem netten 
Bischof aus Geiz nicht die Diözese vorenthalten?), wozu 
der Erzbischof nicht mehr Stellung nehmen konnte, da er 
in dem ausbrechenden Kampf zwischen Königtum und 
Papsttum aus seinem Erzbistum weichen mußte.?) Als 
nach den Wirren des Investiturstreits *) Erzbischof Konrad 
von Salzburg in seiner Diözese zur Ruhe gekommen war, 
da hatte man die Absicht, in der Gebhard das Bistum Gurk 
gegründet hatte, vergessen, und Kontad glaubte in Gebhards 
Sinn zu handeln®), wenn et 1123 die Errichtung des Dom- 
kapitels in Gurk zuließ®), das Bischof Hiltebold mit Gütern 
seiner Kirche ausstattete”), und dem Bischof von Gurk 1131 
einen Sprengel®) und 1144 den Zehnt erteilte?), wodurch 
die Stellung des Gurker Bischofs als eines geistlichen Seel- 
sorgers mit bischöflichen Funktionen zunichte gemacht 
und er dem Äußern nach ein vollberechtigter Suffragan 
Salzburgs wurde.!2) Doch die in der Stellung des Gurker 


1) Mon. Carinth., S. 6. 

2) Jaffe, Biblioth. Rerum German. II (1865), Registr. II, S. 201, 
nr. 77. 

8) Vita Gebeh., ec. 4, SS. XI, 26 36—38. 

4) Vgl. Mayer, Alpenländer, 5lff. 

5) Mon. Carinth. I, S. 127, nr. 128: Bonum igitur atque utile ante- 
cessorum meorum inceptum sed persecutionibus quas sustinebant, pre- 
peditum studui ad finem . . . perducere. 

6) Vita Chunr., c. 14, SS. XI, 70 80—33. 

?) Mon. Carinth. I, S. 90, nr. 54. 

8) Mon. Carinth. I, S. 97, nr. 61. Vgl. oben S. 185, Anm. 8. Daß 
Konrad darauf bedacht war, hierbei seine Kirche nicht zu schmälern, 
zeigt der geringe Umfang des Sprengels, den er Gurk gab. Die Zuteilung 
der Diözese an Gurk war nicht die Beendigung der Gründung Gurks, 
wie Hirn, Gurk 13, und Mayer, 1. c., 188 meinen, sondern Konrad war 
Gtirks zweiter Gründer. 

9) Mon. Carinth. I, S. 127, nr. 128. 

10) Erzbischof Konrad drückte diesen Gedanken aus, indem er er- 
klärte, Zahn I, S. 234, nr. 222: Cuius (Romani) peticionem necessariam 
&t racionabilem approbantes, ne in aliquo iure aut potestate ceterorum 
episcoporum privaretur, decimationem . . . confirmavimus. Ganz folge- 
richtig erschien unter den Suffraganen, die der Papst 1153 dem Erzbischof 


Reichs- u. kirchenrechtl. Stellung d. Salzburger Eigenbistümer. 243 


Bischofs als eines Chorbischofs begründete weltliche und 
kirchliche Unterordnung unter den Salzburger Stuhl ver- 
gaß Konrad nicht?), und als der Stellvertreter des Erz- 
Bischofs?) behielt der Gurker Bischof die Stellung eines 
Chorbischofs der früheren Jahrhunderte, eines Archidiakons 
mit bischöflichen Amtsbefugnissen®?) seiner eignen Zeit. 
Er leistete dem Erzbischof bald in dieser, bald in jener 
Weise, und bald an diesem und bald an jenem Ort sowohl 
bei der Verwaltung der Diözese als auch bei der Admini- 
stration der hl. Handlungen Hilfe.*) Diesem einen Stell- 
vertreter, der durch seine Persönlichkeit und die Gunst der 
Verhältnisse dem Erzbischof zu mächtig werden konnte), 
stellte Eberhard drei weitere erzbischöfliche Vikare m den 
Bischöfen der von ihm errichteten Bistümer zur Seite.®) 
Erste und eigentliche Aufgabe der vier Bischöfe war also 
nicht die Versehung ihres eignen Sprengels, sondern die 
Vertretung des Erzbischofs.’) Sie erschienen als Zeugen 


Eberhard (I.) bestätigte, auch der Gurker Bischof, Mon. Carinth., I, 
S. 151, nr. 179. 

1) Chron. Gurc., c.3, SS. XXI, 9 16. 

2) Vita Chunr., SS. XI, 64 51—52: ... . sedem episcopalem constituit 
(Gebehardus) videlicet ut ipso diversis negotiis occupato, Gurcensis epi- 
scopus vices suas impleret. Der Gurker Bischof bezeichnet sich als 
coepiscopus, Mon. Carinth. I, S. 110, nr. 85, als vicarius, l.c., 8. 117, 
nr. 97, als vicem domini N archiepiscopi tenens, l.c., S. 122, nr. 110, 

3) Krabbo, Ostdeutsche Bistümer, 90. 

4) Hinschius, Kirchenrecht II, 165. 

5) So war z.B. Bischof Roman (I.) befugt, über die erzbischöf- 
lichen Angelegenheiten zu a wie über eigne, Mon. Carinth. 1, 
S. 143, nr. 160. 

6) Salzb. UB. III, S. 162, nr. 657: .. . indulsimus ei episcopum 
qui citra montes archiepiscopi Salzburgensis existat vicarius. 

?) Kuöej, Joseph IL, 1. So gelobte der Lavanter Bischof dem 
Erzbischof, ihn in actibus benedicendo, consecrando, ordinando, con- 
firmando, so oft es begehrt würde, zu vertreten, Tangl, l.c., 230. Die 
Bemerkung Luschins von Ebengreuth, Handbuch der österreichi- 
schen Reichsgeschichte? (1914), 233, die Bistümer Seckau und Lavant 
gewährten wenig mehr als den Titel und die bischöfliche Gewalt für den 
Umfang eines Archidiakonatsprengels, trifft daher nicht zu. Bischöfliche 
ne hatten die Salzburger Eigenbischöfe in der ganzen Erzdiözese. 

16* 
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bei Rechtshandlungen des Erzbischofst), sie assistierten ihm 
bei der Weihe von Altären?) und andern heiligen Hand- 
lungen), sie nahmen selbständig Weihen von Altären und 
Priestern vor), wobei häufig betont wird, daß sie es auf 
das Geheiß .des Erzbischofs taten®), sie übten an seiner 
. Statt Ordinariatspflichten ®), als Vertreter des Erzbischofs 
nahmen sie an allgemeinen kirchlichen Versammlungen 
teil”) Bei Abwesenheit des Erzbischofs konnten sie ihn 
vertreten, doch durften sie die bischöflichen Obliegen- 
heiten nur auf besondern Auftrag des Erzbischofs ausüben.®) 
Wie der Bischof von Gurk hinsichtlich seiner reichsrecht- 
lichen Stellung einen Vorrang vor den drei andern Bischöfen 
genoß, so nahm er auch in kirchlicher Hinsicht eine ihnen 
übergeordnete Stellung ein: er war ursprünglich Vikar des 
Erzbischofs in der ganzen Erzdiözese gewesen, er behielt 
dieses Amt auch nach der Errichtung der drei jüngeren 


1) Vgl. die zahlreichen Beispiele in Mon. Carinth. I bis IV, und bei 
Meiller, l.c. 

- 2) Mon. Carinth.], S. 119, nr. 103; Annal. s. Rudb., SS. IX, 781 49—50, 
783 5—$6. 

3) Rüdiger von Chiemsee bestattete mit Erzbischof Eberhard 1219 
den Grafen von Plaien, Annal. s. Rudb., 1. c., 781 47—49. 

#4) Ibidem, 7834345, 78150—58, 782 1—2; Mon. Carinth. I, S. 156, 
nr. 190; S. 204, nr. 267; S. 207, nr. 274; Annall Salisb. Additem., SS. 
XIII, 238 1. 

5) Mon. Carinth. I, S. 112, nr. 90: .... nos (Romanum Gurcensis 
ecclesie episcopum) ad consecrationem illius permittente atque iubente 
domno Conrado Salzburgensi archiepiscopo vocavit. Ibidem, S. 120, 
nr. 103a: ... cum (ecclesia) a venerabili- Gurcensi episcopo Romano 
ex nostro mandato consecranda esset . 

6) Mon. Carinth. IV,, S. 683, nr. 2964. Chmel, Friedrich IV., 
S. 88 fl. 

?) Tangl, l.c., 224. Der Lavanter Bischof hatte 1584 in seinem 
Eide ausdrücklich die Verpflichtung übernommen, den Erzbischof in lega- 
tionibus et nationalibus conciliis zu vertreten, Tangl, l.c., 230. - 

8) Salzb. UB. III, S. 358, nr. 826; Mon. Carinth. IV, S. 168, nr. 1947: 
... celebret ..... pontificalia officia qui vice nostra nobis absentibus 
adimplere satagat, et hoc de mandato nostro speciali. Vgl. dazu Mon. 
Carinth. II, S. 74, nr. 625. Dem Bischof von Chiemsee war hierfür 
die Pfarre Seekirchen mit ihrem Zubehör angewiesen worden, damit er 
von ihr in dieser Zeit seinen Unterhalt beziehe, Salzb. UB. III, S. 233, 
nr. 718. 
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Bistümer kraft päpstlicher Verfügung?), entgegen der ersten 
Absicht Eberhards.?) Während die Bischöfe von Chiemsee, 
Seckau, Lavant den Erzbischof in der Erzdiözese ausschließ- 
lich der in ihr bestehenden Sprengel der Eigenbistümer 
vertraten, stand dem Gurker Bischof die Stellvertretung 
des Erzbischofs in der ganzen Erzdiözese zu, auch in den 
Diözesen Chiemsee, Seckau; Lavant, soweit es sich um die 
Ausübung der erzbischöflichen Jurisdiktion handelte.?) In 
der Zeit des Salzburger Interregnums hat Bischof 'Diet- 
rich von Gurk die Rechte eines Salzburger Erzbischofs 
ausgeübt.?) 

In dem Verhältnis zwischen dem Erzbischof und seinen 
Eigenbischöfen war von Wichtigkeit die Stellung dieser 
Bischöfe zur Erzbischofswahl. Ursprünglich gehörte der 
Gurker Bischof nicht zu den Wahlberechtigten, weder zu 
denen, die gewohnheitsrechtlich die Wahl des Erzbischofs 


1) .Salzb. UB. III, S. 200, nr. 692; S. 241, nr. 726: Gurcensis autem 
episcopus qui vicarius Salzburgensis antistitis in sua dyocesi esse dino- 
seitur, in illo quoque sit episcopatu vicarius, quantum archiepiscopalis 
exigit iurisdictio, ne in hoc ecclesia ius ipsius grave dispendium paciatur. 

2) Vgl. die Verfügung Friedrichs II., Salzb. UB. III, S. 162, nr. 657: 

. indulsimus ei episcopum qui citra montes archiepiscopi Salzburgensis 
existat vicarius, was doch wohl auf einen Wunsch Eberhards zurückgeht. 

3) Der Erzbischof verbriefte dies Vorrecht noch ausdrücklich dem 
Gurker Bischof für das Bistum Seckau, Mon. Carinth. I, S. 373, nr. 485. 
. Die Stellvertretung des Erzbischofs wurde später nach Territorien ge- 
ordnet: der Seckauer Bischof war Generalvikar für die Episkopaljuris- 
diktion des Erzbischofs in Steiermark und demWiener-Neustädter Di- 
strikt, der Lavanter in Kärnten. Der Bischof von Gurk war General- 
bevollmächtigter für die Gesamtheit der Gerechtsame des Metropoliten, 
ein Recht, ‚‚das mit der Zeit sein Dasein nur in Urkunden noch fristete, 
da die österreichischen Landesfürsten mit Erfolg bestrebt waren, diese 
 Gerechtsame des Salzburger Erzbischofs als eines ausländischen Kirchen- 
fürsten zugunsten seiner inländischen Generalvikare einzuengen“, Kuäej, 
Joseph IL, 112. Der Bischof von Chiemsee war nicht Generalvikar des 
. Erzbischofs in dem bayrischen Teil der Erzdiözese. Hier war die erste 
Hilfskraft des Ordinarius in der Leitung der Diözese das Offizialat oder 
Generalvikariat, das u. a. das Archidiakonat Chiemsee umfaßte und von 
einem aus mehreren Mitgliedern bestehenden Ratskollegium ausgeübt 
wurde, Hübner, Archidiakonatseinteilung, 68. 
| %) Mon. Carinth. II, S. 116, nr. 672; Potthast 19328. Mon. Ca- 
zinth. II, S. 105, nr. 658. 
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vornahmen, noch zu denen, die nach dem kanonischen 
Recht sie ausführen sollten.!) Doch infolge der hervor- 
ragenden Stelluyg, die der Bischof von Gurk unter den 
Erzbischöfen Konrad und Eberhard und zur Zeit der Ab- 
wesenheit Erzbischof Adalberts innehatte, nahmen tatsäch- 
lich die Bischöfe Roman (I.)?), Heinrich?) und Roman (11I.)?) 
Anteil an der Erzbischofswahl. Dieses angemaßte Recht, 
dem die Gurker durch Fälschungen eine rechtliche Grund- 
lage gaben), haben die Bischöfe von Gurk aber nicht be- 
hauptet, und den drei jüngsten Eigenbischöfen hat Eber- 
hard, der wohl wußte, daß Zeiten der Vakanz des Erzstuhls 
und der Wahl des Erzbischofs günstig für die Usurpation 
von erstrebten Rechten waren, bei der Gründung der Bis- 
tümer jede Teilnahme an der Erzbischofswahl versagt.?) 
Er wollte durch diese Maßnahme die kirchliche Abhängjg- 
keit der Eigenbischöfe für alle Zeiten festlegen, ihnen kein 
Mittel in die Hand geben, durch das sie eine größere Selb- 
ständigkeit gegenüber Salzburg erringen könnten. 

Ein gleiches Ziel verfolgte die Bestimmung Eberhards, 
die das Verhältnis der Bischöfe zum Salzburger Domkapitel 
regelte. Traf der Erzbischof diese Verfügung auch ur-. 
sprünglich auf den Druck seines Domkapitels hin, das sich 
von ihm dadurch noch einmal die Unantastbarkeit seiner 
Rechte yon seiten der neuen Bischöfe verbürgen ließ, so 
wahrte Eberhard dennoch gleichzeitig durch diese Bestim- 


1) Aus den Gurker Fälschungen Mon. Carintb. I, ar. 28 und nr. 31 
geht hervor, daß der Bischof keinen Anteil an der Erzbischofswahl hatte. 

®) Mon. Carinth. I, S. 141, nr. 151. 

®) Ibidem, S. 204, nr. 268; S. 207, ar.273. *%) J.-L. 12912. 

°%) Mon. Carinth. I, 8.69, nr. 28; S. 76, nr. 31. 

$) Salzb. UB. IIJ, S. 237, pr. 723; S. 358, nr. 826; Mon. Carinth. IV,, 
5. 168, nr. 1947: Excipimus etiam, ne idem Laventensis episcopus ecclesia 
Salzburgensi vacante ulla penitus ratjope electioni archiepiscopi se debeat 
ingerere. Das Verhältnis der vier jüngeren Sufßlraganbischöfe zu der 
Wahl ibres Erzbischofs blieb bestehen. Als Bischöfe yon Gurk, Chiemsee, 
Seckau, Lavant hatten sie keinen Anteil an der Wahl, sofern sie aber 
Kanoniker der Salzburger Kathedrale geblieben waren, hatten sie aktives 
Stimmrecht. Der Antrag des Erzbischofs Gruber im Jahre 1825, den 
Bischöfen von Gurk, Seckau und Lavant Anteil an der Erzbischofswahl 
ständig zu geben, Bastgen, 1. c., 238ff., wurde abgelehnt, ibidew, 4. 
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mungen die Rechte seines Hochstifts, da bei einer Sedis- 
yakanz des Erzstuhls das Domkapitel, dessen Stellung zu 
seinem Bischof oft gegensätzlich genug war, sich ‚solida- 
'risch mit den bischöflichen Interessen wußte“.!) Die Bi- 
schöfe von Chiemsee, Seckau und Lavant — für Gurk 
bestand diese Verpflichtung nicht — waren dem Salzkurger 
Domkapitel durch einen Treueid, den sie vor der Weihe 
schwören mußten, zu Ergebenheit und Schutz seiner Rechte 
und Privilegien verbunden.?) ‚Besonders bei einer Po 
Bischöfe hatten, : wie oben NN an der Wahl eines nen 
Erzbischofs keinen Anteil, sie durften während der Erledi- 
gung des Erzbistums in der Salzburger Domkirche nur dann 
Gottesdienst abhalten, wenn sie vom Domkapitel dazu ge- 
rufen waren.?) In der Abwesenheit des Erzbischofs hatten 
die Bischöfe in Untersuchungen von geistlichen Streit- 
sachen, deren Entscheidung in solcher Zeit dem Dom- 
kapitel zustand, sich außerhalb ihrer Diözese nicht einzy- 
lassen.*) Auch im äußeren Zeremoniell wünschte das Dom- 
kapitel keine Zurücksetzung durch die jüngeren Suffragan- 
bischöfe zu erleiden. Eberhard bestimmte, um Rang- 
streitigkeiten zu vermeiden, daß der Dompropst bei öffent- 
lichen und privaten Veranstaltungen unmittelbar an der 
linken Seite des Erzbischofs seinen Platz hahe, die vier 
. Eigenhischöfe nach dem Alter ihres Bistums auf der rechten 
Seite.) 

!) Schreiber, Kurie und Kloster I, 244. 

2) Mon. Carinth. IV,, S. 168, nr. 1947: Statuimus etiam, ut idem 
electug ante perceptam consecrationem coram nobis capitulo nostro 
juret se eidem semper fore devotum et ad defensionem et conservationem 
honoris ipsius et privilegiorum ei pro posse pie et fideliter affuturum 
nec causa alterius ei se aliquando oppositurum. Gleichlautend für Seckau, 
Salzb. UB. III, 8.358, nr. 826 und ähnlich für Chiemsee, 1. c., S. 237, nr. = 
>) L. e.: Excipimus etiam . . . ecolesia Salzburgensi wacante . 
sglempnia quogpe divinj officii in majori ecclesig, nisi & capitulo ocnti; 
nullius iuris pretextu celehret. 

4) Ibidem: De causis etiam cognoscendis quarum diffinitio nobis 
non presentibus de iure communi spectgt ad capitulum maigris ecclesie, 
extz2 suam diocesim se nullatenys intromittat. 

....%) Mon. Garinth.. [Y,.S. 188, nr. 1947: Volumys etiam, ut... 
prepositus Salgzhurgensis ecelesjp give in publicg siye in privato a latere 
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- Aus der Art der Begründung und dem Wesen der 
Bistümer, die im Grunde nur Archidiakonate waren — 
von denen sie sich aber wieder durch ihre geringe Ausdeh- 
nung unterschieden —, deren Inhaber zur Erleichterung 
der Seelsorge die bischöfliche Weihe besaßen, erklärt sich 
die Stellung der jüngsten Salzburger Suffraganbischöfe in 
ihrem Sprengel. Wohl standen ihnen nach einem Urteil 
eines Salzburger Erzbischofs die correctio criminum, refor- 
matio morum, censura ecclesiastica, iurisdictio causarum 
omnium ad forum ecclesiasticum pertinentium, collatio 
omnium sacramentorum!) zu, wohl waren die Bischöfe 
Berufungsinstanz für die Geistlichen ihres Sprengels?), 
beriefen in Ausübung ihrer kirchlichen Regierungsgewalt 
Diözesansynoden?®), bestätigten kraft ihrer Ordinariats- 
gewalt die Geistlichen in ihren Ämtern und neue kirchliche 
Anstalten ihrer Diözese®), doch besaßen sie nicht die voll- 
kommene kirchliche Herrschaft in ihrem Sprengel, sondern 
waren in ihren Vollmachten diesem gegenüber eingeschränkt 
und zwar dadurch, daß ihnen die ausschließliche Ordinariats- 


nostro propter presentiam episcopi seu episcoporum a nobis creato- 
rum numquam debeat segregari sed preposito in sinistro latere posito 
Gurcensis et reliqui episcopi in dextro latere secundum cuiuslibet 
episcopatus etatem in suo ordine statuantur. Die Rangstreitigkeiten 
scheinen aber durch Eberhards Verfügung nicht beseitigt worden zu 
sein, denn noch 1478 mußte Papst Sixtus IV. den Salzburger Dom- 
propst ermahnen, von seinem Anspruch, den Vorrang vor den vier 
jüngeren Suffraganbischöfen einzunehmen, abzustehen, Fr. M. Mayer, 
Beiträge zur Geschichte des Erzbistums Salzburg, A. Ö. G. 56 (1878), 
S. 382, nr. 10. | 


1) Dipl. Styr. I, S. 355, nr. 81. Vgl. Salzb. UB. III, S. 233, 
nr. 718: Iurisdietionem nostram ecclesiasticam videlicet excommuni- 
cationis vel aliam huiusmcedi in omnes in predictis parochiis delinquentes 
tibi et tuis successoribus indulgemus. Für die Ausübung der Gerichts- 
barkeit durch die Bischöfe in ihrem Sprengel sind zahlreiche Beispiele 
überliefert, vgl. Dipl. Styr. I, S. 249, nr. 118; Zahn II, S. 370, nr. 273; 
‘8. 571, nr. 459; Mon. Carinth. I, S. 273, nr. 370; 1. c. II, S. 98, nr. 649. 
Zur reformatio morum durch den Bischof gibt ein Beispiel Dipl. Styr. I, 
S. 263, nr. 145. | 

2) Zahn II, S. 571, nr. 459. 

3) Tangl, Lavant, 125, 422; J. Zahn, Über ein Admonter Formel- 
‘buch des 15. Jahrhunderts, Beitr. z. Kde st. Gqu. 17 (1880), S. 36, nr. 1. 

*) Zahn III, S. 67, or. 13. Chmel, Friedrich IV., 325. 
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gewalt fehlte. Bei der Errichtung des Bistums Chiemsee, 
das einen Teil des Archidiakonats Chiemsee ausmachte!), 
betonte der Erzbischof, daß die Rechte des Archidiakons 
dadurch nicht verletzt werden sollten.?2) Dieses Amt hatte 
der Propst von Herrenchiemsee inne?®), der als Vorsteher 
des Domkapitels zur Diözese Chiemsee gehörte, als salz- 
burgischer Archidiakon aber, der sowohl über die Geist- 
lichen des Bistums Salzburg als über die des Bistums 
Chiemsee seine Rechte ausübte, unterstand er dem Erz- 
bischof, und von diesem wurde ihm sein Amt übertragen .®) 
Dem Salzburger Erzbischof mußte der Chiemseer Archi- 
diakon den Gehorsamseid leisten.5) Wie er von diesem in 
sein Amt eingesetzt wurde, konnte er auch vom Erzbischof 
seiner Würde entsetzt werden.2) Auch der Propst von 
Lavant war salzburgischer Archidiakon über die Geistlichen 
des Bistums Lavant und des Kapitels in Unterdrauburg. 
Er erhielt dieses Amt vom Salzburger Erzbischof.”) 


1) Hübner, Archidiakonats-Einteilung, 68. 

2) Salzb. UB. III, S. 233, nr. 718: Salvo in omnibus predictis 
ecclesiis iure archidiaconali. er 

3) Hübner, |. c., 65. 

4) Ibidem, 67. 

5) E. Uttendorfer, Die Archidiakone und Archipresbyter im 
Bistum Freising und die. salzburgischen Archidiakonate Baumburg, 
Chiemsee und Gars, Arch. f. kath. Kirchenrecht, hrsg. von H. Vering, 
63 Bd. (1890), S. 48, Anm. I. 

6) Ibidem, 47, Anm. 4. Im Jahre 1613 kam ein Vergleich zustande, 
wonach das bisher rein salzburgische Archidiakonat in ein bischöflich- 
chiemseeisches und in ein erzbischöflich-salzburgisches geteilt wurde, 
die beide der Propst von Herrenchiemsee innehatte. Der Bischof von 
Chiemsee übertrug dem Propst das chiemseeische Archidiakonat, der 
ihm den Gehorsamseid leistete. Von da ab besaß der Bischof von 
Chiemsee die auschließliche Ordinariatsgewalt in seinem Sprengel, 
Hübner, |. c., 67. 

?) Mon. Carinth. IV,, S. 310, nr. 2280. Bei der Errichtung des 
Bistums Seckau wurde das Verhältnis des Bischofs zum Archidiakonat 
nicht erwähnt. Da aber der Propst von Seckau Archidiakon über die 
Pfarreien des Bistums war (L. Leonard, Die erste Gründung des ehe- 
maligen Chorherrn- und jetzigen Benediktinerstifts Seckau, Studien 
und Mittlgen aus dem Benediktiner- und Cisterzienserorden, 9. Bd. 
(1888), 104), werden die Verhältnisse des Dirtum: Seckau denen von 
Lavant entsprochen haben. 
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Wie jeder Bischof in seinem Sprengel durch die Archi- 
diakone auf dem Gebiet der Rechtsprechung und der Ver- 
waltung eingeschränkt wurdet), so erlitten auch die jün- 
geren Salzburger Suffraganbischöfe in ihrem Wirkungskreise 
in ihrem Sprengel durch die salzburgischen Archidiakone 
Einbuße, was für sie um so fühlharer war, als sie über diese 
Archidiakone keine Macht als Ordinarien besaßen, und je 
mehr ihre eigne Tätigkeit, die aus dem Institut der Chor- 
bischöfe hervorgegangen war, dem Amt der Archidiakone, 
die ebenfalls einen Teil der Funktionen des alten Chor- 
episkopats übernommen hatten?), entsprach. So kam es 
häufig zwischen den Bischöfen von Chiemsee, Seckau, La- 
vant und ihren Dompröpsten zu Streitigkeiten um die Grenze 
ihres Machtbereichs°®), ohne daß man je zu einer vollkommen 
sicheren und zweifelsfreien Abgrenzung der Befugnisse 
beider Parteien durchgedrungen wäre. Wie ehnmächtig 
diese Salzburger Eigenbischöfe in ihrer Diözese waren, zeigt 
das Erlebnis des Bischofs Georg Stobäus von Lavant?), 
der 1599 den Stadtrichter und den Rat seines Bischofs- 
städtchens gebannt hatte, da sie trotz wiederholter Auf- 


1) Vgl.E. Baumgartner, Geschichte und Recht des Archidiakonats 
der oberrheinischen Bistümer mit Einschlyß von Main2 und Würzburg, 
Kirchenrechtl. Abhdlgen, hrsg. von U. Stutz, 39. Heft (1907) und 
Krieg, Der Kampf der Bischöfe gegen die Archidiakone im Bistum 
Würzburg, ibidem, 82. Heft (1914). 

2) Baumgartner, |. c., 10. 

®) 1394 klagte der Bischof von Seckau hei Erzbischof Pilgrim 
von Salzburg, daß der Propst yon Seckau ihm einige Rechte, die ihm 
und seiner Kirche gebühren, streitig mache und ihn in der Rechts- 
sprechung behindere, Dipl. Styr. I, S. 354, nr. 80. Über Streitigkeiten 
zwischen dem Bischof von Chiemsee und dem Archidiakon gibt Auf- 
schluß der Commentarius de Iure Archidiaconali vom Jahre 1449, 
Mon. Boic. II, S. 421, nr. 45. Auf der Provinzialsynode in Salzhuyg 
1456 reichte Bischof Theobald von Lavant unter andern Beschwerden 
auch die ein, daß zwischen dem Lavanter Prepst und seinem Bischef 
Uneinigkeit bestünde hinsichtlich der Verleihung der Seelsorge an 
Pfarren und Vikarien. Der Bischof wünschte eine Erklärung, welche 
Fälle dem Archidiakon vermöge Rechts oder Gewohnheit vorbehalten 
seien, Tangl, Lavant, 158. 

4) Stepischnegg, Georg III. Stobaeus von Palmburg, A. 0.G.18, 
S. 88ff. 
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forderung durch den Bischof sich geweigert hatten, eine 
Ehebrecherin vor das geistliche Gericht zur Bestrafung zu 
stellen oder selbst sie zu strafen. Als die gebannten Bürger 
sich an den Salzburger Erzbischof wandten, ließ dieser sie 
durch seinen Archidiakon in Unterkärnten vom Bann 
lossprechen. 

Der Zusammenhang zwischen der Salzburger Kirche 
und den Sprengeln der jüngsten Suffraganbischöfe wurde 
auch dadurch gewahrt — und damit die neuen Bischöfe 
in ihren Rechten eingeschränkt — daß dem Erzbischof 
das Patronat- und das Zehntrecht über die Kirchen, über 
die ihm diese Rechte von jeher zustanden, auch nach der 
Errichtung der Bistümer vorbehalten sein sollten; ebenso 
wurden die zu Lehen gegebenen Zehnten ausgenommen ..!) 
Bei der Ordnung des Verhältnisses der Eigenbischöfe zu 
ihren Mensalgütern blieb ebenfalls die Verbindung dieser 
Güter mit dem Salzburger Stuhl erhalten. Die Bischöfe 
besaßen ihre Tischgüter nur iure feudali.?) Da diese Be- 
sitzungen zum größten Teil in der Erzdiözese Salzburg lagen, 
stand den Bischöfen über die Kirchen auf diesem Mensalgut 
allein das Recht zu, den Priester dem Erzbischof zu präsen- 
tieren, von dem das regimen animarum dem Priester über- 
tragen wurde.?) Die Zahl der Geistlichen, die an den auf 


1) Salzb. UB. III, S. 233, nr. 718: ... . retentis nobis iure patro- 
natus in hiis ecclesiis in quibus illud prius habuimus et decimis aliarum 


. ecclesiarum et etiam infeudatis. Zahn II, S. 245, nr. 163; Salzb. UB. III, 


S. 260, nr. 738: Ius autem patronatus et decimas in supradictis ecclesiis 
nobis ubi prius habuimus, reservamus sine preiudicio iuris penitus alieni. 
So stand z. B. dem Erzbischof der Patronat über die Kirche St. Veit 
in Mooskirchen zu. Er präsentierte dem Seckauer Bischof den Priester, 
der diesen in die Pfarre einsetzte, Chmel, Nzbl. 2 (1852), 284. 

2) Salzb. UB. III, S. 233, nr. 718: ... hec omnia iure feudali 
tibi et successoribus tuis concedimus possidenda. 

2) Ibidem: Volumus etiam, ut ad quamlibet illarum (ecclesiarum) : 
nobis et successoribus nostris a te et successoribus tuis proprius eacerdos 
presentetur, cui committamus regimen animarum. Über die Besetzung 
dieser Kirchen auf dem Mensalbesitz der Bischöfe gibt das Bischöflich- 
Chiemseeische Urbar aus den Jahren 1486-1496, hrsg. von Chmel, 
Nzb]. 8 (1858), 116ff. Aufschluß. Der Bischof von Chiemsee, der pre- 
sentator der Kirche beatae virginis Mariae in Stuklfelden, von St. Hyp- 
polit in Zell am See, vongst. Maximilian in Bischofshofen ist, präsen- 
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Mensalbesitz gelegenen Kirchen angestellt waren, war vom 
Erzbischof festgesetzt und durfte von den Bischöfen nicht 
geändert werden.!) 

Wie die vier Salzburger Eigenbischöfe durch ihre Ab- 
hängigkeit von Salzburg in dem Ausmaß ihrer Rechte den 
andern Suffraganbischöfen nachstanden, so genossen auch 
ihre Domkapitel nicht die Rechte, wie sie den andern Dom- 
kapiteln zustanden. Die Augustinerchorherrnstifter Chiem- 
see, Seckau, Lavant waren bischöfliche Kirchen gewesen, 
durch die Art ihrer Begründung besonders eng an die Salz- 
burger Kirche gebunden. In ihrer rechtlichen Stellung zum 
Hochstift änderte sich nichts, nachdem sie zu Domkapiteln 
geworden waren. Zwar wurde nun der Propst, den zu 


wählen die Kapitel berechtigt waren?), von dem Bischof ° 


als Diözesan konfirmiert?), nicht mehr vom Erzbischof, 
doch blieb dieser der eigentliche Ordinarius des Propstes, 
der nur mit des Erzbischofs Wissen und unter dessen Mit- 
wirkung seines Amts entsetzt oder mit andern geistlichen 
Zensuren gestraft werden konnte.*) Die enge Verbindung 
zwischen dem Lavanter Kapitel und dem Erzstift wurde 
dadurch besonders aufrechterhalten, daß die Lavanter 
Domherrn nur einen Angehörigen des Salzburger Dom- 


tiert den Pfarrer dem Erzbischof, der ihn in die Pfarre einsetzt, und 
vom Bischof und Erzbischof erhält er die Besitzungen der Kirche 
zugewiesen. 

1) Salzb. UB. III, S. 233, nr. 718; S. 260, nr. 738: .. .. salvo 
tamen numero personarum que ibi deo hactenus servierunt. Dagegen 
hatte Bischof Roman (II.) von Gurk 1177 vom Papst die Erlaubnis 
erwirkt, für die auf Gurker Kirchengrund in den Archidiakonaten 
Völkermarkt und Friesach gelegenen Kapellen die Zahl der Priester 
nach Bz:darf selbst festzusetzen, Mon. Carinth. I, S. 226, nr. 298. 

2) Mon. Carinth. IV, S. 168, nr. 1947: ... prepositi autem 
electio in ecclesia prefata sancti Andree ad capitulum Laventense sine 
cuiuslibet contradictione pertineat in perpetuum. Der Bischof von 
Seckau, auf den die Domherren 1244 die Propstwahl kompromittiert 
‚hatten, erklärte urkundlich, daß daraus dem Stift Seckau kein Prä- 
judiz geschaffen sein sollte, Zahn II, S. 545, nr. 431. 

®) B. Schroll, Reihe der Dompröpste von Gurk, Carinthia, 79. 
"Jahrg. (1889), 1ff. u. 33ff., Chmel, Friedrich IV., 325 ff. 


*) Tangl, Lavant, 216. > 


A 
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kapitels zum Propst wählen durften.) Wohl waren die 
Kapitel das Konsistorium ihres Bischofs, das bei Erledigung 
kirchlicher Geschäfte vom Bischof zugezogen wurde?) — 
das Gurker Kapitel besaß auch das Recht, bei Verfügungen 
des Bischofs über Gut seiner Kirche mitzusprechen?) — 
doch so wichtige Befugnisse der Domkapitel wie Wahl 
ihres Bischofs*) und Verwaltung des Sprengels während 
der Sedisvakanz®) fehlten ihnen. Beide Rechte standen 
dem Salzburger Erzbischof zu. Wie der Gurker Bischof 
gewisse Vorrechte vor den drei andern Bischöfen genoß, 
so stand auch seinem Domkapitel ein Recht vor den drei 
andern Domkapiteln zu: es hatte das Wahlrecht seines 
Bischofs, doch war es auf die drei vom’ Erzbischof vorge- 
schlagenen Kandidaten beschränkt, so daß es mehr eine 
Form als ein Recht war. 

Zusammenfassend ergibt sich: Die vier jüngeren Salz- 
burger Suffraganbistümer waren Salzburger Eigenbistümer. 
Daher kam den Erzbischöfen in weltlicher und kirchlicher 
Hinsicht die Herrschaft über sie zu. Die weltliche Ober- 


"hoheit fand ihren Ausdruck in dem den Erzbischöfen zu- 


1) Mon. Carinth. IV,, S. 168, nr. 1947: De capitulo nostro Salz- 
burgensi tantummodo et non aliunde licebit eis personam assumere. 
Siehe über den Wahlvorgang A. von Wretschko, Zur Frage der Be- 
setzung des erzbischöflichen Stuhles in Salzburg im Mittelalter, Mit- 
teilungen der Gesellsch. f. Salzb. Landeskunde, 47. Bd. (1907), 297 ff. 
Zu den Streitigkeiten, die über diese Bestimmung entstanden, vgl. 
Tangl, l. c., 372ft. 

2) So setzte der Bischof von Scokau die Zahl der Nonnen im 
Stift Seckau de generali consilio et consensu capituli nostri fest, Zahn II, 
S. 520, nr. 407. Vgl. ferner Dipl. Styr. I, S. 263, nr. 145. 

3) Mon. Carinth. I, S. 252, nr. 336; S. 256, nr. 343; S. 258, nr. 348; 
Zahn III, S. 235, nr. 159; S. 343, nr. 257. Von einer solchen Anteilnahme 
an der Verwaltung des Kirchenbesitzes ist bei den Kapiteln von Chiem- 
see, Seckau, Lavant nichts überliefert. Diese Tatsache könnte man aus 
dem: Ursprung der Kapitel erklären. Das Gurker Kapitel, jünger als 
sein Bistum, war ein organischer Bestandteil des Bistums, aus dem es 
sich entwickelt hatte. Die andern drei Kapitel, die älter als ihr Bistum 
waren, standen diesem selbständig gegenüber, das als ein fremder Be- 
standteil ihnen aufgepfropft war. 

%) Hinschius, Kirchenrecht II, 605 ff. 

5) Hinschius, Kirchenrecht II, 232 ff. 
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stehenden Recht, den Eigenbischöfen die Temporalien zu 
erteilen, und in den Nutzungsrechten, die den Erzbischöfen 
bei Erledigung der Bischofsstühle zukamen. In lehenrecht- 
licher Beziehung war der Erzbischof der Herr der vier 
Eigenbischöfe, die ihm für die Temporalien, die sie von 
ihm zu Lehen hatten, zu Mannschafts- und Treueid ver- 
pflichtet waren. Der Heerschild der vier Bischöfe ist nicht 
genau festzustellen; der Gurker Bischof besaß aktive Lehns- 
fähigkeit und sogar Laienfürsten zu Mannen, während er 
selbst wiederum Mann eines Laienfürsten war. Den drei 
jüngsten Bischöfen fehlte die Fähigkeit, Fürsten zu Mannen 
zu haben. Die Ministerialen der vier Bischöfe waren denen 
der Reichskirchen rechtlich gleichgestellt; sie waren sowohl 
Gurker, Chiemseer, Seckauer, Lavanter Dienstmannen als 
auch Salzburger. Die Bischöfe der vier Eigenbistümer ge- 
‚hörten nicht zu den Reichsfürsten, wohl aber wurde ihnen 
anfangs vereinzelt, später ständig in Anbetracht ihrer kirch- 
lichen Würde der Reichsfürstentitel gegeben. Die kirchliche 
Herrschaft der Salzburger Erzbischöfe über ihre Eigenbis- 
tümer kam zum Ausdruck in dem Recht, die Vorsteher 
dieser Bistümer ernennen zu dürfen, sie zu bestätigen und 
zu weihen. Die vier Bischöfe sollten in Fortsetzung des 
Instituts der Chorbischöfe in erster Linie Stellvertreter des 
Erzbischofs sein. Ihre Unterordnung unter den Salzburger 
Stuhl sprach sich darin aus, daß sie an der Wahl des Erz- 
bischofs keinen Anteil hatten, und daß die drei jüngsten 
Suffraganbischöfe selbst dem Salzburger Domkapitel zu 
einem Treueid verpflichtet waren. Der Zusammenhang 
zwischen der Salzburger Kirche und den neuen Bistümern 
blieb dadurch erhalten, daß der Erzbischof den Archidiakon, 
der über die Geistlichkeit des Bistums die Aufsicht*führte, 
ernannte, und daß er das ihm über einige Kirchen der neuen 
Sprengel zustehende Patronat- und Zehntrecht weiterhin 
behielt. Die zu Domkapiteln erhobenen Chorherrnstifter 
von Chiemsee, Seckau, Lavant wurden bischöfliche Kirchen, 
denen das aktive Wahlrecht ihres Bischofs und die Ver- 
waltung des Sprengels während der Sedisvakanz nicht zu- 
kamen. Nur das Gurker Kapitel übte der Form nach das 
aktive Wahlrecht seines Bischofs aus. 
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Il. Die Stellung der österreichischen Landesfürsten 
zu den jüngeren Salzburger Suffraganbistümern. 


Von zwei Seiten drohte den Salzburger Erzbischöfen 
in ihren Rechten über ihre Eigenbischöfe Beeinträchtigung: 
von den Päpsten und von den österreichischen Landes- 
fürsten. Doppelt fühlbar wurde den Metropoliten diese 
Einengung, wenn beide Mächte im Bunde miteinander 
waren.!) 

Die Päpste verhinderten durch Reservation und Pro- 
vision, jene ursprünglich politischen Maßregeln im Kampf 
gegen die Staufer, die dann zum großen Teil Maßnahmen 
zur Befriedigung des Geldbedürfnisses der Kurie wurden, 
und die die Päpste auch auf die Salzburger Eigenbistümer 
ausdehnten, den Erzbischof an der Ausübung des Wahl- 
rechts seiner Eigenbischöfe. Sie verkürzten ihm durch ihr 
Vorgehen auch sein Recht, diese Bischöfe zu bestätigen 
und zu weihen, da mit der Providierung durch den Papst 
die Bestätigung durch ihn und die. Erlaubnis verbunden 
war, die Weihe von einem beliebigen Bischof ohne Präjudiz 
des Erzbischofs von Salzburg sich erteilen zu lassen.?) 
Doch nicht nur in seinen Machtbefugnissen erlitt der Salz- 
burger Erzbischof durch diese Maßnahmen der Päpste 
Einbuße, auch in finanzieller Hinsicht wurde er durch sie 
geschädigt. Denn die Vorrechte, die er über seine Eigen- 
bischöfe besaß, bedeuteten für ihn nicht nur eine Steigerung 
seines Ansehens und seiner Macht, sondern auch finanziellen 
Gewinn, der im Falle einer Besetzung eines Eigenbistums 
oder der Bestätigung eines Eigenbischofs durch den Papst 
nach Rom floß.?) Seit der Regierung der Päpste in Avignon 


i) Siehe unten S. 268. | 

2) Lang, Acta, S. 354, nr. 461; S. 494, nr. 675; S. 529, nr. 744; 
S. 701, nr. 991. | 

®) Wie hoch die Taxe war, die die Bischöfe an Salzburg zahlen 
mußten, ist urkundlich nicht überliefert. In dem Vertrag zwischen dem 
Erzbischof ünd dem österreichischen Landesfürsten 1535 wurde fest- 
gesetzt, daß der Gurker Bischof höchstens einhundert Dukaten als 
Taxe an Salzburg zahle, Juvavia, 256. Die Rechnung, die Widmann, 
Salzburg II, 198 aufstellt, stimmt nicht, denn die Salzburger Eigen- 
bischöfe zahlten nicht bei jeder Erhebung auf den Bischofsstuhl die 
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mehrten sich die Reservationen und Provisionen auch hin- 
sichtlich der Salzburger Eigenbistümer. Sei es, daß der 
Papst auf Grund des Rechts, die apud curiam erledigten 
Bistümer zu besetzen!), 1337 das Bistum Gurk von sich 
aus vergab?), oder 1359 und 1364°) kraft des Vorbehalts, 
solche Bistümer durch Provision zu besetzen, deren Vor- 
steher vom Papst versetzt seien?) oder 1351 und 1376 unter 
Hinweis darauf, daß für diesen Fall das Bistum ihm spe- 
cialiter reserviert sei.d): er unterminierte durch den häufigen 
Eingriff in das Besetzungsrecht des Erzbischofs®) dessen 
Vorrechte über seine Eigenbischöfe. Dadurch aber, daß 
er die. Reservationen oft, allerdings nicht freiwillig, zudem 
Zweck ausübte, einflußreichen Fürsten eine Gefälligkeit zu 
erweisen’), handelte er im Interesse der Macht, die den 
Privilegien des Erzbischofs über die Salzburger Hausbis- 
tümer am gefährlichsten werden sollte. 

Die Stellung der österreichischen Landesfürsten®) zu 
der kirchlichen Gewalt in ihrem Lande hat mit der Zeit 
einen Wechsel erfahren. Bis zum Ende des 12. Jahrhunderts 


bei C. Eubel, Hierarchia catholica medii aevi sive summorum Ponti- 
ficum, e.r.e. Cardinalium, ecclesiarum Antistitum series ab a. 1198 
usque ad a.1431 perducta, editio altera (1913) angegebene Taxe, son- 
dern nur bei Provision oder Bestätigung durch den Papst, E. Göller, 

Der liber taxarum, 126. 


t) Werminghoff, Verfassungsgeschichte, 128 u. 200. 

2) Lang, Acta, S. 202, nr. 247. 

®) L.c., S. 487, nr. 664; S. 541, nr. 769. 

4) Werminghoff, l.c., 128 u. 200. 

6) Lang, l.co., S. 388, nr. 525; S. 698, nr. 989. 

6) Vgl. die Instruktion an den Salzburger Unterhändler in Rom 
wegen der Besetzung Gurks im Jahre 1432, in der der Erzbischof darauf 
hinwies, daß sieben aufeinanderfolgende Bischöfe von Gurk ihre Pro- 
vision vom römischen Stuhl erhalten hätten, Chmel, Friedrich IV., 43. 

?) Lang, l.c., S.LV und LXIII. 

8) Für das Folgende kommt das Bistum Chiemsee nicht in Be- 
tracht. Es lag wohl im Territorium der Herzöge von Bayern, Lang, 
S. 189, nr. 241, doch haben diese nicht einen solchen Einfluß auf das 
Bistum gewonnen wie ihre österreichischen Nachbarn auf die Salz- 
burger Eigenbistümer in ihrem Territorium, Riezler, Baiern III. Der 
Erzbischof besetzte fast ausschließlich das Bistum, Eubel, 1.c. I, 184, 
dessen Bischof in engen Beziehungen zum Erzbischof und dessen Terri- 
torium stand. Vgl. unten S. 277. 
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war das Interesse der Bischöfe und der Herzöge gemein- 
sam gewesen, christlich - deutsche Kultur in ihren Ge- 
bieten weiter vorzuschieben und im Innern des Landes 
zu verästeln. Damals war die landesfürstliche Politik auf 
die freundschaftliche Haltung der Bischöfe hingewiesen. 
Später aber, als die Landeshoheit immer kräftiger auf ihre 
Ziele hinarbeitete, entstand ein Interessenkampf zwischen 
Landesfürsten und Kirche, bei dem erbitterte Gegnerschaft 
nicht ausbleiben konnte.t) Das Streben der österreichischen 
Herzöge ging, wie das aller Landesfürsten, dahin, durch 
Unterwerfung des in ihrem Machtbereich befindlichen kirch- 
lichen Besitzes unter ihre Landeshoheit und durch Beseiti- 
gung der aus diesem Besitz stammenden Rechte eine Herr- 
schaft über das Kirchengut und seine Inhaber zu gewinnen, 
die auf den ausder landesobrigkeitlichen Stellung als solcher 
fließenden Rechten begründet war.?) Indem nun die öster- 
reichischen Landesfürsten die kirchliche Gewalt in ihrem 
Territorium auf das Gebiet der Spiritualien einzuschränken 
und die Temporalien unter die Oberhoheit und die Bedürf- 
nisse des Staats unterzuordnen suchten, kennzeichnet sich 
damit ihre Stellung zu den jüngeren Salzburger Suffragan- 
bistümern nicht so sehr als ein Bestreben, die Rechte dieser 
kirchlichen Anstalten einzuschränken, vielmehr galt es, die 
weltliche und kirchliche Oberhoheit Salzburgs über diese 
Bistümer zu beseitigen. Die‘ Landesfürsten nahmen also 
die Tendenzen des Gurker Bischofs und seines Domkapitels 
auf, die enge Verbindung zwischen Salzburg und seinen 
Eigenbistümern zu lösen.®) 

Von einem ersten Eingreifen des Landesherrn in die 
Verhältnisse eines jüngeren Salzburger Suffraganbistums 
hörten wir bei der Begründung Seckaus, das den Plan 
Herzog Leopolds VI. durchkreuzte, von sich aus ein Lan- 
desbistum zu errichten. Das Streben nach einem oder 
mehreren Landesbistümern erfüllte auch die Nachfolger 


1) Mitis, Österreichisches Urkundenwesen, 80. 
2) Srbik, Staat und Kirche, 2ff.; K. Rieker, Die rechtliche 
Stellung der evangelischen Kirche Deutschlands in ihrer geschichtlichen 
Entwicklung bis zur Gegenwart (1893), S. 33ff. 
9) Hirn, Gurk, 58. 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XL. Kan. Abt. IX. 17 
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Leopolds!), bis erst dem Kaiser Friedrich III. durch die 
Gründung des Bistums Laibach und die Erhebung Wiens 
und Wiener-Neustadts zu Bischofssitzen die Erfüllung dieser 
Pläne gelang. Da nun die Versuche der österreichischen 
Landesfürsten erst späten und geringen Erfolg hatten, 
waren sie um so mehr bestrebt, ‚‚den bestehenden Bistümern 
ihren exterritorialen Charakter zu nehmen‘“?) und Einfluß 
auf ihre Besetzung und ihre weltliche Regierung zu ge- 
winnen. Das gelang ihnen bei den jüngeren Salzburger 
Suffraganbistümern, deren geographische Lage und recht- 
liche Stellung diesem Streben günstig waren, schneller als 
bei den reichsunmittelbaren.?) 

Als Rechtsgrundlage zur Erlangung der Herrschaft 
über die kirchliche Gewalt in seinem Territorium boten sich 
dem Landesfürsten bestimmte einzeln erworbene Rechte 
dar, wie der Patronat und die Vogtei®), von denen ausge- 
hend das landesfürstliche Kirchenregiment mit Hilfe von 
wechselseitigen Verträgen mit den kirchlichen Vertretern 
des Landes und von päpstlichen Privilegien sich aufbaute: 

Einen Versuch, kraft des Kirchenpatronats Einfluß 
auf die geistlichen Anstalten in seinen Herzogtümern zu ge- 
winnen, stellt das Vorgehen Leopolds VI. dar, der sich 
von Erzbischof Eberhard versprechen: ließ, alle in des 
Herzogs Ländern gelegenen Kirchen nur auf dessen Prä- 
sentation hin zu vergeben); was freilich Innocenz Ill. für 
ungültig erklärte.®) Mit dem Patronat war meist die Vogtei 
verbunden’), sie gab den Landesfürsten die wirksamsten 
Handhaben zur Erreichung ihres Ziels. Daraus erklärt sich 
das Streben der Landesherren, den Vogteienkreis schrittweise 
über alle Kirchen und Klöster ihres Territoriums auszu- 
breiten.?) 


1) Über Herzog Friedrichs II. Plan siehe Krabbo, Babenberger, 
siff., über die Absichten Ottokars und der ersten Habsburger Srbik, 
l. c., 24ff. 

2) Srbik, 30. °) L.c., 29. 

4) L. Wahrmund, Das Kirchenpatronatrecht und seine Entwick- 
lung in Österreich II (1896), 2. 

&) Salzb. UB. III, S: 191, nr. 684. *) Tbidem. 

”) Wahrmund, l.c., 142. 8%) Srbik, 3. 
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Gemäß der Absicht Erzbischof Eberhards sollten die 
von ihm gegründeten Bistümer von der Vogtei befreit sein), 
wobei vorausgesetzt wurde, daß die Obervogtei in den 
Händen des Erzbischofs verblieb.?) Schon Ottokar betrat 
‚bei der Aufrichtung seiner Herrschaft in Steiermark den 
Weg, auf Grund der Vogtei eine Oberhoheit über die kirch- 
lichen Anstalten des Landes zu gewinnen. Er erklärte sich 
-1269 als principalis und praecipuus advocatus von Seckau?®) 
und hielt sich für befugt, über die Temporalien des Bistums 
Verfügungen zu treffen) Für das Bistum Gurk hatte 
‚ursprünglich der Erzbischof als Gründer und Herr der 
Gurker Kirche das Recht der Vogtwahl, doch ging diese 
Befugnis schon bald an die Bischöfe von Gurk über), 
die die Herzöge von Kärnten mit der Vogtei belehnten.®) 
Der auf die Stärkung seiner landesfürstlichen Herrschaft 
sehr bedachte Herzog Rudolf IV. von Österreich?) zögerte 
denn auch nicht, sich und seinen Brüdern 1361 von Karl IV. 
besonders die Vogteien über Bistümer, Abteien usw. bestä- 
tigen zu lassen, deren rechte Erbvögte die Herzöge sind 
oder von Rechts wegen sein sollen®), zu denen er auch die 
Vogtei über das Bistum Gurk rechnete, die, wie er den 
Bischof von Gurk erklären ließ, ‚von alter und erblicher 
zuvallung seliger gedechnuzz irr vordern und vorvarn“ 


« 4) Martin, Vogtei, 418, Anm. 7. Die Stiftungsurkunden erwähnen 
nichts von der Vogtei; doch aus Eberhards Bemühen, die Vogteien ab- 
zuschütteln, kann man schließen, daß die Bistümer vogteifrei sein sollten. 

2) Wie der Erzbischof oberster Vogt der Bistümer war, so war 
er auch iure fundi und iure fundatoris ihr Patron, Wahrmund, l.c. I 
(1894), 53ff. u. 6lff. Es bestand also in den österreichischen Erbländern 
‘doch ein Patronat an Bistümern. Vgl. Wahrmund, l.c. II, 249. 


2) J. Emler, Regesta Bohemiae et Moraviae II, S. 251, nr. 643. - 

*) Krones, Steiermark, S. 545, nr. 96. 

$) Mon. Carinth. I, S. 93, nr. 58: ... eligendi sibi quemcumque 
vellet advocatum, liperam episcopo suisque successoribus potestatem 
concessimus. 
®) Mon. Carinth. I, S. 162, nr. 201; S. 181, nr. 233. 
?) A.Huber, Geschichte des Herzogs Rudolf IV. von Österreich 
(1865), 22ff. 

°) F.Kurz, Österreich unter Rudolf IV. (1821), S. 353, Beil. 10; 
BH. 3727. 


17° 
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ihnen zustände in der Weise, ‚also daz ie der eltist under in 
uns vögten und schirmen sol, alz daz von alter herchomen 
ist“.1) Der Akt, der diese als Gewohnheitsrecht bezeichnete 
Vogtei begründet hat, ist nicht überliefert. Rudolf ließ ‚‚der 
zweifelhaften Rechtskraft dieser überkommenen Gepflogen- 
heit durch Karl IV. die Sanktionierung geben‘.2) 

Wie die in der Einzelvogtei begründete Schutzgewalt 
dem Landesfürsten zur Durchbrechung kirchlicher Privi- 
legien diente, so erfüllte diese Aufgabe in noch höherem Maße 
die dem Kaiser einst zustehende advocatia ecclesiae, die bei 
der Aufsaugung der Reichsgewalt durch die Territorial- 
mächte den Landesfürsten zugefallen war. Dadurch, daß 
das vogteiliche Schutzrecht mit dem landesfürstlichen 
Schirmrecht in Verbindung trat — der Unterschied zwischen 
der auf privatem Erwerbstitel beruhenden Vogtei des Landes- 
fürsten über einzelne kirchliche Anstalten seines Landes und 
der in dem Landesfürstentum beruhenden Schutzgewalt 
schwand, und der landesfürstliche Schutz erhielt die recht- 
liche Form der Vogtei, die die gleiche Verpflichtung, aber 


viel weitere Rechte für den Landesherrn in sich schloß — 


bildete sich eine Schirmvogtei des Landesfürsten aus, die 
„zu einer allgemeinen im Landesfürstentum als staatsrecht- 
licher Institution liegenden Befugnis wurde‘‘.?) Auf dieser 
Vogtei baut sich zum großen Teil das Staatskirchentum 
auf.) Ihren Ausdruck fand diese Schutzgewalt u. a. in 
der Ausstellung von Schutzbriefen, wie sie für das Bistum 


Lavant von Rudolf IV. und seinen Brüdern Albrecht und 


Leopold überliefert sind®), die dadurch ihre Hoheit über 
diese Kirche kundtaten. 

Die Schirmvogtei gab dem Landesfürsten sowohl Hand- 
haben zur Einschränkung der privilegierten Stellung der 
Kirche, vor allem im Gerichts- und Steuerwesen, als auch 

1) Schwind-Dopsch, Ausgewählte Urkunden zur Verfassungs- 


geschichte der deutsch-österreichischen Erblande im Mittelalter (1895), 
S. 212, nr. 109. 


8) Srbik, l.c., 36. Ansprüche der österreichischen Landesfürsten 


auf die Vogtei über Lavant sind nicht bekannt, aber anzunehmen, Mar- 
tin, l.c., 418, Anm.7. 

8) Srbik, l.c., 84. Vgl. ferner S.38ff. und 75fl. 

%) L.c., 91. 5) Tangl, Lavant, 121. 


Be 
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ganz besonders Mittel zur Ausbildung der staatlichen Ober- 
hoheit über die im Territorium gelegenen Besitzungen der 
Hochstifter. 

Das Streben der Landesfürsten war darauf gerichtet, 
den im Lande begüterten Klerus unter Nichtachtung seines 
Gerichtsstandes dem weltlichen Gericht zu unterstellen, 
und zwar als Kläger und auch als Beklagter.!) Da die 
Besitzungen der Salzburger Eigenbistümer ganz in dem 
Territorium der österreichischen Herzöge lagen und diese 
Bischöfe nicht .ihren Gerichtsstand vor dem Reich hatten, 
wurden sie schon sehr bald in weltlichen Dingen von den 
Landesfürsten vor das herzogliche Gericht gezogen.?) Wenn 
1423 der Salzburger Erzbischof sich .beschwerte, ‚das meins 
herren Suffraganien, Äbbt usw. von des hertzogen Haubt- 
leuten in Steyr in die Lanndschranng geladen werden und 
müssen sich daselbs mit Ir Leib vor weltlichen recht ver- 
antwurtten‘‘?), so war diese Klage längst veraltet und än- 
derte nichts an den bestehenden Verhältnissen. Auch bei 
den Salzburger Eigenbischöfen übten die Herzöge den 
Grundsatz, durch neue Privilegierung alte Vorrechte, näm- 
lich den kanonischen Gerichtsstand der Bischöfe vor dem 
Erzbischof, diesen zu nehmen, um ihnen den Verlust leichter 
zu machen.?) Im Jahre 1399 gestand Herzog Wilhelm, zu» 
nächst nur auf Widerruf, dem Seckauer Bischof das Recht 
zu, bei Zivilstreitigkeiten als Kläger sich durch einen An- 
walt in der Landschranne vertreten zu lassen, als Beklagter 
aber den persönlichen Gerichtsstand vor dem Herzog zu 
besitzen.5) Das erstgenannte Vorrecht wurde dem Gurker 
Bischof 1460 zuerkannt oder wohl vielmehr bestätigt.®) 


1) Srbik, 96. E. Werunsky, Österreichische Reichs- und Rechts” 
geschichte (1894 ff.), 64. 

%) Zahn II, S. 555, nr. 444, anno 1245. Krones, Steiermark, 
S. 545, nr. 96, finno 1268; S. 547, nr. 104, anno 1269; S. 549, nr. 107, 
anno 1262/1269; S. 583, nr. 210, anno 1279; S. 584, nr. 211, anno 1279. 

8) Chmel, Friedrich IV., 459, Beil. II. 

%) Srbik, 100f. 

5) Krones, Beitr. z. Kde st. Gqu. 30, S. 106, nr. 396. 

%) Chmel, S.B. Wien. Ak. 22 (1856), S.45, Anm. 13. Daß auch 
diese Privilegien auf die Dauer nicht von Bestand waren, geht aus einem 
Schreiben des Bischofs Georg Stobäus von Lavant hervor, der den 
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Auf dem Gebiet des Steuerwesens waren die Landes- 
fürsten bestrebt, eine aus der Landesherrlichkeit abgeleitete 
Steuerhoheit wirksam zu machen, kraft deren: sie alle im 
landesfürstlichen Territorium befindlichen Steuerfaktoren, 
vornehmlich die Kirchen mit ihrem Besitz, zur Steuer her- 
anziehen konnten.!) Gegen diesen Anspruch des Landes- 
fürsten auf eigenmächtige Auflagen und Erhebung von 
außerordentlichen Steuern von den Eigengütern der Kirchen 
ohne Bewilligung der geistlichen Inhaber ?), gegen das Stre- 
ben also, das, was in des Landes Not der Landesherr zu 
fordern berechtigt war, zu einem ständigen Recht der 
Landesfürsten zu machen, erhob sich der Widerstand der 
Geistlichen. Es könnte das Privileg Rudolfs IV. für das 
Bistum Gurk, in dem der Herzog den Besitzungen des 
Hochstifts Steuerfreiheit zusicherte, jedoch mit der Berechti- 
gung, jedesmal, wenn er die Hilfe des Bistums gebrauche, 
eine billige Forderung an den. Bischof zu stellen®), als ein 
Sieg der Gurker Kirche über die Ansprüche des Herzogs 
erscheinen, wenn es nicht im Grunde doch nur eine ‚„gna- 
denweise Befreiung von Forderungen gewesen wäre, zu 
deren Erhebung der Herzog nicht berechtigt war‘‘.*) 

In dem Prozeß der Aufrichtung der Landeshoheit über 
die kirchlichen Anstalten in ihrem Territorium lag das 
Schwergewicht der Bemühungen der Landesfürsten in der 
Gewinnung eines Einflusses auf die Besetzung der Bischofs- 
stühle. Mit der Einflußnahme auf die Besetzung der Bis- 
tümer ging Hand in Hand eine Unterwerfung der Tempo- 


Hauptgrund für die geringe Achtung, die den Bischöfen in Inneröster- 
reich zuteil würde, darin fand, ‚‚daß die Bischöfe von jedem Menschen 
aus der unbedeutendsten Veranlassung vor dem weltlichen Gericht 
belangt werden können, vor welchem sie persönlich erscheinen und 
inmitten der Menge des Richters Spruch erwarten müssen“, Stepisch- 
negg, Georg III. Stobaeus von Palmburg, A. Ö. G. 25, 98. 


!) U. Stutz, Das habsburgische Urbar und die Anfänge der Landes- 
hoheit, Zeitschr. d. Savigny-Stiftung f. Rechtsgesch., Germ. Abt. 25. Bd. 
(1904), S. 253. 

2) Vgl. A. Dopsch, Steuerpflicht und Immunität im Herzogtum 
Österreich, Zeitschr. d. BaYieny-Ouiltung f. Rechtsgesch., Germ. Abt. 
26. Bd (1905), 1f. 

®) Srbik, 146. 4) Ibidem. 
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ralien dieser Kirchen unter die Hoheit des Landesfürsten. 
Denn hatte der Landesherr erst einen ihm ergebenen Mann 
auf den Bischofsstuhl gebracht, so war es für ihn leicht, 
durch Zugeständnisse des neuen Bischofs die Temporalien 
des Bistums in seine Gewalt zu bekommen. Diese Brechung 
des materiellen Rückhalts der Kirche war eine der Haupt- 
tendenzen des Landesfürstentums. Sie gelang ihm schritt- 
weise durch Gewalt und durch Vereinbarungen mit den 
geistlichen Inhabern: durch Öffnungsverträge mit den 
Bischöfen bemächtigten die Landesfürsten sich der mili- 
tärisch wichtigsten Punkte, der Burgen der einzelnen Bis- 
tümer, durch Gehorsamsreverse und Bündnisverträge be- 
kamen sie die Bischöfe und die Besitzungen ihrer Kirche 
noch mehr in die Hand, durch Gehorsamszusicherung der 
Bischöfe auch während der Sedisvakanz bereiteten sie die 
Übernahme der Temporalienverwaltung vor, von der sie 
dann zur Einweisung des neuen Bischofs in den Besitz, 
über den sie nun das Obereigentum hatten, fortschritten.!) 

Der 1351 mit dem Bistum Gurk providierte Bischof 
Paul, der diese Berufung der habsburgisch-ungarischen 
Freundschaft verdankte?), gelobte 1353 dem Herzog Al- 
brecht, mit allen seinen Festen gewärtig zu sein, Burg- 
grafen und Pfleger auf die fünf bedeutendsten Festen nur 
nach des Herzogs und seiner Erben Willen zu setzen und den 
' Burggrafen die Öffnungspflicht in ihren Eid zu geben, ‚als 
desselben unsers Herrn des herezogen behausten leuten‘“.?) 
Einen energischen Angriff auf die weltliche Oberhoheit Salz- 
burgs über Gurk unternahm Herzog Rudolf IV. Im Jahre 
1360 erhielt der Gurker Bischof Johann, Rudolfs Kanzler ®), 

1) Srbik, l.c., 62f. 2) Lang, Acta, 8. LV. 

8) Lichnowsky, Habsburg III, Reg. nr. 1652; Srbik, 64. Srbik 
führt, unter Hinweis auf das angeführte Regest bei Lichnowsky, den 
Herzog Rudolf als Empfänger dieser Urkunde des Bischofs an. Es ist 
jedoch anzunehmen, daß die Urkunde für Herzog Albrecht ausgestellt 
ist, wie Lichnowsky angibt, zumal da auch Rudolf zur Zeit der Aus- 


stellung der Urkunde in den habsburgischen Stammlanden weilte, Huber, 
Geschichte des Herzogs Rudolf IV. von Österreich, 177. 


4) Über die Tätigkeit Johanns im Dienste Rudolfs siehe Lang, 
‚8. XLVIIfl. | 
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die Regalien seines Bistums von Karl IV. verliehen.!) Daß 
die Handlung auf Antrieb des Herzogs geschah, und wie 
er sie ausnützte, geht aus einem Revers des Bischofs vom 
Jahre 1362 hervor: Bischof Johann versprach, ‚alle die 
recht, die er von seinen lehen und regalia wegen schuldig 
und gepunden ist dem hl. römischen Reich‘, bis zur Ver- 
leihung derselben durch das Reich Rudolf und dem ältesten 
Herzog von Österreich vorzubehalten, so daß dieser sie 
einem jeden Bischof von Gurk wie ein römischer Kaiser. 
eder König im Namen und anstatt des Reichs mit vollem 
und ganzem Recht verleihen solle.?) 

Auch über die Temporalien des Bistums Seckau brei- 
teten die österreichischen Herzöge allmählich ihre Herr- 
schaft aus. Bischof Ulrich von Seckau schloß 1366 mit 
ihnen einen Bündnisvertrag, worin er versicherte, ihnen 
mit allen seinen in ihren Ländern befindlichen Burgen und 
Festen beistehen zu wollen.?) Besonders der Besitz der 
Feste Seckau bei Leibnitz war von Bedeutung sowohl für 
den Erzbischof als für den Landesfürsten. Auf zwei Wegen 
suchten die Herzöge diesen wichtigen Punkt in ihre Hand 
zu bekommen, entweder durch einen auf den Bewerber um 
das Bistum ausgeübten Zwang, tatkräftige Unterstützung 
seiner Kandidatur abhängig zu machen von seinerseits ge- 
gebenen verbindlichen Versprechungen hinsichtlich der Tem- 
poralien, oder durch Besetzung der Burg während der Sedis- 
'vakanz. Beiden Maßnahmen sollte der Revers, den der Bischof 
von Seckau 1426 dem Erzbischof ausstellen mußte, vorbeugen: 
nur der Bischof soll in den Besitz der Temporalien des Bistums 
Seckau gesetzt werden, der durch einen Eid bekräftigt hat, 
daß er nicht die geringste Verbindlichkeit oder Übereinkunft 
eingegangen sei, wodurch irgend etwas von den Gütern des 
Hochstifts entfremdet würde, am wenigsten das Schloß 
Seckau. Nach dem Tode des Bischofs von Seckau soll das 
Schloß Seckau sogleich von einem zuverlässigen Chorherrn 
in die Hut genommen werden, der eidlich versichert, es 
wohl zu verwahren. Er u die Feste nur dem, der 


3) BH. 3476. 3) Srbik, 64. 
8) Krones, Beitr. z. Kde st. Gquv. z0, S. 78, nr. 264. 


rn 
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von dem Erzbischof kraft des Wahlrechts zum Nachfolger 
ernannt und vom Propst ihm namentlich bezeichnet und 
vorgestellt worden ist. Nur der. Bischof, der im Besitz 
dieser Burg ist, soll von den Burggrafen der übrigen Seckauer 
Festen als Herr anerkannt werden.!) Wie Rudolf IV. mit 
Umgehung des Rechts des Erzbischofs und unter Mitwir- 
kung des deutschen Königs eine Abhängigkeit Gurks er- 
reichen wollte, so wurde es auch bei Seckau versucht, dem 
von König Sigismund 1428 der Blutbann verliehen wurde.?) 
Wohl verwahrte sich der Erzbischof gegen diesen unberech- 
tigten Eingriff in seine Rechte, und 1432 verpflichtete er 
den Bischof von Seckau eidlich, seine Richter zum Empfang 
des Bannes nur an die Erzbischöfe zu schicken und von 
keinem andern die Regalien seines Stiftes zu nehmen), 


1) Chmel, Friedrich IV., S. 554, Beil. XVIII: ..... statuimus et 
ordinavimus, ut quociens dicta ecelesia Seccoviensis pastoris fuerit solacio 
destituta, prepositus pro terapore mox, cum huius rei notitiam habuerit, 
aliquem probum atque fidelem ex canonicis diete ecclesie ad castrum 
Segkau prope Leybnicz, sine more (sic!) dispendio destinare non obmittat 
recepto primitus ab eo iuramento sacrosanctis tactis Ewangeliis quod 
dictum castrum .. . fideliter et sine dolo et fraude custodiat et con- 
servet. Nullique nisi ei cui Reverendissimus in Christo pater et dominus 
dominus ..... pro tempore dicte Salczburgensis ecclesie Archiepiscopus 
ad quem dicte ecclesie Seccoviensis provisio pertinere dignoscitur, . . - 
quique per prepositum decanum et capitulum dicte ecclesie Seccoviensis 
edmissus, et per eundem prepositum dicto canonico notificatus et ex- 
hibitus fuerit, possessionem dieti castri atque rerum huiusmodi tradat 
et assignet .... Insuper statuimus et ordinavimus, quod prepositus 
decanus et capitulum dicte Seccoviensis ecclesie nullum provisum ad- 
mittant, nec aliquam sibi obedienciam prestent, nisi prius iuret et alias 
fidem sufficientem eis faciat nullam penitus promissionem aut stipu- 
lationem fecisse sub quacunque forma verborum de alienandis posses- 
sionibus rebus et bonis diete ecclesie quocungue contractu et presertim 
prefato castro Segkau prope Leybnicz cum pertinentiis suis, quodque 
. habita eius possessione nullo umquam tempore et in nullum eventum 
alienabit, .... statuimus, ut Purggravi aliorum castrorum prefate 
ecclesie nostre Seccoviensis, postquam provisus hujusmodi possessionem 
dicti castri Segkau adeptus fuerit, modo et forma supradictis- requisiti 
per eundem, sibi tamquam vero prelato ecclesie antedicte pareant realiter 
et cum effectu cum assignatione possessionis castrorum eorundem. 


®) Altmann, Reg. Imp. XT,, 7015. 
8) Chmel, Friedrich IV, 37, Anm. 1. 
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doch vermochten die Erzbischöfe dadurch nicht, die im 
Wachsen begriffene Oberhoheit der Herzöge über das 
Kirchengut aufzuhalten. 

Rudolf IV. hatte zwar dem Streben der Landesfürsten, 
selbst in ihrem Territorium Papst, Erzbischof, Bischof, 
Archidiakon, Dekan sein zu wollen!), gewaltsam vorge- 
griffen?), über das Bistum Gurk aber entwickelten die 
österreichischen Herzöge bald eine Landeshoheit. Als 1432 
Herzog Friedrich d. Ä. seinen Kandidaten in Gurk durch- ' 
setzen wollte, besetzte er die zum Bistum gehörige Feste 
Straßburg?) und verfügte über sie wie über Eigengut.*) 
Er nahm alle Pfleger und Burggrafen des Bistums als 
„Landesfürst und Vogt‘ in Eid und Gelöbnis°), er wies 
die Lehens-, Gotteshaus- und Amtleute von Gurk zum 
Gehorsam an den neuen Bischof®), er fühlte sich also als 
Herr, der den Bischof in den Besitz des Bistums einwies. 
Der Bischof erkannte dies angemaßte Recht an und gab 
ihm eine rechtliche Grundlage für die Zukunft, als er ver- 
sprach, seine Hauptleute sollten nach seinem Tode den 
Herzögen Friedrich und Albrecht mit den Festen gehorsam 
und gegenwärtig sein „und in der abtretten, wenn sy die 
mit iren briefen ervordern‘‘.’) Wie die Temporalien Gurks 
in das landesfürstliche Territorium eingegliedert wurden, 
zeigt eine Urkunde des Gurker Bischofs vom Jahre 1441: 
Der Bischof übergab dem König Friedrich vier Burgen, 
zunächst nur auf drei Jahre, mit ihrem Zubehör und Ge- 
richten mit der Bedingung, daß der König den Pflegern, 
die er auf sie setzen wird, die Verpflichtung in ihren Eid 
gab, diese Schlösser dem Bischof offen zu halten.®) Der 
Bischof verzichtete also auf ihm zustehende Rechte, um 


1) Annal. Mattseenses, M.G. SS. IX, 83241: Egomet volo esse papa, 
erchiepiscopus, episcopus, archidyaconus, decanus in mea terra. 

2) Srbik, 64. 8), Chmel, Friedrich IV., 40, Anm. ]. 

*) J. Tomaschek, Regesten zur Geschichte Kärntens, Arch. f. 
vaterl. Gesch. 7. Jahrg. (1862), S. 103, nr. 344. | 

6) Lichnowsky, l.c. V, Reg. nr. 3266. 

*°) Ibidem, Reg. nr. 3264 und 3265. ”) Srbik, l.c., 66. 

8) Chmel, Materialien zur, österreichischen Geschichte I, (1837), 
8. 94, nr. XVI. Eu 
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sie sich dann gnadenweise vom Landesfürsten gewähren zu 
lassen. : 

: Das Verhältnis des Landesfürsten zu den Temporalien 
Gurks, wie es unter Herzog Friedrich d. Ä. bestand, kon- 
solidierte sich unter seinem Nachfolger, dem Kaiser Fried- 
rich III. Ihm gelobte der durch seine Gunst zum Gurker 
Bischof ernannte Lorenz eidlich, alle Pfleger der bistüm- 
lichen Burgen zu verpflichten, nach des Bischofs Tode bis 
zur Wahl eines Nachfolgers nur dem Kaiser gehorsam zu 
sein.t) Friedrich verfügte infolgedessen als Herr der Tempo- 
ralien, ‚nachdem jetzt khein Bischof ist‘‘ über Besitzungen 
Gurks.?) | | 

Gegenüber diesem wachsenden Einfluß der Landes- 
fürsten auf die weltlichen Besitzungen der Bistümer waren 
die Maßnahmen der Erzbischöfe zur Rettung ihrer Ober- 
hoheit über die Eigenbistümer völlig wirkungslos. Sie be- 
standen in Reversen der Bischöfe bei Antritt des Bistums, 
in denen die Bischöfe gelobten, dem Erzbischof ihre Festen 
offen zu halten, sich keinem Fürsten oder Herrn zu ver- 
binden, nicht in seine Dienste zu treten, sich nicht ihm 
irgendwie zu verpflichten, bei Geldnot keine Verschrei- 
bungen zu geben ohne Wissen und Willen des Erzbischofs, 
die Temporalien nur vom Erzbischof zu empfangen und 
den Burggrafen und Pflegern in den Eid zu geben, während 
der Erledigung des Bistums nur dem Erzbischof und dem 
von diesem dem Bistum vorgesetzten Administrator mit 
den Burgen gewärtig und gehorsam zu sein.?) Andere 
Schutzmaßnahmen der Erzbischöfe waren die Bestätigungen 
ihrer Besitzungen und Rechte durch die deutschen Könige *) 
und die Päpste°), doch fehlte es all diesen Sicherungsmaß- 
regeln an dahinterstehenden realen Machtmitteln, um die 


1) Chmel, Monumenta Habsburgica II (1855), S. 860, nr. 1098. 

?®) A. v. Muchar, Urkunden-Regesten für die Geschichte Inner- 
österreichs (1312-1500), A. ö. G. 2 (1849), S. 486, nr. 360; S. 487, nr. 366. 

®) Chmel, Salzburger Urkunden und Urkunden-Regesten von 
1440—1457, Nzbl. 3, 271ff.; Chmel, Friedrich IV., 37, Anm. 1. 

*) Altmann, Reg. Imp. XI „ 1477. Chmel, Reg. Frid. III., 3670. 

*) H. Bastgen, Die Prärogativen der Salzburger Metropoliten, 
Hist. Jahrb. der Görres-Gesellschaft 33. Bd. (1912), 579. " 


. 
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Hoheit Salzburgs über seine Hausbistümer aufrecht er- 
halten zu können. Die Salzburger Erzbischöfe mußten 
dem andringenden Landesfürstentum weichen und die 
landesherrliche Oberhoheit über die Temporalien Gurks 
rechtlich anerkennen und vertragsmäßig festsetzen in dem 
Vergleich mit König Ferdinand 1535.}) 

‘ In dem Streben, die Besetzung der Bistümer in ihre 
Hand zu bekommen, traten die österreichischen Landes- 
fürsten in den schärfsten Gegensatz zu den Salzburger 
Erzbischöfen. Zwei Wege waren es besonders, die die 
Herzöge zur Erreichung ihres Ziels einschlugen: sie übten 
in Form einer Bitte auf den Erzbischof einen Zwang aus, 
dem von ihnen begünstigten Bewerber das erledigte Bistum 
zu übertragen, oder sie drängten den Papst dazu, durch 
Provision das Bistum an ihren Kandidaten zu geben. Auf 
die erste Weise gelang es schon Herzog Friedrich II., seinem 
Protonotar Ulrich das Seckauer Bistum zu verschaffen ?), 
und das Bemühen der Landesfürsten, aus der Empfehlung 
des Bewerbers ein Ernennungsrecht des Bischofs zu machen, 
dem Eberhard durch Ausstellung einer Urkunde von seiten 
des Herzogs glaubte vorbeugen zu können), wurde so 
stark, daß Erzbischof Gregor 1402 die Anmaßung, ‚das 
für ein Recht und Gewohnheit zu haben, daß sie (die 
österreichischen Herzöge) mein Herr (der Salzburger Erz- 
bischof) allzeit erhören sollte‘, zurückweisen mußte.®) 
Wurde bei diesem Vorgehen der Herzöge wenigstens der 
Form nach das Besetzungsrecht der Eigenbistümer von 
den Erzbischöfen geübt, so wurde es bei Provision durch 
den Papst gänzlich außer acht gelassen.5) Hinsichtlich 


.2) Siehe unten 8. 270. 2) Siehe oben S. 239. 

8) Zahn II, S. 546, nr. 432; Salzb. UB. III, S. 586, nr. 1038. 

*) Juvavia, 251. 

8) Erzbischof Ortolf hatte 1351 seinen Verwandten, Ulrich von 
Weißeneck, zum Bischof von Gurk ernannt, dem das. Kapitel und die 
Vasallen Gurks anhingen, Lang, l.c., S. 362, nr. 477”. Um den von 
ihm providierten Günstling Herzog Albrechts lI. durchzusetzen, ging 
der Papst mit geistlichen und weltlichen Mächten gegen Ulrich vor, 
‚Lang, l.c., S. 360, nr. 474 und S. 362, nr. 477, so daß der Erzbischof 
nachgeben mußte. Der Erzbischof nannte 1376 seine drei Kandidaten 
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des Bistums Gurk, das auf diese Weise im 14.!) und 15.2) 
Jahrhundert fast ausschließlich seinen Leiter erhielt, wurde 
dadurch das Besetzungsrecht des Erzbischofs illusorisch 
gemacht und das Bistum dem Erzstift allmählich ent- 
fremdet. Was konnten gegen dieses Verhältnis, das sich: 
auf Gewohnheit und Gewalt stützte, noch die päpstlichen 
und königlichen Bestätigungen der Salzburger Vorrechte 
über seine Eigenbistümer bedeuten! Die Forderung, ‚wie 
das Bistum Gurkeh . . .. von uns und dem haus Österreich 
von fürstentumbs er und verbriefter puntnuß wegen 
gewertig ist, darumb von alter herkomen ist, daz allezeit 
solch person zu Bischoven daselbshin geseczet sind, die uns 
und unsere vordern trew dankchnem und gevelliklich ge- 
wesen sind‘ ®), blieb bestehen, und wenig fehlte noch zu 
dem Anspruch, selbst den Gurker Stuhl zu besetzen. In 
dieser Frage kam es zu einer rechtlichen Festsetzung wäh- 
rend der Regierung Kaiser Friedrichs III. In seiner zwei- 
fachen Stellung als Kaiser und Landesherr gelang es ihm, 
indem er seine königliche Gewalt zur Ausdehnung seiner 
landesherrlichen Macht benutzte *), durch päpstliche Sank- 
tion das Besetzungsrecht einer Anzahl Bistümer seiner 
Länder, darunter auch desjenigen von Gurk, zugesprochen 
zu bekommen. In dem Kompromiß, den der päpstliche Ab- 
solutismus in dem Kampf gegen die konziliare Bewegung 
mit den Landesgewalten damals einging und der für die 
Bildung des landesherrlichen Kirchenregiments das letzte 
und entscheidendste Moment war®), wurden dem König 
Friedrich als Preis für die abermalige Unterwerfung Deutsch- 


dem Gurker Domkapitel. Keiner wurde gewählt, sondern der Papst 
providierte den Propst von St. Stephan in Wien, Lang, l.c., S. 698, 
nr. 989, Anm. Daß die Erzbischöfe sich nicht scheuten, selbst mit Ge-. 
walt gegen den ihnen aufgedrungenen Bischof vorzugehen, zeigt Lang, 
l. c., S. 639, nr. 896. 

1) Lang, Acta. 

2) B. Schroll, Series episcoporum Gurcensium, Arch, f. vaterl. 
Gesch. 15. Jahrg. (1885), Lff. 

3) Chmel, Friedrich IV., S. 541, Beil. 10c. 

*) Vgl. dasselbe Vorgehen bei Karl IV. hinsichtlich der branden- 
burgischen Bistümer, Hädicke, Brandenburg und EZBNOIEE: 43fl. 

5) Srbik, l.c., 13. 
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lands unter das Papsttum für seine Erblande Rechte zu- 
gestanden, wie sie die andern Landesfürsten zur Einschrän- 
kung der kirchlichen Gewalt in ihrem Territorium erhalten 
hatten.) Im Jahre 1446 gab der Papst dem König die 
‘Erlaubnis, für die Bistümer Trient, Brixen, Gurk, Triest, 
Chur, Pedena, solange er lebe, die Bewerber vorzuschlagen, 
mit denen der Papst die Bistümer dann providieren wollte.?) 
Daß der Salzburger Erzbischof diese über seinen Kopf hin- 
weg getroffene Verfügung nicht anerkannte, geht aus seinem 
Verhalten 1469 nach dem Tode des Bischofs Ulrich von 
Gurk hervor: Erzbischof Bernhard, der sich vom Papst 
sein Ernennungsrecht für die Salzburger Eigenbistümer, 
darunter auch das für Gurk, hatte bestätigen lassen?), 
ernannte den neuen Bischof von Gurk®), der sich dann 
freilich gegen den von Friedrich begünstigten Bewerber, 
den der Papst bestätigte, nicht durchzusetzen vermochte. 
‘Die Erzbischöfe konnten schließlich nicht umhin, um nicht 
vollständig ihres Rechts verlustig zu gehen, den Einfluß 
der Landesfürsten, der durch päpstliche Sanktion eine 
Rechtsgrundlage erhalten hatte, auch ihrerseits anzuer- 
kennen und durch Vertrag mit dem Landesherrn zu einem 
dauernden verfassungsmäßigen Recht des Landesfürsten zu 
machen. Im Jahre 1535 schloß Erzbischof Matthäus Lang 
von Salzburg, der seine Würde der Gunst der Habsburger 
verdankte°), mit König Ferdinand einen Vergleich ®), der 
hinsichtlich der Besetzung Gurks festsetzte: bei Erledigung 
des Bistums ernennt das Haus Österreich zweimal nach- 
einander den Bischof, jedes dritte Mal steht das Ernennungs- 
recht dem Erzbischof zu. Doch muß der vom Erzbischof 
Erwählte dem Landesfürsten persona grata sein. Der vom 
Landesherrn Ernannte wird dem Erzbischof präsentiert, 


1) Vgl. Hädicke, 1.c., 54. 

2) Schwind-Dopsch, Urkunden, S. 360, nr. 188. 

°).Bastgen, Die Prärogativen der Salzburger Metropoliten, 1. c., 579. 

*) Widmann, Salzburg II, 308. 

5) Vgl. über ihn Widmann, l.c. II, 352ff. und III, 1fl. Ferner 
P. Legers, Kardinal Matthäus Lang, Mitteilungen der Gesellsch. für 
Salzb. Landeskunde 46. Bd. (1906), 437 ff. 

6) Juvavia, 256. | 
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der ihn bestätigt. Hinsichtlich der Einweisung in die 
Temporalien wurde bestimmt: der vom Erzbischof ernannte 
und belehnte Bischof muß sich vor dem Landesfürsten 
einfinden und um die Temporalien des Bistums nachsuchen, 
deren Erteilung erfolgt, wenn er jenem als „seinem und des 
‚Stifts Gurk rechten und einigen Landsfürsten und Erb- 
vogtherrn‘“ einen Revers des Gehorsams- und Gegenwärtig- 
seins und eine Verschreibung ‚mit darinnen angehängten 
ferneren Verbindungen, wie es seine Vorfordern getan“, 
ausgestellt hat. Von nun ab hatte der Gurker Bischof zwei 
Herren, von beiden erhielt er die Temporalien seiner Kirche. 
Ihre Übertragung geschah durch landesfürstliche und erz- 
bischöfliche Kommissäre in der Art, daß die landesfürst- 
lichen Kommissäre das Haupturbar des Bistums mit da- 
raufgelegten Schlüsseln. dem Bischof übergaben und die 
‚vom Erzbischof Beauftragten diese Handlung wiederholten.t) 
Den Lehnseid leistete jeder Bischof allein dem Erzbischof, 
der „dominus directus‘ der Temporalien blieb.°) Der vom 
Landesfürsten oder vom Erzbischof ernannte, vom Erz- 
bischof bestätigte, von den Kommissaren beider investierte 
Bischof erhielt vom Erzbischof die Weihe. 

Durch diesen Vergleich verzichtete der Salzburger Erz- 
bischof auf seine ausschließliche Herrschaft über Gurk und 
gestand dem Landesfürsten ein verfassungsmäßiges Recht 
an der Besetzung des Gurker Stuhls und die Oberhoheit 
über die Temporalien des Bistums zu.?) Ein vollständiger 


1) Juvavia, 260. 2) Ibidem. 
%) Über einige Punkte, z. B. das Regalien- und Spolienrecht, die 
auf Grund der geänderten Eigentumsverhältnisse auch hätten festgesetzt 
‚werden müssen, enthält der Vergleich nichts. Hinsichtlich des Spolien- 
rechts war es bei den österreichischen Landesfürsten nicht ‚zur Aus- 
bildung eines förmlichen Rechtsanspruchs “gekommen, Srbik, 1. c., 195, 
sondern nur Zu einigen Versuchen, den Nachlaß der Geistlichen sich 
anzueignen, was des Erzbischofs Verfügung 1426, Chmel, Friedrich IV., 
: 8.554, Beil. XVIII verhindern sollte: ..... statuimus et ordinavimus, 
ut quociens dicta ecelesia Seccoviensis pastoris fuerit solacio destituta, 
prepositus . . . aliguem probum atque fidelem ex canonicis dicte ecclesie 
. . .„ destinare non obmittat recepto primitus ab eo juramento ... . quod 
. .. omnia bona per defunctum presulem derelicta una cum familia epi- 
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Sieg des Landesherrn über Salzburg bedeutete dieser Ver- 
trag insofern nicht, als die Erzbischöfe wenigstens der Form 
nach einen Anteil an der Regierungsgewalt für sich retteten 
_ durch das Recht, das Bistum im dritten Erledigungsfalle 
besetzen und jedesmal gemeinsam mit dem Landesfürsten 
dem Bischof die Temporalien übertragen zu können. Da- 
durch wurde Gurk nicht zu einem reinen Landesbistum, 
und der: Zusammenhang zwischen ihm und dem Erzstift 
blieb aufrechterhalten. 

Bei den Bistümern Seckau und Lavant kam es nicht 
zu einer vertragsmäßigen Anerkennung des Mitbesetzungs- 
rechts der Landesfürsten. Auch die Bischöfe dieser Salz- 
burger Eigenbistümer wurden im 14. und 15. Jahrhundert, 
jedoch nur zuweilen, vom Papst ernannt!), hinter dem der 
österreichische Landesherr stand.?) Daß es nicht zu einer 
rechtlich begründeten Festlegung der Einflußnahme des Lan- 
desfürsten auf diese Bistümer kam, hat jedenfalls seinen Grund 
darin, daß die Habsburger, denen wohl an einer rechtlichen 
Fixierung ihrer Hoheit über das recht ansehnliche Gurk, das 
Hauptbistum in Innerösterreich, lag, dabei von einer ver- 


scopi defuncti fideliter et sine dolo et fraude custodiat et conservet. 
Später zog man die Folgerung aus der 1535 geschaffenen Lage: das 
Regalien- und Spolienrecht sollten der Erzbischof und der österreichische 
Landesherr gemeinsam ausüben, bestimmte ein Vergleich zwischen 
Karl VI. und dem Salzburger Erzbischof, Juvavia, 260. 


1) Inder zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts war Lavant reserviert. 
Lang, Acta, S. LI, Anm. 1 und S. LXXIII meint, die Möglichkeit, daß 
hinter der Provision dieses Bistums die Habsburger gestanden hätten, 
sei vorhanden, denn die Besitzungen der Lavanter Kirche, an zwei 
wichtigen Zugängen nach Kärnten gelegen, könnten das Interesse er- 
klären. Doch fehle es an Beweisen für die Vermutung. Sie wird nicht 
wahrscheinlicher, wenn man die Art der Providierung betrachtet. Der 
Papst verwarf jedesmal die durch den Erzbischof getroffene Wahl und 
verlieh dann doch das Bistum an den erzbischöflichen Kandidaten, 
Lang, l.c., S. 414, nr. 571; S. 525, nr. 738. Freilich stand Bischof 
Heinrich Krapf später in Diensten Herzog Rudolfs IV., Tangl, l. c., 121, 
ob er ihm aber schon vor seiner Berufung auf den Lavanter Stuhl 
nahestand, konnte nicht ermittelt werden. 

?) Vgl. Fr. M. Mayer, Über die Abdankung des Erzbischofe Bern- 
hard von Salzburg und den Ausbruch des dritten Kriegs zwischen Kaiser 
Wriedrich und König Mathias von Ungarn, A. ö. G. 55 (1877), 175. 
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traglichen Vereinbarung ihrer tatsächlichen Ingerenz auf 
das winzige Seckau und gar auf das Winkelbistum Lavant!) 
absehen konnten, zumal seit auf dem Salzburger Stuhl 
ihnen ergebene Männer saßen, bei denen eine nachdrückliche 
Bitte genügte?), um den eignen Bewerber auf den Bischofs- 
stuhl zu erheben. Es blieb also hinsichtlich der Bistümer 
Seckau und Lavant dem Namen nach die volle Regierungs- 
gewalt des Salzburger Erzbischofs bestehen, er ernannte 
diese Bischöfe, erteilte ihnen die Temporalien, bestätigte 
und weihte sie. Ihr weltlicher Besitz stand aber unter der 
Oberhoheit der Habsburger als ihrer Landesfürsten.?) Es 
bildete sich später die Gepflogenheit, die Wahl eines neuen 
Bischofs dem erzherzoglichen oder kaiserlichen Hof anzu- 
zeigen?) und um Einlassung des neuen Bischofs nachzu- 
suchen), also den Antritt des Bistums von der Zustimmung 
des Landesfürsten abhängig zu machen. 

Hinsichtlich des Bistums Chiemsee verblieben dem 
Salzburger Erzbischof seine Vorrechte unangefochten. Der 
Papst providierte das Bistum sehr selten ®), und die bayri- 


1) Werunsky, Österreichische Reichs- und Rechtsgeschichte, 341, 
meint: das Bistum Lavant bot der Unterordnung unter die landesfürst- 
liche Gewalt keine Schwierigkeit, da seine materiellen Machtmittel viel 
zu gering waren, um irgendwelchen Widerstand leisten zu können. Von 
dem mehr oder weniger großen Widerstand von Gurk, Seckau oder 
Lavant war aber die Unterordnung dieser Bistümer unter die Landes- 
hoheit nicht abhängig. Sie haben sich der Unterwerfung gar nicht wider- 
setzt. Der Widerstand wurde allein von Salzburg geleistet. 

2) Tangl, l.c., 259f.; Juvavia 270 und 271. 

3) Siehe den Vergleich zwischen dem Erzbischof Matthäus Lang 
und König Ferdinand vom Jahre 1535, Juvavia, 394 fl. 

*%) Tangl, l.c., 318. 

6) Jbidem, 318 und 326. Im Jahre 1729 beschwerte sich Kaiser 
Karl VI. bei dem Erzbischof, daß die Bischöfe von Gurk, Seckau und 
Lavant die Stiftsgüter anträten, ohne um den landesfürstlichen Konsens 
uachzusuchen, Juvavia, 260. 

6) Bis zur Mitte des 15. Jahrhunderts fand, abgesehen von der 
Übertragung des Bistums an Bischof Albert von Preußen, die der Papst 
1246 auf Grund des Devolutionsrechts bei Fristversäumnis vornahm 
(G. Ebers, Das Devolutionsrecht, vornehmlich nach katholischem Kir- 
chenrecht, Kirchenrechtliche Abhandlungen, hrsg. von Stutz, 37. und 
38. H. [1906], S. 211) nur eine Provision statt, bei der der Papst das 


Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XL. Kan, Abt. IX. 18 
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schen Herzöge erlangten weder einen gewaltsamen noch 
einen rechtlich begründeten Einfluß auf seine Besetzung.!) 
Chiemsee blieb eine salzburgische Enklave in Bayern, seine 
Bischöfe ‚erkannten die Salzburger Erzbischöfe im Welt- 
lichen und Geistlichen als ihre Ober- und Landesherrn an““.?) 

Die Aufrichtung der Landeshoheit der österreichischen 
Herzöge über die Salzburger Eigenbistümer wurde durch 
zwei Faktoren beschleunigt: durch die enge Verbindung, 
in die zahlreiche dieser Bischöfe mit den Landesherren durch 
Eintritt in landesfürstliche Dienste traten, und durch den 
engen. und inneren Zusammenhang, in dem die Bischöfe 
von Gurk, Seckau, Lavant mit dem Territorium der Her- 
'zöge durch die Lage ihrer Sprengel und Besitzungen standen, 
der Ausdruck fand in der regen Anteilnahme der Bischöfe 
am politischen Leben der österreichischen Länder und 
schließlich zu ihrer Zugehörigkeit zu den Landständen dieser 
Länder führte. 

Zwischen den österreichischen Herzögen und den Bi- 
schöfen von Gurk und Seckau bestand zunächst eine Ver- 
bindung durch das Lehnsverhältnis, in dem diese zu jenen 
standen.®) Die Verbindung wurde fester dadurch, daß die Bi- 
schöfe in landesfürstliche Dienste traten, daß sie den Herzö- 
gen, sei es auf diplomatischem, sei esauf militärischem Gebiet 
und als Angehörige der Kapelle oder Kanzlei ihre Kräfte 
zur Verfügung stellten. Schon im 13. Jahrhundert, sowohl 
unter Herzog Friedrich II. als unter Ottokar war der Bischof 
von Seckau als Gesandter des Landesfürsten tätig®), und 
zu den mannigfachsten diplomatischen Diensten wurden in 
den folgenden Jahrhunderten die Bischöfe von Gurk, Seckau 
und Lavant verwandt), nur ist dabei zu bemerken, daß 


Bistum mit dem vom Erzbischof Ernannten providierte, Lang, l.c., 
S. 491, nr. 667. 

I!) Riezler, Baiern III, 665. 2) Juvavia, 511. 

8) Siehe oben S. 221 und 223, Anm. 2. 

%) A.v.Meiller, Regesten zur Geschichte der Markgrafen und 
Herzoge Österreichs aus dem Hause Babenberg, S.265, Anm. 441. 
BR. 372a. Potthast 20838. 

.5) Österr. Reimchron., 1. co. V,, S. 568, v. 43851 —43850. B.Schroll, 
Series episcoporum Gurcensium, $. 18, nr. 19; 8. 19, nr. 21; 8. 22, nr. 24. 
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der Dienst, ursprünglich freiwillig übernommen, nun eine 
ihnen infolge der Einflußnahme der Landesfürsten auf ihr 
Bistum obliegende Pflicht war!), daß also das, was anfäng- 
lich Ursache zur Ausdehnung der landesfürstlichen Hoheit, 
nun Wirkung der erlangten Herrschaft war. Durch vertrag- 
lich festgelegte Verpflichtungen gestanden die Bischöfe den 
Landesfürsten militärische Unterstützung zu ?), woraus leicht 
ein dauerndes Recht des Stärkeren abgeleitet werden konnte. 
Wie die geistlichen Reichsfürsten die führenden Ämter in 
der königlichen Kanzlei und Kapelle innegehabt hatten, so 
bekleideten Bischöfe von Gurk, Seckau, Lavant diese Ämter 
in der Kanzlei und Kapelle der österreichischen Landes- 
fürsten.?) 

Eine natürliche Verbindung bestand zwischen den 
Bischöfen von Gurk, Seckau, Lavant und dem Lande, in 
dem ihr Sprengel und der größte Teil ihrer Besitzungen 
lagen. Sie kam zum Ausdruck in der Betätigung der Bi- 
schöfe am politischen Leben des Landes. Schon im 13. 
Jahrhundert erschienen die Bischöfe häufig auf den Landes- 
‚taidingen®), in denen außer Rechtssachen auch politische 


1) So gebot 1490 Maximilian dem Bischof von Lavant, mit Pferden 
und Kleidern zum Kaiser sich zu verfügen und seine Geschäfte so ein- 
zurichten, daß er auf vier Wochen abwesend sein könne, weil der König 
ihn in „‚pottschaft‘‘ senden wolle, Tangl, 1. c., 204. 

2) Chmel, S.B. Wien. Ak. 22, S.44, Anm. 2. Tangl, l.c., 102. 

Vgl. die Hilfe, die der Bischof von Seckau dem Herzog Albrecht I. von 
Österreich in den Fehden mit Iwan von Güssing leistete, Österr. Reim- 
chron., l.c. V,, S. 331, v. 25125—25130. 
8) So war Bischof Heinrich von Gurk secretarius des Herzogs 
Friedrich des Schönen, Dipl. Styr. II, 8.143, nr. 14, ebenso Bischof 
Dietrich von Lavant, Lang, l.c., S. 171, nr. 226. Bischof Heinrich 
von Lavant war Kaplan Rudolfs IV., Tangl, l. c., 121. Bischof Sigmar 
von Seckau war Kaplan des Herzogs "Ernst, Muchar, Geschichte der 
Steiermark VII (1864), 132. Von Bischof Paul von Gurk (1351) an, 
mit dem die ununterbrochene Reihe der habsburgischen Kandidaten 
auf dem Gurker Stuhl beginnt, haben die Gurker Bischöfe in persön- 
lichen Diensten der österreichischen Herzöge gestanden, B. Schroll, 
Series episcoporum Gurcensium. 

*) Krones, Beitr. z. Kde st. Gqu. 2, S. 67, nr. 42; S. 68, nr. 50/38; 
S. 71, nr. 64; S. 76, nr. 88. Krones, Landesfürst, Behörden und Stände 
des Herzogtums Steier 1283-1411, 1. c., S. 208. 

18* 
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Angelegenheiten verhandelt wurden. Auf diesen ständischen 
Versammlungen, den ordentlichen und den außerordent- 
lichen, die die Vorläufer der späteren Landtage waren!), 
berieten und beschlossen die Bischöfe als Landherren ?) mit. 
Als vornehmste einheimische Geistliche standen sie an der 
Spitze der kärntnerischen bzw. steirischen Landesprälaten. 
Als Vertreter dieses Standes erschien der Bischof von Seckau, 
wenn er 1274 als erster eine Tauschurkunde des Klosters 
Göß untersiegelte.?) Bei der Belehnung der Söhne Rudolfs 
von Habsburg mit Österreich, Steiermark, Krain und der 
Mark war mit den Vertretern des steirischen Adels Bischof 
Wernhard von Seckau in Augsburg zugegen.*) In dem Auf- 
stand der Stände gegen Herzog Albrecht 1291 trat der 
Seckauer Bischof als Sprecher der steirischen Stände auf 
und ermahnte den Landesfürsten, dem Begehren der Lan- 
desvertretung durch die übliche Bestätigung der steirischen _ 
Rechte und Freiheiten nachzukommen.) Als in den Hei- 
ratsverhandlungen Friedrichs des Schönen mit Isabella von 
Aragonien der König Jakob eine Verzichterklärung der 
jüngeren Brüder Friedrichs zugunsten ausschließlicher Erb- 
folge der Nachkommen aus dieser Ehe und eine urkundliche 
Bürgschaft der Vertreter der Stände aller habsburgischen 
Lande forderte, unterzeichnete 1313 in der promissio pre- 
latorum Styrie der Seckauer Bischof als erster der Landes- 
prälaten die Urkunde.®) Durch den Eintritt in die Land- 
stände erkannten die Bischöfe stillschweigend ihre Zuge- 
hörigkeit zu dem Lande an.’) Sie behielten ihre Stellung 
als Haupt der kärntnerischen bzw. steirischen. Landesprä- 
laten, als die offizielle Vertretungsform der Stände der Land- 
tag geworden war.®) 


1) Krones, l.c. 203ff. G. v. Below, Territorium und Stadt 
(1900), 1688. ' 

2) Österr. Reimchron., 1. c. V,, S. 1275, v. 98412 und 98413. 

®) Krones, Steiermark, S. 561, nr. 137. 

4) BR.1743. 5) Österr. Reimchron., 1. c. V,, S. 737, v. 55135ff. 

®%) Zeißberg, S.B. Wien. Ak. 137 (1897), S. 169, nr. 46. 

?) Srbik, l.c., 70. 

8) Bei der Zusammensetzung der gemeinenLandschaft 1446 wird 
als erster der Prälaten, die im Lande gesessen sind, der Bischof von 
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Die Bischöfe des Bistums Chiemsee, auf dessen Besetzung 
die bayrischen Herzöge keinen Einfluß erlangten, traten nicht 
in persönliche Abhängigkeit von. diesen durch Übernahme 
von Diensten), noch verwuchsen sie so mit dem Land, daß 
sie zu den Landständen gehörten.?) Da sie durch ihre Er- 
nennung in enger Verbindung mit den Salzburger Erzbischö- 
fen blieben und der größte Teil ihrer Besitzungen im Terri- 
torium Salzburg lag, wurde für sie der Salzburger Erz- 
bischof der Landesherr, dem sie als Räte, Gesandte und 
Angehörige seiner Kanzlei Dienste leisteten.?) Ihre Ver- 
knüpfung mit dem Land Salzburg war so eng, daß sie ein 
Recht hatten, in allgemeinen Landesangelegenheiten mitzu- 
sprechen, daß sie zu den Landständen des erzbischöflichen 
Territoriums rechneten. Als 1387 nach der Gefangennahme 
Erzbischof Pilgrims durch den Herzog von Bayern die 
salzburgischen Stände sich zur Handhabung der Regierung 
des Stifts und zur Befreiung des Erzbischofs verbanden, 
trat als vornehmster Vertreter der salzburgischen Prälaten 
der Bischof von Chiemsee auf.) Er nahm auch an der 
großen Einigung der Salzburger Landschaft im Jahre 1403, 
dem Igelbund, teil.) In dem sich entwickelnden Landtag 
stand der Bischof von Chiemsee an der Spitze der Prälaten- 
kurie..2) Die Bischöfe von Chiemsee erkannten, wie der 
Salzburger Erzbischof 1549 erklärte, als Landstand und 


Seckau angeführt, Werunsky, Österreichische Reichs- und Rechts- 
geschichte, 274. Eine Erklärung der Kärntner Landschaft an den Bischof 
von Bamberg besiegelte 1484 ‚‚Anstat gemeiner landschaft‘ als erster 
der Bischof von Gurk, Schwind-Dopsch, Urkunden, S. 410, nr. 221, 


1) Riezler, Baiern III, 677. 2) Ibidem, 665. 

®) Zu dem geschworenen Rat des Erzbischofs gehörte 1384 der 
Bischof von Chiemsee, R. Mell, Abhandlungen zur Geschichte der 
Landstände im Erzbistum Salzburg, Mitteilungen der Gesellsch. für 
Salzb. Landeskunde 44. Bd. (1904), S. 194, nr. 44. Als Gesandter des 
Erzbischofs ging der Bischof von Chiemsee 1505 zum Kölner Reichstag, 
Widmann, 1.c. II, 349, In seinem Revers bei Antritt des Bistums 
gelobte 1536 der Chiemseer Bischof, sich als des Erzbischofs Hof- und 
Kammerrat und in Botschaften gebrauchen zu lassen, auch auf Ver- 
langen des Erzbischofs dessen Kanzleramt anzunehmen, J uvavia, 269. 

4) Mell, Landstände, l.c. 43. Bd. (1903), 352 ff. 

$) Ibidem, S. 361, nr. VII. 6) L.c, 117f. 
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Bischof im Weltlichen und Geistlichen die Erzbischöfe von 
Salzburg als ihre Ober- und Landesherren an.!) 

Das Verhältnis Salzburgs zu seinen drei jüngsten 
- Suffraganbistümern blieb, wie es von der Errichtung der 
Bistümer durch Erzbischof Eberhard an begründet worden 
war, im Laufe der Jahrhunderte bestehen. Für die Stellung 
‚des Salzburger Erzbischofs zu Gurk war der Vertrag von 
1535 die rechtliche Grundlage in den nächsten Jahrhunderten. 

Eine einschneidende Veränderung erlitt die Kirchen- 
verfassung Innerösterreichs durch die Reform Josephs 1I.?) 
Den Prozeß der politischen Losreißung Österreichs vom 
Reichsverband fand Joseph II. bereits vollendet, die Los- 
lösung aus der bestehenden Kirchenverfassung, der letzten 
Verbindungsbrücke zwischen Österreich und dem Reich, 
setzte er sich zum Ziel. Er wollte ein auch kirchlich für 
sich dastehendes, ihm untertäniges Österreich.?2) Die An- 
wendung des Territorialprinzips auf die kirchlichen Ver- 
hältnisse erforderte einerseits die Ausschließung der aus- 
ländischen Bischöfe von ihrer Ordinariatsgewalt im Inlande 
und andrerseits eine zweckmäßige Neueinteilung der be- 
stehenden inländischen Bistumssprengel. Von dieser Re- 
gulierung wurde am meisten der Salzburger Erzbischof 
betroffen, dessen Diözesanrechte sich über große Teile von 
Kärnten und Steiermark erstreckten. Diese Gerechtsame 
ließ er aber durch die Bischöfe von Gurk, Seckau, Lavant 
als durch seine Generalvikare verwalten, und bei der Neu- 
ordnung handelte es sich nun darum, daß die drei Bischöfe 
die Jurisdiktion,; die sie bis dahin titulo mandati ausgeübt 
hatten, nun als ius proprium erhielten.2) Der Salzburger 
Erzbischof war zu einem Verzicht auf seine Ordinariats- 
rechte in Kärnten und Steiermark willens; er trat seine 
Diözesanrechte an die Bischöfe zur eignen unmittelbaren 
Ausübung in der Art ab, daß diese Bischöfe fortan voll- 
kommen selbständige, mit allen Befugnissen der Diözesan- 
und Ordinariatsgewalt ausgestattete Kirchenfürsten, also 
episcopi pleno iure wurden.) Der in der Art ihrer Errich- 


1) Juvavia, 511. 2) Vgl. zum Folgenden KuSej, Joseph II. 
2) Kusej,.c,6 4)L.c., 11. 
5) L.c., Anhang, S. 331, nr. II. 
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tung begründete Amtscharakter der jüngeren Salzburger 
Suffragane hatte also den aus Utilitäts- und Machtprinzipien 
entspringenden Reformen weichen müssen, ihre Abhängig- 
keit von Salzburg aber zugunsten des Landesfürsten zu 
lösen, was der vollständigste Bruch mit dem historisch 
Gewordenen und die strengste Durchführung des Territorial- 
prinzips bedeutet hätte, das war nicht beabsichtigt.!) Dem 
Erzbischof sollten das Ernennungs-, Bestätigungs- und 
Weiherecht dieser drei Suffragane bleiben?), allein ein 
Hinterpförtchen wollte man sich offen lassen, und darin 
lag der Ansatz zur äußersten Durchführung des Territorial- 
prinzips: es sollte in Graz ein innerösterreichisches Erzbis- 
tum errichtet werden, wozu Salzburg den Grazer und Mar- 
burger Kreis aus seinem Metropolitanverband hergeben, 
aber durch größere Görzer und Laibacher Bistumsgebiete 
in Kärnten und Steiermark entschädigt werden sollte, und 
wodurch das Bistum Seckau nach Leoben verlegt worden 
wäre. Diesem Erzbistum Graz sollte der Salzburger Erz- 
bischof seine Archiepiskopalrechte überlassen, ihm selbst 
sollten nur die Metropolitanrechte, d. h. der bloße Titel und 
das Recht, ein Nationalkonzil zu berufen, verbleiben. 
Diesem Plan setzte der Erzbischof Widerstand entgegen. 
„aus dem Gefühl der Vertretung einer Angelegenheit,. die 
für alle geistlichen Reichsstände zum verhängnisvollen Prä- 
judiz werden könnte‘“.?) Da Joseph II., der bei der. Bis- 
tumsregulierung als Beherrscher der österreichischen Mon- 
archie Verhältnisse und Zustände anfocht, die er als Reichs- 
oberhaupt die Pflicht hatte zu verteidigen, auf eine Ver- 
ständigung mit Salzburg angewiesen war, wollte er über- 
haupt etwas erreichen, so gab schließlich die österreichische 
Regierung den Anträgen des Erzbischofs nach, wozu sie 
sowohl Gründe fiskalischer Art trieben — die Taxen für 
die Bullen, die bei Neuerrichtung und Unterdrückung von 
Bistümern nötig waren, wurden gespart — als auch Gründe 


1) Nur in dem ersten Vorschlag der geistlichen Hofkommission 
wurde die Forderung aufgestellt, dem Erzbischof von Salzburg nur 
die Konfirmation der drei Bischöfe zu lassen, das Ernennungsrecht 
aber dem Landesherrn zu geben, Kußej, 1. c., 133ff. 

2) L.c., 1ö6fl. 3) L. c.,. 167. . 
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politischer Art: die Belassung der Bischöfe von Gurk, 
Seckau, Lavant und des zu begründenden Leobens als 
Suffragane Salzburgs bot Österreich den Vorteil, „ohne 
Beispiel andrer Staaten vier unabhängige eigne Bischöfe 
und Bistümer zu besitzen, die in Ansehung aller etwa er- 
forderlichen Bistumsveränderungen, Translation der Sitze, 
Bestätigung und Weihe der Bischöfe und aller übrigen 
hierarchischen Einrichtungen vom Salzburger Metropoliten 
nach Wunsch und Absicht des Staates abhängig waren und 
nicht von Rom.!) In dem Vertrag zwischen Österreich und 
Salzburg vom April-Mai 1786 wurde bestimmt: Der Erz- 
bischof begibt sich aller seiner Diözesanrechte in Steier- 
mark und Kärnten zugunsten der Bischöfe von Seckau, 
Leoben, Gurk und Lavant; er behält die erzbischöflichen 
und die Metropolitanrechte über seine jüngeren Suffragane 
und erwirbt sie über den Bischof von Leoben neu hinzu. 
Das Ernennungsrecht seiner jüngeren Suffragane bleibt 
ihm in der bisherigen Art gewahrt, bei Seckau und Lavant 
also ausschließlich, bei Gurk auf jeden dritten Erledigungs- 
fall beschränkt, doch sollen bei allen drei Bistümern per- 
sonae gratae principi ernannt werden, die vor der Ernennung 
dem Hof namhaft zu machen sind. Das Ernennungsrecht 
des Leobener Bischofs steht dem Kaiser zu, der das Bistum 
dotiert. Das Konfirmations- und Konsekrationsrecht aller 
vier Suffragane wird dem Erzbischof ausschließlich vorbe- 
halten. In Bezug auf die Besitznehmung der Temporalien 
bleibt die herkömmliche Art gewahrt.?) 

Durch diesen Vertrag verschwand die Diözese Salzburg 
aus Kärnten und Steiermark, und ihr Erbe wurden die 
Salzburger Eigenbistümer und Leoben. Bei der Neuein- 
teilung der Bistumssprengel wurde die fast seit einem Jahr- 


1) Kuöej, l.c., 17öfl. 

2) L.c., Anhang, S. 331, nr. II. Der Gurker Bischof erhielt also 
weiterhin die Temporalien seines Bistums von dem Erzbischof und dem 
Landesfürsten gemeinsam übertragen, die Bischöfe von Seckau und 
Lavant allein vom Erzbischof. Daher mußten diese Bischöfe auch nach 
1786 zur Veräußerung bischöflichen Gutes die Einwilligung des Erz- 
bischofs einholen. So verkaufte der Fürstbischof von Lavant 1792 
Weingärten mit erzbischöflicher Zustimmung, Tangl, 1. c., 344. 


Reichs- u. kirchenrechtl. Stellung d. Salzburger Eigenbistümer. 281 


tausend!) bestehende Südgrenze der Diözese Salzburg, die 
Draulinie, beseitigt. Die Sprengel der neuen Bistümer 
Seckau?), Gurk, Lavant, die die Bischöfe nun kraft eignen 
Rechts als vollwertige Bischöfe verwalteten®), umfaßten, 
durch ehemaliges Salzburger, Laibacher und Görzer Diö- 
zesangebiet vergrößert, weite Gebiete, die, wenn. auch nicht 
vollständig ein territorium clausum hinsichtlich geographi- 
scher Lage, Bevölkerung, Sprache %), doch an Stelle des 
bunten Mosaikbildes, dem Innerösterreich in seiner Sprengel- 
einteilung vor den josephinischen Reformen glich, ein ein- 
heitliches setzten.) Die enge Verbindung aber zwischen 
Salzburg und seinen Gründungen blieb in staats- und 
kirchenrechtlicher Hinsicht bestehen, durch den feierlichen 
Vertrag von 1786 erhielt sie sogar eine m und 
Gewähr künftiger Unantastbarkeit.®) 

Den letzten Angriff auf seine Vorrechte von seiten der 
landesfürstlichen Macht mußte Salzburg bei der Neuord- 
nung der Bistümer nach der Säkularisation auskalten.”) 
Als nach wechselvollem Schicksal seine Zugehörigkeit zu 
Österreich und sein Fortbestehen als Erzbistum endgültig 
festgesetzt waren, mußte die österreichische Regierung zu 
seinen Vorrechten Stellung nehmen. Sie war von Anfang 
an geneigt, der Salzburger Kirche alle bloß ihrer erzbischöf- 
lichen Würde ‚„anklebenden‘ Oberrechte zu wahren?®), da- 
gegen die aus dem mit dieser Würde vormals verbunden ge- 
wesenen Temporalienbesitz hervorgegangenen zu beseitigen, 


1) M.G.D.K. 211. 2) Der Sitz des Bistums wurde Graz. 

®) Auch ihre Domkapitel erhielten eine Erweiterung ihrer Rechte, 
fortab hatten sie die Verwaltung der Diözese bei Sedisvakanz. 

4) Z2.B. das Bistum Lavant. 5) Kuöej, l.c., Tafel IL 

e) L.c., 198. | 

?) Vgl. zum Folgenden Bastgen, Neuerrichtung der Bistümer. 
Das Bistum Chiemsee hörte infolge der politischen Ereignisse im Jahre 
1807 auf zu bestehen; der in Bayern liegende Teil seines Sprengels wurde 
nach dem Abschluß des Konkordats zwischen dem bayrischen König 
und dem Papst 1817 mit dem Erzbistum München-Freising vereinigt, 
der in Tirol gelegene kam unter die Jurisdiktion von Salzburg. 

8) Bastgen, l.c., 144. Zu den Vorrechten der Salzburger Erz- 
bischöfe gehörten, abgesehen von den auf die Eigenbistümer bezüglichen, 
die Führung des Titels eines legatus natus und des Primas von Deutschland. 
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also das Bestätigungs- und Weiherecht der Bischöfe von 
Gurk, Graz und Lavant dem Salzburger Erzbischof zu er- 
halten, aber das auf der Dotation aus der erzbischöflichen 
mensa begründete Ernennungsrecht dieser Suffragane ihm 
zu nehmen und dem Landesherrn zu geben, der, da durch 
die Säkularisation das Eigentum des Erzstifts Eigentum 
des Staats geworden war, dieses Recht aus demselben Titel 
der Dotation tür sich in Anspruch nahm. Eine Hilfe seinen 
bedrohten Vorrechten kam Salzburg durch das Verhalten 
des Papstes. Die Kurie, eifersüchtig auf die Vorrechte der 
Salzburger Kirche, die die Gleichheit der abendländischen 
Kirchenverfassung störten!), hielt den Zeitpunkt, als der 
Kaiser für sich das Ernennungsrecht des Salzburger Erz- 
bischofs und seiner von ihm abhängigen Suffragane forderte, 
dadurch also die Vorrechte Salzburgs antastete, für günstig, 
die Prärogativen dieser Kirche ganz zu beseitigen, und stellte 
deshalb die Gegenforderung auf, das Bestätigungs- und 
Weiherecht der drei jüngeren Suffragane dem Papst zu 
geben, da diese Rechte, die ohnehin dem Erzbischof nur 
gebührt hätten, als die drei Suffragane noch Gehilfen oder 
Weihbischöfe des Erzbischofs gewesen seien, nun, seit diese 
Suffragane eigentliche Bischöfe seien, dem Papst zukommen 
müßten. Die Kurie begründete ihr Vorgehen damit, daß 
durch den Übergang des Wahlrechts hinsichtlich des Erz- 
bischofs von dem Salzburger Domkapitel auf den Kaiser 
der status, in dem Salzburg mit den einzigartigen Vor- 
rechten ausgestattet worden sei, geändert werde und, da 
der Erzbischof durch die Ernennung von seiten des Kaisers 
in die Lage der andern Erzbischöfe der österreichischen 
Staaten rücke, er folglich seine Vorrechte nicht mehr be- 
halten könne.?2) Die Kurie stellte also den Wechsel des 
status des Erzbistums und die Gewährung des Ernennungs- 
rechts an den Kaiser als ein Hindernis der Erhaltung der 
Privilegien Salzburgs entgegen. Der Kaiser mußte nun 
wählen zwischen dem Fortbestand der Salzburger Vor- 
rechte in ihrem ganzen Umfange und dem Übergang des 
Ernennungsrechts hinsichtlich des Salzburger Erzbischofs 


1) Bastgen, l.c., Anhang, S. 464, nr. 60. ®) L. c., 174 ff. 
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und seiner Suffragane auf sich selbst. Er gab im Einver- 
ständnis mit der vereinigten Hofkanzlei und der Staats- 
kanzlei gegen den Willen des Staatsrats Lorenz den so 
energisch erhobenen Anspruch auf Ernennung des Salz- 
burger Erzbischofs und seiner von ihm abhängigen Suffra- 
gane auf, einmal aus derselben Erwägung, die 1786 die 
österreichische Regierung zum Nachgeben gegenüber dem 
Salzburger Erzbischof veranlaßt hatte — man wollte 
lieber unabhängige eigene Diözesanbischöfe unter dem 
erzbischöflichen nexu hierarchico mit Salzburg als mit 
Rom haben — zum andern aber, und das war das ausschlag- 
gebende Moment, in der Hoffnung, das Ernennungsrecht 
der drei Suffraganbischöfe ähnlich wie bei dem Vertrag 
von 1535 durch Privatunterhandlung mit dem Erzbischof 
an sich zu bringen.!) Nach fast sechs Jahre währenden Ver- 
handlungen mit der Kurie bestimmte der Kaiser 1822 als 
Grundlage für die endgültige Unterhandlung mit Rom: 
Der status quo bezüglich der Wahl des Erzbischofs durch 
sein Domkapitel und bezüglich der Vorrechte des Erz- 
bischofs, der Ernennung der Suffragane von Graz und 
Lavant und im dritten Erledigungsfall von Gurk wie auch 
der Bestätigung und Weihe durch ihn, soll erhalten bleiben.?) 

In den folgenden Zeiten haben die österreichischen 
Herrscher das Ernennungsrecht dieser drei Salzburger 
Suffragane nicht erworben, und bis zum Jahr 1918 ernannte 
der Salzburger Erzbischof die Bischöfe von Seckau (Graz) 
und Lavant (seit 1859 in Marburg) ausschließlich und den 
Bischof von Gurk (seit 1824 in Klagenfurt) in jedem dritten 
Erledigungsfall, und alle drei Bischöfe erhielten bis dahin 
ihre Bestätigung und Weihe vom Erzbischof von Salzburg. 
Ob der Salzburger Erzbischof diese vielhundertjährigen 
Rechte aus der Zertrümmerung des österreich-ungarischen 
Staates retten, wie die Abgrenzung des jugoslawischen 


1) Bastgen, l.c., 195, Punkt 5. 

2) L.c., 218 und 219. Auf die Diözesanregulierung, aus der zu- 
letzt Seckau (Graz) als ein überwiegend deutsches, Lavant (Marburg) 
als ein überwiegend slowenisches Bistum hervorging, gehe ich nicht 
näher ein, da in dem Rechtsverhältnis dieser Bischöfe zu Salzburg durch 
die Neuordnung keine Änderung hervorgerufen wurde. 
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Reichs auf das ganze Gefüge der bisherigen Kirchenpro- 
vinzen und Diözesen einwirken wird, muß die Zukunft 
entscheiden. | 

Zusammenfassend ergibt sich: Das Streben der Landes- 
fürsten war, die kirchliche Gewalt in ihrem Territorium 
einzuschränken, ihr Ziel, die landesfürstliche Hoheit über 
den kirchlichen Besitz und seine Inhaber zu errichten, 
Den österreichischen Herzögen gelang die Beseitigung der 
Oberhoheit Salzburgs über seine Eigenbistümer und die 
Herabdrückung jener zu Landesbistümern z. T. schneller 
als die Unterordnung der reichsunmittelbaren Bistümer 
unter ihre Landesgewalt. Auf Grund der über die Bis- 
tümer angemaßten Vogtei und der im Landesfürstentum 
beruhenden Schutzgewalt erlangten die Herzöge einen 
weitgehenden Einfluß auf die Angelegenheiten der Bis- 
tümer. Sie unterwarfen die Bischöfe früh ihrer Gerichts- 
und Steuerhoheit. Durch Verträge mit den Bischöfen, 
gewaltsame Eingriffe in den Besitzstand der Bistümer 
während der Sedisvakanz, gewannen die Herzöge die 
Oberhoheit über die Temporalien. Durch einen auf den 
Erzbischof ausgeübten Zwang, ihre Kandidaten zu wählen, 
und durch päpstliche Provision brachten sie ihnen ergebene 
Männer auf die Bischofsstühle..e. Die Maßnahmen, die die 
Erzbischöfe zum Schutze ihrer Vorrechte über die drei 
Bistümer trafen, waren gegenüber dem Andringen der 
Landesfürsten unwirksam. Der durch Zwang erlangte 
Einfluß der Landesherren auf die Besetzung der Bistümer 
wurde durch päpstliche Sanktion zunächst für Friedrich III. 
hinsichtlich des Bistums Gurk zu einem urkundlich begrün- 
deten Recht. Durch Vertrag des Landesfürsten mit dem 
Erzbischof von Salzburg wurde die von den Landesfürsten 
gewonnene ÖOberhoheit über das Bistum Gurk rechtlich 
festgelegt, die ihren Ausdruck fand in dem Anteil des 
Landesherrn an der Besetzung des Bistums und an der 
Investitur des Bischofs. Der Salzburger Erzbischof wahrte 
sich einen Rest seiner alten Privilegien in dem auf den 
dritten Erledigungsfall beschränkten Ernennungsrecht des 
Gurker Bischofs, in dem Recht, die Bischöfe zu belehnen 
und ihnen gemeinsam mit dem Landesfürsten die Tem- 
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poralien zu übertragen. Für Seckau und Lavant blieb das 
Bischofswahl- und Investiturrecht dem Erzbischof erhalten, 
wenn auch die Bischöfe und ihre Temporalien der “Landes- 
hoheit der Habsburger unterworfen waren. Hinsichtlich 
des Bistums Chiemsee wahrte sich der Erzbischof von 
Salzburg seine alte Oberhoheit. Der Prozeß der Aufrich- 
. tung der Landeshoheit über die Bistümer Gurk, Seckau, 
Lavant wurde beschleunigt durch den Eintritt. der Bischöfe 
. in landesfürstliche Dienste und die Anteilnahme der Bi- 
schöfe am politischen Leben der österreichischen Lande, 
die zu ihrer Zugehörigkeit zu den Landständen führte. 
Die Bischöfe von Chiemsee erkannten den Salzburger Erz- 
bischof als ihren Landesherrn an, in dessen Dienste sie 
traten; sie gehörten zu den salzburgischen Landständen. 
Das Rechtsverhältnis des Salzburger Erzbischofs zu seinen 
Eigenbischöfen wurde nicht angetastet bei der Reform der 
äußeren Kirchenverfassung Innerösterreichs durch Joseph 
II., die die Loslösung Österreichs aus der bestehenden Reichs- 
kirchenverfassung und die Anwendung des Territorialprin- 
zips auch auf die kirchlichen Verhältnisse zum Ziel hatte. 
Nur der Amtscharakter der Bischöfe von Gurk, Seckau 
und Lavant änderte sich; die Salzburger Diözesangebiete, 
die die Bischöfe bis dahin als Vikare des Erzbischofs ver- 
waltet hatten, erhielten sie nun als eigne Diözese, der sie 
kraft eignen Rechts als vollwertige Bischöfe vorstanden, 
Die Diözese Salzburg verschwand aus Kärnten und Steier- 
mark und mit ihr das Institut der Chorbischöfe. Am hef- 
tigsten bedroht waren die Vorrechte Salzburgs über seine 
innerösterreichischen Eigenbistümer bei der Neuerrichtung 
der Bistümer nach der Säkularisation. Der Kaiser bean- 
spruchte das Ernennungsrecht der Bischöfe, der Papst das 
Bestätigungs- und Weiherecht. Da der Papst dem Kaiser 
das Nominationsrecht nicht zugestehen wollte, ohne für 
sich die beiden anderen zu erhalten, die österreichische 
Regierung aber die Aufrechterhaltung des erzbischöflichen 
nexus hierarchicus der drei Bistümer mit Salzburg wünschte, 
gab schließlich der Kaiser die Forderung auf das Nomi- 
nationsrecht preis in der Hoffnung, durch Privatverhandlung 
mit dem Erzbischof es zu gewinnen. So blieben auch 
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dieses Mal die Vorrechte der Salzburger Erzbischöfe, ihre 
Eigenbischöfe zu ernennen, sie zu bestätigen und zu weihen, 
‚den Erzbischöfen erhalten. 

Zum Schluß sei das Ergebnis dieser Untersuchung, wie 
folgt, zusammengefaßt: Der Salzburger Erzbischof Gebhard 
gründete als Fortsetzung des Instituts der Chorbischöfe 
das Bistum Gurk (1072), um in der kirchlichen Leitung 
seiner Diözese entlastet zu werden. Analog dem Bistum 
Gurk errichtete Erzbischof Eberhard die Bistümer Chiem- _ 
see (1216), Seckau (1218) und Lavant (1226), um der Allo- 
disierung der Lehen vorzubeugen und ein Gegengewicht 
gegen die Unabhängigkeitsbestrebungen Gurks zu haben. 
Alle Bistümer wurden auf Salzburger Grund errichtet mit 
Genehmigung des Papstes und des Königs und mit Gütern 
des Erzstifts ausgestattet. Ihre sehr kleinen Sprengel 
wurden aus der Salzburger Erzdiözese herausgeschnitten. 
Die Gründung der Bistümer, die Ernennung, Bestätigung 
und Weihe der Bischöfe geschah durch den Erzbischof. 
Die vier Bistümer waren durch die Art ihrer Stiftung Salz- 
burger Eigenbistümer, dem Salzburger Erzbischof stand 
in weltlicher und kirchlicher Hinsicht die Herrschaft über 
sie zu. Er erteilte den Bischöfen die Temporalien, und ihm 
standen die auf dem Eigentum beruhenden Nutzungsrechte 
an dem Gut der Hochkirchen zu. Der Erzbischof war 
Lehnsherr der vier Bischöfe. Diese waren infolgedessen nicht 
Reichsfürsten, führten aber anfangs vereinzelt, später ge- 
wohnheitsmäßig den Reichsfürstentitell.e. Der Erzbischof 
ernannte die Bischöfe, die als seine Vikare ihn in der Salz- 
burger Diözese vertreten sollten. Er bestätigte und weihte 
die Bischöfe. Gegen die anwachsende Macht des Landes- 
fürstentums konnten die Salzburger Erzbischöfe ihre aus- 
schließliche Oberhoheit über ihre Eigenbistümer nicht be- 
haupten, an der Besetzung des Gurker Stuhls und der Be- 
lehnung seines Bischofs gestanden sie dem österreichischen 
Landesherrn ein verfassungsmäßiges Becht zu. Über Seckau 
und Lavant blieben ihnen ihre Vorrechte ausschließlich 
erhalten. Die in der deutschen Kirchenverfassung einzig 
dastehenden Rechte der Salzburger Erzbischöfe über ihre 
Eigenbistümer wurden nicht angetastet durch Josephs II. 
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Reform der äußeren Kirchenverfassung Innerösterreichs, 
bei der nur die mittelbare Verwaltung der Salzburger Diö- 
zese durch den Erzbischof in Form der Verwaltung durch 
seine Eigenbischöfe als seine Generalvikare aufhörte und 
der unmittelbaren Verwaltung der Salzburger Sprengel- 
gebiete in Kärnten und Steiermark durch die Eigenbischöfe 
als Bischöfe pleno iure Platz machte. Die Vorrechte über 
die Eigenbistümer blieben den Salzburger Erzbischöfen 
auch nach der Neuerrichtung der Bistümer nach der Säku- 
larisation gewahrt, und bis zur jüngsten Vergangenheit 
geschah die Besetzung der Bistümer Graz (Seckau) und 
Marburg (Lavant) in der seit der Errichtung der Bistümer 
geübten Weise, die Besetzung des Klagenfurter (Gurker) 
Stuhls erfolgte in der 1535 festgelegten Art. 


Miszellen. 


[Die römischen Titelkirchen und die Verfassung der stadt- 
römischen Kirche unter Papst Fabian.')] In dieser Zeitschrift, Kanoni- 
stische Abteilung VI 1916 S. 413ff. durfte ich unsere Leser mit dem 
Buche Hans Lietzmanns „Petrus und Paulus in Rom* bekannt machen, 
das mit Hülfe eines bisher kaum erreichten Zusammenspiels kirchen- 
geschichtlicher, liturgiegeschichtlicher, martyrologischer und archöo- 
logischer Forschung für die vielumstrittene Frage, ob die Apostel Petrus 
und Paulus in Rom den Märtyrertod erlitten, und damit für die An- 
fänge der römischen Gemeinde und mittelbar des römischen Episkopats 
beziehungsweise Primats zu ganz neuen, grundlegenden Ergebnissen 
kam. Heute ist es wiederum eine Untersuchung, die außer mit kirchen- 
geschichtlichen Mitteln mit solchen der profanen und kirchlichen 
Altertumskunde, der christlichen Kultus- und Literaturgeschichte sowie 
der Martyrologie erfolgreich arbeitet, welche ich den Kirchenrechts- 
historikern zur Kenntnisnahme ans Herz legen möchte. Und wiederum 
betrifft sie die Anfänge der stadtrömischen Kirche. Nur daß Kirschs 
„Römische Titelkirchen im Altertum“ den kirchlichen Rechtshistoriker 
noch ganz anders angehen als Lietzmanns „Petrus und Paulus in 
Rom“. Handelt es sich doch dabei um den Ursprung und die älteste 
Ausgestaltung der stadtrömischen Seelsorge, um Verfassungseinrich- 
tungen, die in gewissem Sinne bis auf den heutigen Tag nachwirken, 
und die, wenn sie auch zunächst und auf lange hinaus nur für die 
römische Bischofskirche bedeutsam waren, seit nahezu einem Jahr- 
tausend selbst für die katholische Gesamtkirche Bedeutung besitzen. 

Schon mehr als ein Menchenalter hindurch beschäftigt sich 
Kirsch mit diesem Stoff. Nicht nur hat er bereits vor Jahrzehnten 


1) Dr. Johann Peter Kirsch, Päpstlicher Hausprälat, Universitäts- 
professor in Freiburg (Schweiz). Die römischen Titelkirchen im Altertum. 
Studien zur Geschichte und Kultur des Altertums, im Auftrag und mit 
Unterstützung der Görres-Gesellschaft herausgegeben von E. Drerup, H. 
Grimme und J.P.Kirsch IX. Band 1/2 Heft, Paderborn, Ferdinand Schö- 
ningh, 1918 X und 224 8, 8°, 

Adolf von Harnack, Zur Geschichte der Anfänge der inneren 
Organisation der stadtrömischen Kirche. Aus den Sitzungsberichten der 
Königlich Preußischen Akademie der Wissenschaften (Sitzung der philo- 
sophisch-historischen Klasse vom 7. November 1918) XLIlI 1918 8. 954—987 
(in Kommission bei Georg Reimer, Berlin) gr. 8°. 
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über die christlichen Kultusgebäude im Altertum (1893) und in der 
vorkonstantinischen Zeit (1897) im Allgemeinen gearbeitet. Vielmehr 
haben ihn seither auch die römischen Verhältnisse im Besonderen be- 
schäftigt, u. a. in seiner Studie „Die römischen Titelkirchen zur Zeit 
Konstantins des Großen“, Römische Quartalschrift XIX 1913 S. 315ff. 
und in seinem Beitrag „Römische Martyrlegenden und altchristliche 
Kirchen Roms“ zu der 1913 erschienenen Festschrift für Georg von 
Hertling 8. 49f. Ausgehend von den Forschungen von Giovanni 
Battista de Rossi hat er selbstverständlich die Ergebnisse der seit- 
herigen Forschungen nach allen Seiten hin voll ausgenutzt, so die 
Ausgrabungen von A. Mufioz und die Forschungen über die römi- 
schen Kirchen von Mariano Armellini, so die martyrologischen 
Arbeiten von Hippolyte Delehaye, P.Franchi de Cavalieri, 
Dom H. Quentin und Louis Duchesne, so namentlich auch dessen 
grundlegenden Aufsatz „Notes sur la topographie de Rome au moyen- 
äge. 1I. Les titres presbyteraux et les diaconies“, Melanges d’arch6o- 
logie et d’histoire.VII 1887 p. 217 ss., auf dem im Wesentlichen der ein- 
schlägige Abschnitt in P. Hartmann Grisars Geschichte der Stadt 
Rom im Mittelalter I 1901 S. 146ff. fußt (vgl. auch J. Zettinger 
„Die ältesten Nachrichten über Baptisterien der Stadt Rom“, Römische 
Quartalschrift XVI 1902 8. 326fl.. Auch hat er in engstem Verein 
gearbeitet mit Anton de Waal (vgl. dessen Schrift „Constantins des 
Großen Kirchenbauten in Rom*, 1913) und vor allem mit Joseph 
Wilpert, dessen monumentales Werk über „Die römischen Malereien 
und Mosaiken der kirchlichen Bauten“ (1916) selbstverständlich manches 
Einschlägige liefert, und dem er darum auch dies sein neuestes Buch 
zum 60. Geburtstag dargebracht hat. Dazu ist er durch einen mehr- 
jährigen Aufenthalt in Rom mit den örtlichen Verhältnissen genau ver- 
traut, und zeichnet er sich durch anerkennenswerte Behutsamkeit und 
Kritik aus. Kein Wunder, daß seine neueste Arbeit als eine in jeder 
Hinsicht reife Frucht und als eine, soweit möglich, abschließende 
Untersuchung sich darstellt, mit der eingehender sich zu beschäftigen 
jeder Kirchenrechtshistoriker allen Anlaß hat. Man braucht bloß die 
Ergebnisse Kirschs mit dem Wenigen zu vergleichen, was seinerzeit 
Ferdinand Gregorovius in seiner „Geschichte der Stadt Rom im 
Mittelalter“ (die 5., 1903 erschienene Auflage von Band I S. 80ff, 261 ff, 
270E, 274 ff, benutzt bereits die oben erwähnte Abhandlung von 
Duchesne) auf Grund der älteren Forschung über die römischen 
Titelkirchen zu sagen wußte, um den seither und insbesondere durch 
Kirsch erzielten Fortschritt zu erkennen. 

Aus der Einleitung hebe ich die Erklärung der Bezeichnung 
Titulus hervor. Kirsch findet sie nicht in der Bedeutung van! ’Ab- 
zeichen =Kreuzeszeichen und schließt sich auch anderen, älteren Tiäsinnge- 
versuchen nicht an. Vielmehr geht er davon aus, daß, wi&sithumedh 
zeigen wird, die meisten und gerade die ältesten römischah) Tatel: ur- 
sprünglich Privathäuser waren, daß an solchen der Narife ded:Erbamers 
oder Besitzers über dem Eingang durch eine Insehirifb, (dietkle titakas 
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bezeichnet wurde, angegeben war, daß dieser dadurch zum Namen des 
Hauses wurde, und daß deshalb der Priester oder die Priester und 
sonstigen Geistlichen, die ihren Sitz in dem ehemaligen Privathause 
hatten, sich durch Beifügung dieses nicht etwa von einem Heiligen, 
sondern, wie gesagt, von einem Privaten herrührenden Nameus des 
Hauses im Genetiv (N. presbiter tituli N.) von einander unterschieden. 
„Auf diese Weise wurde der Ausdruck titulus die feststehende technische 
Bezeichnung für diejenigen kirchlichen Gebäude Roms, an denen die 
römischen Presbyter dauernd angestellt waren. Er wurde zum Eigen- 
namen dieser Kirchen im Unterschied von den übrigen Gotteshäusern 
der Hauptstadt, die keine ständigen Sitze von Presbytern bildeten.“ 
Der darauf folgende erste Abschnitt umfaßt ungefähr die Hälfte 
des Buchs und sucht auf-.£rund der Quellen (Papstbuch, römische 
Synoden, anderweitige Nachrichten, Inschriften) und vor allem der Aus- 
grabungen den Bestand an römischen Tituli in der zweiten Hälfte des 
christlichen Altertums genau festzustellen. Wir müssen es uns versagen, 
diese Forschungen, deren Ergebnisse nachher für die verfassungsge- 
schichtliche Darstellung verwertet werden, im Einzelnen zu verfolgen, 
‘und bemerken nur, daß für jeden der 25 Titel zunächst in dankens- 
werter Weise fast die ganze ältere und neuere Literatur (vgl. dazu 
aber auch die Literaturangaben bei Paulus Fridolinus Kehr, 
Regesta pontificum Romanorum, Italia pontificia I, Berolini 1906 an 
den einschlägigen Stellen) angeführt und dann das gesamte urkundliche 
und archäologische Material beigebracht und verwertet wird, sodaß 
.zaan von seinem Ursprung, seiner Geschichte und seiner Bedeutung 
Cein nach dem Stande unserer ES uam abgerundetes und vollständiges 
Bild erhält. 
Der zweite Abschnitt behändelt zunächst den Ursprung und die 
Entwicklung der Tituli. Mit Reght setzt der Verfasser des Papstbuches 
voraus, daß die römischen Titelkirchen bereits in der vorkonstantinischen 
Zeit vorhanden waren, wenn auch seine Angaben hinsichtlich des An- 
teils einzelner römischer Bischöfe an deren Organisation allzusehr persön- 
lich zugespitzt sein dürften und nur mit größter Vorsicht aufzunehmen 
sind; die Einrichtung wird sich ın der Hauptsache wohl allmählich 
aus den praktischen Bedürfnissen heraus entwickelt’ haben. Jedenfalls 
ergeben die Ausgrabungen, daß die Gründung der Titel: keineswegs 
zusammenfällt mit dem Bau einer größeren Basilika für den einzelnen - 
Titel. Vielmehr waren die an der betreffenden Stelle schon vorhandenen 
Gebäude römische Privathäuser des sweiten und dritten Jahrhunderts. 
So ist bei dem Equitiustitel das ursprünlich zweistöckige Haus des 
Aequitius zum großen Teil in den Außenmauern noch heute: erhalten 
«and muß mindestens zwei Jahrhunderte hindurch im wesentlichen un- 
verändert als Titelkirche gedient baben. Ähnlich liegen die Dinge 
beim Titel des Byzans, dessen im Erdgeschoß liegender größter Saal 
bei der Umwandlung des Hauses in.einen christlichen Titulus für die 
liturgischen Versammlungen bestimmt worden zu sein scheint. "Ein 
weiteres Beispiel liefert die Kirche der hl. C&eilia in Trastevere, deren 
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unter dem linken Teil der jetzigen Kirche gelegene Räume zu dem 
als Titel eingerichteten und zu diesem Zwecke baulich veränderten 
Privathause gehörten. Auch unter und neben der zu Ende des vierten 
Jahrhunderts errichteten dreischiffigen Basilika der Titelkirche des 
Pudens sind mehrere Räume eines römischen Privathauses erhalten, 
Im ganzen weisen 8 von den 23 noch erhaltenen der 25 (26) Titelkirchen 
‘ mehr oder weniger bedeutende Reste von Räumlichkeiten antiker, 
an der gleichen Stelle gelegener Wohnhäuser auf; Ausgrabungen bei 
anderen dürften ähnliche Ergebnisse zu Tage fördern. „Wenn wir nun 
weiter in Betracht ziehen, daß die ältesten Namen der meisten römischen 
Tituli auf Privatpersonen der römischen Gemeinde hinweisen, nach 
denen jene eben deshalb genannt wurden, weil sie das Eigentum dieser 
Gemeindeglieder waren, so müssen wir notwendigerweise den Schluß 
ziehen, daß die Mehrzahl der römischen Tituli ursprünglich 
Privathäuser waren, die für kirchliche Zwecke in den Gemeindebe- 
sitz der römischen Kirche übergingen und nun ausschließlich für die 
kirchliche Verwaltung verwendet wurden und zwar anfänglich ohne 
wesentliche bauliche Veränderung; erst seit der Mitte des vierten Jahr- 
bunderts begann man in Folge zufälliger freiwilliger Stiftungen bei 
ihnen oder an ihrer Stelle große, dreischiffige Basiliken zu errichten. 
Dabei besitzen wir für etwa 18 der um die Mitte des fünften Jahr- 
hunderts vorhandenen 25 Titelkirchen keine sichere Kunde über ibre 
Gründung, während solche erhalten ist für die Tituli Vestinae, Damasi, 
Julii, Marci, Eusebii, Equitii, Apostolorum. Aber auch jene 18 waren, 
ehe sie im vierten und fünften Jahrhundert größere Basiliken erhielten, 
als Titel vorhanden, nach ihren Stiftern oder mit Lokalnamen bezeichnet 
und somit wohl in der Mehrzahl bereits in der vorkonstantinischen 
Zeit da. Dazu stimmen die Ausgrabungen und die Angabe des Optatus 
.von Mileve, wonach der von Afrika nach Rom entsandte donatistische 
Bischof Viktor ums Jahr 300 in Rom quadraginta et quod excurrit 
basilicas vorfand, was ohne das Vorhandensein von einigen 20 Titel- 
kirchen unmöglich gewesen wäre; mit den anzunehmenden Cömeterial- 
kirchen in der Zahl von ungefähr 20 kommt man ohne weiteres auf 
etwa 20 Titel. Von besonderer Bedeutung wurden diese Kultzwecken 
dienenden ‚Privathäuser wohl bald darauf in der diokletianischen Ver- 
folgung; wie in Afrika dürften während der Beschlagnahme der Kirchen- 
gebäude (303ff.) Privathäuser zu ehristlichen Kultversammlungen be- 
‚nutzt worden sein. Nach der Rückgabe der loca ecclesiastica an das 
corpus christianorum unter Galerius und Maxentius (311) werden die 
alten Titel als Versammlungshäuser ‚weiter gedient haben und neue 
hinzugekommen sein. Der Ursprung der römischen Titel kann also 
unbedenklich ins. dritte Jahrhundert verlegt werden, etwa in die Ruhe 
vor ‚der Verfolgung, die sich von der Regierung des Commodus (180: bis 
182) bis zum Ausgang der Zeit der Severer (235) erstreckte. Erst von 
da an wird ‚die Zunabme der Gläubigen, der Katecbumenenunterricht 
und der Unterhalt .eines aus den Mitteln der Gemeinde zu erhaltenden 
Klerus eine Mehrheit von über die Stadt verteilten, der Kirche gehörigen 
19* 
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und mit Wohnräumen versehenen Häusern an Stelle der bisher von 
einzelnen Gemeindegliedern beschafften Versammlungsgelegenheiten 
‘erfordert haben. Damals kamen demnach durch Schenkung, Vermächt- 
nis oder auf andere Weise solche Privathäuser in kirchlichen Besitz, 
wurden sie für die kirchlichen Zwecke notdürftig eingerichtet und zum 
Sitze der, wie wir sehen werden, für das fünfte Jahrzehnt des dritten Jahr- 
hunderts in größerer Zahl bezeugten Presbyter und einzelner niederer 
Kleriker, von denen erstere unter Mitwirkung letzterer zugleich die 
Funktionen in den Cömeterialkirchen versahen. In der Folgezeit mag 
hie und da ein kleinerer Titel eingegangen sein. Andere, nämlich 
die oben genannten 7, kamen später hinzu und wurden zum Teil gleich 
bei der Gründung mit Grundbesitz und mit großen, neu errichteten 
Basiliken ausgestattet, ein Vorgang, der, wie wir sahen, sich vielfach 
auch bei den älteren vollzog. Hand in Hand damit ging die Umwidmung 
der bisher einzig und allein dem Gemeindegottesdienst dienenden 
Titel an bestimmte Märtyrer, deren Verehrung bis dahin lediglich an 
ihre Grabstätten in den Katakomben geknüpft war, und deren Feste 
ehedem in den Cömeterialkirchen gefeiert worden waren, „Sehr häufig 
war die Namensgleichheit eines Titelstifters mit einem Blutzeugen 
der Anlaß, die entsprechende Titelkirche zu einem dem letzteren ge- 
weihten Heiligtum zu erheben. ... Und zwar waren es nicht immer 
römische, sondern einigemal auswärtige Märtyrer, deren Verehrung in 
dieser Weise in Rom einen eigenen Mittelpunkt erhielt“ (titulus Ana- 
stasiae, Chrysogoni). „Häufiger jedoch waren es römische Märtyrer.“ 
(Titulus s. Pudentianae = Potentianae, Cyriaci, Marcelli, Priscae, Caeci- 
liae). „Durch die Legenden wurden dann in der Regel diese Märtyrer 
mit den Stiftern der Tituli identifiziert.“ Dieser Entwicklungsprozeß 
war im sechsten Jahrhundert abgeschlossen; während in dem Titel- 
verzeichnis, das die römische Synode von 499 (MG. Auctores anti- 
quissimi XII, Berolini 1894 p. 410ss.; 29 Titel) enthält, die Titel noch 
mehr oder weniger in ihrer ursprünglichen Form erscheinen, führt die 
römische Synode von 595 (MG. Epistolae I, Berolini 1891 p. 366 ss.; 
24 Titel) die Titel als solche von Heiligen auf (vgl. Kirsch 8. 6ff.). 
Im übrigen „trat eine Änderung in der Einrichtung der Titelkirchen 
oder in ihrer Bedeutung für die kirchliche Verwaltung Roms innerhalb 
der Zeitgrenze des christlichen Altertums nicht mehr ein. Die ge- 
schichtliche Entwicklung der römischen Tituli war im sechsten Jahr- 
hundert abgeschlossen.“ Damit können wir von dem zweiten Abschnitt 
von Kirschs Buch Abschied nehmen; denn dessen letztes Kapitel über . 
die Titelkirchen und die römischen Märtyrerlegenden handelt zwar in 
höchst lehrreicher und dankenswerter Weise von den Legenden, den 
frei erfundenen erbaulichen Romanen ohne geschichtlichen Wert, zu 
deren Abfassung die Verbindung des Heiligenkultus mit den römischen 
Titelkirchen später, im fünften bis siebenten Jahrhundert, Anlaß gab; 
sie galten nur den älteren, nicht den im fünften und sechsten Jahr- 
hundert den Märtyrern geweihten Titelkirchen und „zeigen den gleichen 
literarischen Charakter wie die römischen Passiones, die den an 
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ihren Grabstätten in den Cömeterien gefeierten Märtyrern gewidmet 
sind“. Aber verfassungsgeschichtliche Bedeutung kommt ihnen nicht zu. 
„Die Tituli im kirchlichen Leben der römischen Christengemeinde* 
ist der dritte und letzte Abschnitt überschrieben. In der Eingabe an 
die Kaiser Honorius und Theodosius vom 6. oder 7. Januar 419 über 
die zwiespältige Wahl des Eulalius und des Bonifatius zum römischen 
Bischof geben die Bittsteller an, ersterer sei von den Diakonen, sehr 
wenigen Presbytern und einer erregten Volksmenge erhoben, dieser da- 
gegen subscribentibus plus minus septuaginta presbyteris, astantibus 
novem diversarum provinciarum episcopis geweiht worden (Epistolae 
imperatorum, pontificum Collectio Avellana edidit Otto Guenther, 
Corpus scriptorum ecclesiasticorum latinorum XXXV, Vindobonae 1895 
p. 638.). Bei der am 13. Mai 495 in der Petrusbasilika in Rom abge- 
haltenen Synode (Coll. Avellana cit. p. 474ss.) waren 65 wohl meist; 
römische Priester anwesend (siehe auch die römische Synode vom 
13. Mai 487 und 15. März 488 bei Andreas Thiel, Epistolae Roma- 
 norum pontificum genuinae, Brunsbergae 1868 p.259ss.), bei der oben 
S.292 erwähnten römischen Synode von 499 unterzeichneten 67 von 74 
anwesenden römischen Presbytern die Akten. Die schon einmal ange- 
zogene und weiter unten noch ausführlicher zu besprechende Angabe 
des römischen Bischofs Cornelius ergibt für das fünfte Jahrzehnt des 
dritten Jahrhunderts die Zahl von 46 römischen Presbytern. Dabei ist 
499 bei jedem der 67 Priester der Titel angegeben, zu dem er gehört; 
von denen, die nicht unterzeichneten, muß es dahingestellt bleiben, ob 
sie aus Rom stammten, und, wenn das der Fall war, ob auch sie be- 
stimmten Titeln zugeteilt waren. Es ist dies die gemeine Annahme, 
und wie von Anderen wird auch von Kirsch wie schon vor ihm von 
Duchesne kurzweg daraus gefolgert, das ganze Presbyterkollegium 
sei auf die römischen Titelkirchen verteilt gewesen. Aber es verdient 
hervorgehoben zu werden, daß das bloße Annahme beziehungsweise 
Behauptung ist; ein zwingender Beweis dafür läßt sich nicht erbringen, 
wenn auch, wie v. Harnack in der weiter unten zu erwähnenden 
Untersuchung S. 979 Anm. 2 gezeigt hat, sehr viel dafür spricht, daß 
es in Rom nur Titelpriester gab. Auch sei- angemerkt, daß die An- 
wesenheitsliste der Synode von 499, sei es von vornherein, sei es in 
Folge der Überlieferung, nicht derart ist, daß man mit ihr durch Ver- 
gleichung mit den Unterschriften allzu viel anfangen kann; nicht nur 
enthält sie, was bereits oben hervorgehoben wurde, die Namen einer 
ganzen Anzahl von Presbytern, die nachher nicht unterschrieben haben, 
sondern in ihr fehlen auch etliche, die nachher unterzeichneten. So viel 
im Allgemeinen. Über die Titel als Wohnsitz römischer Presbyter ist 
mit Kirsch zunächst zu sagen, daß, soweit mehr Priester als Titel 
vorhanden und im Gemeindedienst beschäftigt waren, dem einen oder 
anderen Titel mehrere, bei ihm wohnende Priester zugewiesen waren. 
Das geht einmal deutlich hervor aus der erwähnten Bittschrift be- 
treffend die zwiespältige Wahl von 419; die Anhänger des Bonifatius 
erbieten sich, wenn die Kaiser Eulalius und seine Wähler vorlüden, 
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auch selbst mit dem von ihnen Erwählten zu erscheinen relictis sin- 
gulis per titulos presbyteris; wie heutzutage nicht alle Pfarrer zur 
Diözesansynode einberufen werden (vgl. jetzt Codex iuris canoniti can. 
358 81 n° 6° 7°), damit nicht die Seelsorge leidet, so soll bei jeder 
Titelkirche ein Presbyter zurück- und der in Aussicht genommenen Ver- 
sammlung fernbleiben. Weiter geben die Unterschriften der genannten 
römischen Synoden von 499 und 595, besonders die der ersteren, auf welcher 
die römischen Presbyter, wie es scheint, ziemlich vollzählig erschienen 
waren, während bei letzterer nur ein Teil von ihnen auftrat, für mehrere, 
nämlich nicht selten für 2, 499 sogar regelmäßig für 3 Priester den- 
selben Titel an. Dieselbe Tatsache erhellt aus den Inschriften, so aus 
einer Grabschrift von S. Pancrazio von 521: a presviteris tituli sanc(ti) 
Crisogoni idest Petro priore Crisogono secundo Castello tertio Gaudioso 
‚quarto vel a Filippo presposito beati martiris Pancrati (!), durch die 
sogar eine Vierzahl bezeugt ist. Halten wir damit zusammen, daß in 
einer Grabschrift der Katakombe des Hippolytus der darin allein erwähnte 
verstorbene Presbyter Urbicus, dem sie gesetzt ist, als presbyter prior 
bezeichnet wird (ein primicerius eines Titels begegnet auf einer Inschrift 
von 527 aus dem Cömeterium der Commodilla, bei Kirsch 8. 98), so 
wird man daraus schließen müssen, daß unter den Mehreren eine ge- 
wisse Rang- und Dienstordnung bestand, wenn auch wohl nicht nach dem 
Lebens- oder Dienstalter — Urbicus starb schon mit 40 Jahren, war also 
kaum Senior im einen oder anderen Sinn — vielmehr etwa so, wie seit 
der Reformation unter mehreren Pfarrgeistlichen ein- und derselben 
evangelischen Pfarrkirche. Erst weit später wurde in Rom aus dem 
presbiter prior des Titels der Titelpriester schlechthin, der presbyter 
eardinalis, und bildete sich der seither im katholischen Kirchenrecht 
geltende Satz heraus, daß auf einen Titel (hier im nichtrömischen 
Sinn gebraucht!) = Kirche, Kirchenamt immer nur ein Einziger aus- 
geweiht beziehungsweise angestellt werden dürfe. Von niederen Kle- 
rikern werden als zu bestimmten Titeln gehörig in den Inschriften 
namentlich Lektoren überliefert: Olympius lector de Eusebi, Leopardus 
lector de Pudentiana, Hilarus lictor (!) tt. Pudentis, Antius lector 
de Pallacine (= tit. Marci), Cinnamius Opas lector tituli Fasciolae 
(später SS. Nerei et Achillei), Pascentius lector de Fasciola (Bei 
Kirsch 8. 60; 62, 64, 88, 90, 91, die letzten drei aus dem vierten 
Jahrhundert); aber auch ein Akolyth wird durch eine aus der Kata- 
kombe der hl. Agnes stammende Inschrift aus dem Ende des sechsten oder 
dem Anfang des siebenten Jahrhunderts wie zu einer der (kirchlichen) 
Regionen, so mit einem der Titel in Beziehung gebracht: Abundantius 
acolytlius regionis quartze tt. Vestine (bei Kirsch S. 69, 205): Sehr 
kurz geht Kirsch über die Vermögensverwaltung der Titelkirchen 
weg. In meiner „Geschichte des kirchlichen Benefizialwesens“ I, Berlin 
1895, die er nicht benützt Bat, habe ich 8. 42ff., 46ff., 313 ff. unter 
Berücksichtigung der späteren Entwickelung diese Dinge eingehend 
behandelt. Insbesondere ist dort auch can, 6 der römischen Synode 
von 502 (Thiel l.c. p. 691) besprochen, der nicht bloß wie das Ver- 
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äAußerungsverbot des Präfektus Prätorio und Stellvertreters Odovakars 
Basilius (483) und ean. 4 und 5 der Synode allein dem Bischof, sondern 
auch den Titelpriestern untersagte, von dem Titel- und dem Diözesangut 
irgend etwas, es sei denn Gold, Silber, edles Gestein, Gewandung und 
amderer Zierart, zu veräußern, und nur den Fausch städtischer Häuser 
gestattete. Also gab es damals bereits im Eigentum der Titelkirchen 
befindliches Immobiliarvermögen, worauf ja auch die Angaben des 
Papstbuchs über die Titelgründungen und -ausstattungen des vierten 
Jahrhunderts hinweisen, und stand den Geistlichen die Verwaltung 
dieses Sondergutes zu, aber in Abhängigkeit vom Bischof und der 
kirehlichen Zentralstelle, wie das genannte Veräußerungsverbot von 
483, Gregors des Großen Schreiben von Anfang 594 an den Akolytken 
Leo betreffend die Verwaltung der Kirche der hl. Agatha in der Subura 
(MG. Epistolae I p. 2533.) und noch deutlicher sein anderes vom 
25. Januar 604 an den Subdiakon Felix, dem das Patrimonium in der 
Via Appia unterstand, betreffend Aquas Salvias und sonstige Be- 
sitzungen von St. Paul außerhalb der Mauern (MG. Epistolae II 3, 
Berolini 1899 p. 4335.) zeigen. Darnach hätten die Vorsteher der Titel 
und Basiliken damals nur das Lichter- .und Kultusgut zu verwalten 
gehabt, indes die Verwaltungseinheit für die ganze römische Kirche 
fortbestand und der einzelne Geistliche nach wie vor vom Bisehef sein 
Stipendium bezog. Erst weit später, als im übrigen Italien und im 
Frankenreieh unter dem Eimflusse des Eigenkirchenwesens die Dezen- 
tralisation der Kirchengutsverwaltung bereits von außen her sieh dureh- 
gesetzt hatte, schritt man auch in Rom zu ihrer Durchführung und 
stattete man die Titel mit liegenden Gütern aus, deren Ertrag mit 
zam Unterhalt des Titelpriesters bestimmt war; vgl. Liber diurnus 
Romanorum pontificum edidit Th. E. ab Sickel, Vindobonae 1889, form. 
C. p. 1928. und Codex Carolinus Nr. 25 von 758—763, MG. Epistolae 
!HE, Berolint 1892 p. 529s,, betreffend den Titulus Chrysogoni, in welch 
letzterem Sehriftstüek bereits die Übertragung des Leihegedankens naeh 
Art der Eigenkirchenleike auf einen römischen Titel sich ankündigt. 
In der ber dieser Besprechung in Frage kommenden ältester Zeit kann 
natürlich von all dem noch keine Rede sein und wird den Titelgeist- 
lichen nur in allerengstem Umfang und nur für die gottesdienstlichen 
Zwecke selbständige Vermögensgebahrung zugebilligt gewesen sein. 
Was endlich die Lage der Titelkirchen anlangt, so waren sie ihrer 
mehr zufälligen Entstehung entsprechend ganz ungleichmäßig und 
und regellos in der Stadt verstreut; fast alle lagen in den äußeren 
Regtonen, nur einer, der titulus Ansstasiae, mehr zentral. In dem 
alsbald zu behandelnden Schreiben Papst Innocenz I. an Bischof De- 
centius vor Gubbio ist ven der dem römischen Titelpriester anver- 
trauten Gemeinde (plebe sibi eredita), im Papstbuch in der Biegraphie 
des Marcellus davon die Rede, daß dieser XXV titulos in urbe Roma 
constitait, quasi dioecesis. Kirsch S.180 denkt an durch Gewohnheit 
mehr oder weniger fest herausgebildete, aber nieht eigentlich durch 
bestimmte Einteilung und Abgrenzung gewonnene kirchliche Bezirke, 
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Richtiger wird man aber mit v. Harnacks unten zu erwähnen- 
der neuesten Untersuchung schon wegen des Nahebeisammenliegens 
mancher Titel annehmen, daß sich auf Grund einer Liste zu jedem 
Titel gewisse Familien und Personenkreise nach Art unserer Personal- 
gemeinden gehalten haben. Natürlich in erster Linie aus der Nachbar- 
schaft der Kirche, ähnlich wie in Alexandrien, wo es ja schon zur Zeit 
des Arius nach Epiphanius, Panarion lib. II tom. II Haer. LXIX c. 2, 
edidit Franciscus Oehler, Corpus haereseologicum 11 2, Berolini 1861 
p. 588ss. auch mehrere Kirchen gab, denen besondere Priester vor- 
gesetzt waren für diejenigen, die in der Nähe jeder Kirche wohnten, 
und die Stadtviertel oder Lauren von den Einwohnern der Stadt genannt 
wurden. Diese Kirchen bießen aber anders als die römischen Titel von 
vornherein nach berühmten Bischöfen beziehungsweise Lehrern, scheinen 
also nicht aus Privathäusern hervorgegangen zu sein. Für die regel- 
mäßigen gottesdienstlichen Versammlungen dienten sie jedoch genau so 
wie die römischen Titel.e Von einem solchen ist anläßlich der Ab- 
haltung der römischen Synode des Papstes Julius von 340/1 in ihm 
durch den hl. Athanasius bezeugt, daß in dieser Kirche „der Presbyter 
Biton seine Versammlungen hielt“ (Athanasius, Apologia contra Arianos 
c. 20, Migne, Patrologia graeca XXV col. 280). Nach dem Liber 
pontificalis errichtete Papst Marcellus die 25 Titel propter baptismum 
et poenitentiam et propter sepulturas martyrum. Mit poenitentia ist 
nach Kirschs ansprechender Vermutung die Taufbuße, vor allem die 
Bußzeit vor Ostern als nähere Vorbereitungszeit der electi auf den 
Empfang der hl. Taufe gemeint. Diese Anleitung der Katechumenen 
wurde bei den Titelkirchen von deren Presbytern besorgt, insbesondere 
während der Quadragesimalzeit. Getauft wurde dagegen zu Ostern und 
_ Pfingsten allein vom Bischof und zwar bis gegen das Ende des vierten 
Jahrhunderts beim Baptisterium der Lateranbasilika, wo Erwachsene 
wie Kinder die feierliche Initiatio empfingen. Seit dem Ende des 
vierten Jahrhunderts erbielten nach und nach mehrere Kirchen sowohl 
in der Stadt wie außerhalb der Mauern eigene Baptisterien, darunter 
auch mehrere Titelkirchen (tit. Vestinae, Damasi? Anastasiae, Sabinae, 
s. Laurentii in Lucina u. a.). Zuerst wurde für Kranke (Haustaufe) und 
dann für die immer häufiger werdende Kindertaufe eine Ausnahme ge- 
macht; namentlich für letztere, dann aber auch für Erwachsene wurden 
die Titelpriester zuständig, nur die Consignatio, die Salbung der Stirne 
unter Bezeichnung mit dem Kreuz, die Firmung, konnte bloß von dem 

Bischof erteilt werden, zu welchem Zweck sich die Neophyten nach 
dem Taufbad von den Titelkirchen in das päpstliche Baptisterium zu 
begeben hatten. Wahrscheinlich fanden auch die Übungen der öffent- 
lichen Buße, der Exomologese, verbunden mit der Teilnahme am ersten 
Teile der liturgischen Feier bei den Titelkirchen statt. Desgleichen 
wurde der eucharistische Gottesdienst zunächst an Sonntagen in den 
Titelkirchen gefeiert. Innocenz I. gab auf Anfrage im Jahre 416 dem 
Bischof Decentius von Eugubium in Umbrien folgenden Bescheid (Epi- 
stolae Romanorum pontificum edidit Petrus Coustant I, Parisiis 
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1721 col. 860s.): De fermento vero, quod die dominica per titulos 
mittimus, superflue nos consulere voluisti, cum omnes ecclesiae nostrae 
intra civitatem sunt constitutae. Quarum presbyteri, quia die ipsa 
propter plebem sibi creditam nobiscum convenire non possunt, ideirco 
fermentum a nobis confectum per acolythos accipiunt, ut se a nostra 
communione maxime illa die non iudicent separatos, Quod per paroecias 
fieri debere non puto, quia nec longe portanda sunt sacramenta (nec 
nos per coemeteria diversa constitutis presbyteris destinamus) et pre- 
sbyteri eorum conficiendorum ius habeant atque licentiam. Die Be- 
deutung dieser päpstlichen Meinungsäußerung für die Geschichte der 
ländlichen Seelsorge und ihrer Organisation steht hier nicht in Frage; 
vgl. darüber Stutz „Geschichte des kirchlichen Benefizialwesens* I 
S. 5lf. Wohl aber ist für uns von größter Wichtigkeit die Auskunft, 
die sie über die Verwaltung des Abendmahlsakraments in Rom und 
bei dessen Titelkirchen gibt. Darnach wurde das als sacramenta be- 
zeichnete Abendmahlsbrot vom Bischof konsekriert, aber durch Ako- 
lythen den Titelpriestern, die an den Sonntagen durch den Gottesdienst, 
den sie in ihren Kirchen für die Gläubigen zu halten hatten, ver- 
hindert waren, mit dem Bischof zu feiern, überbracht, damit auf 
diese Weise die Gemeinschaft mit ihnen und ihren Gemeinden gewahrt 
bleibe. Wir werden weiter unten sehen, was sich aus diesem Tat- 
bestand für Schlüsse verfassungsgeschichtlicher Art ziehen lassen. Hier 
begnügen wir uns damit, Kirsch zuzustimmen, der diese Sitte der 
Versendung des F'erments, das sich übrigens über die altchristliche 
Periode hinaus bis in die karolingische Zeit im Gebrauch erhalten zu 
haben scheint, für sehr alt, jedenfalls für vorkonstantinisch erklärt und 
außerdem vermutet, auch an Wochentagen mit Ausnahme des Freitags 
und Samstags, an denen nach dem Schreiben Innocenz I. in Rom über- 
haupt keine eucharistische Feier stattfand, sei in den Titelkirchen, in 
denen außerdem Stationstage abgehalten wurden, kommuniziert worden. 
Von der Verlegung der Hauptfeier an den Märtyrerfesten aus den 
Cömeterialkirchen in die Titelbasiliken war schon die Rede, natürlich 
sahen sie auch Kirchweihfeiern und andere Festgottesdienste in ihren 
Mauern. Von den Titelkirchen aus wurden endlich die Cömeterien 
versehen, die Beisetzung der Verstorbenen und die Verwaltung der 
Begräbnisplätze besorgt, die zu diesem Zwecke bestimmten Titeln zu- 
gewiesen waren (z.B. das Cömeterium der hl. Agnes an der Via No- 
mentana dem Titulus Vestinae), sowie die Jahresfeste der Märtyrer ab- 
gehalten. Übrigens entnehmen wir dem Briefe Innocenz I, an Decentius 
von Gubbio, daß auch in den Cömeterien von Titelpresbytern sonn- 
täglicher Gottesdienst mit eucharistischer Feier, aber ohne das Ferment 
gehalten wurde. Seit dem Ende des vierten Jahrhunderts entstanden 
bei ihnen sogar Baptisterien. Die Cömeterialkirchen erschienen so 
gewissermaßen als Filialen der Titel, denen sie zugeteilt waren; nur 
in den drei großen von St. Peter, St. Paul und St. Laurentius sollten 
nach dem Papstbuche (Simplicius 468—483) nicht die Geistlichen einer 
Titelkirche, sondern die Presbyter aller Titel einer (kirchlichen) Region 
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in bestimmter Reihenfolge nach Wochen den Dienst für die Vorbereitung 
der Katechumenen und für die Leitung der Büßer (oder die Taufbuße) 
übernehmen. Übrigens entstanden seit der Mitte des fünften Jähr- 
hunderts, als der Märtyrerkult zunahm und die Pilgerfahrten nach Rom 
begannen, bei den hauptsächlichsten Cömeterialbasiliken klösterliche 
Niederlassungen, deren Insassen an den Grabstätten der dort verehrten 
Märtyrer den täglichen Gebetsgottesdienst abhielten. Doch hatten die 
Belagerungen Roms durch die Goten im 6. Jahrhundert für die Cöme- 
terien arge Verwüstungen und Beraubungen zur Folge, sodaß Papst 
Johannes III. (560—573) im Interesse der Aufrechterhaltung wenigstens 
des sonntäglichen Cömeterialgottesdienstes anordnen mußte, es sollte 
an den Sonntagen aus dem Patriarchium des Lateran jeweilen alles 
zur eucharistischen Feier Nötige in die Cömeterien gebracht werden. 
Am Ende des genannten Jahrhunderts sodann hörte die Benutzung der 
außerhalb der Stadtmauern gelegenen alten Begräbnisplätze auf. Auch 
der sonntägliche Gottesdienst geriet seit den Gotenkriegen ins Stocken, 
und die Verbindung von Cömeterien und Titeln lockerte sich. Die 
Langobardeneinfälle und die damit verknüpften Verwüstungen bewirkten 
ein Übriges; im achten Jahrhundert hören wir bei den meisten Cöme- 
terialkirchen nichts mehr von einer sonntäglichen Meßfeier. Die Ver- 
waltung der Grabkirchen durch die Titelpriester nahm ein Ende. 

Dies der wesentliche Inhalt von Kirschs Untersuchung, deren 
Ergebnisse, was die verfassungs- und rechtsgeschichtliche Seite anlangt, 
zwar hie und da ergänzt werden konnten, aber dank der sorgfältigen 
quellenmäßigen Begründung und dank der vom Verfasser geübten vor- 
sichtigen Zurückhaltung zu irgendwelchen Beanstandungen von Belang 
keinen Anlaß geben. | 

Wohl aber haben sie Adolf v. Harnack den Anstoß gegeben, 
seine Studien zur Kritik des Liber pontificalis fortzusetzen und sich von 
neuem mit den Anfängen der inneren Organisation der stadtrömischen 
Kirche zu befassen. Zwar bekennt er, daß ihm neues Material kaum 
zu Gebote stehe. Wenn aber er, der den altchristlicben Quellenkreis 
wie kein Zweiter beherrscht, die Untersuchung selbst viel erörterter 
Fragen von neuem aufnimmt, so ist man gewiß, daß auch schon: eine 
bloße Epikrise und vornehmlich kombinatorische Erwägungen zu höchst 
beachtenswerten neuen Einblicken und Anregungen führen. Solche, 
nicht fest gesicherte Ergebnisse stehen dabei in der Tat naturgemäß im 
Vordergrund. Dementsprechend wolle man es nicht mißyerstehen, wenn 
im Folgenden 'seine Resultate weniger übernommen, als mit kritischen 
Erörterungen begleitet werden. Auf diese Weise hoffe ich, nieht nur 
unseren Lesern am meisten zu dienen, sondern auch der überragenden 
geistigen Leistung des Verfassers am besten gerecht zu werden. Die 
hohe Darstellungskunst, mit der gerade diese Abhandlung gestaltet ist, 
wird allerdings nur der voll ermessen, der sie selbst, und zwar wieder- 
holt, auf sich wirken K&ßt. Autbauende Phantasie im Bunde mit‘ 
nüchterner Kritik gewimmen in seiner Studie einem überaus dürftiger 
Stoff ein geschlossenes Bild von eindrucksvolter Schärfe ab, dessen 
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Richtigkeit sich ebenso wenig bündig widerlegen wie beweisen läßt. 
Alles steht auf des Messers Schneide und ist mit einer durch strenge 
wissenschaftliche Methode gezügelten geistvollen Subjektivität durch- 
tränkt. Gerade darin besteht der Reiz dieser Harnackschen Studie. 
Wie man sich auch zu ıhr stellen mag, niemand wird verkennen, daß 
wir in ihr ein Kabinettstück kirchenverfassungsgeschichtlicher Arbeit 
vor uns haben. In diesem Sinne bitte ich, die im Nachstehenden 
daran angeknüpften kurzen Bemerkungen aufzunehmen und zu ver- 
stehen. E 

Der erste Paragraph, der die Frage behandelt: Wo residierten die 
römischen Bischöfe in der vorkonstantinischen Zeit? berührt sich mit 
den Untersuchungen Kirschs so gut wie gar nicht. Wohl aber mit 
der früher erwähnten Abhandlung von Duchesne (vgl. auch dessen. 
„Histoire ancienne de l’Eglise“ I, in-der:von mir benützten 2® Edition, 
Paris 1906 p. 5288.) und mit anderen älteren und neueren Forschern, 
die entweder an der via Appia und noch früher an der via Salaria, 
bei der späteren Titelkirche von St. Laurentius in Damaso, in der 
Kirche des Kallist = titulus Julii, jetzt S. Maria in Trastevere, oder end- 
lich auf dem Aventin den Sitz und die Kirche des römischen Bischofs 
für die Zeit gesucht haben, ehe Konstantin dem Papste Silvester den 
Lateran schenkte und daselbst die basilica Constantiniana oder St. Johann 
im Lateran als omnium urbis et orbis mater et caput eingerichtet 
und anerkannt wurde. Demgegenüber tut Harnack kurz und bündig 
die Unhaltbarkeit aller‘ dieser Lösungsversuche dar und stellt er fest, 
daß „auch in den letzten dreißig Jahren sich keine Spur von dem 
gesuchten kirchlichen Zentrum, dem Sitz des Bischofs, seiner Kirche 
und seiner Administration in der Stadt Rom für die vorkonstantinische 
Zeit hat entdecken lassen.“ Und daran knüpft er nun, für die Kirchen- 
historiker, besonders die katholischen, gewiß sehr überraschend, die 
Frage, ob die Zentralverwaltung der römischen Gemeinde und ihr 
Bischof im dritten Jahrhundert überhaupt einen festen Sitz gehabt 
haben, und ob es eine ständige Zentralkirche in dieser Zeit gegeben 
hat? Diese Frage trotz der anerkannten Geschlossenheit und Stärke 
der römischen Zentralregierung zu verneinen, bestimmt ihn vornehmlich 
die Beobachtung, daß nach den Angaben des Papstbuches mit der 
Stiftung der Lateranbasilika keine besondere Absicht, namentlich 
nicht die sofortige Aufschlagung oder die Übertragung des Zentral- 
sitzes verbunden war, und vor allem, daß der Lateran erst allmählich 
im Laufe des vierten Jahrhunderts zentrale Bedeutung erlangt hat 
(vgl. z.B. die oben S.296 erwähnte römische Synode von 340 oder 341 in 
der Titelkirche des Presbyters Biton und die Kämpfe um andere Kirchen 
bei streitigen Bischofswahlen). Er meint, der Zentralsitz habe örtlich 
gewechselt, sodaß der Bischof die Gemeinde jedesmal oder wenigstens 
in der Regel von der Kirche aus verwaltete, an der er schon als 
Presbyter tätig gewesen war, oder mit der er als Diakon in irgend- 
welcher Beziehung gestanden hatte. M.a. W., er nimmt einen Zustand 
an, wie er heute in den Dekanaten besteht, wo die Dekanatswürde ja 
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auch nicht mit einer bestimmten Kirche oder Pfründe verbunden ıst, 
sondern der Erwählte beziehungsweise bischöflich Bestellte von seinem 
bisherigen (Pfarr-) Amtssitz aus die Dekanatsgeschäfte verwaltet. Dabei 
muß allerdings die Dekanatsregistratur und das Archiv immer wieder 
überführt werden, und zwar über weitere Entfernungen, als es wohl in 
Rom für die von Harnack selbst als umfangreich angenommene 
bischöfliche Kanzlei nötig war. Freilich erregt Harnacks Lösung 
um deswillen Bedenken, weil, wie er selbst hervorhebt, und wie weiter: 
unten nochmals in Betracht zu ziehen sein wird, auf den römischen 
Stuhl in diesen Zeiten regelmäßig bisherige Diakonen erhoben wurden; 
der nach Xystus II. zum Bischof erwählte Presbyter Dionysius bildet 
eine vereinzelte Ausnahme. Die Diakonien als Kirchen und Sitze der 
Diakonen sind späteren Ursprungs, wie auch Harnack S. 972 Anm, 2 
selbst zugibt.e. Nimmt man an, die Diakonen hätten ursprünglich und 
auf lange hinaus in privaten, ihnen oder der Kirche gehörigen Häusern 
gewohnt, so ergäbe sich daraus die doch unannehmbare Folgerung, daß 
nach der Wahl eines von ihnen zum Bischof ein solches Privathaus domus 
episcopi geworden wäre. Anzunehnien, daß auch die Diakonen in oder bei 
den Titeln wohnten, ist an sich nicht unmöglich; sovielich weiß, besitzen 
wir allerdings kein Zeugnis dafür, namentlich keine einzige Inschrift, 
die ähnlich, wie wir es für Akolythen und Lektoren feststellen konnten, 
Diakonen als zum Titelklerus gehörig ergeben würden. Doch kann 
dies auf Zufall beruhen. Aber würden, wenn auch der Regionardiakon 
gleich dem uns bekannten Regionarakolythen Abundantius seinen Sitz 
bei einem Titel gehabt hätte, die Schwierigkeiten nicht noch größer 
werden? Man stelle sich vor, daß ein solcher Diakon über die Titel- 
priester seines Titels hinweg zum Bischof aufrückte und nun diesen 
Titel als Bischofssitz beibehielt mit seinen bisher, wenn nicht ihm vor- 
gesetzten, so doch im Weihegrad über ihm stehenden Presbytern nun- 
mehr unter sich. Das ist doch wohl undenkbar. Ich möchte deshalb 
mit allem Vorbehalt einen anderen Ausweg vorschlagen. Sollte der 
römische Bischof vor Konstantin zwar einen eigenen Sitz, eine domus 
episcopi, aber keine eigene Kirche, keine Kathedrale gehabt haben? 
Ersteres wäre durchaus verträglich mit der Tatsache, daß später 
nicht die geringste Erinnerung daran sich findet; Wohnung und 
Archiv könnten ganz wohl aus dem Gedächtnis der nachfolgenden Ge- 
schlechter geschwunden sein. Letzteres würde damit zusammenstimmen, 
daß die Lateranbasilika längere Zeit brauchte, um zur anerkannten 
Mutterkirche Roms zu werden, ja daß sie das überhaupt konnte; es 
brauchte eben nicht auf Kosten einer Vorgängerin zu geschehen. Und 
vor allem macht dafür, wenn ich nicht irre, der uns bekannte, aber in 
diesem Zusammenhang noch nie benutzte Brief Innocenz I. an Decentius 
von Gubbio so vollen Beweis, als überhaupt für diese Zeiten und Dinge 
erwartet werden kann. Daß die in ihm bezeugte römische Sitte, wo- 
nach der Bischof das Ferment durch Akolythen an die Titelpriester 
sandte, um mit ihnen und ihren Gemeinden die Gemeinschaft in der 
Eucharistie und im sonntäglichen Gottesdienst zu wahren, weit älter 
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ist und sicher in die vorkonstantinische Zeit zurückgeht, wird allgemein 
angenonmen. Daß sie einen Urzustand voraussetzt, in dem der Bischof 
zusammen mit den Priestern und der ganzen Gemeinde die Feier beging, 
liegt auf der Hand. Dazwischen muß eine Zwischenstufe angenommen 
werden, auf welcher der Bischof nicht mehr mit Allen die Sonntags- 
feier begehen konnte, weil die Gemeinde zu groß geworden war, und 
man sich nunmehr in verschiedenen Örtlichkeiten, erst Privathäusern, 
dann Titeln zur Feier der-Eucharistie versammelte, ein Zwischenzustand, 
dem auch die Übung der Versendung des Ferments behufs Wahrung 
der Gemeinschaft entsprang. Paul Hinschius, Das Kirchenrecht der 
Katholiken und Protestanten I, Berlin 1869 8. 311 drückt die dadurch 
geschaffene Rechtslage der Titelkirchen so aus, sie hätten gewisser- 
maßen alle zusammen die eine römische Kirche gebildet, die römische 
Kathedrale sei aus einer Anzahl räumlich getrennter Titel zusammen- 
gesetzt gewesen. Das ist vielleicht zu sehr juristisch zugespitzt, trifft 
aber in der Sache durchaus das Richtige und wird einerseits voll ver- 
ständlich, anderseits zur Antwort auf unsere Frage, sobald man es 
ergänzt durch die sich geradezu aufdrängende, übrigens auch schon 
von Hinschius ausgesprochene Annahme, der römische Bischof habe 
in vorkonstantinischer Zeit abwechselnd in den verschiedenen Titeln, 
bald in diesem, bald in jenem, den sonntäglichen Hauptgottesdienst 
gehalten und die Sakramente gespendet. Aus diesem Grunde gab es 
in der Tat vor Konstantin keine römische Bischofskirche, mit dieser 
Modifikation ist Harnacks Ansicht vom Fehlen einer solchen zweife l- 
los begründet. 

Der zweite, umfangreichere Paragraph der Harnackschen 
Untersuchung beschäftigt sich zunächst mit der Einteilung Roms in 
Regionen. Im Papstbuch heißt es unter Fabian (236—250): Hic regiones 
dividit diaconibus et fecit VII subdiaconos, qui VII notariis inminerent, 
ut gestas martyrum in integro fideliter colligerent, et multas fabricas 
per cymeteria fieri praecepit. Durch den Catalogus Liberianus von 354: 
Hie (Fabian) regiones divisit diaconibus et multas fabricas per cyme- 
teria fieri iussit wird diese Angabe bis zur Mitte des vierten Jahr- 
hunderts hinaufgeführt. Ja nach Lightfoot „S. Clement of Rome“, 
I, London 1890 p. 300s., dessen Ansicht keinerlei Widerspruch er- 
fahren hat, erweist sich diese Nachricht gleich anderen über Pontian, 
'Anterus, Fabian, Cornelius und Lucius, die nur zeitgenössischen 
Wert haben konnten, als der betreffenden Zeit selbst entstammend 
und spätestens unter dem Nachfolger von Lucius, Stephan I. gemacht, 
Die Frage ist bloß, ob der Satz: Hic regiones divisit diaconibus zu 
übersetzen ist mit: Er verteilte die Regionen an die Diakonen, oder: 
Er verteilte Regionen an die Diakonen, Im ersteren Falle hätte er 
die 14 Regionen des Augustus unter die 7 Diakonen verteilt, sodaß 
jeder (wohl mit einem Subdiakon) über zwei Regionen gesetzt wurde; 
im letzteren würde die kirchliche, ganz neue Einteilung der Stadt in 
7 Regionen auf ihn zurückgehen und hätte er ihnen je einen Diakon 
vorgesetzt. Die Meinungen darüber sind geteilt; dafür, daß die später 
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bezeugten kirchlichen Regionen durch Fabian eingerichtet worden 
seien, sprachen sich de Rossi und Duchesne aus (zuletzt und be- 
sonders bestimmt meines Wissens „Histoire ancienne“ 1? p.528). Doch 
denkt sich letzterer wohl, obschon ja eine kirchliche Region sich keines- 
wegs mit zwei bürgerlichen deckte und die Grenzen ganz verschieden 
waren, diese kirchlichen Regionen als mehr oder weniger aus dem Be- 
stande der kaiserlichen gebildet, weshalb Kirsch S. 136, 179f. (vgl. 
S. 215) ohne nähere Begründung in: Anschluß an ihn die gegenteilige 
Ansicht vertreten und schreiben konnte, die 14 städtischen Regionen 
seien von Fabian unter die 7 römischen Diakonen verteilt und jedem 
Diakon zwei von den bürgerlichen Regionen als nunmehr selbständige, 
kirchliche Regionen oder Diakonatsbezirke zugeteilt worden. So auch 
Andere, z.B. ich selbst in meinem Artikel Pfarre, Pfarrer in Hauck- 
Herzogs Realencyklopädie für protestantische Theologie und Kirche 
XV 1904 S.240 und Kirchenrecht®, in v. Holtzendorff-Kohlers En- 
zyklopädie der Rechtswissenschaft V”, Berlin 1914 $5 S. 285. Dafür 
spricht die allgemeine Erwägung, daß die alte Kirche in solchen mehr 
äußeren Verwaltungseinrichtungen mit Vorliebe an die römisch-bürger- 
lichen sich angelehnt hat und in weitgehenden Maße dem Einflusse 
des römischen Reiches und Rechtes unterlegen ist (vgl. Stutz, Kirchen- 
recht? 89 a.a.0. S.290). Dafür sprechen, so möchte man meinen, auch die 
Zahlen. Denn nur so scheint es aufden ersten Blick verständlich, daß man 
‚auf 7 Subdiakonen kam: Die Diakonen waren bereits vorhanden und ihre 
‚Siebenzahl war durch das jerusalemische Vorbild, dem ich in höberem 
Grade, als v. Harnack es tut, zwingende Kraft beilegen möchte (vgl. 
auch Duchesne „Histoire ancienne“ 1? p. 528 mit n. 3 und dazu 
Harnack 8, 974), ein für allemal gegeben; auf der anderen Seite sah 
man sich den 14 Regionen gegenüber, brauchte also noch weitere 7 
Armenpfleger und schuf sie sich in der Gestalt von Subdiakonen. Je- 
doch bei näherer Überlegung muß zugestanden werden, daß Fabian auf 
diesen Ausweg auch ohne Rücksicht auf die 14 städtischen Regionen 
lediglich wegen der hierarchischen Unterordnung und aus Beförderungs- 
rücksichten verfallen konnte (so Harnack a.a.O.), und daß die Sieben- 
zahl der kirchlichen Regionen ohne weiteres. mit der Siebenzahl der 
Diakonen gegeben war. Es ist zwar nicht ausgeschlossen, daß die 
Abnahme der Bevölkerung trotz fortschreitender Christianisierung bis 
gegen das Jahr 400 hin eine gewisse Vereinfachung und die Be- 
schränkung auf 7 (kirchliche) Regionen nötig machte. Aber Harnack 
bringt sehr beachtenswerte Gründe gegen die Anlehnung der kirch- 
lichen Regionen an die bürgerlichen bei. Und die Tatsache, daß die 
:beiden Einteilungssysteme sich in keiner Weise decken, daß die Grenzen 
‚ganz verschieden waren, bleibt bestehen. So spricht wohl die Wahr- 
‘scheinlichkeit für Harnacks und der -mit ihm übereinstimmenden 
Forscher Ansicht von der Selbständigkeit und dem fabianischen Ur- 
sprung der kirchlichen Regionen, wenn auch, wie Harnack 8. 964 
vorsichtig bemerkt, der Stand unserer Quellenkenntnis eine absehließende 
‘Entscheidung nicht zuläßt. 
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In der Hauptsache jedoch gilt Harnacks Untersuchung dem von 
ihm behaupteten Dualismus und, wenn man so sagen will, Widerstreit 
der diakonalen und der presbyteralen Organisation. Diesen hatte er im 
Anschluß an Edwin Hatch bereits in der von ihn besorgten und 
mit Exkursen versehenen „Gesellschaftsverfassung der christlichen 
Kirchen im Alterthum“, Gießen 1883 8. 229 ff. für die ganze alte Kirche 
vertreten; zwei erst später kombinierte Gruppen oder Organisationen 
hätten sich ursprünglich gegenübergestanden, die Leitenden, die Pres- 
byter, mit den Geleiteten, den Laien, als Gegensatz und die Verwalten- 
den (für Armenpflege, Kultus, Korrespondenz, Ökonomie im weitesten 
Sinn), die Episkopen und Diakonen. Die Presbyter würden überhaupt 
in ältester Zeit immer nur als Kollegium erwähnt. Die .späteren Pres- 
.byter-Episkopen aber hätten noch länger zwei Würden und doppelte 
Funktionen in sich vereinigt. Besonders erprobe sich diese Erkenntnis 
an der Geschichte des Diakonuts; der Diukonat sei noch geraume Zeit 
mit dem Episkopat durch auffällige Affinität verbunden gewesen, und 
namentlich sei einer der Diakonen, der spätere Archidiakon, mit dem 
Bischof trotz seines niedrigeren Weihegrades über die Presbyter empor- 
gestiegen. Und weiter erklärten sich so die Rivalitätsstreitigkeiten, 
in welche die Diakonen nicht selten mit den Presbytern geraten seien. 
So die sogenannte Hatch-Harnacksche Hypothese, die zunächst großes 
Aufsehen erregte, aber im Verlaufe der wissenschaftlichen Erörterung 
wieder mehr zurücktrat. Harnack bemerkt selbst, in der seitherigen 
kirchengeschichtlichen und kirchenrechtlichen Literatur sei „der ver- 
waltungsmäßige und rechtliche Tatbestand der Doppelorganisation und 
der selbständigen Bedeutung der diakonalen .. noch nicht überall zu 
seinem Rechte gekommen.“ „Auch hier zeigt es sich wieder, wie 
schwer es hält, sich auf ein älteres geschichtliches Bild einzustellen, 
wenn die Faktoren und Namen geblieben, aber neue Kombinationen 
eingetreten sind.“ Harnack will nunmehr die alte Ansicht durch 
neue Beobacktungen und Gesichtspunkte stützen und namentlich zeigen, 
daß, während in der großen Mehrzahl der Kirchen die Verschmelzung 
beider Organisationen sehr früh eintrat, und zwar so, daß die diakonale 
Organisation als selbständige neben der episkopal-presbyteralen ver- 
kümmerte und verschwand, wodurch die Diakonen zu kultischen und 
ökonomischen „ministri* im eigentlichen Sinne des Wortes wurden, die 
römische Kirche die Unterscheidung und die Selbständigkeit der 
diakonalen Organisation und ihrer Träger sehr lange Zeit hindurch 
festhielt, ja noch heute in der Unterscheidung von Kardinalpresbytern 
und Kardinaldiakonen eine Erinnerung an den alten Zustand besitzt. 

So viel ich sehe, sind es in der Hauptsache drei Belege, auf die 
Harnack seine Ausführungen aufbaut. 
| Der erste betrifft die älteste Zeit und ist dem Hirten des Hermas 
entnommen (Vis. 114): „Hermas, der eine Offenbarung in schriftlicher 
Form erhalten hat, wird von der ihm in der Gestalt einer alten Frau 
erscheinenden ‚Kirche‘ gefragt, ob er schon das.Bächlein den Presbytern 
gegeben habe; er verneint es. Hierauf trifft die Frau folgende An- 
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ordnung: Hermas solle zwei Abschriften machen und die eine dem 
Klemens zur Beförderung an die auswärtigen Kirchen geben, denn ihm 
stehe das zu; die andere solle er einer gewissen Grapte zusenden, damit 
sie sie ‚den Witwen und Waisen‘ zu Gemüte führe; er selbst aber solle 
das Büchlein den Presbytern, den Vorstehern der Kirche durch Ver- 
lesung zur Kenntnis bringen.“ Die Diakonen sind nicht besonders 
genannt. Harnack interpretiert sie hinein und zwar bei den Witwen 
und Waisen; „die Witwen und Waisen stehen wahrscheinlich, wie so 
oft, für den ganzen Kreis der Hülfsbedürftigen“, für „den diakonalen 
Kreis“. Man sieht, erst dadurch wird die Stelle für seine Ansicht be- 
weiskräftig. Aber ist dies Verfahren zulässig? Ich habe, so geistvoll 
die Deutung ist, Bedenken. Gewiß leben auch die Diakonen mehr und 
mehr von der Kirche. Doch das gilt ja auch von den übrigen kirch- 
lichen Beamten. Und sind sie darum Hülfsbedürftige in demselben 
Sinne wie die Witwen und Waisen und nicht vielmehr Diener an den 
Hülfsbedürftigen? Auch spricht ja die Quelle gar nicht von solchen, 
sondern ganz konkret von Witwen und Waisen. Dazu stimmt, daß 
die Übermittelung an sie einer Frau anvertraut wird. Harnack ist 
dies Bedenken nicht entgangen; er sucht ihm (S. 962) mit der Be- 
merkung zu begegnen, das sei nur ein Beweis dafür, daß wir uns hei 
‘dieser Anweisung noch in einer sehr frühen Zeit befänden. Aber würde 
nicht auch in ihr, selbst wenn das: Mulier taceat in ecclesia im 
weitesten Sinn noch nicht galt und die Frau noch eine ganz andere 
Stellung in der Gemeinde einnahm, für eine solche, an Diakonen, 
Witwen und Waisen zugleich gerichtete Mitteilung ein Diakon benützt 
worden sein? Ich erkenne in der Stelle drei Gruppen: die auswärtigen 
Kirchen, die organisierte Gemeinde und die Armen. Durch die Mit- 
teilung an die Presbyter scheinen mir die Diakonen mit bedacht zu 
sein, sagt doch Harnack selbst, der Gedanke sei der, daß die Pres- 
byter das Büchlein der Gemeinde als solcher zur Kenntnis bringen 
sollten. Es liegt meines Erachtens näher, die Diakonen als mit hier 
eingeschlossen zu erachten, als sie dem ganz überwiegend weiblichen 
dritten Kreis zuzuteilen. 

Unter Übergehung der Jahre 130—230 kommt der Verfasser auf 
die Zeit Fabians. Einleitend bemerkt er, es verdiene besondere Be- 
achtung, daß die kirchliche Fürsorge in Rom ausschließlich auf 
die Diakonen auferbaut sei, die ihrerseits (im Unterschied von 
den Presbytern. Auch damals noch? St.) ministri des Bischofs in 
vollem Sinne waren. Und es sei etwas ganz Eigenartiges (siehe aber 
oben 8. 302), habe die Natur ihres Amtes völlig verändern, ihnen eine 
hohe: Stellung geben und sie faktisch mindestens in einer wichtigen 
Hinsicht über die Presbyter erheben müssen, daß ihre Zahl in Rom 
dauernd auf 7 gegenüber 40 und 50 Presbytern beschränkt blieb. 
Lassen wir die Richtigkeit dieser Beobachtungen dahingestellt und 
wenden wir uns dem zweiten Hauptbeleg Harnacks zu. Es ist ein 
römischer Brief, der während der um der.Verfolgung willen ein Jahr an- 
dauernden Sedisvakanz nach dem Märtyrertod Fabians geschrieben 
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"wurde (Cyprian, ep. 8 c. 3): Salutant vos fratres qui sunt in vinculis 
(die Konfessoren) et presbyteri et tota ecclesia. Das deutet Harnack 
erstmalig (er selbst hatte früher in seiner Abhandlung über „Die Briefe 
des römischen Klerus aus der Zeit der Sedisvakanz im Jahre 250“ in 
den Theologischen Abhandlungen für Carl v. Weizsäcker, 1892 S. 12 nur 
irgend einen Diakon als Schreiber angenommen) dahin, daß die 
Diakonen den Brief geschrieben hätten. Von ihnen sei also der fehlende 
Bischof vertreten worden, sie hätten die Zwischenregierung geführt. 
Aber nur am Anfang. Denn einige Wochen oder Monate später müsse 
es, den folgenden Briefen nach Karthago nach zu urteilen, den Pres- 
bytern gelungen sein, an der Regierung der Gemeinde neben den 
Diakonen teilzunehmen, und nun schreibe nicht mehr „ein Diakon‘ (!) 
sondern der Presbyter Novatian. Ist diese Beweisführung zwingend, 
ergibt der Brief ein Zeugnis für die überragende, auf Fabian zurück- 
gehende Stellung der römischen Diakonen und dafür, daß in Rom der 
Diakonat nur zum Bischof gehörte, während er außerhalb Roms als 
untergeordnetes Ministerium dem Bischof und den Presbytern beigesellt 
war? Harnack sucht seine Deutung durch anderweitige Nachrichten 
über Anmaßungen der Diakonen zu stützen. An solchen fehlt es nicht. 
‘{vgl. auch den oben 89.293 erwähnten Bericht über die Vorgänge bei 
der zwiespältigen Wahl von 419, bei der sämtliche Diakonen zusammen 
mit einer Minderheit von Presbytern auf einer Seite standen), Aber 
müssen Klagen über die iactantia levitarum, speziell der römischen 
(Pseudoaugustinische Quaestio 101), notwendig verfassungsrechtliche 
Unterlagen haben, können siesich nicht auch ohne solche aus zeitweiliger 
persönlicher Überhebung erklären? Can. 18 der großen Synode von Arles 
{Friedrich Lauchert „Die Kanones der wichtigsten altkirchlichen 
Concilien*, Freiburg i. Br. 1896 S.28f.): De diaconibus urbicis, ut non 
sibi tantum praesumant, sed honorem presbyteris reservent, ut sine con- 
scientia ipsorum nihil tale faciant, wird sich ja wohl auf die stadt- 
römischen Diakonen beziehen (vgl. can. 19), braucht es aber nicht und 
wird ebenso oft auf städtische Diakonen überhaupt gedeutet ; auch wird 
auf demselben Konzil auch sonst über Anmaßungen und Eigenmächtig- 
keiten nicht nur von Diakonen (can. 15), sondern auch von Priestern 
und Diakonen (can. 21) Klage geführt. Doch kehren wir zu unserem 
römischen Briefe zurück. Cyprian antwortet darauf in ep. 9 an die 
römischen Presb yter und Diakonen und bemerkt, in ihm nec. qui 
scripserit nec ad quos seripserit significanter expressum est. 
Harnack deutet das als eine verhüllte Rüge. Aber kann es nicht 
auch wörtlich gemeint sein, wie es dasteht? Und läge es, wenn man 
dies nicht annehmen will, nicht näher, den Brief, wie die späteren von 
einem Presbyter geschrieben waren, als von einem Diakon ausge- 
gangen zu vermuten, nämlich von dem Bischofsdiakon? Sowohl da, 
wo er (8. 970) von den Diakonen als bischöflichen Kabinettssekretären 
und davon spricht, daß in Rom der Bischof regelmäßig aus dem kleinen 
Kreise der Diakonen gewählt worden sei, als auch an anderer Stelle 
(8. 972 Anm. 2), wo er bemerkt, ein Diakon als primus inter pares, j& 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte, XL, Kan. Abt, IX. 20 
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als der Stellvertreter und präsumtive Nachfolger des Bischofs trete 
schon frühe hervor, geht er nämlich weg über neuere Forschungen, die 
uns gelehrt haben, daß und warum nicht sowohl die Diakonen in dem 
erwähnten nahen Verhältnis zum Bischof standen, als vielmehr ein vom 
Bischof als Begleiter bei seinen Armenbesuchen, für die Armenpflege, 
die Aufsicht über die Cömeterialverwaltung und überhaupt für die 
Vermögensgebahrung sich als „Kabinettssekretär*, als rechte Hand, ja 
nach und nach als eine Art Generalvikar zugesellter Diakon, der 
Bischofsdiakon genannt, und aus dem später der Archidiakon wurde. 
Das hat Paul August Leder in seinem 1905 als 23.24. Heft meiner 
Kirchenrechtlichen Abhandlungen erschienenen Buche „Die Diakonen 
der Bischöfe und Presbyter* dargetan. Es ist mit einem ersten Ab- 
schnitte belastet, der Viele, namentlich auch Kirchenhistoriker etwas 
abgeschreckt und es verhindert hat, daß das Buch die Beachtung fand, 
die es verdient. Aber der dem eigentlichen Gegenstande der Arbeit 
gewidmete zweite Teil, der, wenn es auf mich angekommen wäre, 
allein veröffentlicht worden wäre, ist durchschlagend. Er hellt z. B. 
betreffend Zayxrov zöv dıaxovov and Bıevuns Dinge, über die Duchesne 
wie Harnack vergeblich ins Reine zu kommen versucht haben, in 
überraschender Weise auf, er erklärt, auch wenn man nicht in allen 
Einzelheiten zustimmt, ganz anders, als es vorher möglich war, die 
Stellung des Diakons Eleutherus neben Anicet, des Kallistus neben 
Zephyrinus, die Betrauung des Stephanus durch den römischen Bischof 
Cornelius mit der Verwesung der Kirche für den Fall seiner Gefangen- 
nahme und der Verwaisung der Gemeinde, die gleiche Maßnahme 
seines Nachfolgers Lucius zu Gunsten desselben „Archidiakons“ Stephanus 
sowie die entsprechende Verfügung von Stephanus selbst für seinen 
„Archidiakon® Xystus, der dann sein Nachfolger wurde, wie zuvor 
Stephanus der Nachfolger zwar nicht schon des Cornelius, wohl aber 
des Lucius geworden war. Man beachte, daß alle diese freilich nur‘ 
in einigen Handschriften des Papstbuchs berichteten Vorgänge gerade 
in die Zeit, auf die es uns ankommt, oder kurz nachher fallen und 
auch für die dem Episkopat des Cornelius vorangegangene Stuhl- 
erledigung es sehr nahe legen, daß einer der Diakonen als Haupt der 
Bistumsverwesung nach Karthago so, wie oben mitgeteilt, schrieb, ohne 
daß dabei auf einen Gegensatz zwischen dem diakonalen und dem 
presbyteralen Kreis und auf eine Umwälzung der Bistumsverwaltung 
während der Sedisvakanz braucht geschlossen zu werden. 

Und nun die dritte, von Harnack auch noch in einem Exkurs 
über die Stufen und das Aufrücken der Kleriker in Rom eingehend 
behandelte Stütze seiner Ansicht, nämlich Eusebii historia ecclesiastica 
VI 43,11 (beiEduardSchwartzund TheodorMommsen, Eusebius 
Werke, Zweiter Band II, Leipzig 1908 8. 618 oder bei Carl Mirbt, 
Quellen zur Geschichte des Papsttums®, Tübingen 1911 S. 21), die be- 
kannte Stelle aus dem Briefe des römischen Bischofs Cornelius an den 
antiochenischen Bischof Fabius, in dem er von seinem Gegenbischof 
Novatian sagt: „Jener Rächer des Evangeliums begriff also nicht, daß 
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(nur) ein Bischof in der katholischen (römischen) Kirche sein dürfe, in der 
es, wie er wohl wußte, — denn wie sollte er es nicht wissen? — Pres- 
byter 46, Diakonen 7, Subdiakonen 7, Akolythen 42, Exorcisten aber 
und Lektoren zusammen mit Türhütern 52, Witwen zusammen mit 
Hülfsbedürftigen über 1500 gibt, welche alle die Gnade und Menschen- 
liebe des Herrn ernährt. Allein nicht einmal eine so große und in der 
Kirche so nötige Menge — eine durch die Vorsehung Gottes reiche 
und wachsende Zahl — nebst dem sehr großen und unzählbaren Volk 
hat ihn von diesem seinem verzweifelten und verbotenen Tun abge- 
bracht und zur Kirche zurückgerufen.“ Harnack, dessen Übersetzung 
der Stelle im Vorstehenden wiedergegeben ist, vermutet (8. 983) wohl 
mit Recht, diese Zahlen, von denen vorausgesetzt wird, daß sie auch. 
Novatian bekannt seien, stammten aus einer dem Genannten als ehe- 
maligem Presbyter der Gemeinde mit zugänglich gewesenen Liste, der 
offiziellen der Unterstützungsempfänger (im Ganzen: mit dem Bischof 
155 Kleriker und mehr als 1500 Hülfsbedürftige). Und nun entwickelt 
er, nachdem er zuvor im Text mehr oder weniger im Anschluß an 
Kirsch die Verhältnisse der Titelpriester, die presbyteriale Organisation, 
geschildert hat, in dem Exkurs aus der oben mitgeteilten Liste die 
von ihm angenommene diakonale und überhaupt die ganze ältere 
stadtrömische kirchliche Ämterverfassung, die Angabe des Cornelius auf 
diese Weise zum ersten Male zur Grundlage für die Rekonstruktion der 
altrömischen Kirchen verfassung machend. Zwei unzweifelhaft richtige 
Beobachtungen Harnacks seien vorweggenommen. Einmal stellt er 
nämlich fest, daß nach dem Briefe des Cornelius der Klerus in wirt- 
schaftlicher Hinsicht bereits auf die bischöfliche Kirchenkasse ange- 
wiesen war, d. h. außerhalb der bürgerlichen Berufe ständ und mit den 
Hülfsbedürftigen zusammen in den Listen geführt wurde; vgl. dazu 
Stutz „Geschichte des kirchlichen Benefizialwesens“ IS.14ff. Und im 
Zusammenhang damit erklärt er die Zusammenfassung der Exoreisten, 
Lektoren und ÖOstiarier in eine einzige Gruppe sehr fein damit, daß sie 
für die finanzielle d.h. auf den Stipendienbezug hin angelegte Liste 
völlig oder annähernd gleichwertig waren, weil sie sich in ihren Be- 
zügen gleich oder nahezu gleich standen. Im Übrigen glaubt Harnack 
S. 984 unter den klerikalen Rangstufen verschiedene Gruppen machen 
zu müssen. 1. Für Bischof, Diakonen und Subdiakonen gebe es einen 
numerus clausus: ein Bischof, sieben Diakonen und sieben 
Subdiakonen. 2. Die Presbyter und Akolythen würden zwar besonders 
gezählt, aber offenbar bestehe hier keine geschlossene Zahl. 3. Auch 
die Zahl der Exorcisten, Lektoren und der „angehängten“ (?) Ostiarier, 
die, obgleich sie Stufen bedeuteten, zusammen gezählt würden, sei nicht 
fest. Das stimmt unbedingt für 1 und 3. Bei2 ist es jedoch fraglich, 
ob wir in den 42 Akolythen nicht auch eine geschlossene Zahl zu 
erblicken haben. Angesichts der 7 Regionen liegt das nahe, und so 
hat denn auch ein so hervorragender Kenner des christlichen Altertums 
wie Duchesne (zuletzt „Histoire ancienne“ I? p.528) nicht bloß die 
Diakonen und die Subdiakonen, sondern auch die Akolythen mit den 
20* 
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kirchlichen Regionen in Verbindung gebracht und gelehrt, jede Region 
habe einen Diakon, einen Subdiakon und sechs Akolythen gehabt. Dem 
sucht Harnack zu begegnen durch den Hinweis, daß die Akolythen, 
zumal in Rom, wo nach ihm die Diakonen wegen ihrer geringen Zahl 
für die Assistenz beim Gottesdienst nicht in Betracht kamen, den 
Presbytern beigegeben gewesen seien als deren ministri, als deren 
sequentes (vgl. das Papstbuch unter Viktor I. 179—198: Hic fecit 
sequentes cleros und unter Gajus 287—296: Hic constituit, ut ordines 
omnes in ecclesia sic ascenderentur: si quis episcopus moreretur, ut 
esset ostiarius, lector, exorcista, sequens, subdiaconus, diaconus, presbiter 
et exinde episcopus ordinaretur). Allein wenn man Fabian auf Grund 
der von Cornelius überlieferten Liste zum bewußten Organisator der 
römischen Kirche macht, wie Harnack es tut, der ja 8. 974 sich dafür 
ausspricht, daß dieser Papst tatsächlich den Subdiakonat geschaffen 
habe, dann liegt es doch sehr nahe, gleich den beiden Siebenzahlen 
auch die Zweiundvierzig nicht für zufällig, sondern für gewollt zu 
erachten. Dazu komnit die oben S. 294 wiedergegebene Nachricht über 
den Akolythen Abundantius: er gehörte zwar zu einem Titel, scheint 
aber zugleich als Regionarakolyth charakterisiert zu sein; denn der 
Zusatz regionis quartae soll doch wohl, da er hinter dem Namen und 
der Amtsbezeichnung, nicht hinter dem Titel steht, nicht dessen Lage, 
sondern den Amtssprengel des Beamten angeben. Und das bei einem 
Titel, der nicht vorkonstantinisch, sondern im ersten Sechstel des 
fünften Jahrhunderts gestiftet worden ist, und auf einer Inschrift, die 
dem Ende des sechsten oder dem Anfange des siebenten Jahrhunderts 
entstammt! Wie viel mehr liegt die Annahme der Verbindung der 
Akolythen, die ja namentlich auch Boten- und sonstige Hülfsdienste 
taten, mit den kirchlichen Regionen für die ältere Zeit nahe! Und 
paßt dazu nicht auch das Schreiben des Papstes Innocenz I. an Decentius 
von Gubbio, das voraussetzt, daß dem römischen Bischof, wo er gerade 
zelebrierte, stets eine größere Anzahl von Akolythen, eben die der 
betreffenden Region, zur Versendung des Ferments bereit standen ? 
Hätten umgekehrt die Titelpriester das Ferment durch ihnen bei- 
gegebene Akolythen abholen lassen, so würde wohl die Fassung des 
betreffenden Satzes anders ausgefallen sein. Daß die Akolythen bei 
den einzelnen Titeln wohnten, und jedenfalls auch Dienst, Hülfsdienst 
taten, bleibt deswegen doch bestehen und wird gerade durch die 
Abundantius-Inschrift sichergestellt. Die Zugehörigkeit der Akolythen 
zu der presbyteralen Organisation ist also trotz Harnacks Berufung 

auf ibren Namen (S. 975), der sie als an Personen, nicht an Aufgaben 
gebunden erweise, zum mindesten höchst fraglich, ebenso, daß ihre 
Zahl nicht geschlossen war, mithin auch die angebliche Korrespondenz 
der Ämter der Presbyter und Akolythen. Doch lassen wir das dahin- 
gestellt, da, wie sich gleich zeigen wird, die Entscheidung der Haupt- 
frage keineswegs davon abhängt. Harnack selbst operiert 8. 984 ff. 
vornehmlich mit dem Aufrücken im Dienst, in der Weihe, mit dem 
Avancement. Er geht dabei mit Recht, im Anschluß an die Quellen, 
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insbesondere an Cyprians Äußerung (ep. 55,8) über Papst Cornelius 
selbst, davon aus, daß man schon damals, zwar nicht ausnahmslos 
(S. 987 Anm. 2), aber in der Regel, die Rangleiter von unten an Stufe 
für Stufe hinaufgestiegen sei (S. 984 mit Anm. 1., 985f.). Nur meinter, 
beim Akolythenamt habe sich die Laufbahn gegabelt. Die Auserwählten 
unter den Akolythen seien wirkliche Subdiakonen geworden und hätten 
die sichere Anwartschaft gehabt, Diakonen zu werden (da die Zahl der 
Stellen für den Subdiakonat und den Diakonat identisch war). Dann 
aber hätten sie, abgesehen von dem einen Diakon, der als Tüchtigster 
Archidiakon wurde und unter Umständen schließlich zum Episkopat 
aufrückte, das Ende ihrer Laufbahn erreicht gehabt. Im Gegensatz 
dazu seien die anderen Akolythen, also die Mehrzahl der Träger dieser 
Weihe, nie wirkliche Subdiakonen und Diakonen geworden, sondern 
nur kürzere Zeit hindurch Titularinhaber der Subdiakonats- und 
Diakonatsweihe beziehungsweise der betreffenden Ämter gewesen. „Die 
Akolythen erhielten zum größeren Teil nur pro forma die Subdiakonats- 
und Diakonatsweihe; die Mehrzahl von ihnen wurden in Wahrheit so- 
fort Presbyter* und beschlossen als solche ihre Laufbahn. „Der 
Charakter des Subdiakonats und des Diakonats war für die Mehrzahl 
der römischen Kleriker seit Fabians Zeit ein vorübergehender, bloß 
titulärer, den sie nur ganz kurze Zeit getragen haben“ (S.987). Dazu 
ist jedoch zu bemerken: 1. Wenn man auch schon damals regelmäßig 
die oberen Rangstufen nur nach Durchlaufen der unteren erreichen 
konnte, so ist doch nicht von jedem schon damals die ganze Stufen- 
reihe bis zum Presbyterat oder auch nur bis zum Diakonat erstiegen 
worden, wie das jetzt seit langem in der katholischen Kirche der Fall 
ist, wo es nur auf das Priestertum abgesehen ist und alle anderen 
Weihen sich als ämterlose Durchgangsstufen darstellen. Schon daß 
Cyprian dem Cornelius nachrühmt, er sei per omnia ecclesiastica officia 
promotus, ergibt, daß nur die Tüchtigsten es so weit brachten. Sehr 
viele ganz bescheiden Begabte werden namentlich schon im Ostiariat 
stecken geblieben seien, andere im Lektorat, den Harnack S. 986 unter 
Berufung auf die Cyprianbriefe als die wahre Vorstufe für die klerische 
Laufbahn bezeichnet, und von dem er sagt, hier habe es sich erwiesen, 
ob einer brauchbar war oder nicht, wieder andere im Exorcistat und beson- 
ders im Akolythat (vgl. die Grabinschriften von niederen, doch sicher 
nicht samt und sonders in jungen Jahren verstorbenen Kirchenbeamten). 
Es sei daran erinnert, daß noch bis in die jüngste Zeit (vgl. aber jetzt C. 
i. c. can.232 $1) manch ein Kardinaldiakon es verschmäht hat, die Priester- 
weihe zu empfangen und unter die Kardinalpriester aufzurücken. So wird 
erst recht in den Anfängen der Kirche nicht nur mangelnde Begabung und 
Tüchtigkeit, sondern auch Selbstbescheidung, Freude an dem bisherigen 
Amt und Unlust zu den Verrichtungen des höhereren der klerikalen 
Laufbahn Einhalt getan haben. M.a. W., zu Anfang gestaltete sich 
diese mehr wie bisher bei uns die militärische oder die der Staatsbeamten ; 
es gab wie eine Majors- oder Oberregierungsrats-, so eine Subdiakonats- 
ecke, um die die Meisten nicht herumkamen. 2. Daß schon damals 


310 Miszellen. 


Weiheämter, insbesondere Diakonat und Subdiakonat aber auch 
Akolythat, Exorcistat und gar Ostiariat als bloße Titularämter vor- 
kamen, halte ich vom rechtsgeschichtlichen Standpunkt aus für ganz 
ausgeschlossen. Derartige Möglichkeiten stellen sich nie schon in den 
Anfängen, sondern meist erst viel später ein, sie sind bereits Ent- 
artungserscheinungen oder doch solche einer gewissen verfassungsrecht- 
lichen Hochkultur. Zu Anfang sind alle Ämter effektiv; möglich, in 
unserem Falle sogar wahrscheinlich, daß sie bisweilen nur kürzere Zeit 
bekleidet wurden, aber als wirkliche Ämter. 3. Harnack setzt vor- 
aus, daß es vom (wirklichen) Diakonat zum Presbyterat keine Möglich- 
keit des Aufstieges gegeben habe, wenigstens in der Regel nicht. Aber 
dafür liegen, so viel ich sehen kann, keine quellenmäßigen Anhalts- 
punkte vor. Gewiß waren die Diakonen Regionarbeamte. Auf den 
römischen Synoden, von denen die Rede war, unterzeichneten sie als 
X. diaconus regionis primae, Y. diaconus regionis secundae usw, ohne 
Beifügung eines Titels. Auch ist mir, wie schon bemerkt, keine 
Inschrift bekannt, in der ein Diakon so, wie wir es bei dem Akolythen 
Abundantius fanden, und wie es bei Lektoren häufiger begegnet, mit 
einem Titel verbunden erscheint. Doch, ich wiederhole es, dabei kann 
der Zufall mitgespielt haben. Da die Diakonien d.h. die Diakonenkirchen 
nach allgemeiner Annahme (vgl. Harnack S. 972 Anm. 2, 977) erst im 
6. oder 7. Jahrhundert eingerichtet wurden, werden die Diakonen doch 
wohl in den Titeln gewohnt und mit zum Titelklerus gehört haben; 
das Beispiel des Akolythen Abundantius zeigt ja, daß Zugehörigkeit 
zum Regionarbeamtentum und zu einem Titel sich nicht ausschlossen 
(s. auch oben S. 308). Dann aber ist im Gegenteil ein häufigeres, ja 
regelmäßiges Aufrücken vom Diakonat zum Presbyterat wahrscheinlich. 
Doch das Entscheidende für Harnack sind die angegebenen Zahlen: 
in einer Stufenleiter, die vertreten wird durch 46; 7; 7; 42; x+y-+az 
= 52, gibt*es seiner Ansicht nach kein glattes, ununterbrochenes Auf- 
rücken. Aber ist dem wirklich so? „Erstens, wenn es nur etwa 
(18 Ostiarier, 23 Lektoren und) 11 Exorcisten gab (jedenfalls nicht mehr 
als 17), wie konnte man die Zahl von 40 und mehr Akoluthen ge- 
winnen? Zweitens, wo blieben die überzähligen Akoluthen, wenn es 
nur 7 Subdiakonenstellen gab? Drittens, wie erreichte man die Zahl 
40 bis 46 und mehr Presbyter, wenn nur 7 Diakonen vorhanden waren ?* 
(Harnack 8.986). Mir scheinen alle Schwierigkeiten dahinzufallen, 
wenn man sich klar macht, einerseits, daß der Presbyterat, von dem - 
seltenen Falle des Aufstiegs zum Episkopat abgesehen, die absolute 
Endstation bildete und zugleich das Sammelbecken, das die Kleriker- 
produktion von einem bis zwei Menschenaltern im Endergebnis aufzu- 
nehmen hatte (deshalb war die Zahl seiner Amtsträger nicht ge- 
schlossen ; sie richtete sich in erster Linie nach- dem Bedarf der Titel- 
kirchen und ihrer Gemeinden beziehentlich der Gesamtgemeinde, aber 
wohl auch nach dem Angebot, und stieg bald auf das Doppelte, ja 
Drei- und Mehrfache der Titel; später 70-80), anderseits, daß die 
niederen Weihen und ihre Ämter, wie oben bemerkt wurde, in weiterem 
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Umfange relative Endstationen waren, indem insbesondere vom 
Akolythat, dem natürlichen oder, wenn auf 7X6 angelegt, künstlichen 
Sammelbecken der niederen Weihen, aber auch vom Lektorat und 
Ostiarıiat Manche nicht aufrückten. Ich will der Einfachheit halber 
die Verteilung auf die drei untersten Stufen so, wie wir sie Harnack 
eben vorschlagen sahen, annehmen, obschon mir dabei die Zahl der 
Östiarier zu gering angesetzt erscheint. Dann braucht man nur mit 7, 
auf den unteren Stufen mit etwa 10 besonders Tüchtigen und für die 
Laufbahn Aussichtsvollen zu rechnen, erhält aber für diese einen vom 
Ostiariat bis zum Presbyterat durchgehenden Aufstieg und, wenn man 
die Einzelnen die nach den Quellen (Harnack S. 985 Anm. 3) für die 
Bekleidung der verschiedenen Ämter vorgesehenen mehreren oder 
einzelnen Jahre innehalten läßt, als Krone des Ganzen ein Presbyterium 
von zunächst 40-50, später 70—80 Mitgliedern; die Weiheträger- 
schaften würden eben ungefähr so zu zerlegen sein: 46; 7; 7; 7-35; 
11; 11-+12; 11-47. Etwa 7—10 Bewerber des geistlichen Amtes würden, 
weil besonders befähigt, bewährt und zum Aufrücken gewillt, in Ab- 
ständen von mehreren Jahren die ganze Stufenleiter hinaufgestiegen 
sein, während die anderen auf den unteren Stufen, besonders im 
Akolythat stehen blieben. Das scheint mir die nächstliegende und ein- 
fachste Lösung zu sein. Harnack $. 987 urteilt von Fabians Organi- 
sation: „So ist seine künstliche und verzwickte Ordnung entstanden; 
denn künstlich und verzwickt ist es, neben 40—50 Presbyter 7 Diakonen 
zu stellen, ihnen eine ganz eigene, hervorragend wichtige Verwaltung 
neben der presbyteralen zu geben, ferner ihnen eine besondere Pflanz- 
schule in sieben Subdiakonen unterzuordnen und doch ihre Rangordnung 
unter den Presbytern und denSchein einer einheitlichen klerischen 
Laufbahn bestehen zu lassen. In Wahrheit hat Fabian eine doppelte 
klerische Laufbahn unter der Hülle einer einheitlichen geschaffen. Soll 
man nun daran zweifeln, daß eben diese Schöpfung von ihm beab- 
sichtigt gewesen ist, und daß nur die Kraft der allgemeinen Über- 
lieferung und Entwicklung ihn gehindert hat, sei es die Diakonen den 
Presbytern gleichzustellen, sei es sie ihnen überzuordnen?* Nach 
meinem Dafürhalten und dem bisher Ausgeführten besteht die hier 
getadelte Künstlichkeit und Verzwicktheit der Ordnung Fabians nicht 
und gibt die Angabe des Cornelius keinen Anlaß dazu, in ihr einen 
Gegensatz presbyteraler und diakonaler Organisation angedeutet zu 
finden. 

Zum Schlusse sei ausdrücklich hervorgehoben, daß es mir ganz 
ferne liegt, dem von Harnack entworfenen Bilde der ältesten stadt- 
römischen Kirchenverfassung mit Obigem ein anderes gegenüberzu- 
stellen. Ich habe alle diese Bemerkungen nur gemacht, um zu zeigen, 
daß, wenn man den Corneliusbrief im einzelnen verfassungs- 
geschichtlich ausdeuten will, verschiedene Auslegungen möglich 
sind. Gerade deshalb habe ich meine Darlegungen nicht in die Form 
einer eigenen, selbständig aufbauenden Abhandlung gekleidet, sondern 
in die bescheidenere einer Besprechung, einer lediglich referierenden 
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und diskutierenden Miszelle, die vor allem Zeugnis ablegen soll von 
der Fülle von Anregungen, die von den beiden behandelten Schriften 
ausgeht, und den Dank dafür zum Ausdruck zu bringen bestimmt ist. 
Meine Stellung gegenüber der Nachricht des Cornelius ist nach wie 
vor die, daß ich ihr bloß das Vorhandensein der vollständigen Weihe- 
hierachie und einen Einblick in deren Abstufung zu entnehmen ver- 
mag sowie die Einsicht, daß dieser ganze Klerus schon damals von 
der Kirche unterhalten wurde, von ihr lebte. Im übrigen hat für mich 
das Zeugnis lediglich statistische Bedeutung: wir lernen aus ihm die 
zahlenmäßige Stärke der stadtrömischen Geistlichkeit um die Mitte 
des dritten Jahrhunderts im Ganzen und für die einzelnen Weihegrade 
und Ämter kennen. Ulrich Stutz. 


[Schwertweihe.] Liturgien für die Waffen- und Ritterweihe 
sind in zwiefacher Gestalt auf uns gekommen, in einer kürzeren 
Fassung und in einer längeren, die beide wenigstens bis ins 11. Jahr- 
hundert zurückreichen. Die kürzere Fassung ist überliefert in einer 
Handschrift von Monte Cassino und in mehreren deutschen Ursprungs. 
Sie nimmt auf die Umgürtung wiederholt Bezug. Die längere Fas- 
sung liegt vor in dem Cod. 141 der Kölner Dombibliothek, der wahr- 
scheinlich aus dem Ende des 10. Jahrhunderts stammt, bereits 1563 von 
Hittorp, Ordo Romanus gedruckt wurde (vgl. auch Adolph Franz, 
Die kirchlichen Benediktionen im Mittelalter II, Freiburg i. Br. 1909, 
S.295 ff.) und bekanntlich u. a. die Krönungsformel enthält, diese aber 
nicht in ihrer ursprünglichen, sondern bereits in einer vermittelnden 
Gestalt. Durch die längere Fassung wird der Hergang der Schwert- 
weihe erst verständlich, insbesondere erst deutlich, daß es der Bischof 
ist, der das Schwert nicht bloß segnet — ein Zusammenhang zwischen 
. den überlieferten Schwertinschriften und dem Schwertsegen läßt sich 
allerdings für die Zeit vor der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts 
nicht feststellen — sondern auch umbindet. Wir haben also in dieser 
Gestalt die ursprüngliche Form der Schwertweihe vor uns. Die Kirche 
neigte demnach durchaus dazu, auch des Aktes der Schwertleite sich 
anzunehmen, ihn zu einem geistlichen zu machen. Dafür gibt es über- 
dies chronikalische und bildliche Zeugnisse. Andere wissen freilich 
nur von einer weltlichen Handlung. Doch wird das bloß daran liegen, 
daß es dem weltlichen Betrachter und Berichterstatter im Wesentlichen 
allein auf den weltlichen Akt ankam, wie anderseits der geistliche 
Chronist und Bildner vornehmlich die geistliche Handlung berück- 
sichtigte. Beide gingen Hand in Hand, wenigstens da, wo die Schwert- 
leite in der Heimat, mit Vorliebe wohl in der Kirche, vorgenommen 
wurde, Erst später kam es zu einem Wettstreit beider, in dem auf Seiten 
der Kirche das Streben sich bemerkbar machte, die Schwertumgürtung 
mit Hülfe des Schwertsegens ganz an sich zu ziehen, während man auf 
weltlicher Seite die Kirche aus dem Akte hinauszudrängen suchte. 
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Diese Feststellungen entnehme ich einer Untersuchung von 
Wilhelm Erben, Schwertleite und Ritterschlag, Beiträge zu einer 
Rechtsgeschichte der Waffen, Zeitschrift für historische Waffenkunde, 
VIII Heft 5/6 (auch separat, Dresden, Buchdruckerei der Wilhelm und 
Bertha v. Baensch-Stiftung 63 SS. gr. 4° mit-7 Abb. im Text) 1919, 
Ihr Verdienst besteht zunächst darin, daß sie, soweit ich aus eigener 
Kenntnis zu urteilen vermag, mit größter Treffsicherheit alle urkund- 
lichen und chronikalischen Nachrichteu sowie bildlichen Darstellungen 
der Schwertleite und des Ritterschlags gesammelt und gesichtet hat, 
. deren man vorerst habhaft zu werden vermag, unter grundsätzlicher 
Zurückstellung der Dichter, deren einschlägige Angaben berufene 
Kenner der mittelalterlichen Epik noch zusammen- und nachtragen 
werden. Darüber hinaus aber hat Erben in überaus behutsamer und 
umsichtiger Forschung wahrscheinlich gemacht, daß nicht bloß, wie. 
man bisher schon allgemein annahm, die Schwertleite weltlichen, ge- 
nauer germanischen Ursprungs ist und auf die Wehrhaftmachung zu- 
rückgeht, sondern auch der Ritterschlag, den er mit dem „Unterwinden‘“ 
in Zusammenhang bringt und dahin erklärt, daß durch den Schlag die 
ursprünglich unfreie Stellung der Knappen angedeutet werden sollte, 
während sich durch die Umgürtung die Standeserhebung zum Ritter 
vollzog. Viel mehr als eine Vermutung ist das freilich zunächst nicht. 
Dagegen glaube ich als gesicherte Ergebnisse der schönen Untersuchung 
anerkennen zu können, einmal, daß die Schwertleite, ihre Bedeutung 
wechselnd, aus einem Wehrhaftmachungs-, d. h. öffentlichrechtlichen 
Volljährigkeitserklärungsakt zu der Form wurde, in der die Aufnahme 
in den Ritterstand erfolgte und zwar so, daß sie dafür anfänglich 
nicht nur genügte, sondern überhaupt allein in Betracht kam. Weiter: 
Erst die Massenbeförderungen zum Rittertum, die etwa seit dem 
Jahre 1200 bei Hoffesten, vor allem aber während eines Feldzuges vor- 
‘ genommen wurden, als welcher übrigens auch die Romfahrt des 
deutschen Königs und die Pilgerfahrt zum heiligen Grabe zu gelten 
hat, machten nach und nach die überlieferte Verleihungsform unmöglich; 
von dem König Wladislaw von Polen wird zum Jahre 1410 ausdrück- 
lich berichtet, er sei vor der Schlacht von Tannenberg durch massen- 
hafte eigenhändige Verleihung der Ritterwürde in der Form der Um- 
gürtung ermüdet worden. Zunächst half man sich mit dem bloßen 
Anfassen der Schwertklinge oder auch mit einem Schlage mit der 
flachen Hand. An dessen Stelle trat aber dann der Schlag mit dem 
Schwerte. Und zwar — das ist das dritte bemerkenswerte Ergebnis — 
wenn auch nicht zu allererst, so doch in größerem Umfange seit dem 
Römerzug Karls IV. Daß dieser am meisten zur Einbürgerung des 
Ritterschlags als Form für die Erteilung der Ritterwürde beigetragen 
hat, dürfte die wichtigste, daß der Ritterschlag keinesfalls geistlicher 
Herkunft ist, die für die Leser dieser Zeitschrift bedeutsamste Er- 
rungenschaft der lehrreichen Untersuchung Erbens sein. 

Ulrich Stutz. 
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[Parochus.] Freundliche Mitteilungen von zwei Seiten setzen 
mich in Stand, die in dieser Zeitschrift, Kan. Abt. I 1911 8. 313 ff, 
Il 1912 8. 344 ff, III 1913 S. 495 ff,, IV 1914 S. 497 fi,, V11916 8.405 ff. 
gemachten Angaben über das Aufkommen der Form parochus wiede- 
rum zu ergänzen. Ich erinnere daran, daß nach unseren bisherigen 
Feststellungen parochus dem mittelalterlichen kirchlichen Sprach- 
gebrauch fremd war, mit dem Humanistenlatein aufkam, nicht vor dem 
16. Jahrhundert in weitere Kreise drang und erst durch das Tridenti- 
num endgültig der Kirchensprache einverleibt wurde. 

Da ist es nun von Interesse zu sehen, daß von den im 
Dezember 1536 in Schuralkalden versammelten Theologen, welche die 
Erklärung unterschrieben, durch die sie sich von neuem zur Augs- 
burgischen Konfession und zur Apologie sowie zu einem von 
‚Melanchthon verfaßten Traktat über das Papsttum bekannten, die zwei, 
die sich dabei als Pfarrer bezeichneten, diese ihre Amtsstellung durch. 
parochus ausdrückten. Herr Kollege Wilhelm Levison in Bonn 
hatte nämlich die Freundlichkeit, mich darauf aufmerksam zu machen, 
daß bei Georg Mentz, Handschriften der Reformationszeit, in Hans 
Lietzmanns Tabulae in usum scholarum, Bonn 1912 auf Tafel 8, die 
zusammen mit Tafel 7 die erwähnten Unterschriften wiedergibt, ohne 
Abkürzung und mit aller wünschenswerten Deutlichkeit zu lesen ist: 
Simon Schneeweiß parochus in Crailsheim ... Wendalinus Faber 
parrochus Seburgae in Mansfeldia. Damit sind aus der ersten Hälfte 
des 16. Jahrhunderts zur Abwechslung auch einmal Belege beigebracht, 
die von der evangelischen Seite herrühren und dartun, daß auch in 
diesen Kreisen und zwar speziell in Mitteldeutschland schon damals 
die neue Form bekannt und gebräuchlich war, wahrscheinlich eben 
unter dem Einfluß der Humanisten. Vielleicht veranlaßt dieser Hin- 
weis einen unserer mit der Überlieferung der Reformation vertrauten 
Kirchen- oder Sprachhistoriker, dem Gebrauch von parochus im Kreise 
der Reformatoren nachzugehen. 

Über Köln, für das schon Paul Hinschius und dann Josef 
Löhr (vgl. diese Zeitschrift, Kan. Abt. I 1911 8.314) parochus in den 
Beschlüssen der großen Provinzialsynode von 1536, also für dasselbe 
Jahr festgestellt baben, aus dem die oben mitgeteilten Belege von der 
evangelischen Seite herstammen, schreibt mir Karl Heinrich Kobe& 
in Düren, der die Urkunden und Akten der Kölner Bruderschaften, 
insbesondere der Pfarrerbruderschaft und des Burdekanats, aber auch 
die Protokolle und die Rechnungsbücher der camerarii durchgearbeitet 
hat, daß darin die Pfarrer sich vor 1588 niemals anders denn als 
parochiani oder parochiales bezeichneten und parochus erstmals in dem 
genannten Jahre in den Statuten der Kölner Pfarrer begegne. Das 
deutet darauf hin, daß die Verwendung von 1536 dem allgemeinen 
Sprachgebrauch vorauseilte und auf bestimmte, weil humanistisch ge- 
richtet, einer besonders gewählten Sprache sich bedienende Persön- 
lichkeiten vom Schlage eines Johannes Gropper zurückzuführen ist 
(vgl. diese Zeitschrift, Kan. Abt. III 1913 S. 495). Jm Italienischen und 
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Spanischen tritt übrigens pärocco, wie mir Gottfried Baist in Frei- 
burg i. Br. seiner Zeit brieflich mitteilte, erst im vorgerückten 17. Jahr- 
hundert auf. Er ist der Ansicht, daß die Verwechslung oder besser ° 
Vermischung von abgekürztem parochianus und schlecht gekanntem 
parochus erst eingetreten sein dürfte, als.man wieder angefangen hatte, 
Horaz zu lesen, nicht vor dem Ausgange des 15. Jahrhunderts. 

Was endlich die parochi quos bargildon dicunt der Würzburger 
Immunitätsurkunden anlangt, die den Anstoß dazu gaben, dem Vor- 
kommen von parochus nachzugehen, so teilte mir Edmund E. Stengel 
bei früherer Gelegenheit mit, der paläographische Befund weise die 
älteren Fälschungen, die parochus schon haben, deın 11. Jahrhundert 
zu. In den Göttingischen Gelehrten Anzeigen 1919 Nr. 5 und 6 S. 177 
Anm. 1 aber erklärt nunmehr wie zuvor schon Karl v. Amira (diese 
Zeitschrift, German. Abt. XXVII 1906 8.390) auch Ernst Mayer, 
daß er, unter Aufgabe seiner früheren Erklärung aus parochianus, die 
von mir (diese Zeitschrift, German. Abt. XXI.1900 S. 130 bezw. 131 
Anm. 1, Kan. Abt. I 1911 S. 317 Anm. 2) gegebene aus ndeoxos für 
richtig halte. Aber es genüge nicht der Hinweis auf 1.239 $2 D. de 
verborum significatione 50, 16. Entscheidend sei vielmehr das bereits 
vor oder unter Irnerius entstandene Scholium zu Justinians Novelle 7 
(Gustavus Ernestus Heimbach, Authenticum, Lipsiae 1851 I p. 71): 
Colonarium ius est, veluti si domum valentem centum solidos et prae- 
stantem pensionem decem solidorum accipiat quis ab ecclesia et det 
pro ea solidos centum seu amplius aut certe minus et quasi iam de 
proprio aggravet sedare singulis annis. quasi pensionis nomine solidos 
tres. Iste ergo appellatur paroecus, sed ipsam domum sub tam parva 
pensione in perpetuum et ipse et heredes eius possidebant (vgl. dazu 
Heimbach II p. 1294 und I p. CCCCXXXIX), wonach man unter paroecus 
in Italien einen Bauer verstanden habe, der eine im Verhältnis zum. 
Hofwert nur geringe Abgabe leistete, für bargildones, die nur öffent- 
lich Steuer trugen, nach Mayer eine sehr passende Bezeichnung. In 
die Würzburger Urkunden sei sie durch einen italienischen Notar der 
Kanzlei Ottos I. gekommen. Letzeres wird nach den oben mitgeteilten 
Angaben Stengels durch den paläographischen Befund allerdings 
ausgeschlossen. Auch vermag ich nicht, mit Mayer die Echtheit der 
Würzburger Urkunden anzunehmen. Der Hinweis auf das angeführte 
Scholium, den wir seiner Gelehrsamkeit und seinem Spürsinn verdanken, 
scheint mir aber auch für den Fall, daß eine spätere Verfälschung 
vorliegt, bedeutsam zu sein, zumal wenn man die Angaben Heimbachs 
über die Handschriften und Drucke beachtet, in denen es sich als 
solches oder als Textbestandteil findet. Ulrich Stutz. 
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Liturgiegeschichtliche Forschungen in Verbindung 
mit den Abteien Beuron, Emaus-Prag, St. Josefs- Coesfeld, 
Maria-Laach, Seckau herausgegeben von F.J. Dölger, 
K. Mohlberg, A. Rücker. Heft 1: P. Kunibert Mohl- 
berg, Ziele und Aufgaben der liturgiegeschichtlichen For- 
schung. VIII, 52 S. — Heft 2: Franz Jos. Dölger, Die 
Sonne der Gerechtigkeit und der Schwarze. Eine reli- 
gionsgeschichtliche Studie zum Taufgelöbnis. XII, 152 8. 
Münster i.W., Aschendorff 1918. 8°. 


Die von einer Vereinigung deutscher Benediktinerabteien heraus- 
gegebenen „Liturgiegeschichtlichen Forschungen“ versprechen zugleich 
mit der parallelgehenden Serie der „Liturgiegeschichtlichen Quellen“ 
ein Unternehmen zu werden, welches für mehr als ein Wissensgebiet 
reiche Frucht tragen wird. Denn die Liturgie der christlichen Kirche 
vereinigt in sich eine Fülle religiöser Vorstellungen verschiedener 
Kulturkreise der alten Welt und hat sie in Mittelalter und Neuzeit 
hinübergerettet und vielfach wiederum zu neuem Leben erweckt, zu- 
mal wenn sie an heimische Vorstellungen neuer Missionsgebiete an- 
knüpfen konnte. Insbesondere die religionsgeschichtliche Forschung 
hat seit Hermann Usener und Albrecht Dieterich die Liturgie 
als ausgiebige Quelle zu werten verstanden, aus der für manche Dunkel- 
heit antiker Religionen Aufklärung zu schöpfen war, und die ihrerseits 
in zahlreichen Zügen naturreligiöses Fühlen der alten Welt wider- 
spiegelt. Aber auch die Rechtsgeschichte wird in steigendem Maße 
ihre Aufmerksamkeit der liturgischen Forschung zuwenden müssen 
angesichts der religiösen Grundlage alles bodenständigen Volksrechtes. 
Namentlich die Rechtssymbolik kann nicht nur als Parallele zur Liturgie 
gewertet werden, sondern ist in vielen Fällen sogar schlechthin Ein- 
ordnung liturgischen Brauches in die Rechtssatzung. Bisher wurde die 
liturgische Forschung in systematisch zusammenfassender Organisation 
nur in England und Frankreich gepflegt. Es ist erfreulich, daß trotz 
der traurigen äußeren Umstände nun auch in unserm Vaterlande ein 
großangelegtes liturgisches Unternehmen ans Licht treten kann. 
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Eine vorzügliche Einleitung bildet das 1. Heft über „Ziele und 
Aufgaben der liturgischen Forschung“. Der gelehrte und bücher- 
kundige Benediktinerpater Dr. Kunibert Mohlberg bringt eine vor- 
trefflich orientierende als Referat gestaltete Übersicht über die litur- 
gischen Studien von den Zeiten der alten Kirche bis in die jüngste 
Gegenwart mit sorgfältigen bibliographischen Nachweisen. Das schmale 
Heft bildet für jeden, der an die Bearbeitung liturgischer Probleme 
herantritt, ein willkommenes Hilfsmittel zur raschen Orientierung, 
für die Gesamtforschung auf diesem Gebiete weist es durch seine pro- 
grammatischen Ausführungen künftiger Arbeit die Wege. 

Das 2. Heft bringt eine Studie des Münsterer Religionshistorikers 
Dölger über den Riten- und Vorstellungskomplex der Abschwörung 
des Teufels und des Gelöbnisses für Christus beim Taufritual. Jeder 
einzelne Zug dieser Zeremonienreihe wird nach seinen ältesten Be- 
zeugungen dargestellt und erhält sodann seine Erläuterung durch Pa- 
rallelen. So wird das Anspeien des Teufels als alter Bestandteil der 
&abrenuntiatio neben dem Anblasen festgestellt und zutreffend durch 
eine Reihe heidnischer Gebräuche beleuchtet: das bei den Essenern 
giltige Verbot, gradeaus oder nach rechts hin zu spucken, hängt sicher 
damit zusammen, und die Gleichheit mit der muhammedanischen Sitte, 
beim Gebet den Teufel über die linke Schulter hin anzuspeien, scheint 
mir klar, nur wird man dabei nicht an eine besondere religiöse Zere- 
monie der Essener, etwa beim Aufnahmeritus, zu denken haben, sondern 
an eine alltägliche Sitte, welche die christliche Liturgie schwerlich 
beeinflussen konnte. Reiches Material ist sodann gesammelt, um den 
Westen und den Osten, wohin sich die Täuflinge nacheinander wenden, 
als Herrschaftsgebiete des Teufels, des Todes, der Finsternis bzw. Christi, 
des Lebens und Lichtes verständlich zu machen. Im Zusammenhange 
damit wird die schwarze Farbe des Teufels und der antiken Unter- 
weltsgötter behandelt, wobei sehr hübsch ein „Belial Dämon, quem 
aliqui Jovem nigrum vocant“, in den-Akten der hl. Juliana textlich 
wiederhergestellt wird. Sein Gegenbild ist Christus, die im Osten auf- 
gehende „Sonne der Gerechtigkeit“. Auch über diese Vorstellung 
wird mancherlei Neues beigebracht und ihre Wurzeln bis ins Baby- 
lonische verfolgt; hier hätte auch Useners Studie im Weihnachtsfest? 
365 ff. mit Nutzen verwertet werden können. Schließlich wird der 
Treueid für Christus und im Zusammenhang damit die Lösung des 
Vertrages mit dem Satan und „die ans Kreuz genagelte Handschrift“ 
‘ erörtert. | 
Möge diesem ersten deutschen liturgischen Unternehmen eine 
glückliche Fortentwicklung beschieden sein! Auch die Rechtsgeschichte 
hat Ursache, diesem Wunsche von ganzem Herzen beizupflichten. 


Jena. Hans Lietzmann. 
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Prof. Dr. Otto Eger, Rechtsgeschichtliches zum Neuen 
Testament. Rektoratsprogramm der Universität Basel für 
das Jahr 1918. Basel, Universitätsbuchdruckerei Friedrich 
Reinhardt 1919. 468. 8°. 


An dieser Schrift, die nicht bloß wegen ihres Gegenstandes, son- 
dern auch um ihrer echt akademischen Abgeklärtheit willen besondere 
Beachtung verdient, ist unter den Juristen in erster Linie der Romanist 
im Sinne des der Bedeutung des hellenistischen Rechtes bewußten Rechts- 
historikers der Antike interessiert, von den Nichtjuristen aber der Ver- 
treter neutestamentlicher Wissenschaft bzw. der alten Kirchengeschichte. 
Für die kirchliche Rechtsgeschichte kommt sie nicht eigentlich in Be- 
tracht. Darum müssen wir uns mit einem kurzen Hinweis auf sie be- 
gnügen. Nachdem der Theologe Deißmann vorangegangen ist, unter- 
nimmt es in ihr der Jurist Eger, den Ertrag der Papyrus- und Inschriften- 
forschung, soweit er juristischen Inhalts ist, für ein besseres Verständnis 
namentlich der Apostelgeschichte und der paulinischen Briefe fruchtbar 
zu machen. Namentlich das Verfahren gegen den Apostel Paulus wird 
in seinen verschiedenen Stadien rechtlich beleuchtet und geklärt, vor 
allem die Berufung auf den Kaiser als eine Anapompe charakterisiert 
und der Apostel als ad cognitionem imperatoris a praeside provinciae 
remissus (Papinian in 1.13 D.42, 4). Ob der Verfasser der A.G. die 
Akten des Prozesses gekannt hat, muß ebenso dahingestellt bleiben 
wie der ‘Ausgang des Prozesses, der, wie ein Edikt Neros anzunehmen 
offen läßt, möglicherweise gar nicht zur Verhandlung vor dem Kaiser 
gelangte. Der zweite Teil der Untersuchung ist der Feststellung von 
Anspielungen und von Bildern aus dem Rechtsleben gewidmet sowie 
der Verwendung der Rechtssprache. U. a. wird wahrscheinlich gemacht, 
daß bei Ösuadrken im Galaterbrief 3, 1öff. Paulus an das hellenistische, 
durch Strafklausel gesicherte Testament dachte, wird weiter mit Hilfe 
der Inschriften über das öffentliche Bauwesen die Dokimasie in I. Kor. 
3, 9ff. und mit dem Papyrus Oxy. 1100 die napenola in Ephes. 3, 12 
erklärt, und endlich erfährt auch der übrigens schon wiederholt juristisch 
_ behandelte Brief des Apostels Paulus an Philemon seine verdiente rechts- 
historische Beleuchtung. Bei alledem unterläßt es Eger nicht, diejenige 
vorsichtige Zurückhaltung walten zu lassen, die den methodisch be- 
herrschten Fachmann auszeichnet. Das darf wohl neben dem reichen 
und anregenden Inhalt auch der hervorheben, der im übrigen sich nicht 
für zuständig erachtet, über diese Forschungen ein wissenschaftlich be- 
gründetes Urteil abzugeben. 

Ulrich Stutz. 
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Dr. Januarius Pater, Die bischöfliche Visitatio liminum 
ss. Apostolorum. Eine historisch - kanonistische Studie. 
Paderborn, F. Schöningh 1914. XII, 1528. 8°. 


Nach heutigem Kirchenrecht sind drei Momente für die visitatio 
liminum wesentlich: der Besuch der Grabstätten der Apostelfürsten, die 
Erweisung der Obedienz — nicht nur der Reverenz — an den Papst und 
die relatio status. Nach diesen drei Richtungen untersucht der Verfasser 
den Ursprung der visitatio. Eine ältere Meinung, begründet von Tho- 
massin, später vertreten von Phillips, glaubte in den Wallfahrten 
zu den Gräbern der Apostelfürsten die ersten Anfänge zu sehen. Indes 
steht dieser Meinung die regelmäßige Wiederkehr der visitatio im Wege, 
wie sie für eine freiwillige Wallfahrt nicht wohl angenommen werden 
kann. Außerdem hätte in diesem Falle die Vorstellung beim Papste 
wohl die Erweisung der schuldigen Reverenz, wie sie sich aus der Sach- 
lage von selbst ergab, zum Zweck und Gegenstande haben können, 
wäre aber nicht ohne weiteres als Erfüllung einer rechtlichen Verpflich- 
tung zur Obedienz erschienen, wie sie doch gerade das Charakteristikum 
der visitatio bildet. Deshalb hat der Verfasser Bedenken gegen diese 
Meinung und gibt der neuerdings herrschenden Auffassung den Vorzug, 
die den Ursprung letzten Endes in der Verpflichtung zur Teilnahme 
an der römischen Synode erblicken will. Zwei Momente der visitatio 
sind auf diese Weise leicht erklärt: die Teilnahme an der Synode war 
unleugbar zugleich ein Akt der Obedienz. Die relatio in ihrer heutigen 
formellen Gestaltung war zwar mit der Teilnahme nicht schon verbunden, 
wenn man aber bedenkt, daß auf der Synode alle wichtigeren Angelegen- 
heiten der einzelnen Diözesen zur Sprache kamen, wird man dem 
Verfasser recht geben müssen, daß sich daraus +die Verpflichtung 
zur relatio in ihrer heutigen Gestalt leicht entwickelt haben kann und 
tatsächlich wohl auch entwickelt hat. Die Schwierigkeiten dieser zweiten 
Hypothese liegen nicht in diesen beiden ersten Punkten, sondern in 
dem dritten, dem Besuch der Apostelgräber. Wie kann er mit der Teil- 
nahme an der römischen Synode in Zusammenhang gebracht werden ? 
In dieser Beziehung weist der Verfasser darauf hin, daß unter den Ter- 
minen, die für die Abhaltung der römischen Synode vorgesehen waren, 
der 28. Juni — das Fest der Apostelfürsten — und der 22. Februar — 
die Feier der Cathedra Petri — sich befanden. Er meint, es habe nahe- 
gelegen, an diesen Tagen die Gräber der Apostelfürsten zu besuchen. 
Ob damit alles erklärt ist, scheint dem Referenten nicht ohne weiteres 
erwiesen; indes steht fest, daß eine andere bessere Erklärung bislang 
nicht gefunden ist, und so muß es vorläufig wohl dabei sein Bewenden 
behalten. — Eine andere Schwierigkeit besteht in der Heranziehung 
auch solcher Bischöfe zur visitatio, die zur Teilnahme an der römischen 
Synode nicht ohne weiteres verpflichtet waren. Dieser Schwierigkeit 
begegnet der Verfasser indes einleuchtend mit dem Hinweis auf den Eid, 
den die Erzbischöfe bei Empfang des Palliums zu leisten hatten. Schon 
der erste und älteste Eid dieser Art, der uns erhalten ist und der aus 
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der zweiten Hälfte des 11. Jahrhunderts stammt, enthält die Pflicht 
zur visitatio, die sich fortan in erster Linie auf diesen Eid gründete. 
Über den Kreis der Erzbischöfe hinaus wurde die Visitationspflicht 
ausgedehnt dadurch, daß den Ordinarien, die zur Konsekration nach 
Rom kamen, der Eid der römischen Suffragane abgenommen wurde, 
der die Visitationspflicht enthielt. Etwas verwickelter gestaltete sich 
die Heranziehung auch der Äbte, worauf hier indes nicht weiter ein- 
gegangen werden kann. So kam es dahin, daß schon zu Anfang des 
13. Jahrhunderts die visitatio auch der Ordinarien und der Äbte fest- 
stehender Brauch geworden war. — 


Die Weiterentwicklung bis zur Gegenwart, die der Verfasser gleich- 
falls eingehend darstellt, kann hier nicht weiter verfolgt werden. Es 
leuchtet ohne weiteres ein, daß ein Institut, das wie kaum ein anderes 
zur Aufrechterhaltung der päpstlichen Autorität bestimmt war, in seiner 
praktischen Durchführung von den jeweils herrschenden Machtverhält- 
nissen in der Kirche in besonderem Maße abhängig sein mußte. Die 
Entwicklung spiegelt nur die Gesamtentwicklung in der Kirche wieder, 
wobei allerdings hervorzuheben ist, daß die allgemeine rechtliche Ver- 
pflichtung zur Visitation als solche verhältnismäßig selten in Zweifel 
gezogen wurde. 

Die erste gesetzliche und umfassende Regelung fand das Institutinder 
Bulle ‚„Romanus Pontifex“ Sixtus’ V. vom 20. Dezember 1585, die in den 
Grundzügen die bestehende Übung bestätigte, sie aberin vielen Einzelheiten 
ausbaute, dabei freilich ihrerseits durch unklare Fassung zu zahlreichen 
Zweifeln Anlaß gebend. Die letzte Regelung vor dem Codex geschah 
dann durch Pius X. in derKonstitution: ‚A remotissima‘‘ vom 31. De- 
zember 1909. Manches wurde verbessert, Zweifel beseitigt und das 
Ganze auf eine f&ste klare Basis gestellt, aber die Grundzüge sind ge- 
blieben. Der Verfasser widmet dem danach geltenden Rechtszustande 
eine ziemlich eingehende Darstellung. Diese Darstellung ist durch den 
inzwischen geschehenen Erlaß des Codex iuris canonici nicht überholt, 
denn der Codex hat die Bastimmungen der Konstitution sachlich ganz, 
wörtlich fast ganz übernommen (Canon 340ff.). — 


Allen, die sich über die interessante und wichtige Frage unter- 
richten wollen, kann die Abhandlung nur empfohlen werden. Sachlich 
klar und scharf zeichnet sie sich durch einen flüssigen durchsichtigen 
Stil und eine anerkennenswerte Geschicklichkeit in der äußeren Dar- 
stellung aus. Sie gehört zu den erfreulichsten Erscheinungen der kano- 
nistischen Literatur in den letzten Jahren. 


Berlin-Steglitz. Ernst Martens. 
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Dr. phil. Karl Schmitz, Ursprung und Geschichte der 
Devotionsformeln bis zu ihrer Aufnahme in die fränkische 
Königsurkunde (a.u.d.T.: Kirchenrechtliche Abhandlungen 
hreg. von U. Stutz Heft 81). Stuttgart, Enke 1913. XVII, 
192.8. 8°. 


: Das Interesse an dieser gelehrten Abhandlung ist ein vielfaches. 
Es hat an sich ein kanonistisches, jedenfalls ein allgemein kirchenge- 
schichtliches Interesse, zu sehen, wie die demütige Beziehung auf Gott 
als Zusatz zu Namen und Titeln erst christlicher, dann auch weltlicher 
Würdenträger entstanden ist. Der Verfasser lehrt, daß die orientalische 
Bekundung von Demut und Sündhaftigkeit zwar schon im apostolischen 
Zeitalter in der kirchlichen Literatur hervortritt (Paulus servus Christi, 
vocatus apostolus), aber ers# in den Jahrhunderten des erstarkenden 
und ausgebreiteten Mönchswesens an Boden gewinnt. Im IV. und V. Jahr- 
hundert beginnen die geflissentlich gemeinen Namen, wie Praeiectus, Pecus, 
Malitiosus, Stercorius als Ausdruck der Selbsterniedrigung; Bischöfe 
wie Ambrosius nehmen jetzt die paulinische Bezeichnung auf. Augustin 
nennt sich zuerst episcopus, servus Christi servorumque Christi oder ähn- 
lich; ein Titel wird aber erst seit Gregor I. aus dem bei ihm festge- 
wordenen servus servorum Dei. | 
Inzwischen war ebenfalls im Osten das in den Namen Deogratias, 
Deodatus usw. vorgebildete divina gratia episcopus zuerst bei Gregor 
v. Nyssa aufgetreten; 431 schon Dei misericordia episcopus, such Dei 
gratia. Im Abendland dagegen sind nicht nur die Ausdrücke mönchischer 
Selbsterniedrigung noch im V. Jahrhundert selten, sondern erst recht 
ihre Aufnahme in die bischöflichen Titel. 461 auf dem Konzil von 
Tours ist Thalassius von Angers der erste Bischof, der sich als peccator 
unterzeichnet; im VI. Jahrhundert wird das häufig; zeitweilig geradezu 
Mode; um 541 wird ein solcher Durchbruch des neuen Bedürfnisses nach 
äußerer Devotion beobachtet. Im VII. Jahrhundert dringen dann die 
Devotionsformeln in mannigfacher Form vor, bei den Angelsachsen bald 
nach der Mission schon in der römischen Form servus servorum Dei. 
Mit den Devotionsformeln haben sich im Grunde genommen von 
Anfang an verquickt die Invokationsformeln, in Dei nomine. Formeln 
wie das alte gratia Dei schließen beides ein und werden bald mehr 
nach der Seite der Invokation, bald mehr nach Seite der Devotion emp- 
funden. Bei den christlichen Kaisern ist (neben den Ehrentiteln, die 
ihnen vom Volke gegeben werden) die Invokation das erste; sie ist 
seit Justinian allgemein eingeführt. Devotionsformeln im eigentlichen 
Sinne sind ihnen unbekannt, sie fehlen dementsprechend auch bei Ost- 
goten und Westgoten sowie anfangs bei den Langobarden. An der 
verschollenen Agilulfkrone taucht hier zuerst das grafia Dei auf. Voran 
gehen weiterhin die Angelsachsen, schon vor 768. Mit der hochkaro- 
lingischen Zeit (seit 772) ist die Formel auch in den fränkischen und 
damit in den deutschen Königsurkunden eingebürgert. 
Mit diesem Abschluß erreicht die Darstellung den Anschluß an die 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte, XL. Kan. Abt. IX, 21 
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im allgemeinen genau bekannte und sogar im einzelnen festgestellte 
Praxis der mittelalterlichen Kanzleien. Insofern ist der ganze Band 
zugleich ein Beitrag zur Geschichte des urkundlichen Formelwesens. 
Was beiläufig im Sinne des Themas beigebracht wird über die Praxis 
der Briefe, in denen auch, aus Höflichkeit oder Devotion, schon seit dem 
II. Jahrhundert der Absender dem Adressaten nachgestellt wird (entgegen 
dem eigentlich antiken Brauch), gehört in denselben Zusammenhang. 

Endlich ist wie alles Formelwesen so auch das hier zusammen- 
getragene Material wichtig für die Kritik der Überlieferung. Hier 
wäre auch der Punkt, wo die Kritik dieser Arbeit einzusetzen hätte, 
insofern noch strenger zwischen den in Originalen und in besserer Über- 
lieferung auf uns gekommenen Formeln und den minderwertigen Über- 
lieferungsformen zu scheiden wäre. Es fehlt dem Verfasser keineswegs 
an diesen Gesichtspunkten, ich würde nur geradezu, wenigstens 
stellenweise, die Darstellung auf dieser Scheidung aufgebaut haben; 
S. 95ff. 100 u. s. bemerkenswerte Hinweise in dieser Richtung; ich bin 
auch befriedigt, daß meine Bemerkungen zu der angeblichen Urkunde 
Constanz’ II. von 666 für Ravenna (Arch. f. Urk.-Forsch. I, 26) weitere 
Stärkung erfahren (S. 155/38). Für die sehr schwierige Kritik der 
Konzilienüberlieferung liegen in den Devotionsformeln der Bischöfe 
erwünschte und brauchbare Hilfen. 

Die ganze von Levison angeregte und von ihm und Schulte ge- 
förderte Arbeit verdient Lob und Beachtung. 


Göttingen. K. Brandi. 


Julius Krieg, Der Kampf der Bischöfe gegen die Archi- 
diakone im Bistum Würzburg (@. u. d. T.: Kirchenrecht- 
liche Abhandlungen hrsg. von U. Stutz Heft 62). Stuttgart; 
F. Enke 1914. XXI, 284 8. 8°. 


Die ersten Archidiakone (jüngerer Art) finden sich im Bistum | 
Würzburg zu Anfang des 12. Jahrhunderts. Ihre Hauptfunktion be- 
stand in der Wahrnehmung der Sendgerichtsbarkeit. Ihre Anzahl zwölf 
entsprach der Zahl der Sendgerichtsbezirke. Im Laufe des 12. Jahr- 
hunderts gingen immer mehr Kompetenzen aller Art auf sie über, sodaß 
sie schließlich eine fast vollständige Zwischeninstanz zwischen Bischof 
und den Pfarreien bildeten. Sie waren dabei um so selbständiger, als 
ihre iurisdictio eine iurisdictio ordinaria war und nicht auf Mandat. 
beruhte. Ihre immer sich mehrende Macht bildete schließlich eine Gefahr 
für den Bischof selbst. Aus Gehilfen des Bischofs wurden sie zu dessen 
Konkurrenten. Die Folge war, daß die Bischöfe versuchten, die Stellung 
der Archidiakone wieder herabzudrücken, um wieder Herren im eigenen 
Hause zu werden. Der Darstellung dieses Kampfes im Bistum Würzburg 
ist das vorliegende Buch gewidmet. 
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Der erste Bischof, der diesen Kampf entschlossen aufnahm, war 
Hermann von Lobdeburg (1225—1254). Freilich zu generellen - Maß- 
nahmen fehlte ihm die Macht; er mußte sich darauf beschränken, den 
Archidiakonen von Fall zu Fall ein angemaßtes Recht zu entwinden. 
Seine Nachfolger schritten auf dem begonnenen Wege fort. Von be- 
sonderer Bedeutung war es, daß Berthold von Sternberg (1270-1287) 
einen bischöflichen Offizial einsetzte, der auf allen Gebieten niederer 
Gerichtsbarkeit mit den Archidiakonen konkurrierte. Freilich der Gegen- 
schlag blieb nicht aus. Die Archidiakonate waren mit den Domherren- 
stellen verbunden, und das Domkapitel nahm sich deshalb der Sache 
der Archidiakonen an. Bertholds Nachfolger, Mangold von Neuenburg 
(1287—1303) mußte in seiner Wahlkapitulation versprechen, alle Rechte 
der Archidiakone ungeschmälert zu bewahren, außerdem in einigen 
Einzelpunkten die Ansprüche der Archidiakonen anzuerkennen. Die 
Folge war ein Rückschlag in dem Aufstiege bischöflicher Macht. Indes 
war das nur vorübergehend. Der betreffende Passus in derWahlkapi- 
tulation blieb zwar bestehen, hinderte aber die Bischöfe schließlich 
nicht mehr, in ihren Bestrebungen fortzufahren. Mit Wolfram von 
Grumbach (1322-1333) begann — nach der Einteilung des Verfassers — 
eine zweite, die entscheidende Periode des Kampfes. Schon Wolfram 
entzog planmäßig den Archidiakonen eine ganze Anzahl wichtiger Rechte. 
Als neues Mittel benutzte er dabei unter anderem den Erlaß von Synodal- 
statuten, durch die er 1329 die Verwaltung des Bistums neu regelte. 
Sein Nachfolger Albrecht I. von Hohenlohe (1345—1372) bestellte sich 
einen Generalvikar und schuf damit eine bischöfliche Instanz, die wie 
bisher der Offizial in Gerichtssachen, so nunmehr auch in Verwaltungs- 
sachen mit den Archidiakonen konkurrierte. Auch einzelne gerichtliche 
Funktionen wurden dem Generalvikar übertragen. 1411 — mit diesem 
Jahre schließt der Verfasser die zweite Periode — war die Krisis für 
die Bischöfe überwunden. Das folgende Jahrhundert zeigt nur noch 
ihr Bestreben, gegen unbefugte Übergriffe der Archidiakone und ihrer 
Beamten anzukämpfen, wie sie sich insbesondere auf dem Gebiet der 
geistlichen Gerichtsberkeit eingestellt hatten. Zu Beginn des 16. Jahr- 
hunderts schien sich ein Zustand des friedlichen Zusammenarbeitens 
anzubahnen. Mochten die Archidiakone als Sendvisitatoren und geist- 
liche Richter auch immer noch eine machtvolle Stellung im Bistum ein- 
nehmen, die Macht des Bischofs verdunkelten sie nicht mehr. Da fand 
die ganze Frage eine plötzliche und unerwartete Lösung: die eindringende 
Reformation und die Wirren des Bauernkrieges machten die Abhaltung 
des Sends wie überhaupt die ungestörte Ausübung der archidiakonalen 
Rechte unmöglich. Deshalb besetzten die Bischöfe die freiwerdenden 
Archidiakonate nicht wieder. Der letzte Archidiakon im Bistum Würzburg 
wird 1561 genannt. Als kurz darauf durch das Tridentinum die rechtliche 
Stellung der Archidiakone weiter beschränkt wurde, da gab esin Würzburg 
keinen Archidiakon mehr, auf den das neue Recht hätte Anwendung finden 
können. Nur einige sinnlos gewordene Sätze der Wahlkapitulation ge- 
mahnten die Bischöfe noch etwa ein Jahrhundert lang daran, wie hart 
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und wie lange ihre Vorgänger hatten kämpfen müssen, um das bischöf- 
liche Amt vor dem Sturm archidiakonaler Anmaßung zu retten und es 
in seiner ganzen Machtfülle ihren Nachfolgern auf dem bischöflichen 
Stuhl zu überliefern. — | 

An und für sich bürgt schon die Aufnahme in die Sammlung, in 
der das Buch erschienen ist, dafür, daß es auf wissenschaftlicher Höhe 
steht. Darüber hinaus aber ist festzustellen, daß es sich um eine un- 
gewöhnlich interessante und trotz aller lokalen und stofflichen Beschrän- 
kung inhaltsreiche Monographie handelt. Wissenschaftliche Genauig- 
keit und Sachlichkeit vereinigt sich mit gewandter und geschickter 
Darstellung. Niemand wird das Buch ohne reiche Belehrung aus der 
Hand legen. Es wäre nur zu wünschen, daß die Geschichtschreiber 
anderer Diözesen sich dies Buch zum Vorbild dienen ließen; dann würde 
‚die Geschichte des Archidiakonats in Deutschland bald vollständig 
aufgehellt sein. 


Berlin-Steglitz. | Ernst Martens. 


Dr. theol. et phil. Lorenz Leineweber, Die Besetzung 
der Seelsorgebenefizien im alten Herzogtum Westfalen bis 
zur Reformation. “Arnsberg i.W., J. Stahl, 1918. XII, 
195 8. 8°. | 


Die Schrift ist die Lösung einer auf Anregung von Johannes 
Linneborn durch die Bischöflich philosophisch-theologische Akademie 
zu Paderborn für das Studienjahr 1915/16 gestellten Preisaufgabe. 
Neben F. Philippi ist es vor allem Linneborn gewesen, der die Arbeit 
gefördert hat. Sie weist auch ähnliche Vorzüge auf wie seine eigenen. 
Umfassende Quellen- und Literaturkenntnis, größte Zuverlässigkeit und 
liebevolle Versenkung in die heimatliche Kirchenrechtsgeschichte, aber 
so, daß die Ergebnisse nicht bloß dieser zugut kongmen. Vielmehr ver- 
dient die Untersuchung auch als Beitrag zur kirchlichen Rechts- und 
Verfassungsgeschichte überhaupt Beachtung. 

Voran geht eine Einleitung, die über das Untersuchungsgebiet 
und seine kirchliche Einteilung unterrichtet und das kirchliche Stellen- 
besetzungsrecht der Gegenwart zu dem zu untersuchenden mittelalter- 
lichen in Vergleich stell. Die beiden Hauptteile, der erste über die 
Periode des Eigenkirchenrechts, der zweite betreffend die Übergangszeit 
von diesem zum kanonischen Patronat und zur Inkorporation, läßt 
der Verfasser jeweilen in einen geschichtlichen Abschnitt zerfallen, der 
die einzelnen Kirchen behandelt, und in einen rechtsgeschichtlichen, 
der auf Grund des ersteren den Rechtszustand zusammenfassend dar- 
stellt. Auf die Ausführungen über die einzelnen Kirchen, die dem Er- 
forscher der Landeskirchen- und -kirchenrechtsgeschichte besonders will- 
kommen sein werden und vermittelst eines ausführlichen Orts- und 
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Personenregisters leicht aufzufinden sind, kann hier nur ausnahmsweise 
eingegangen werden. Unser vornehmlichstes Interesse konzentriert sich 
auf die rechtsgeschichtlichen Darlegungen, deren Benutzung ein EBenSS 
Wort- und Sachregister erleichtert. 

Denjenigen freilich, die unser deutsches Urkundenmaterial nicht 
von der systematischen Durcharbeitung ganzer Urkundenbücher her 
kennen und darum der Meinung sind, das einstige Vorhandensein oder 
doch das Überwiegen der Eigenkirchen bedürfe für die einzelnen deut- 
schen. Landesteile erst noch eines besonderen Nachweises, wird schon 
das zweite, geschichtliche Kapitel des ersten Hauptteils von besonderer 
Bedeutung sein. Denn obwohl es vornehmlich auf Quellen aufgebaut 
werden mußte, die erst dem elften und zwölften Jahrhundert entstammen, 
weist es doch für das nachmals kölnische Herzogtum Westfalen zahl- 
reiche königliche, grundherrliche, bischöfliche, stiftische und namentlich 
.klösterliche Eigenkirchen nach, ein Ergebnis, das selbstverständlich 
auch dem willkommen ist, der von vornherein davon überzeugt war, 
daß in diesem Punkte anders als in anderen Dingen, in denen das sächsi- 
sche Stammesgebiet für die kirchliche wie für die weltliche Verfassung 
seine eigenen Wege ging, vollkommene Übereinstimmung mit dem 
übrigen Deutschland geherrscht habe. Irgendwelche Besonderheiten, 
wie ich sie etwa aus dem reichen bayrischen Urkundenmaterial für 
das dortige Eigenkirchenrecht aufzeigen konnte, treten bei dem west- 
fälischen allerdings nicht zutage, soweit sich nach den spärlichen Nach- 
richten, die wir von ihm haben, urteilen ‚läßt. 

“ Ganz anders ergiebig sind die Quellen für die Übergangsperiode. 
Auch in ihr treten zwar keinerlei originelle, sonst nicht bezeugte Bil- 
dungen hervor. Aber für manches, was bereits anderswo beobachtet, 
wenn auch nicht immer hinreichend klargestellt wurde, finden sich hier 
hübsche, lehrreiche Belege. Aus der historischen Einzeluntersuchung 
hebe ich den genauen Nachweis derer hervor, denen in späterer Zeit 
im westfälischen Herzogtum die Kirchen, sei es kraft eigenkirchlich 
beeinflußten, sei es kraft echten kanonischen Patronates, sei es zu In- 
korporationsrecht zugehörten. Es waren vornehmlich Klöster, vor allem 
Benediktiner, Zisterzienser und Zisterzienserinnen, Prämonstratenser und 
Prämonstratenserinnen, Augustinerinnen,Dominikanerinnen, ferner Stifte, 
Kanonissen-, Kollegiat- und Domstifte, außerdem der Deutsche Orden 
und der Erzbischof von Köln; letzterer besaß die meisten Kirchen in diesem 
Gebiete, aber nicht etwa zur libera collatio oder kraft geistlichen Patronats 
sondern als weltlicher Patron infolge des 1368 durch Kauf an ihn er- 
folgten Übergangs der Grafschaft Arnsberg. Auch eine ganze Anzahl 
von Patronaten von Laien begegnen da und etliche Gemeindepatronate. 
Das Kapitel, das aus dem so zurechtgelegten Nachrichtenstoff das rechts- 
geschichtliche Ergebnis zieht, erfreut demgemäß den Leser durch manche 
dankenswerte Feststellung. Die verschiedenen Bezeichnungen für .den 
Patronat, seine bald mehr deutsch-, bald mehr kanonisch-rechtliche 
Ausprägung, seine Dinglichkeit, die mehrfache Bedeutung von donum 
fundi oder altaris, das in diesem Quellenkreis meist, aber durchaus nicht 
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immer das Pfarrgut, den Widem, bedeutet, das Nebeneinander von 
Inkorporation und Patronat, der Verkauf des Patronats selbst durch 
geistliche Inhaber an Weltliche, die verschiedenen Amtsbezeichnungen 
der Geistlichen und die technischen Ausdrücke für die Vergebung der 
Kirchen an sie, das alles wird hier aufs Sorgfältigste und an Hand zahl- 
reicher Belege klar und übersichtlich herausgearbeitet. Bisweilen ist 
eine einigermaßen sichere Deutung nur unter Zuhilfenahme mehrerer 
Parallelstellen möglich. Wenn z.B. der Erzbischof Engelbert I. von 
Köln 1222 erklärt (Westfäl. U.-B. VII Nr. 225a 8.1275, bei Leine- 
weber S. 49, 121), quod nos proprietatem ecclesie in Bike a comitissa 
Mehthilde (von Altena)... iure patronatus eiusdem ecclesie apud eam rema- 
nente legitime recepimus et in reconpensationem huius beneficii pro- 
prietatem eccelesie in Else de consensu capituli maioris ecclesie ... 
predicte comitisse oontulimus iure patronatus et ordinatione eiusdem 
ecclesie apud eam et suos heredes remanente, nulla facta permutatione 
in curtibus, sed eis in pristino statu permanentibus, so liegt -es zunächst 
nahe, dies dahin zu deuten, daß, während die Patronate und die Höfe, 
zu denen jene wohl gehörten, den bisherigen Inhabern verblieben, das 
Eigen, d.h. die Liegenschaften, das liegende Benefizialgut der Kirchen 
abgetauscht worden sei. Wenn man aber in anderen Urkunden eben 
dieses kölnischen Westfalens nicht selten liest, es habe jemand das ius 
patronatus parochialis ecclesie in N. ipsamque ecclesiam cum capella 
inX... et aliis iuribus et pertinentiis suis universis oder ius patronatus 
et proprietatem ecclesie in Y. übertragen, so wird man es nicht für un- 
möglich halten, mit Leineweber für Bigge und Elsey das Eigentum 
an den Kirchen und den Patronat auseinanderzuhalten und den Tausch 
auf ersteres.zu beziehen, wiewohl bei der ersteren Deutung das Geschäft 
und die Gleichstellung von proprietas ecolesie in Bike und beneficium 
verständlicher erscheint. 

Zum Schluß werden noch die päpstlichen Besetzungen, Provisionen 
und Exspektanzen von Johann XXII. (1316) bis zum Konstanzer Konzil 
für das Herzogtum Westfalen verzeichnet und in ihrer Bedeutung be- 
sprochen. 

So ergänzt und vervollständigt die Untersuchung Leinewebers 
unsere Kenntnis der Geschichte des kirchlichen Stellenbesetzungsrechtes 
in Deutschland in erwünschter Weise für eine bisher nicht bearbeitete 
deutsche Landschaft und ist sie auf der anderen Seite vortrefflich dazu 
geeignet, die Lokalforscher mit den neueren Ergebnissen der kirchlichen 
Rechtsgeschichte bekannt zu machen und deren Bedeutung für die 
Territorial- und Ortsgeschichte ihnen zu Gemüte zu führen. Es wäre 
sehr nützlich, wenn andere deutsche Landschaften in ähnlicher Weise 
bearbeitet würden. Und wir würden uns freuen, wenn wir dem Ver- 
fasser, der sich mit dieser Studie so gut eingeführt hat, bald wieder 
bei kirchenrechtsgeschichtlicher Arbeit begegnen würden. 
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Dr. Otto Hutter, Das Gebiet der Reichsabtei Ellwangen. 

(a. u.d. T.: Darstellungen aus der Württembergischen Ge- 
schichte, herausgegeben von der Württembergischen Kom- 
mission für Landesgeschichte, 12. Band). Stuttgart, W. Kohl- 
hammer 1914. XIII, 228 8. mit 2 Kartenskizzen. 8°. 


Dr. Franz Wäger, Geschichte des Kluniazenser- Priorates 
Rüeggisberg. Freiburg (Schweiz), Buchdruckerei Gebrüder 
Fragniere. 1917. XVII, 226 8. 8°. 


Obwohl nicht unmittelbar kirchenrschtapesähichtliehen: Inhalts, 
mögen diese beiden Arbeiten doch hier mit der Kürze, die uns die immer 
noch schwer auf uns lastende Papier- und Raumnot auferlegt, angezeigt 
werden, da sie dem Kirchenrechtshistoriker als Hilfsmittel für die rn 
seiner Fachwissenschaft sehr willkommen sind. 

Die Schrift von Hutter gibt eine auf Grund der ngeinalteh 
Zins-, Sal-, Gült-, Lehn- und Kopialbücher gearbeitete, überaus sorg- 
fältige und wohlabgerundete Gütergeschichte der Reichsabtei Ellwangen 
von ihrer Gründung als Eigenkloster Hariolfs an bis zu ihrer Umwand- 
lung in ein Chorherrenstift im Jahre 1460. Das Schwergewicht liegt 
in der Einzelausführung. Sie stellt auf 150 Seiten das nutzbare Eigen 
des Klosters, bestehend aus Abteibesitz (Burgamt Ellwangen, Amt 
Tannenburg, Amt Kochenburg), Bssitz der Konventsämter (Kloster- 
ämter, Propsteien Jagstzell, Hohenberg, Schriesheim-Wiesenbach) und 
vorübergehendem Besitz erschöpfend dar sowie die Klosterlehen (ins- 
besondere die lehenrührigen Herrschaften Alfingen, Hohenalfingen, Wöll- 
stein, Rechenberg) und den Kirchenbesitz. Letzterer interessiert an 
dieser Stelle besonders. Er besteht aus zahlreichen Kirchen, die z. T. in 
die Zeit vor der Gründung des Klosters zurückgehen und sich so als 
an dieses übertragene ursprüngliche Eigenkirchen entpuppen, weiter 
aus einer ganzen Anzahl von Kirchen, die das Kloster auf eigenem Grund 
und Boden oder in Orten, die einem anderen Grundherrn gehörten, 
gegründet hat, endlich aus Abzweigungen, Filialen von Kirchen des 
Klosters. Dazu kamen Zehnten, bei nichtinkorporierten Pfarreien 80, 
daß die Abtei zwei Drittel und der Pfarrer den Rest bezog, während im 
Falle der Inkorporation auch dies letzte Drittel hinzutrat samt den 
Widemhöfen und Widemgütern, über die sonst dem Kloster bloß die Ge- 
richtsbarkeit zustand. Auch die allerdings erst später auftretenden 
Güter der Heiligenpflege, die sog. Heiligengüter, hatte das Kloster. 
Im übrigen entzieht sich die von Hutter hiervon wie überhaupt von 
dem Klosterbesitz gegebene Beschreibung einer Besprechung an dieser 
Stelle. Wem es darauf ankommt, einmal ein anschauliches Bild vom 
Güterbestand einer süddeutschen Reichsabtei zu erhalten, der sei auf 
Hutters Buch verwiesen. Die beiden Kartenskizzen stellen den ell- 
wangischen Nahbesitz (um 1460) dar, an dem besonders auffällt, daß 
zu ihm (und zwar bereits im 14. Jahrhundert) die ganzen Orte Halheim, 
Killingen, Neunheim, Schwabsberg, Oberalfingen, Himmlingen und 
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Wasseralfingen (letzteres mit Ausnahme eines einzigen Gutes) gehörten, 
und außerdem die Geschichte des ältesten Klosterbesitzes und des Wild- 
bannes. Dies führt uns auf die übrigen, allgemeiner gehaltenen Teile 
des Buches, den Schlußabschnitt über ellwangische Territorialpolitik 
seit etwa 1300 (Beeinträchtigung durch die Vögte, Mangel rationeller 
Verwaltung, Zerfall der Klosterzucht, Fehlen von Rücklagen, Schulden- 
last, geringer Wohlstand der Bürgerschaft von Ellwangen, Wettbewerb 
der Öttinger sowie der benachbarten Reichsstädte und Kleinadeligen, 
die eine auf die Dauer erfolgreiche Territorialpolitik nicht zuließen) 
und vor allem auf die beiden ersten Teile, den bodengeschichtlichen und 
den rechtlichen. In letzterem ist kurz von der Immunität die Rede, die 
bei Ellwangen auf dessen grundherrliches Gebiet beschränkt blieb, also 
nicht durch Bannimmunitäten abgerundet wurde, und von der Kloster- 
vogtei, welche das Kloster zurückzudrängen suchte, indem es seit 1152 
auf Grund eines Privilegs den Vogt (mit nicht mehr als 12 Pferden) 
nur noch dreimal im Jahr, um Gericht zu halten, das Klostergebiet 
betreten ließ. Auch die engere Immunität, über die Hutter nähere 
Angaben macht, diente der Zurückdrängung der Vögte. Nach deren 
Verdrängung setzte die Bildung. einer Landeshoheit ein. Der Verfasser 
schildert im einzelnen den Erwerb der Reste der Vogtei und der Hoch- 
_ gerichtsbarkeit; diese stand im ganzen Territorium, auch über den Besitz 
der Konventsämter dem Abte zu, während im Besitz der Vogtei und 
Vogteigerichte (über peinliche oder fraischliche, nicht an Haut und 
Leben gehende Sachen) auch Konventsämter sein konnten. Aus dem 
Abschnitt über Erwerb und Ausübung der Gerichtsbarkeit über ell- 
wangische Lehengüter und über fremden Grund und Boden hebe ich 
die Feststellung hervor, daß das Kloster über die ziemlich zahlreichen 
Freien seines Bezirks zwar die hohe Gerichtsbarkeit hatte, nicht aber 
die Vogtei, außer wenn Freie dieselbe freiwillig aufsuchten. Endlich 
der bodengeschichtliche Teil, der nach einem siedelungsgeschichtlichen 
Eingang darlegt, daß das nicht zur Rodung, sondern eher zum Zwecke 
der völligen Verdrängung des Heidentums im Virgundawalde angelegte 
Kloster zwar zeitweise in diesem ihm gehörigen Waldgebiet rodend auf- 
trat, sich aber, zumal als ihm fremde Rodungen Eintrag taten, lieber 
durch Erwerb urbaren Landes bereicherte; immerhin gab es noch am 
Ausgang des Mittelalters in Pfahlheim 17 Eigengüter, in Birkenzell 9, 
in Schrezheim und Kammerstatt je 2, in Eggenrot 1 und (im 16. Jahr- 
hundert) in Killingen, Röhlingen, Dalkingen und Rotenbach gleichfalls 
je einen freien Bauern. Man sieht, Hutters sehr dankenswerte Arbeit 
liefert auch dem Deutschrechtshistoriker Ausbeute. 

Gerade zehn Jahre, nachdem der gelehrte Engelberger Konventual 
P. Bonaventura Egger die Geschichte der Cluniacenserklöster in der 
Westschweiz im ganzen, wenn auch nur bis zum Auftreten der Cister- 
cienser behandelt hat, tritt Franz Wäger, angeregt durch ein Preis- 
ausschreiben der philosophischen Fakultät der Universität Freiburg in 
der Schweiz, mit einer Einzeldarstellung aus diesem Gebiete auf den 
Plan, nämlich mit einer Geschichte des Cluniacenserpriorats Rüeggis- 
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berg, also derjenigen Niederlassung, mit der Cluny zuerst auf eigent- 
lichem Reichs- und deutschem Sprachgebiet festen Fuß faßte, zugleich 
derjenigen, die als ältestes und wohl auch ursprünglich mit am besten 
dotiertes Kloster des Bernerlandes bezeichnet werden kann. Die Grün- 
dung fällt in die Jahre 1072—1074, geschah auf Anregung und mit 
Mitteln des Edelfreien Lütold von Rümlingen in der zum Uffigau ge- 
hörigen Grafschaft Bargen (Diözese Lausanne) und wurde durch den 
hl. Ulrich von Cluny ausgeführt. Die wechselvolle Geschichte dieses 
Gotteshauses, das schließlich unbeschadet der Seelsorge der Priorats- 
kirche Ende 1484 dem neugegründeten Chorherrenstift zu St. Vincenz 
in Bern einverleibt wurde, bietet des kirchenrechtsgeschichtlich Be- 
merkenswerten nicht sonderlich vie. Aus der vortrefflichen, ebenso 
gründlichen wie angenehm lesbaren Darstellung, die Wäger von ihr 
gibt, hebe ich besonders hervor, was er nach den Consuetudines, nach 
den von Dukett herausgegebenen Visitationsberichten und General- 
kapitelsbeschlüssen und vor allem nach den Urkunden über die Stellung 
von Prior und Konvent sowie über die Verwaltung durch ersteren bei- 
bringt. Wir lernen hier an einem sprechenden Beispiele die Schatten- 
seiten der cluniacensischen Prioratsverfassung kennen, sehen, wie ge- 
rade die fähigsten der von Cluny entsandten Prioren sehr oft dies Priorat 
nur als Durchgangsposten betrachteten, wie andere landfremd blieben, wie 
mehr als einer, während doch alles auf seine Verwaltung ankam, schlecht 
administrierte und dessen ungeachtet von dem fernen Mutterkloster nicht 
weggenommen wurde, wie es auch schwer hielt, den Konvent ordentlich 
zu besetzen, weil die Mönche, die ihr Noviziat in Cluny durchgemacht 
und daselbst Profeß getan hatten, möglichst dort zu bleiben oder bald 
wieder dorthin zurückzukehren bestrebt waren. An der Exemtion von 
Cluny scheint Rüeggisberg zwar nicht formell, aber der Sache nach 
teilgehabt'zu haben; genauere Angaben fehlen, doch ist das Priorat 
im 14. und 15. Jahrhundert nachweisbar unabhängig vom Lausanner 
Bischof. Reicher ist der Ertrag für die Schirmvogtei Berns und die 
Kastvogtei der Rümlinger und ihrer Rechtsnachfolger, mit denen die 
Prioren oft in Streit gerieten, was zu verschiedenen Schiedssprüchen 
und Vergleichen führte; im 14. Jahrhundert suchten die Vögte nament- 
lich unter Ausnützung der Geldverlegenheiten des Priorats dessen Grund- 
besitz auf dem Wege der Pfandschaft und des Kaufs an sich zu bringen, 
was aber schließlich durch einige tatkräftige Prioren (Peter von Bussy, 
Wilhelm vom Berg) vereitelt wurde. Das führt uns auf die den Be- 
sitzungen und Einkünften gewidmeten Abschnitte. Sie stützen sich 
namentlich auf die Urkunden und mehrere ausführlichere Aufzeich- 
nungen, die in dem 1853 wieder aufgefundenen Cartular (1417—1428)!) 
enthalten sind; die Rüeggisberger Urkunden sind bis 1378 in den Fontes 
rerum Bernensium gedruckt, von den ungedruckten des letzten Jahr- 


1) Vgl. jetzt auch Otto Drinkwalder, Das Rüeggisberger Kartular 
aus dem Jahre 1425: Studien und Mitteilungen zur Geschichte des Benedik- 
tinerordens N. F. VI (1916) 8. 64 ff. 
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hunderts des Priorats gibt Wäger 115 (116) Regesten. Rüeggisberg 
besaß gleich anderen cluniacensischen Niederlassungen Zehnten und 
Kirchen, letztere waren teils Eigenkirchen, die ihm — so namentlich 
die Pfarrkirche in Rüeggisberg selbst — übertragen worden waren, teils 
wohl Eigengründungen. Aus dem übernommenen Rüeggisberger Besitz 
verkaufte das Chorherrenstift St. Vincenz in Bern am 30. März 1486 
an die Stadt Freiburg im Üchtland u. a. den ganzen Kirchensatz von 
Plaffeien. Sehr beachtenswert, wenn auch mehr für die deutsche als 
für die kirchliche Rechtsgeschichte, ist eine in dem Cartular überlieferte 
Aufzeichnung über die Rechte und Pflichten der Rüeggisberger Lehens- 
leute und Hintersassen. Sie und ein Zinsbuch von 1425 aus derselben 
Quelle setzten Wäger instand, die Besitz- und Rechtsverhältnisse des 
Priorats und seiner Zinsleute anschaulich herauszuarbeiten. Die Unter- 
suchung, der eine Ansicht der Klosterruine nebst Plan beigegeben ist, 
schließt mit drei Exkursen über die z. T. unechten oder verunechteten 
Kaiser- und Königsurkunden, über zwei Zähringer Dokumente für das 
Priorat sowie über das Cartular. Sie reiht sich anderen trefflichen histo- 
rischen Erstlingsarbeiten, die von Freiburg in der Schweiz ausgegangen 
sind, würdig an und wird mit Gewinn von jedem benutzt werden, der 
sich mit dem hoch- und spätmittelalterlichen, namentlich dem clunia- 
censischen Klosterwesen befaßt. ; 

Ulrich Stutz. 


Heinrich Volbert Sauerland, Urkunden und Regesten 
zur Geschichte der Rheinlande, aus dem vatikanischen 
Archiv gesammelt und bearbeitet. Bd. VI (1378—1399) 
und VII (1400—1415) hrsg. von Hermann 'Thimme (a. u. 
d. T.: Publikationen der Gesellschaft für rheinische Ge- 
schichtskunde XXIII). Bonn, Hanstein 1912 und 1913. 
VI, 665 und VI, 5178. 8°. 


Das Werk, dessen siebenter und letzter Band schon Ende 1913 
vorlag, darf auch heute noch besprochen werden; denn die im Kriege 
gehemmte gelehrte Arbeit hat sich mit dem reichen Inhalt dieser beiden 
Bände noch wenig beschäftigt. Die Anzeige kann leider nicht zugleich 
dem Herausgeber den verdienten Dank darbringen. Sie kann nur mit 
einem Wort der Erinnerung an H. Thimme beginnen, der diese ent- 
sagungsvolle Arbeit geleistet hat, obwohl ihn eigener Forscherdrang 
zu anderen Zielen lockte; jetzt, da er vor der Zeit abberufen worden ist 
— im März 1915 starb er den Heldentod in Flandern (vgl. G. v. Below: 
Hist. Zeitschr. 114, 1915, S. 699) —, werden namentlich auch die beiden 
vorliegenden Bände seinen Namen lebendig halten. 

Die Hemmungen, die jeder bei der Vollendung fremder Arbeit 
zu spüren bekommt, hat Th. im wesentlichen zu überwinden gewußt. 
Auf die mehr in die Breite als in die Tiefe gehenden ‚„‚Vorbemerkungen“ 


Literatur. on 331 


Sauerlandschen Stiles hat er kurz entschlossen verzichtet. Die ‚‚Vor- 
bemerkung‘‘ des sechsten Bandes verweist nur in einigen Sätzen auf 
die Stellung der Rheinlande im großen Schisma, die des Schlußbandes 
beschränkt sich fast ganz auf Arbeitsvermerke. Von den beiden anderen 
Wünschen, die bei Besprechung des fünften Bandes in dieser Zeitschrift 
(1, 1911, 8. 393—396) vorgebracht worden sind — genauere und reichere 
Register und sorgfältigere Korrektur — wird man leider nur den 
zweiten einigermaßen erfüllt finden; die Druckfehler sind zwar zahlreich, 
doch unbedeutend. Die Register aber, deren Wichtigkeit nach Preisgabe 
der Einleitungen nur noch gesteigert ist, können nicht befriedigen. Sie 
‚haben bei Stichproben oft versagt. Zu den drei Ergänzungen, die A. Hof- 
meister in den Mitteil. aus der hist. Lit. 42, 133 zum sechsten Bande 
gegeben hat, lassen sich z. B. noch hinzufügen: S. 603 fehlt Alsenz 1379; 
S. 604 bei Argent. ep. Freder. 768; $.617 Constanc. ep. 765; S. 619 
lies Dyenpenbroich (= Diepenbrock); $. 636 Maguntia ist arg lücken- 
haft (bei arep. lies 129 statt 199 und füge 765 hinzu, bei Adolphus fehlt 
1384, ferner sind weggelassen decanus 1076, provincia 300, 302, 1431); 
8. 641 lies Nassau - Dillenburg, Joh. 468; S. 647 bei Rockynhusen 
lies Mag. statt Trev.; S. 656 Spalte 1 2.3 von unten 77 statt 17; S. 658 
bei Wesalia eccl. s. Martini fehlt decan. Joh. de Schonenburg 406. — 
Im siebenten Bande fehlen: S. 474 Aquil. dioc. 704, bei Attendorn Til- 
mannus Eyckardi (s. bei Eykhardi S. 486); S. 480 Civitas Austrie (Civi- 
dale) 702, 704; S. 486 bei Eykhardi 294 (übrigens eine Person mit dem 
8.474 verzeichneten Tilm. de Attend.); S. 497 officialis prepositi eccl. 
Magunt.; S. 502 Olderschic (?), Traiect. dioc. 700; S. 505 unter Ratingen 
bei Herm. Kokenbecker 434 usw. (s. S. 481 bei Kokenbecker); S. 507 
Romanorum r. Carolus IV 98; S. 515 Wrsdorp 669 (offenbar Wörsdorf 
in Nassau, entweder das bei Idstein oder das bei Wallmerod). Gelegent- 
lich fehlt die Bestimmung der Ortsnamen (VI S. 621 und 640: Duysse- 
nauwe ist Dausenau zwischen Nassau und Ems, Muschpach das Mos- 
bach bei Wiesbaden, das in Biebrich aufgegangen ist). Bedenklicher 
ist, daß der Herausgeber es sich nicht zur Pflicht gemacht hat, auch 
die Vornamen als Stichworte aufzunehmen und die Nennung der Diö- 
zesen und Kirchenprovinzen regelmäßig zu berücksichtigen. Auch das 
Sachregister ist leider nicht ausreichend. Die Überschrift ‚Index rerum 
quarundam notabiliorum“ klingt auch bei diesen beiden Bänden wie 
eine vorweggenommene Rechtfertigung aller Unterlassungssünden. Selbst 
Stichworte wie ius patronatus (VII Nr. 978) oder promotio ad ordines 
(VII Nr. 857) fehlen. — Eine sehr willkommene Beigabe ist (S. IV£. 
des letzten Bandes) die für alle sieben Bände aufgestellte Übersicht 
sach Pontifikaten, die sämtliche Nachträge berücksichtigt. Dagegen 
macht sich bei der Benutzung des Werkes das Fehlen von Rückverweisen 
immer wieder störend bemerkbar; so war z. B. VI S. 39 oben auf Nr. 27 
zu verweisen, bei Nr. 1159 auf Nr. 160. Der VI Nr. 10 gedruckte Brief 
Erzbischofs Friedrich von Cöln gehört ins Jahr 1379; er ist auf dem 
Frankfurter Reichstage (vgl. Weizsäcker, Deutsche Reichstagsakten 
1, 257 ff.) geschrieben. Nr. 25 kann, da in die allererste Zeit des Schismas 
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gehörig, nur an Ludwig I. von Ungarn gerichtet sein (vgl. schon Hof- 
meister a. a. O. 134). 

Aus dem Inhalt der Bände hebe ich nur beispielsweise einiges 
hervor, was für die kirchliche Rechtsgeschichte beachtenswert ist (vgl. 
meine Besprechung des fünften Bandes und für den sechsten Band 
Hofmeisters Hinweise). Zur Pfründenpolitik vergleiche besonders 
VI Nr. 56, 60, 159, 160, 1159, aus Band VII die im Sachregister (unter 
beneficiorum cumulatio) nicht berücksichtigten Nr. 803, 918, 1056 als Bei- 
spiele starker Pfründenhäufung; bei VI Nr. 314 (Dietrich von Niem!) 
ist noch bemerkenswerter als der Pfründenbesitz die Fülle der Pfründen- 
prozesse, wie sie sich wohl nur ein päpstlicher Beamter mit Aussicht 
auf Erfolg leisten konnte. VI Nr. 211: ein in Cöln studierender Priester, 
der die Pfarrkirche in Jülich innehat, wird mit einem Kanonikat von 
S. Gereon providiert; Nr. 408: Bonifatius IX. entbindet einen Pfarrer, 
der sich durch einen ständigen Vikar vertreten läßt, von Weihe- und 
Residenzpflicht und gestattet ihm die Erwerbung eines weiteren Kurat- 
benefiziums; Nr. 935: ein Pfarrer, der nur Subdiakon ist, wird nach 
Ablauf der dreijährigen Dispensfrist auf weitere fünf Jahre vom Empfang 
der höheren Weihen dispensiert; Nr. 1040 und 1226 ähnliche Dispens- 
erneuerung; zur Behandlung der Pfarreien vgl. z. B. noch Nr. 320, 322, 
857, 1000-1002 und VII Nr. 1068, 1069. Einem zwölfjährigen Ritter- 
bürtigen ‚„militie clericali ascribi desideranti‘, der soeben mit Kanonikat . 
und Pfründenexspektanz des Coblenzer Kastorstiftes providiert worden 
ist, gewährt Bonifaz IX. gleiches im Cölner Domstift (VI Nr. 205);. 
VI Nr. 860: der erwählte Bischof Dietrich von Verden sucht sein früheres 
Kanonikat nebst Pfründe im Bonner Cassiusstifte wieder zu verschaffen; 
Nr. 123: ein mit Kanonikat nebst Anwartschaft auf Pfründe und Dignität 
im Domstift Utrecht Providierter soll nach Erlangung der Dignität die 
Propstei des Johannisstiftes aufgeben, während er einfache Kanonikate 
behalten darf; Nr. 500: ein Kanoniker des Marienstiftes zu Pfalzel, der- 
Sohn eines Priesters und einer Augustinernonne, erhält bei Erneuerung 
seines Dispenses das Recht, zwei weitere Benefizien, seien es auch Kano- 
nikate und Offizien in Domstiften, zu erwerben; VII Nr. 1058: auf 
Bitten der Stadt Aachen hebt P. Johann XXIII. das Adelsprivileg des 
Marienstifts auf; Erzb. Kuno von Trier verschafft sich 1380 von Urban VI.. 
das Recht, die Trierer Dompropstei bei der nächsten Erledigung zu 
besetzen (VI Nr. 27) und verleiht sie (in der Form der Provision!) 1384- 
seinem Verwandten Werner von Falkenstein (Nr. 55; dabei ist als ge- 
meines Recht die Erwählung des Propstes durch das Domkapitel, die 
Bestätigung durch den Erzbischof erwähnt). Die Sünden bischöflicher- 
Kirchenpraxis beleuchtet die Vollmacht für den Beichtvater des auf 
sein Amt verzichtenden Erzbischofs Kuno (Nr. 79; vgl. Nr. 87 über die 
Servitienzahlung seines Nachfolgers); Nr. 42 die deutsche Urkunde des.. 
Münsterer Bischofs Bodo von Pottenstein über seinen Verzicht zugunsten 
Ruprechts von Berg (1381); Nr. 44 (vgl. 45) Abteibesetzung durch Wahl 
mit nachfolgender (Schein-)Provision; Nr. 1186: Auswanderung von 
Nonnen eines verarmten Klosters; VII Nr. 480 Lossprechung des (,,p0-+ 
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tissime propter guerras . .. .“‘) verarmten Cistercienserklosters Alten- 
berg, das den Kirchenstrafen verfallen war, weil es die Rentenbezieher 
and Gläubiger nicht bezahlt hatte; „der niederrheinische Stiftsklerus, 
der sich 1386 gegenüber den Zehntforderungen Urbans VI. für zahlungs- 
unfähig erklärt, übernimmt (VI Nr. 65) einfach die Phraseologie eines 
Einspruchs von 1372 (vgl. zu diesem E. Hennig, Die päpstlichen Zehnten 
‚aus Deutschland [1909] S. 37£... Von den zahlreichen Dispensen de 
defectu natalium sei hervorgehoben VII Nr. 801: Heinrich, Scholar der 
Cölner Diözese, der Sohn des Cölner Erzbischofs Friedrich von Saar- 
werden und einer Benediktinerin; VI Nr. 206: der Dispensierte (de 
soluto et soluta gen.) darf Benefizien erwerben auch ‚‚in ecclesiis, in 
'quibus eius genitor beneficiatus fuerit‘‘; Nr. 268: Bonifaz IX. gegen 
Ordens- und Weltgeistliche, die, angeblich vom Papste oder von päpst- 
lichen Legaten bevollmächtigt, in den dem Papste vorbehaltenen Fällen 
Lossprechung erteilen (u. a. gegen beliebige kleine Geldzahlungen bei 
schweren Vergehen). Inkorporationen: VI Nr.77, 1176 (Pfarrkirche 
und Stift!, vgl. VII Nr. 980, bes. S. 399 oben); Patronatsrecht VII 
Nr. 978; bemerkenswerte Kanzleivermerke in den Lateranregistern: VI 
Nr. 1065 und 1160; Supplikvermerk Klemens’ VII. ebenda Nr. 1396, 
3. Abschnitt. 


Gießen. F. Vigener. 


H. Bresslau, Aus der ersten Zeit des großen abendländi- 
schen Schismas: Abhandlungen der Preußischen Akademie 
der Wissenschaften 1919, Phil.-hist. Klasse n. 6. Berlin, 
Akademie der Wissenschaften 1919. 32 S. mit Facsimile- 
tafel. 4°. | 


Voneinemeigen-, besser noch einzigartigen Fund kann H. Bresslau 
berichten. Reste von Akten des avignonesischen Papsttums aus der Zeit 
des großen abendländischen Schismas traten in den Pappumschlägen 
von Handschriften zu Reims und Carpentras (jetzt in Paris) entgegen, 
sobald diese Pappumschläge von ihrer Umgebung getrennt und die 
einzelnen, sie bildenden Blätter aufgelöst waren. Der Inhalt dieser Akten 
berührt die mannigfachsten Anliegen, um derentwillen Clemens VII. 
{T 1394) und seine Kurie angegangen wurden; Bresslau veröffentlicht 
vorläufig nur einen ganz kleinen Bruchteil, in diesem aber Stücke von 
merkwürdigstem Charakter, auf die hier ganz kurz verwiesen sein mag. 
Zu ihnen gehören einmal zwei Schreiben, beide wohl aus dem Jahre 
1380, in welchen ein Bischof und ein Bettelmönch sich Clemens VII. 
zu Agitationsreisen für seine Anerkennung zur Verfügung stellen, gleich- 
zeitig aber ihren Geldmangel beklagen, sodann eine eigenhändige Auf- 
zeichnung von Clemens VII. über die Wege, die aus dem Schisma heraus- 
führen können, verbunden mit Vorschlägen und Gegenvorschlägen, die 
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der Papst zu Papier bringt als ‚‚eine Art von schriftlichem Selbstgespräch, 
die wohl eine amtliche Mitteilung nach außenhin vorbereiten könnte, 
in der Gestalt aber, wie es uns erhalten ist, gewiß niemandem zugänglich 
gemacht werden und nur dem Papst selbst Klarheit über seine Ent- 
schließungen verschaffen sollte“. Der avignonesische Papst erörtert die 
Frage des allgemeinen Konzils, darauf den Vorschlag einer Übertragung 
der Entscheidung an 10 oder 20 Männer; er lehnt beide Wege ab und 
bezeichnet einen dritten, der die Gewinnung des Königs von Kastilien 
für seine Oboedienz ins Auge faßt. Die Niederschrift entstammt dem 
Frühjahr 1380, und wenngleich sie weniger juristischen als kirchenpoliti- 
schen Erwägungen Raum gibt, so darf trotzdem in dieser Zeitschrift 
auf sie.verwiesen werden, eben weil sie in ihrer Verquickung beider Ge- 
dankenreihen und dank ihrem Verfasser mitten inne in die Erörterungen 
versetzt, zu denen das Schisma Veranlassung gab. Ein Faksimile lehrt 
die Schwierigkeiten kennen, die sich der Entzifferung des kleinen Trak- 
tats entgegenstellten —, H. Bresslau vergleicht ihn ansprechend mit 
jener berühmten Deliberatio Innocenz’ III. (F 1216), der in ihr darüber 
handelte, welchem der drei Bewerber um die Kaiserkrone, Friedrich II., 
Philipp von Schwaben, Otto IV. von Braunschweig, er seine Gunst zu- 
wenden sollte. 


Halle an der Saale. | A. Werminghoff. 


Georg von Below, Die Ursachen der Reformation (a. u. 
d. T.: Historische Bibliothek, Band 38). München und 
Berlin, R. Oldenbourg 1917. XVI, 1878. 8°. 


Georg von Below, Die Bedeutung der Reformaticn für 
die politische Entwicklung (a. u. d. T.: Vorträge der Gehe- 
stiftung zu Dresden IX, 1. 1918). Leipzig und Dresden, 
B. G. Teubner 1918. 388. 8°. 


Das Otto v. Gierke gewidmete Buch über die Ursachen der Refor- 
 mation ist als Rektoratsrede (am 13. Mai 1916) entstanden, die als Frei- 
burger Universitätsschrift zunächst einem beschränkten Leserkreis vor- 
gelegt und dann in etwas erweiterter Gestalt in der Historischen Zeit- 
schrift Bd. 116 S. 377ff. veröffentlicht worden ist. In dem unter Be- 
rücksichtigung der bis dahin erschienenen Besprechungen erheblich er- 
weitertem Buche ist die nach jeglicher Richtung gesprengte Einkleidung 
der Rede doch noch beibehalten, so daß wir es mit einem echten Er- 
zeugnis der v. Belowschen Feder zu tun haben. In immer neuen 
Formulierungen und in einer einzigartigen Literaturausnützung tritt uns 
der mit den Tatsachen ringende Geist entgegen, der, unbekümmert um 
die Form der Darstellung, die Probleme erweitert; aus den Fragen nach 
den Ursachen der Reformation ergeben sich die nach Luthers Selbständig- 
keit und nach dem Beginn der Neuzeit. Eine der letzteren Frage ge- 
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widmete und der ehemaligen Rede angehängte Untersuchung über ‚‚die 
Reformation und den Beginn der Neuzeit (S. 108—182) gibt schließlich 
dem Buche, so wie es jetzt vorliegt, seine charakteristische Eigenart. 
Und das Ganze, nicht leicht zu lesen, wie alle v. Belowschen Erzeug- 
nisse, übt doch eine unmittelbare und fesselnde Wirkung auf den Leser 
aus: nicht nur durch die sichere Führung des seit Jahrzehnten in den 
Problemen arbeitenden Sachkenners, sondern ebenso durch die klare 
und durchaus selbständige Stellungnahme in den durch das Thema 
aufgerührten Weltanschauungsgegensätzen. 

So wird gleich zu Beginn in einem Abschnitt über die „Beurteilung 
der Reformation‘ das persönliche Glaubenserlebnis Luthers, seine 
Rechtfertigungslehre als Ausgangspunkt der reformatorischen Entwick- 
lung festgestellt und damit Stellung genommen gegen die bei „Auf- 
klärungsprotestanten“ wie auf katholischer Seite sich findende stärkere 
Bindung Luthers an das je nach dem Standpunkt ‚dunkle‘ oder „un- 
gerecht geschmähte‘‘ Mittelalter. ‚Es dürfte sich immer klarer heraus- 
stellen, daß der Protestantismus Luthers schon wesentlich vom mittel- 
alterlichen System verschieden, daß er ferner reicher als die Aufklärung 
ist, jedenfalls eine zutreffendere Ausprägung des Christentums darstellt, 
daß im 19. Jahrhundert in wichtigen Beziehungen eine berechtigte Rück- 
kehr zum Protestantismus Luthers stattgefunden hat, daß endlich dem 
alten Protestantismus ein starker Anteil an der Entstehung und Ent- 
wicklung des modernen Geistes zukommt.“ 

Ist so Luther und die von ihm ausgehende altprotestantische Ge- 
schichtsbetrachtung und Denkweise in ihrer Bedeutung gebührend ge- 
würdigt, so erhält auch das Mittelalter gegenüber der protestantischer- 
seits naheliegenden Schwarzmalerei sein unzweifelhaftes Recht: es wird 
die methodische Schwierigkeit der Ermittelung der kirchlich- 
sittlichen Zustände am Ausgang des Mittelalters stark be- 
tont. “Selbst in der für das ganze kirchliche Wesen sicherlich schäd- 
lichen Zeit des Schisma sind Aufschwung und Niedergang, wie das ganze 
Mittelalter hindurch, nebeneinander zu beobachten. Ein objektiver 
Maßstab wird durch den Vergleich des kirchlichen mit dem welt- 
lichen Ämterwesen jener Zeit zu gewinnen gesucht. Da zeigt sich, 
daß die Hauptanstöße der kirchlichen Verwaltung: Inkorporation, Ku- 
mulierung und als Folge davon die Verpachtung der Ämter in der privat- 
rechtlichen Entwicklung des weltlichen Ämterwesens ihre überraschende 
Parallele haben; ja daß die stärkste Konsequenz der letzteren, die Ver- 
erbung, wie sie in der Reichsverfassung sich ausgebildet hat, in der 
Kirche durch naheliegende Gründe gar keinen Platz gefunden hat. Doch 
mußte diese Erscheinung, wenn auch in der Zeitentwicklung begründet, 
innerhalb der Kirche ungleich ungünstiger wirken, insofern als gerade 
hier der üble Eindruck persönlich-finanziellen Vorteils entstehen mußte, 
von dem sich das sittlich reine Streben und der soziale Eifer einzelner 
hochstrebender Persönlichkeiten und kirchlicher Gruppen besonders ab- 
hoben. Auch der vielberührte Geldhunger der Kurie mit all seinen Ein- 
griffen in die ordentliche kirchliche Verwaltung und mit der eigentüm- 
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lichen Ausgestaltung des Ablaßwesens hatte seine Parallele an dem 
Finanzbedürfnis der mittelalterlichen Staaten; doch auch hier ist es 
der Gegensatz zu „Päpsten von einfacherem Sinn“ und zu der von der 
Kirche vertretenen Sache, welche die Stimme der Unzufriedenheit nicht 
zum Schweigen brachte und einmal im Basler Konzil zu solch radikaler 
Lösung trieb, daß man zwar alle Abgaben an die Kurie aufhob, aber 
dafür einen reichbegüterten Papst sich suchen mußte. Mit Recht endigt 
diese ganze Untersuchung mit dem Ergebnis, daß die Übelstände weder 
in der kirchlichen Ämtergestaltung noch in der Haltung der Kurie allein 
begründet waren. Sie waren allgemeinerer Natur; im weitesten Umkreis 
spürbar und die Opposition anregend wirkte einerseits die Überzahl 
der vorhandenen Kleriker und andererseits das ganze Privilegiensystem 
der mittelalterlichen Kirche (mit dem Anspruch auf Steuerfreiheit und 
besondere Gerichtsbarkeit). 

Bei Untersuchung der einzelnen Gründe der Opposition gegen 
die Kirche ist zunächst wahrzunehmen, daß der alte heroische Kampf 
zwischen Papst und Kaiser abgelöst ist durch den realistischen Streit 
der Einzelheiten der päpstlichen Vorrechte und kirchlichen Privilegien. 
Und die Einzelheiten dieses Kampfes treten am meisten in die Erschei- 
nung in Deutschland, ‚‚das am meisten kirchlich zurückgesetzt schien“, 
während anderwärts Schisma und konziliare Bewegung im Kampf gegen 
die päpstlichen Vorrechte mehr ausgenutzt worden waren. Mit allen 
Teilen seines Volks nimmt auch der deutsche Kleriker ‚‚als Patriot und 
als Steuerzahler“ an der Opposition teil. Doch stärker als diese nationalen 
müssen die rein religiösen Gründe der Opposition wirken: die kirchlichen 
Reformen, die im 11. Jahrhundert gegen die weltlichen Einflüsse ge- 
kämpft haben, verbinden sich jetzt mit der weltlichen Gewalt gegen 
die Mißstände, die unter Begünstigung durch die Kurie ihren Einzug in 
die Kirche halten. Die Selbstkorrektur der offiziellen katholischen Kirche, 
die im Trienter Konzil zu der Gestalt der kirchlichen Verfassung zurück- 
kehrte, die etwa die Reform: des 11. und 12. Jahrhunderts geschaffen 
hatte, beweist, daß hier der springende Punkt lag. Wirtschaftliche 
Beweggründe sind demgegenüber weniger hoch einzuschätzen, wie ja 
auch die übergroße Zahl der Kleriker auf das in der Zeit liegende religiöse 
Motiv hinweist. Faßt man nun die einzelnen Gruppen der Opposition 
ins Auge, so findet man zunächst bei der Geistlichkeit eine zwiespältige 
Stellung. Aber auch im Landesfürstentum, das im Streben nach Er- 
weiterung seiner Macht einen einheitlichen Grundzug aufweist, ist die 
Stellung zur kirchlichen Frage keineswegs so eindeutig bestimmt, als 
nach der landläufigen katholischen Geschichtsdarstellung erscheinen 
möchte. Neben sehr inhaltreichen Aufschlüssen über das mittelalterliche 
Landeskirchentum und über die vorreformatorischen Säkularisationen 
ist hier das Urteil von Bedeutung, daß nicht nur bis 1525, sondern auch 
später ‚‚der Protestantismus oft genug als Volksbewegung vorgedrungen 
ist, ohne Mitwirkung der Obrigkeit oder gar gegen sie“. ‚Eher als die 
Reformation dürfte man die Gegenreformation ein Werk der Landes- 
herren nennen, obwohl auch hier die Einschränkung zu machen ist, 
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daß die entscheidenden Anregungen von anderer Seite ausgehen.“ Auch 
nicht die Gegensätze innerhalb des städtischen Bürgertums ebensowenig 
wie die Bewegungen des Bauernstandes und der Reichsritterschaft, auf 
deren lokale süddeutsche Begrenztheit im Gegensatz zu den norddeut- 
schen ‘Gebieten des Luthertums v. Below hinweist, überhaupt keine 
sozialen Gegensätze haben im Ursachenkomplex der Reformation den 
Ausschlag gegeben. Es bleibt das wahrhaft religiöse Motiv. A: 
Zu dessen näherer Feststellung werden nun zum Vergleich die 
„BReformatoren vor der Reformation“ herangezogen. Die hier 
vorzugsweise besprochenen Probleme über den Anteil der deutschen 
Mystik und des Humanismus an der Reformation gehen über den un- 
mittelbaren Interessenkreis der Leser dieser Zeitschrift hinaus, sie ge- 
hören aber auch zu den ungeklärtesten der ganzen Reformationsforschung, 
einfach weil sowohl die Mystik wie der Humanismus des ausgehenden 
Mittelalters immer noch recht wenig bekannte Größen sind.!) Auch 
gegenüber diesen älteren Gedankenkreisen, die Luther teilweise über- 
nimmt, bleibt doch seine Selbständigkeit bestehen: seine religiöse 
schöpferische Persönlichkeit ist der Ausgangspunkt für die Reformation, 
deren deutscher Ursprung zum Schluß besonders ins Licht gestellt wird. 
Die nun folgende Abhandlung über „die Reformation und der 
Beginn der Neuzeit‘ sucht nach eirier kurzen Kennzeichnung der 
Eigenart des Mittelalters (wesentlich im Anschluß an Ranke nach der 
Mitteilung Theod. Wiedemanns in der Beilage zur Münchener Allg. 
Zeitung 1896 Nr. 282) in breiter Fülle die Neuerungen des 16. Jahr- 
hunderts festzustellen. Auf den Gebieten von Verfassung, Verwaltung 
und Politik wird die „große Reichsreform‘‘ höher eingeschätzt als üblich 
ist; insbesondere ist der Nachdruck gelegt auf die Ausbildung des Be- 
rufsbeamtentums und die damit sich vollziehende Durchbrechung der 
ständischen Gliederung des Mittelalters sowie auf die Bildung des neueren 
Staatensystems, in welchem das politische Leben nach den westlichen 
Ländern verlegt ist. Wie hier, so zeigt sich insbesondere in Beschreibung 
der Neuerungen im wirtschaftlichen Leben die ganze Sachkenntnis 
v. Belows. Der Großbetrieb im Handel und das Ende der kanonistischen 
Zinstheorie werden unter steten Vergleichen der mittelalterlichen Stadt- 
wirtschaft mit der modernen Kriegswirtschaft beleuchtet. Weniger 
ausführlich sind dann wieder die Ausführungen über Literatur, Kunst 
und Wissenschaft.?). Der Anteil der Reformation an diesen Neuerungen, 
1) Im Gegensatz zu der 8. 70—72 vorgetragenen Anschauung : vom 
„Umweg über Ritschl“, den die Forschung von Ullmann bis zur jetzigen 
Anschauung über die „Reformatoren vor der Reformation“ eingeschlagen habe, 
möchte ich mich zu der Ansicht bekennen, daß nur durch diesen „Umweg“ 
die klare Erkenntnis der religiösen Eigenart Luthers möglich war, die ja 
auch die Grundthese des von Belowschen Buches ausmacht; vgl. hierzu 
neben H. Böhmer in theologischen Literaturblatt 1917 Nr. 7 u. 8 die neuerliche 
Erörterung über Luthers religionsgeschichtliche Bedeutung von Friedr. Heiler 
(München 1918) und Wilh. Heitmüller (Marburger Rektoratsrede 1917). 
2) Die Geschichte der Philosophie im Übergangszeitalter vom 14. bis 


17. Jahrhundert liegt noch ganz im Argen und bedarf (trotz Dilthey und 
H. Maier) einer einheitlichen, sachkundigen Bearbeitung. 
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welche dem 16. Jahrhundert an sich schon ‚‚die Bedeutung einer neuen 
Epoche“ sichern, wird dahin bestimmt, daß sie die für das Mittelalter 
charakteristische Vorherrschaft der Kirche brach, jedoch ‚mit der Kritik 
eine positive Grundauffassung vereinigte“. Dieser positive Inhalt der 
Reformation, den v. Below als ‚persönliches Christentum“ zu bestimmen 
sucht, gehört nach seiner Auffassung mit zum Wesen des „modernen 
Geistes“. Trotz der unverkennbaren Voreingenommenheit für den 
mystisch gefärbten Pietismus und gegen die „romanische‘ Aufklärung, 
deren Verdienste viel zu gering geschätzt werden, wird man weite Strecken 
mit dem Verfasser gehen können. Jedoch ist der Satz meines Erachtens 
gänzlich irreführend: ‚Die katholische Kirche lehnt die rein persönliche 
Religiosität nicht bloß offiziell, sondern auch durch überwiegende Praxis 
ab.“ Er wird auch sofort dahin eingeschränkt, daß „im einzelnen den 
katholischen Kreisen das persönliche Christentum ganz gewiß nicht 
fehle“. Ohne Pflege der persönlichen Religion kann keine Kirche, auch 
die katholische nicht, bestehen. Es wird weiterer, der religionsgeschicht- 
lichen Parallelen und der religionspsychologischen Durchdringung sich 
bedienender Forschung Aufgabe sein, die ‚persönliche‘ Note sowohl 
im reformatorischen als auch im katholischen Christentum noch näher 
zu bestimmen und dabei vielleicht festzustellen, wie durch die Tat- 
sache der Reformation die persönliche Zuspitzung auch im Katholizismus 
verstärkt worden ist und in ihrer katholisch-mystischen Eigenart zum 
Aufbau der modernen Welt mit beigetragen hat. — 

| Der Vortrag über „Die Bedeutung der Reformatiön für die 
politische Entwicklung“ geht gleichfalls von der stark betonten 
religiösen Eigenart und Zielsetzung Luthers und seines, Werkes aus. 
„Gerade durch die Beschränkung, in der sich seine Tätigkeit entfaltet, 
ist das Große erreicht worden.‘ ‚Wir dürfen in der Tat von einer Be- 
freiung des Staats durch die Reformation‘ auf dem Weg der religiösen 
Errungenschaften reden. Unter voller Ausnutzung der neueren Forschung 
(bes. Holl, K. Müller, v. Schubert) wird das dargetan an Luthers 
Stellung zum Krieg; er ist weltliche Angelegenheit (auch der Türken- 
krieg) und als Verteidigungskrieg göttlicher Beruf der Obrigkeit. Ferner 
in Luthers Stellung zum Widerstandsrecht; er erkennt in zunehmendem 
Maß das Eigenrecht der juristisch-politischen Beurteilung an. Endlich 
in der Auflösung des universalen mittelalterlichen Kaiserreichs durch 
die Reformation; eine Besprechung der einzelnen dabei entstandenen 
modernen Staaten zeigt, daß „mit Renaissance und Humanismus allein 
die vom Mittelalter überkommenen Schwierigkeiten nicht gelöst worden 
sind‘. In Deutschland hat, nachdem es sich entschieden hatte, daß 
das Reich als Ganzes die kirchlichen Verhältnisse nicht ordnen würde, 
die territorialkirchliche Entwicklung derart eingesetzt, daß „in den 
protestantischen Gebieten das politische Leben sich am stärksten be- 
wegte‘‘. Brandenburg-Preußen liefert ‚das klassische Beispiel der Auf- 
richtung des absolutistischen Regiments“; andere lutherische Terri- 
torien, wie Württemberg und Mecklenburg, haben bis zum Ende der 
alten Reichszeit eine vollkräftige landständische Verfassung sich be- 
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wahri. Hier entwickelt sich in Fortsetsung und Ausbau der in der städti- 
schen Verwaltung des ausgehenden Mittelalters gegebenen Anfänge die 
Verselbständigung auf den Gebieten der Armen- und Krankenpflege 
und des Schulwesens. Hier haben schließlich die protestantischen Mino- 
ritäten „die ersten staatlich anerkannten Toleranzgrundsätze erwirkt‘“. 
Die neuerdings üblich gewordene Bevorzugung des Calvinismus vor 
dem Luthertum hinsichtlich der politischen Auswirkungen wird vom 
Verfasser wesentlich eingeschränkt. ‚In der Frage des Ursprungs der 
monarchomachischen Lehren und der sogenannten Menschenrechte sind 
Calvin und der Calvinismus zu entlasten.“ Die politische Art der Puri- 
taner hängt zwar mit Calvin zusammen, aber sie ist durch die spezielle 
Zuspitzung der politischen Verhältnisse in England mitbedingt und hat 
im Luthertum ihre Parallelen (z. B. Luther selbst, Paul Gerhard, Gustav 
Adolf, Dahlmann). Vergleicht man die Ergebnisse der allgemeinen poli- 
tischen Entwicklung in den protestantischen Staaten mit denen, die 
sich der Reformation nicht anschlossen, so kann man feststellen, daß 
dort in allen staatlich-kirchlichen Beziehungen reinere und darum klarere 
Verhältnisse geschaffen sind, ja daß einzelne mit der Reformation zu- 
sammenhängende neuschöpferische Bewegungen, wie die religiös-poli- 
tische Erneuerung in Deutschland zu Anfang des 19. Jahrhunderts, 
auch den katholischen Volksteil mit ergriffen haben.!) So muß die an 
' sich baklagenswerte Spaltung auch als eine Quelle des geistigen Reich- 
tums ertragen und schließlich durch innerliche Annäherung überwunden 
werden. 

Gerade der Vortrag gibt in seiner Verbindung knapper Formulie- 
rungen und warmherziger Stellungnahme einen interessanten Überblick 
über den gegenwärtigen Stand und die eigentümliche Natur der schwie- 
rigen geistesgeschichtlichen Forschung auf diesem heißumstrittenen 
Gebiete. 


Marburg i. H. H. Hermelink. 


ee 


Emil Sehling, Geschichte der protestantischen Kirchen- 
verfassung (a. u. d. T.: Grundriß der Geschichtswissenschaft 
zur Einführung in das Studium der deutschen Geschichte 
des Mittelalters und der Neuzeit hrsg. von A. Meister 
II, 8). Zweite Auflage. Leipzig-Berlin, B. G. Teubner 
1914. 508. 8°. 


1) Diese „Erweckung“ zu Beginn des 19. Jahrhunderts ist jedoch nur 
in lokalen Einzelerscheinungen in Deutschland ein Wiedererwachen des 
reformatorischen Geistes; darüber hinausgehend ist sie eine interkonfes- 
sionelle (vgl. die Anfänge des modernen Ultramontanismus) und eine inter- 
nationale Erscheinung. 
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In scharf umrissenen Linien zeichnet der Verfasser mit der feinen 
Feder überlegener Sachkenntnis ein Bild von vier Jahrhunderten prote- 
stantischer Kirchenverfassung. Fern von aller unnützen Kombination 
und Spekulation ist der Grundriß infolge des nüchternen sachlichen 
Urteils, das nie den Boden besonnener Forschung verläßt, zur vor- 
läufigen Orientierung über die wichtigsten Probleme evangelischer 
Kirchenverfassungsgeschichte vortrefflich geeignet. Die eingehenden 
Literaturangaben machen ihn gleichzeitig zu einem zuverlässigen Führer 
durch die Spezialliteratur. Bei dem geringen Raume (50 Seiten) war 
es erforderlich, einzelne Probleme herauszugreifen, um sie auf Kosten 
anderer minder wichtiger mit einiger Vollständigkeit zu behandeln. 
Zu diesen bevorzugten Problemen gehört die Entwicklung des landes- 
herrlichen Kirchenregiments, wobei der Referent die klare und über- 
sichtliche Gegenüberstellung der Theorie und Praxis als besonders ge- 
lungen ansieht. — 

Heute, wo es gilt, auf den Ruinen des gestürzten landesherrlichen 
Kirchenregiments eine neue Kirchenverfassung erstehen zu lassen, ist 
es besonders notwendig, das Werden des Gewordenen zu betrachten, 
um daran das Werden des Zukünftigen zu werten. In diesem Sinne 
hat das ohnehin wertvolle Büchlein durch di® enpeten Ereignisse an 
Bedeutung noch gewonnen. 


Barlin-Friedenau. Ernst Martens. 


Lie. Dr. Simon Schoeffel, Die Kirchenhoheit der Reichs- 
stadt Schweinfurt (a. u. d. T.: Quellen und Forschungen zur 
bayerischen Kirchengeschichte hrsg. von Hermann Jordan 
III). Leipzig, A. Deichert 1918. XIV, 4988. 8°. 


Unter gründlichster Ausschöpfung der Archive, der Chroniken und 
der ortsgeschichtlichen Literatur wird hier das kirchliche Wirken der 
Stadt Schweinfurt vom Mittelalter durch die Reformation hindurch 
bis 1802 (dem Ende der Reichsunmittelbarkeit zufolge des Anfalls an 
Bayern) in ununterbrochenem Zusammenhang dargestellt. Ist auch 
der Gang der politischen Ereignisse, soweit er die Stadt betrifft, und 
das religiöse und sittliche Leben in der Stadt keineswegs vergessen und 
auf die Hervorkehrung der führenden Persönlichkeiten, vornehmlich 
aus der Stadtgeistlichkeit der. Reformationszeit und der späteren Zeit, 
liebevolle Sorgfalt verwendet, so liegt doch das Hauptgewicht auf der 
Entwicklung der verfassungsrechtlichen Einrichtungen. Dies will 
auch der Titel andeuten, der den Ausdruck ‚„Kirchenhoheit“ freilich 
nicht in dem heutigen engeren Sinne des bloßen staatlichen ius circa 
sacra nimmt, sondern darin die städtische Kirchenherrschaft in allen 
ihren Anwendungen, auch im Bereiche des ius in sacra, ja der innersten 
kirchlichen Angelegenheiten zusammenfaßt. Das läßt sich vom Stand- 


Literatur. 341 


punkt der dargestellten Zeit aus, die in ihrem territorialistischen Auf- 
stieg zu einer praktischen Ausgestaltung dieses Unterschiedes nicht ge- 
-Jangen konnte, vielleicht rechtfertigen, macht aber bei dem heutigen, 
hierin begrifflich geschulten Leser Mißverständnisse über den Inhalt 
des Buches möglich, die besser durch eine andere Titelgebung vermieden 
worden wären. 

Sehr zu loben ist es, daß der Verfasser in den verschiedenen Perioden 
überall den Ausgang von der Geschichte der weltlichen Stadtverfassung 
nimmt, wofür ihm Steins große Arbeit über die ‚‚Geschichte der Reichs- 
stadt Schweinfurt‘ (1900) als Vorlage diente. Dadurch wird für den 
bürgerlichen Einfluß auf religiösem und kirchlichem Gebiete, sein Werden 
und Wachsen die richtige Linienführung gewährleistet und in diesen 
Dingen die Stadt mit ihren verfassungsmäßigen Organen zutreffend als 
Subjekt alles rechtlichen Handelns erkannt: wie während der letzten 
Jahrhunderte des Mittelalters, so in ungebrochener Linie während des 
Ganges der Reformation selbst und ebenso während ihrer späteren Aus- 
wirkung und ihrer Behauptung gegenüber der von Würzburg her drohen- 
den Gegenreformation. Von der Ausgliederung einer protestantischen 
Kirchengemeinde, die etwa nur den Stadtrat mit der Besorgung der 
kirchlichen Geschäfte betraut hätte, war auch hier niemals die Rede. 
Zwar faßten auch in Schweinfurt, wie in den meisten anderen Städten, 
die Gedanken Luthers zunächst schon frühe in den Tiefen des Bürger- 
tums Wurzel, es war die Laienwelt, die von sich aus die innerliche Schwen- 
kung vollzog und hinter allem Weiteren drängend stand. Stark war 
die Einwirkung der städtischen Lateinschule (hierüber vgl. S. 141, 186). 
Aber als das berufene Organ, die Schwenkung zur rechtlichen Geltung 
zu bringen und eine neue Kirchenordnung zu schaffen, erschien auch 
in Schweinfurt in keinem Augenblick ein anderer denn der Stadtrat: 
in doppelter Eigenschaft als die Obrigkeit und als der Vertreter der 
Bürgerschaft, ja daß er die letztere Eigenschaft noch dadurch sinnfälliger 
machte, daß er zur Zeit des Bauernkrieges seiner eigenen Verfassung 
durch Verstärkung der ‚‚Achterherren“, des neben dem ‚‚inneren“ und 
„äußeren“ Rat stehenden Gemeindeausschusses, einen demokratischen 
Einschlag und damit sich eine breitere Rückendeckung in der Bürger- 
schaft gab (8.182). Erst 1542 kam durch den Rat die Reformation 
zum öffentlich-rechtlichen Ausdruck in Gestalt des förmlichen Über- 
tritts der Reichsstadt zur neuen Lehre, indem diese den Landgrafen 
Philipp von Hessen als Schutz- und Schirmherrn und als Vogt annahm. 
Solange hatte der Rat seine Geneigtheit für die Sache Luthers hinter 
den Anforderungen der überaus schwierigen politischen Lage (Gefahr 
für die reichsstädtischen Freiheiten beim Kaiser, doppelter Druck des 
Würzburger Bischofs als des zuständigen Diözesanbischofs und des ge- 
fährlichen fürstlichen Nachbars) zurückstellen müssen. 

Als der Rat dann reformierte, verfuhr er bei seinen dnsänen 
Schritten im unmittelbarsten Anschluß an die ihm in der katholischen 
Zeit zugewachsenen einzelnen Rechte seiner Kirchenherrschaft. Das. 
vermag der Verfasser in trefflicher Weise einleuchtend zu machen. Es 
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belohnt sich ihm hierbei der erste, das Mittelalter behandelnde Teil 
(S. 1—150) mit seinem ausführlichen Eingehen auf alle Seiten der da- 
maligen stadträtlichen Tätigkeit in den religiösen und kirchlichen An- 
gelegenheiten. Was in diesem Teil der Verfasser an geschichtlichem 
Material vorgeführt und wirklich verarbeitet hat, bildet meines Er- 
achtens — vom Standpunkte der Rechtsgeschichte gesehen — einen 
Hauptvorzug des Buches. Es bestätigt sich, wie auch der Nachtrag 7 
(S. 480ff.) noch ausdrücklich feststellt, an Schweinfurt durchweg, was 
ich in meinem Beitrag zur Sohm-Festschrift ‚‚Stadtgemeinde und Kirche 
im Mittelalter‘ (1914) S. 105ff. und in meiner Schrift ‚Stadtgemeinde 
und Reformation‘ (1918) S.9ff.!) ausgeführt habe. Die bedeutende 
Rolle der „Ratslehen“, d.h. der mit Laiengeld gestifteten und unter 
die Treuhänderschaft des Stadtrats gestellten Pfründen, tritt auch hier 
wiederum in das hellste Licht. Nur das Stadtpfarramt selbst und zwei 
ältere Benefizien an der Pfarrkirche unterstanden dem Patronat des 
Stiftes Haug. Über alle neueren, im 15. Jahrhundert als der Zeit stärkster 
Gebefreudigkeit der Bürgerschaft gegründeten, geistlichen Stellen, 13 an 
der Zahl, verfügte dagegen der Rat als Stiftuägstreuhänder mit einer 
weit über den Patronat hinausgehenden Rechtsmacht. Es ist daher 
schief, wie es auch Verfasser noch S. 142f. tut, „Lehen“ und Patronat 
gleichzusetzen (vgl. hiergegen „Stadtgemeinde und Kirche im Mittel- 
alter‘‘ S.124f.. Der Rat ließ sich 1471 alle seine geistlichen Lehen 
vom eben anwesenden päpstlichen Legaten bestätigen; so sehr lag ihm 
daran, sich ihrer auf jede mögliche Weıse zu versichern, und so sehr 
fühlte er sich seinerseits für die kirchliche Versorgung der Stadt, die 
er dadurch in der Hand hatte, verpflichtet (S. 91ff., 142f.). Aber nicht 
bloß bei diesen Lehen, sondern auch wo das Stift Haug Patron war, 
führte doch der Rat, so gut wie ganz frei von jeder Mitwirkung von 
kirchlicher Seite, die Vermögensverwaltung durch eine eigene Depu- 
tation von zwei Gotteshausmeistern, Heiligenmeistern oder Kirchen- 
pflegern, meist selbst Ratsherren, woraus später nach der Reformation 
das städtische „Kirchen- und Schulamt‘ hervorging. In der Zeit der 
Klosterreformversuche sehen wir auch in Schweinfurt den Rat an der 
Arbeit.,. Er sah ‚‚bereits das Kloster als etwas an, das zur Stadt gehörte, 
wie eine Art Öffentlicher Wohlfahrtseinrichtung und nahm das Recht 
der Oberaufsicht einfach an sich“ (S.11l. Man braucht dies nicht 
mit dem Verfasser auf seine „landesherrliche Hoheit‘ zurückzuführen. 
Ebendasselbe begegnet ja in Territorialstädten. Es war Äußerung städti- 
scher Selbstbestimmung, eines wachsenden Übergreifens der bürger- 
lichen Aufgaben (darüber „Stadtgemeinde und Reformation“ $. 23). 
Schon frühe wehrte man sich gegen die Ausdehnung des klösterlichen 
Grundbesitzes innerhalb der Stadtmark. Die Amortisationsmaßregeln 
zeigen in Schweir:furt das typische Bild. Nicht Kloster- oder gar Kirchen- 
feindlichkeit war es was sie veranlaßte. Die Stadt war ‚ihrem‘ Kloster 


t) Vergl. die Besprechungen in dieser Zeitschrift, Kanonist. Abt. Bd. V 
8. 487 ff (Stutz) und Bd. VIII 8. 269f. (Werminghoff). 
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wohlgesinnt, man erfreute sich auch an seinem Reichtum, aus dem 
sowohl die einzelnen Bürger als die Reichsstadt selbst nicht ungern 
Darlehen nahmen (S. 109£.).,. Aber man mußte die städtische Bede vor 
der kirchlichen Steuerfreiheit schützen, daher die auch anderswo viel 
belegte Verpflichtung für das Kloster, ‚‚selgeret, gelt, heuser, eker, win- 
gerten“, die ‚der stadt betehafft‘‘ gewesen, binnen Jahresfrist zu ver- 
kaufen, während man den einzelnen Klosterbrüdern städtischen Grund- 
besitz dann, wenn sie ihn ‚‚versteuern und verbethen‘“ wollten, gestattete 
(S. 108, 116, vgl. dazu Eugen Mack, Die kirchliche Steuerfreiheit 
S. 216ff.). 

Die Ausgestaltung des städtischen Kirchenregiments nach dem 
Durchbruch der neuen Lehre erfährt in dem zweiten und dem dritten 
Teil des Buches eine eindringliche und vielseitige Behandlung. Die 
Bürgerschaft, die Laienschaft, die den großen körperschaftlichen Impuls 
gegeben hatte, hörte auch in Schweinfurt bald auf, an der Regelung 
des kirchlichen Lebens bestimmend mitzuwirken. Es kam nur noch 
zu einigen Machtproben zwischen der Stadtgeistlichkeit und dem Stadt- 
rat. Dieser blieb der endliche Sieger und wurde zum unumschränkten 
Beherrscher der neuen Kirche, darin den reichsfürstlichen Landesherren 
nichts nachgebend. Eher wurde der Einfluß der Geistlichen auf das 
Regiment noch stärker ausgeschaltet, da in Schweinfurt das Konsisto- 
rium, obwohl schon frühe nachweisbar, nicht zu einem ständigen Organ 
mit beschließender Stimme ausreifte, sondern vom Rat nur nach Be- 
lieben gehört und in beabsichtigter Bedeutungslosigkeit gehalten wurde 
(S. 342ff.). In Wirklichkeit regierten die Juristen, die Konsulenten und 
Syndici, die hinter dem Rat standen. Verfasser weiß uns darüber für 
die Lehrstreitigkeiten (S. 301ff.), für die Kirchenzucht (S. 322ff.) und 
für die Pfarrbesetzung (S. 332ff.) aus den Akten des 16. Jahrhunderts 
Interessantes zu berichten. Das Standhalten in den Stürmen der Gegen- 
reformation und des Dreißigjährigen Krieges konnte das Kirchenregi- 
ment des Rats nur verstärken. Es potenzierte und überschraubte sich 
im Zeitalter des Absolutismus und der Aufklärung. Über die Stellung- 
nahme des Rats zu den geistigen Strömungen dieser Zeit (Pietisinus, 
Rationalismus) und über die damit zusammenhängenden Neuerungen 
im kirchlichen Leben der Stadt handelt der letzte (4.) Teil des Buches, 
der, wie Verfasser im Vorwort bemerkt, zwecks Raummangels gekürzt 
„werden mußte. Mit dem Übergang des Kirchenregiments an die Krone 
Bayern schließt die Arbeit. 

Man muß dem Verfasser für das in dem engen Rahmen der kleinen 
Reichsstadt auf großem Hintergrunde bis in die Einzelheiten sorgfältig 
ausgeführte Bild dankbar sein. Es gehört sein Buch zu den rechts- 
historisch wertvollsten unter den zahlreichen neueren Bearbeitungen 
lokaler Reformationsgeschichte. 


Leipzig. Alfred Schultze. 
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Johannes Metzler 8. J., Die apostolischen Vikariate des 

- Nordens. Ihre Entstehung, ihre Entwicklung und ihre 
Verwalter. Ein Beitrag zur Geschichte der Nordischen 
Missionen. Paderborn, Bonifazius- Druckerei G. m. b. H. 
1919. XXIV, 338 8. gr. 8°. 


Metzler behandelt die kirchliche Geschichte derjenigen Gebiete, 
die in der Sprache der römischen Kurie als Missiones septentrionales 
bezeichnet werden, das sind die protestantisch gewordenen Teile Nord- 
deutschlands und die skandinavischen Reiche, in denen überall im Ver- 
folg der Reformation das katholische Kirchenwesen zu herrschen auf- 
gehört hatte, so daß die Zahl der Katholiken hier äußerst gering war. 
Nur in den 1648 durch den Westfälischen Frieden dem Kurfürsten von 
Branaenburg zugesprochenen Ländern Magdeburg, Halberstadt und 
Minden bestanden noch einige Klöster der alten Orden (Benediktiner, 
Augustinerchorherren, Dominikaner, Franziskaner, Zisterzienserinnen und 
dergleichen), die infolge der Bestimmungen des Normaljahres von 1624 
erhalten blieben, in Minden war noch ein vorwiegend katholisches Dom- 
kapitel und zwei Kollegiatstifte, im Halberstädter Domkapitel und in 
den dortigen Stiftskapiteln waren einige Präbenden in katholischen 
Händen; auch in Lübeck waren noch vier Domherrenstellen katholisch. 
Wohl siedelten sich in den Städten Kaufleute und Gewerbetreibende _ 
aus katholischen Gegenden an, eigentliche geschlossene Gemeinden von 
Katholiken gab es aber nicht. Noch weniger zahlreich waren die Katho- 
liken in den skandinavischen Ländern. Erst im Lauf des 17. und 18. Jahr- 
hunderts änderte sich das etwas, als aus diplomatischen, militärischen 
oder bevölkerungspolitischen Gründen mancherorts die katholische Re- 
ligionsübung wieder gestattet wurde. So hatten in Bremen, Hamburg, 
Kopenhagen, Stockholm die Gesandten des Kaisers und der katholischen 
Mächte Frankreich und Spanien ihre Kapellen mit eigenen Geistlichen, 
die dann natürlich eine Stütze der Mission wurden; in Brandenburg 
wurde namentlich die Seelsorge für die in katholischen Ländern an- 
geworbenen Soldaten gestattet; auch gaben die im 17. Jahrhundert häufi- 
gen Konversionen von Landesherren (z. B. in Hannover, Mecklenburg 
und Braunschweig) Anlaß zur Bildung katholischer Gemeinden. 

Als die Kurie sah, daß ihr Kirchenwesen in Norddeutschland und 
Skandinavien zusammenbrach, betraute sie seit Ende des 16. Jahrhun- 
derts ihre ständigen Nuntien in Köln damit, zu retten was zu retten war; 
und nach der Errichtung der Congregatio de propaganda fide in Rom 
im Jahre 1622 wurden auch die Nuntien in Brüssel und Warschau bei- 
gezogen, jeder von ihnen bekam ein abgegrenztes Gebiet zur Beauf- 
sichtigung, dem Nuntius in Brüssel wurde Dänemark und Norwegen 
zugewiesen, dem in Warschau Schweden, Pommern und Preußen, das 
übrige, also Norddeutschland, verblieb dem Kölner; seit 1673 unter- 
stand aber das ganze Gebiet wieder allein der Kölner Nuntiatur. Die 
Nuntien bedienten sich zur Erfüllung ihrer Missionsaufgabe meist 
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lokaler Instanzen im Wege der Subdelegation. Erst als mit der Säku- 
larisierung der norddeutschen Bistümer durch den Westfälischen Frieden 
jede Aussicht auf Erhaltung der Hierarchie in diesen Gegenden ge- 
schwunden und: die letzten katholischen Bischöfe weggefallen waren 
(der Bischof von Halberstadt, Erzherzog Leopold Wilhelm von Öster- 
reich, resignierte 1648, der Bischof von Osnabrück, Minden und Verden, 
Kardinal Franz Wilhelm von Wartenberg, starb 1661), wurde eine eigene 
kirchliche Organisation für die Nordischen Missionen geschaffen in dem 
von der Propagandakongregation abhängigen Apostolischen Vikariat 
gleichen Namens, das seinen Sitz zunächst in Hannover hatte und nach 
einer reichen Entwicklung mit vielen Schwankungen und Veränderungen 
bis auf den heutigen Tag fortbesteht. Den Anlaß zu dieser Gründung gab 
der seit 1665 regierende katholisch gewordene Herzog Johann Friedrich 
von Hannover (Braunschweig-Lüneburg), auf dessen Bitten der Papst 
Alexander VII. im Jahre 1667 für die dem Herzog untergebenen hanno- 
verschen Lande Kalenberg, Göttingen und Grubenhagen einen eigenen 
Apostolischen Vikar bestellte. Das Gebiet dieses Apostolischen Vikars 
‘wurde 1669 nacheinander auf das Bistum Halberstadt und die Erzstifte 
Magdeburg und Bremen, die mecklenburgischen Herzogtümer und die 
in Holstein und Schleswig bestehenden Missionen ausgedehnt, 1678 auf 
Dänemark mit Norwegen, 1685 auf Lauenburg, 1688 auf Schweden, 
wobei überall die Landesgrenzen maßgebend waren. Im Jahre 1709 
fand eine Teilung dieses zu großen Missionsgebietes in zwei Sprengel 
statt, indem die hannoverschen und brandenburgischen Länder einem 
besonderen Apostolischen Vikar unterstellt wurden, zu dessen Juris- 
diktion nun auch die bisher noch nicht berücksichtigte Mark Branden- 
burg mit Pommern und das Fürstentum Minden (das Herzogtum Preußen 
ging als Annex Polens von früherher eigene Wege) und einige kurpfälzische 
Gebiete sowie seit 1715 auch Kursachsen (ohne die Lausitz) gehörten; 
Kursachsen erhielt indessen schon im Jahre 1763 einen eigenen Missions- 
organismus unter einem Apostolischen Vikar, der bis auf den heutigen 
Tag als Titularbischof in Dresden residiert. Diese Trennung von 1709 
wurde 1732 noch durch die Bildung eines besonderen Apostolischen 
Vikariats für die brandenburgischen Territorien unter dem Abt von 
Neuzelle erweitert, das aber bereits im folgenden Jahr, weil die Regie- 
rung nunmehr andere Absichten hatte — Friedrich Wilhelm I. ver- 
weigerte mit der drastischen Begründung ‚der Abt von Neuzelle ist 
ein Narr“ diesem die Bestätigung — von Rom wieder aufgehoben wurde. 
Im Jahre 1780 wurden die beiden 1709 getrennten Vikariate wieder 
vereinigt, aber schon 1783 wurde ihr Umfang durch die Abtrennung 
Schwedens, das auf Wunsch des Königs Gustav III. einen eigenen Apo- 
stolischen Vikar bekam, erneut verändert (ähnliche Bestrebungen Däne- 
marks blieben "damals ohne Erfolg). Eine große Umgestaltung des 
Missionsgebiets brachte dann die Neuordnung der kirchlichen Verhält- 
nisse in Deutschland durch die Zirkumskriptionsbullen zu Beginn des 
19. Jahrhunderts: Brandenburg und Pommern wurden dem Fürstbischof 
von Breslau zur immerwährenden Verwaltung überwiesen, die links von 
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Elbe und Havel gelegenen preußischen Gebiete (also namentlich Magde- 
burg, Halberstadt und Minden) in gleicher Weise dem Bischof von Pader- 
born; die Missionsgebiete innerhalb des damaligen Königreichs Hannover 
‘wurden den Bistümern Osnabrück und Hildesheim einverleibt und für 
die anhaltischen Länder ein eigenes Apostolisches Vikariat gebildet. 
Ähnliche Veränderungen wurden bald nachher mit den nordischen Teilen 
vorgenommen, 1843 wurde Norwegen abgetrennt und dem Apostolischen 
Vikariat in Schweden zugewiesen, bis es 1868 zur Apostolischen Präfektur 
und 1892 zum selbständigen Apostolischen Vikariat aufstieg (zwischen- 
durch bestand von 1855 bis 1868 als vorübergehendes Gebilde die Apo- 
stolische Präfektur des Nordpols); ebenso wurden 1868 Dänemark und 
Schleswig-Holstein zu besonderen Apostolischen Präfekturen (wenn auch 
anfangs in etwas unklarer Abhängigkeit vom Apostolischen Vikariat 
der nordischen Missionen) und Dänemark 1892 zum Apostolischen Vika- 
riat erhoben, so daß jetzt das ehemalige große Gebiet der Missiones 
septentrionales nur noch die beiden Mecklenburg, Lauenburg, die drei 
Hansestädte, das oldenburgische Lübeck (Eutin) und seit 1846 auch 
Schaumburg-Lippe und seit 1894 Helgoland umfaßt und zum Aposto- 
lischen Vikariat der norddeutschen Missionen (Vicariatus apostolicus 
Germaniae septentrionalis) geworden ist, als welches es nun mit der 
Apostolischen Präfektur Schleswig-Holstein zusammen regelmäßig von 
dem jeweiligen Osnabrücker Bischof im Nebenamt verwaltet wird. 

Die G>schichte dieses kirchenrechtlichen Gebildes war bisher im 
großen und ganzen durchaus nicht unbekannt, es gab sowohl Gesamt- 
darstellungen als auch zahlreiche Einzeluntersuchungen. Von der älteren 
bei Metzler angeführten Literatur abgesehen, beschäftigt sich nament- 
lich der zweite Band des großen Werkes von Otto Mejer, Die Propa- 
ganda, ihre Provinzen und ihr Recht (Göttingen und Leipzig 1853) 
mit den Nordischen Missionen, dann die vorzüglichen kleineren Abhand- 
lungen von Anton Pieper, Die Propagandakongregation und die Nordi- 
schen Missionen im 17. Jahrhundert (Vereinsschrift der Görresgesell- 
schaft, Köln 1886) und Franz Wilhelm Woker, Agostino Steffani, 
Bischof von Spiga i. p. i. Apostolischer Vikar von Norddeutschland 
1709—1728 (Vereinsschrift der Görresgesellschaft, Köln 1886), die in 
der wissenschaftlichen Welt fast gar keine Beachtung gefunden haben. 
Wenn Metzler nun eine neue Darstellung der Geschichte der Nordischen 
Missionen gibt, so findet das seine Rechtfertigung in den inzwischen 
erfolgten zahlreichen Veröffentlichungen von Archivalien, die Mejer 
noch nicht zugänglich waren, ich nenne nur die neun Bände von Max 
Lehmann und Paul Granier, Preußen und die katholische Kirche 
seit 1640 nach den Akten des Geheimen Staatsarchivs (Publikationen 
aus den preußischen Staatsarchiven, Leipzig 1878£f.), Philipp Hilte- 
brandt, Preußen und die Römische Kurie (im Auftrag des Kgl. Preußi- 
schen historischen Instituts nach den Römischen Akten bearbeitet, 
Band I, Berlin 1910), Paul Wittichen, Zur Geschichte des Apostoli- 
schen Vikariats des Nordens zu Beginn des 18. Jahrhunderts (Quellen 
und Forschungen aus italienischen Archiven und Bibliotheken, Band VI, 
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Rom 1904, S. 343f.). Ihm stand auch das Archivmaterial der Propa- 
gandakongregation zur Verfügung, das allerdings auch Pieper schon 
ausgiebig benutzt hatte, und die Archivalien des Jesuitenordens, speziell 
von dessen deutscher Provinz, zu welcher Metzler als Mitglied gehört; 
des weiteren sind namentlich Materialien des Staatsarchivs in Hannover, 
des Osnabrücker bischöflichen Generalvikariats und der Beverinischen 
Bibliothek in Hildesheim benutzt worden. So gewährt denn die Metzler- 
sche. Darstellung ein z. T. neues Bild der Geschichte der Nordischen 
Missionen, und auch da, wo keine neuen Ergebnisse zutage getreten 
sind, ist sie durch die zusammenfassende Behandlung der bisher ver- 
streuten Ergebnisse der Forschung anderer dankbar zu begrüßen; für 
die deutsche Lsserschaft ist sie besonders durch die ausgiebige Ver- 
wertung der hier ja meist unzugänglichen skandinavischen Literatur 
von Bedeutung (Metzler war längere Zeit an der Kopenhagener Mission 
tätig), sie gibt so namentlich über die Entwicklung der eigentlichen 
Nordischen Missionen in Dänemark, Norwegen und Schweden, die bisher 
weniger bekannt war, erwünschten Aufschluß. 

Metzler will sein Werk nur als Vorarbeit für die Geschichte der 
Nordischen Missionen gelten lassen. Und deren Geschichte ist in der 
Tat sehr reich, davon gibt die Metzlersche Darstellung ein fesselndes 
Bild. Die treibenden Kräfte der Mission: Glaubenseifer, Politik, Eitel- 
keit; die mannigfachen Widerstände: finanzielle Schwierigkeiten der 
Mission, besonders bei einzelnen Apostolischen Vikaren (angesichts ihrer 
fragt man sich, warum die Kirche bzw. der Papst kraft seiner plenitudo 
potestatis nicht einfach einige der gut dotierten, aber bedeutungslosen 
norddeutschen Stifter oder Klöster, etwa das Hildesheimer Kreuzstift, 
als solches aufhob und ihr Vermögen im Wege der Conversio den Zwecken 
der Mission dienstbar machte, was kirchenrechtlich durchaus einwandfrei 
gewesen wäre; derartige Aufhebungen zu kirchlichen Zwecken haben 
ja wiederholt stattgefunden, z. B. Ende des 18. Jahrhunderts in Köln, 
Münster, Hildesheim zugunsten der bischöflichen Priesterseminare, ähn- 
lich‘ noch 1864 in Regensburg hinsichtlich des Schottenklosters) das 
Staatskirchentum der protestantischen Landesherren, das namentlich 
in Brandenburg im 17. und 18. Jahrhundert zu den bekannten, schon 
oft behandelten Episoden führte (Ernennung von landesherrlichen Gene- 
ralvikaren u. dgl. — auch Theodor Mommsen hat sich ja in den 
Preußischen Jahrbüchern Band 39, 1877, mit dem geplanten katholischen 
Vikariat in Berlin unter Friedrich dem Großen beschäftigt), teilweise 
engherzige staatlich-konfessionelle Fesseln (in Mecklenburg z. B. wurde 
erst durch Verordnung vom 5. Januar 1903 den Katholiken öffentliche 
Religionsübung zugestanden, vgl. auch Metzler S. 190f. und für Schwe- 
den 8. 15, 226f., 230); im ganzen aber stetiger Fortschritt. Interessant 
ist auch die Persönlichkeit der einzelnen Apostolischen Vikare, die von 
Metzler jeweils eingehend geschildert wird; denn die Geschichte der 
Mission ist, wie M. ganz richtig erkannt hat, im wesentlichen von den 
Lebensschicksalen der Führer abhängig: sie ist die Geschichte der ein- 
zelnen Vikare. Diese waren entweder Hofbischöfe italienischer Her- 
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kunft (Valerio Maccioni, 1667—1676, der 1674 durch päpstliche Pro- 
vision Domherr in Lübeck wurde; Agostino Steffani, 1709—1728; nicht 
aber Hortensio Mauro, den Mejer 1687 im Apostolischen Vikariat folgen 
läßt, s. u.) oder Weihbischöfe der norddeutschen Bistümer Osnabrück, 
‚Münster, Paderborn, Hildesheim (darunter Nikolaus Steno, der .igen- 
artige Däne Niels Stensen, 1677—1686) oder endlich, anfangs seltener, 
später regelmäßig, norddeutsche Diözesanbischöfe, denen die Verwaltung 
des Apostolischen Vikariats von der Propaganda bzw. dem Papst neben 
der Besorgung ihrer Bistümer übertragen wurde (so der Humanist Ferdi- 
nand von Fürstenberg, Bischof von Paderborn und Münster, der eine 
großartige Stiftung für die Missionen machte, 1680—1683 neben Steno; 
der Hildesheimer Bischof Jobst Edmund von Brabeck, 1697—1702, 
von Mejer II S. 274 fälschlich Josef Klemens genannt; die Bischöfe 
von Paderborn und Hildesheim Friedrieh Wilhelm von Westfalen, 1775 
bis 1789, und Franz Egon von Fürstenberg, 1789—1825, dann Friedrich 
Klemens von Ledebur-Wicheln, Bischof von Paderborn 1826-1839). 
Auch gab es zwischendurch im 18. Jahrhundert noch einige hauptamt- 
liche Apostolische Vikare. Dies war seitens der Kurie namentlich im 
19. Jahrhundert geplant: der 1839 zum Apostolischen Vikar ernannte 
Titularbischof Laurent sollte in Hamburg residieren, es wurde ihm aber 
seitens der Regierung der Aufenthalt dort nicht gestattet, weshalb die 
Norddeutschen Missionen seitdem ständig den Osnabrücker Weihbischöfen 
bzw. jetzt Bischöfen anvertraut werden (und zwar bis auf den heutigen 
Tag unter dem nach Laurents Tode ganz unrichtigen Titel von Pro- 
vikaren), während in Dänemark, Schweden und Norwegen jeweils ein 
hauptamtlicher Apostolischer Vikar mit Bischofsrang wirkt. (bisher neben 
einigen Franzosen und Schweizern namentlich Deutsche). 

Die Apostolischen Vikare führten anfangs im 17. Jahrhundert den 
stereotypen Titel ‚„Vicarius Apostolicus, Officialis generalis et Commissa- 
rius Sanctae Sedis“; das hat seine historisch-juristische Bedeutung und 
ist nicht etwa, wie man vielleicht anzunehmen geneigt sein könnte, eine 
Tautologie: als Vikare führten sie namens des Papstes die Verwaltung, 
als Offiziale hatten sie die geistliche Gerichtsbarkeit (noch heute ist 
der Bischof von Osnabrück als Apostolischer Provikar der Norddeutschen 
Missionen zugleich Offizial für diese Gebiete, während er als Bischof 
für das Diözesangebiet einen besonderen Offizial ernennt), die Bezeich- 
nung Officialis generalis mag daher rühren, daß ihr Gebiet sich über 
mehrere alte Diözesen erstreckt, in denen bisher jeweils besondere Offi- 
ziale amtiert hatten; als päpstliche Kommissare endlich hatten sie kraft 
einer jurisdictio delegata die Befugnis zur Visitation der im Vikariats- 
gebiet, namentlich in Magdeburg und Halberstadt gelegenen exempten 
Klöster (die Bischöfe hatten ja hierfür seit dem Tridentinum ein für 
allemal eine gesetzliche Delegation, sie visitierten tamquam Apostolicae 
Sedis delegati ohne besondere Beauftragung). Im ganzen war die kirchen- 
rechtliche Fundamentierung der Missiones septentrionales als einheit- 
liches Jurisdiktionsgebiet etwas problematisch, denn es war hier ja nicht 
Missionsland im Sinne der Heidenmission, wo die Kirche sich einem 
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Nichts gegenübergestellt sieht und Neues schaffen muß. Hier in den 
ehemals katholischen Gebieten hatte seit dem 9. und 10. Jahrhundert. 
eine ausgebreitete kirchliche Hierarchie mit zahlveichen Bistümern und 
Erzbistümern bestanden, die im Lauf des 16. Jahrhunderts von ihrer 
Herde verlassen worden und entweder mit ihrer ganzen Ausstattung in 
die Hände der Protestanten bzw. der neuen protestantischen Landes-. 
kirchen übergegangen waren (so in Skandinavien) oder ihr Vermögen 
durch Säkularisation zugunsten der Staaten eingebüßt hatten und darum 
nicht mehr besetzt wurden (so in Norddeutschland, endgültig im West- 
fälischen Frieden von 1648). Auch die damals bestehen gebliebenen 
katholischen Bistümer hatten seit Ende des 16. Jahrhunderts z. T. weit 
ausgedehnte Diasporagebiete (z. B. Osnabrück, Hildesheim, Mainz), in 
‚diesen Teilen der Diözesen durfte aber nach den staatsrechtlichen Be- 
stimmungen des Westfälischen Friedens Artikel V $ 16 (bzw. nach anderer 
Zählung $ 48) die bischöfliche Jurisdiktion in Zukunft nicht mehr aus- 
geübt werden, so daß für die Bischöfe eine tatsächliche Behinderung 
vorlag; kirchenrechtlich bestand aber ihre Jurisdiktion über die 
unter der Herrschaft protestantischer Landesherren stehenden Teile 
ihrer alten Diözesen unverändert fort, denn der’ Westfälische Friede 
wurde ja, eben wegen seiner in die Sphäre des katholischen Kirchenrechts 
übergreifenden Bestimmungen, von der Kirche nicht anerkannt und 
durch Innozenz’ X. Bulle Zelo domus Dei förmlich kassiert. Infolge 
dieser Kassierung blieb auch die durch ihn verfügte Aufhebung der 
norddeutschen Bistümer kirchenrechtlich ohne Wirkung, ebenso wie 
die faktische Protestantisierung der skandinavischen (und englischen) 
Bistümer, denen in Deutschland die brandenburgischen (Havelberg, 
Brandenbürg, Lebus) und kursächsischen (Merseburg, Naumburg, Meißen) 
und Lübeck gleichzusetzen sind, kirchenrechtlich zunächst gar keine 
Bedeutung hatte. Denn da kirchlicherseits diese Bistümer oder Diözesan- 
rechte damals nicht aufgehoben worden sind, trat in ihnen zunächst 
der kirchenrechtliche Zustand der Sedisvakanz ein oder da, wo die 
Bischöfe zum Protestantismus übergetreten waren, der Zustand der 
Sedes impedita. So wurden Bremen, Schwerin und Ratzeburg im Jahre 
1648 nach vorheriger langer Impedierung vakant, Magdeburg desgleichen 
1680, Naumburg, Merseburg, Meißen, Brandenburg, Havelberg, Lebus, 
Kammin und Lübeck waren seit dem 16. Jahrhundert impediert, ebenso 
die skandinavischen Bistümer; Halberstadt, Minden und Verden hatten 
bei ihrer Säkularisierung 1648 noch katholische Bischöfe, hier trat die 
kirchenrechtliche Vakanz also erst bei deren Abgang ein, was in Halber- 
stadt im selben Jahr durch Resignierung, in Minden und Verden 1661 
durch den Tod des Bischofs geschah; Mejer II S. 178f. und ihm folgend 
alle Autoren bis auf Metzler (z. B. S. 177) lassen die 1648 säkularisierten 
deutschen Bistümer fälschlich als dauernd impediert erscheinen. Bei 
einer Sedisvakanz nun geht die Regierung des Bistums kirchenrechtlich 
auf das Domkapitel über, das aus seinen Reihen einen Kapitelsvikar 
für die Ausübung der Regierung bestellt; versäumt das Kapitel das 
oder stellt es einen Untauglichen auf, dann geht das Recht zur Ernennung 
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des Kapitelsvikars durch Devolution auf den Metropoliten über, ebenso 
b>stellt der Metropolit den Kapitelsvikar, wenn an der erledigten Kirche 
kein Domkapitel besteht; versäumt auch der Metropolit seine Pflicht, 
dann tritt Regelung durch den Papst ein; in exempten Bistümern geht 
die Devolution zur Ernennung eines Kapitelsvikars bei Säumnis des 
Kapitels an den nächsten Bischof über, bei Metropolitankapiteln an 
den ältesten Suffraganbischof bzw. dessen Kapitel (Trid. Sess. XXIV 
de ref. c.16, vgl. Joh. Bapt. Sägmüller, Lehrbuch des katholischen 
Kirchenrechts I®, Freiburg 1914, S. 457£.). Liegt keine Sedisvakanz 
vor, sondern ist das Bistum wegen Exkommunizierung oder Suspendie- 
rung des Bischofs impediert, dann ruht auch die Jurisdiktion des Kapitels 
und es greift sofort die Fürsorge des Papstes ein (Sägmüller S. 460). 
Das sind die Bestimmungen des Kirchenrechts. Daraus folgt, daß in 
denjenigen säkularisierten deutschen Bistümern, die noch katholische 
Bischöfe hatten, zunächst kirchenrechtlich alles beim alten blieb, so 
in Halberstadt bis 1648, in Minden und Verden bis 1661 (vgl. Ludwig 
Kaas, Die geistliche Gerichtsbarkeit der katholischen Kirche in Preußen 
in Vergangenheit und Gegenwart I, Kirchenrechtliche Abhandlungen, 
herausgegeben von Ulrich Stutz, Heft 84—85, Stuttgart 1915, S. 47); 
als dann wegen der Säkularisierung hier keine Nachfolger mehr gewählt 
wurden, bekam in Minden das dort noch bestehende überwiegend katho- 
lische Domkapitel die Regierung (vgl. statt anderm den Bericht des 
Osnabrücker Weihbischofs Otto von Bronckhorst an die Propaganda von 
1694, Hiltebrandt I Nr. 64), in Verden und Halberstadt aber, wo es 
keine geschlossenen katholischen Domkapitel mehr gab, ging die Er- 
nennung eines Kapitelsvikars nach obigem im Devolutionswege auf den 
Metropoliten, .den Erzbischof von Mainz, über. Der Erzbischof von 
Mainz handelte also ganz korrekt, als er in Halberstadt den vom letzten 
Bischof eingesetzten Generalvikar Johann Friedrich von Deutsch nach 
dem Wegfall des Bischofs seinerseits zur Regierung des Bistums bevoll- 
mächtigte; ebenso war auch wohl die Betrauung Maccionis, als dieser 
noch erst Apostolischer Vikar für die hannoverschen Lande war, mit der 
kirchlichen Regierung Halberstadts durch den Mainzer Erzbischof grund- 
sätzlich einwandfrei und es hätte an sich, solange der Mainzer nicht 
etwa die vorgeschriebene Frist versäumt hatte, für den Kölner Nuntius 
kein Grund bestanden, an der Rechtmäßigkeit der Schritte des Mainzers 
zu zweifeln (vgl. Kaas I S.47, Metzler S. 39). In den seit langem 
impedierten, weil in protestantischen Händen befindlichen Diözesen da- 
gegen hatte (wie Kaas I S.8f. gegen Mejer betont) der Papst von 
Anfang an über die nunmehrige kirchliche Regierung zu bestimmen, 
was z. B. 1562 in der bis auf die Gegenwart fortdauernden Anordnung 
einer Apostolischen Administration der Lausitz in der Person des Dechan- 
ten des Kollegiatstifts in Bautzen geschah (vgl. Meyer II S. 327f.), 
oder 1645 in der Ernennung des Osnabrücker Bischofs Franz Wilhelm 
von Wartenberg zum Apostolischen Vikar — richtiger Administrator — 
für das Erzbistum Bremen, nachdem er vorher von Urban VIII. schon 
ausgedehnte Fakultäten für alle nicht von katholischen Bischöfen geleiteten 
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impedierten norddeutschen Bistümer erhalten hatte; ähnliches war 1644 
für das Erzbistum Magdeburg geplant. 

Freilich. betrachtete man in Rom diese nunmehr protestantischen 
und daher tatsächlich zum Missionsland gewordenen Gebiete bald auch 
rechtlich als Missionsland, ohne auf das Bestehen bzw. grundsätzliche 
Weiterbestehen der vakanten oder impedierten Bistümer Rücksicht zu 
nehmen — nach Leo Mergentheim, Die Quinquennalfakultäten pro 
foro externo, ihre Entstehung und Einführung in deutschen Bistümern II, 
Kirchenrechtliche Abhandlungen herausgegeben von Ulrich Stutz, 
Heft 54—55, Stuttgart 1908, S. 144f., wurde Deutschland im 17. Jahr- 
hundert in Rom sogar allgemein als Missionsland angesehen, auch hin- 
sichtlich der Teile, die noch katholischen Bistümern unterworfen waren, 
wie z. B. im Erzstift Trier (so 1624 seitens der Inquisitionskongregation) 
— und als terra missionis, in welchem durch Abfall vom katholischen 
Glauben die kirchliche Organisation zerstört war, unterlagen sie sofort 
der Regelung durch den Papst; daher die erwähnte Betrauung der Nun- 
tien mit der kirchlichen Sorge für diese Gebiete. Gegenüber einer solchen 
allgemeinen, von der Zentrale ausgehenden Regelung mußten dann 
natürlich etwaige entgegenstehende Anordnungen seitens lokaler In. 
stanzen wirkungslos bleiben. 

Dieses kirchenrechtliche Neben- und Durcheinander erzeugte natür- 
lich eine reichliche Unsicherheit, wenigstens in den ersten Jahrzehnten; 
nachher hat das Produkt des Missionskirchenrechts, das Apostolische 
Vikariat der Nordischen Missionen, sich alleinige Geltung errungen, 
es wurde in Rom auch als der Erbe der vakanten und impedierten Bis- 
tümer angesehen. Denn diese Kirtenlosen Diözesen sind ja niemals von 
der Kirche förmlich aufgehoben worden und müßten deshalb grund- 
sätzlich bis auf den heutigen Tag als fortbestehend gelten; die Bistümer 
Schwerin und Ratzeburg z. B. sollten in den späteren Jahren des 17. Jahr- 
hunderts, als der Herzog Christian Ludwig von Mecklenburg zum Katho- 
lizismus übergetreten war, wiederholt neubesetzt werden (Metzler S. 64), 
und 1671, als der Bischof von Münster die Jurisdiktion über die ganze 
Grafschaft Bentheim zu erhalten wünschte, von der ein Teil bisher 
zu Münster, ein anderer seit 1561 zu Deventer gehört hatte, welches 
Bistum aber seit langem in Händen der Kalvinisten war, nahm der Papst 
eine regelrechte Dismembration der Deventerer Teile vor, vgl. Mejer II 
S. 244 Anm. 3: „.... eam comitatus Benthemensis partem, quae subest 
Deventriensi vel alteri ab haereticis occupatae dioecesi, praevia 
dismembratione uniri Monasteriensi“. Daß man später diese in Händen 
der Protestanten befindlichen tatsächlich untergegangenen Bistümer in 
Rom aber doch, ohne daß sie kirchlicherseits aufgehoben worden sind, 
such als rechtlich untergegangen betrachtete, ergibt die bisher noch 
wenig beachtete Tatsache, daß im Jahre 1821 bei der Neuordnung der 
kirchlichen Verhältnisse in Preußen durch die Bulle De salute animarum 
bzw. 1824 in Hannover durch die Bulle Impensa Romanorum Ponti- 
ficum dieser alten Diözesen gar keine Erwähnung geschieht, während 
die Bistümer Aachen und Korvei und die territorial-exempten Abbatiae 
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nullius Oliva und Neuzelle ausdrücklich kirchenrechtlich supprimiert 
wurden, ehe ihr Gebiet den neu umschriebenen anderen Diözesen ein- 
verleibt wurde; ebenso wurden 1817 durch die Bulle Dei ac Domini 
nostri in Bayern das Bistum Chiemsce, die exempte Abtei Kempten 
und die exempte Propstei Berchtesgaden, 1821 durch die Bulle Provida 
sollersque in Baden das Bistum Konstanz und in Württemberg die 
exempte‘ Propstei Ellwangen, die auch fast alle vakant und (abgesehen 
von Aachen, das erst seit 1801 bestand, und von Oliva) staatlicherseits 
seit Anfang des 19. Jahrhunderts säkularisiert waren, kirchlich noch 
besonders aufgehoben. Die im 16. und 17. Jahrhundert dauernd im- 
pedierten oder vakanten norddeutschen Bistümer Bremen, Verden, 
Halberstadt, Magdeburg usw. müssen daher kirchenrechtlich als durch 
Präskription untergegangen betrachtet werden, ein Vorgang, der durch 
die tatsächliche anderweite missionsrechtliche Verfügung über ihr Ge- 
biet (hierbei waren aber ohne formelle Berücksichtigung der Bisttimer die 
Landesgrenzen maßgebend) noch befördert wurde. Man dissimulierte in 
Rom allmählich das grundsätzliche rechtliche Fortbestehen der tatsäch- 
lich untergegangenen Bistümer. Den Übergang zu der neuen Auffassung 
zeigt vielleicht das Ernennungsdekret des Apostolischen Vikars Hiazynth 
Petit vom 20. April 1718 (Metzler S. 146 Anm. 18): Te praefatarını 
missionum, exceptis tamen locis.... quae episcopis ordinariis actualem 
in illis jurisdietionem exercentibus subjecta sunt, vicarium apostoli- 
cum ... .. constituimus, während es in dem Ernennungsdekret für 
Steffani vom 6. April 1709 (Metzler.S. 85 Anm. 12) nur heißt: missiones 
. quae tamen episcopis seu aliis ordinariis subjectae non sint. 
Diese Bistümer wurden ja anders als die in den Händen der Ungläubigen 
befindlichen, auch nicht von der Kurie ständig wieder besetzt — der 
Episcopus Myndensis oder Bischof von Münden aus dem Jahre 1736, 
den Mejer1S. VIII, ILS. 294 als Koadjutor des damaligen Apostolischen 
Vikars von Kochinchina erwähnt, gehört nicht nach Minden, wie Mejer 
&. 4. OÖ. behauptet, sondern, wie Mejer II S. 294 Anm. 2 bereits vor- 
sichtig andeutet, nach Myndos in Karien, einem Suffraganat von Aphro- 
disias (vgl. auch Julius Evelt, Die Weihbischöfe von Paderborn, 
Paderborn 1869, S. 145f. über den Paderborner Weihbischof Winimar 
Knipschildt, Episcopus Myndensis 1729—1732); einen Bischof von Min- 
den i. p. i. hat es nicht gegeben (wohl aber beabsichtigte die branden- 
burgische Regierung im Jahre 1721 durch das Mindener Domkapitel 
einen preußischen Landesbischof wählen zu lassen, was freilich nicht zur 
Ausführung kanı, Metzler S. 105). — Das gleiche muß hinsichtlich der 
alten skandinavischen, holländischen und englischen Bistümer gelten, 
auch sie sind durch Präskription kirchenrechtlich untergegangen, denn 
auch bei der im 19. Jahrhundert erfolgten Wiederaufrichtung der Hier- 
archie in England und Holland geschieht der alten Bistümer dieser 
Länder keine Erwähnung, sie existierten eben für die Kurie nicht mehr, 
Die Ansicht Mejers II S. 64f., daß die alten englischen Bistümer auch 
jetzt, trotz der neuen Diözesaneinteilung Englands, von der Kirche noch 
als fortbestehend angesehen würden (8. 67 „. ... . so zeigt sich also 


Literatur. 353 


der bisher noch nicht bekannte Zug in der Natur von Missionsdiözesen, 
daß sie möglicherweise, wie Apostolische Vikariate, die Sprengel vor- 
handener Bistümer in sich aufnehmen können, ohne dieselben rechtlich 
zu zerstören‘) — dasselbe würde man nach Mejers Auffassung auch 
für Holland und Norddeutschland annehmen müssen —, ist sachlich 
nicht begründet. | 

Diese jurisdiktionellen Fragen treten bei Metzler mehr in den 
Hintergrund, er will ja in erster Linie eine geschichtliche Darstellung 
geben; sie sind aber für das Verständnis der damaligen Verhältnisse 
von großer Bedeutung. Das zeigt sich z. B. zu Anfang des 18. Jahr- 
hunderts in dem Jurisdiktionsstreit über die neue Mission in Braun- 
schweig und Wolfenbüttel, den Metzler S. 98f. behandelt (vgl. auch 
M. 8. 77, ausführlich geschildert bei Woker S. 48—57), das zeigte sich 
noch mehr in der erwähnten Unsicherheit über die Jurisdiktionsverhält- 
nisse im 17. Jahrhundert, als z. B. 1668 die Halberstädter Franziskaner 
bei der Propaganda beantragten, den Mainzer Generalvikar in Halber- 
stadt in Ermangelung eines Bischofs zum Obersten Missionar über Halber- 
stadt zu ernennen und ihm die nötigen Fakultäten zu erteilen (M. S. 38f.); 
als ferner der Erzbischof von Mainz außer fürHalberstadt auch in Magde- 
burg und Mecklenburg als Episcopus vicinior die Befugnis zur Ernennung 
eines Vikars beanspruchte, indem er wohl Magdeburg, das kein katho- 
lisches Domkapitel mehr hatte und dessen sämtliche Suffraganbischöfe 
ebenfalls weggefallen waren, ebenso wie die hirtenlosen mecklenburgi- 
schen Bistümer, deren Metropolitanbistum Bremen auch vakant war, . 
wie exempte Bistümer ansah (Hiltebrandt I Nr. 26; vgl. Metzler 
8. 39f.); als ferner im Jahre 1694 der Osnabrücker Weihbischof und 
spätere Apostolische Vikar Otto von Bronckhorst namens des Mindener 
Klerus in Rom die Ernennung eines Apostolischen Vikars für das Bistum 
Minden beantragte, obwohl doch kirchenrechtlich das dortige Dom- 
kapitel grundsätzlich die Regierung zu führen hatte und sie auch tat- 
sächlich führte (Hiltebrandt I»Nr. 64, freilich griff auch der Kölner 
Nuntius in die Regierung des Bistums Minden ein, indem er gelegentlich 
' die Approbation zum Beichthören erteilte; es wurde auch erwogen, ob 
der Erzbischof von Köln als Metropolit nicht jetzt die Regierung zu 
führen habe, wie das in Osnabrück jeweils unter den protestantischen 
Fürstbischöfen geschah, Hiltebrandt a.a.O., vgl. auch M. 8.69; 
man vermißt bei Metzler die Antwort des Kölner Nuntius auf die aus 
Anlaß des Bronckhorstschen Schreibens an ihn gerichtete Anfrage der 
Propaganda, vgl. Woker $. 58 Anm. 2). Der Nuntius schlug vor, Minden 
dem Apostolischen Vikariat der Nordischen Missionen zu unterstellen, 
was dann 1709 auch geschehen ist. Allerdings könnte an sich zunächst 
fraglich erscheinen, ob 1709 die Absicht bestand, auch Minden dem 
neuen Apostolischen Vikariat Steffanis zuzuweisen; Minden ist in Steffanis 
Ernennungsdekret nicht ausdrücklich genannt, es heißt dort nur, Steffani 
solle die Jurisdiktion über alle hannoverschen, kurpfälzischen und bran- 
denburgischen Territorien haben, soweit sie nicht der Jurisdiktion von 
Bischöfen oder anderen Ordinarien unterstehen, quae tamen epi- 
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scopis seu aliis ordinariis subjectae non sint (M. S. 85 Anm. 12); in Minden 
aber regierte bis dahin ja das Domkapitel mit jurisdictio quasiordinaria, 
wobei ein benachbarter Bischof, sooft es nötig war, die Pontifikalien be- 
sorgte (Woker S.58 Anm. 2, vgl. auch den Bericht Bronckhorsts von 
1694, Hiltebrandt I Nr. 64) — es waren dort also die gleichen Ver- 
hältnisse, wie zu Anfang des 19. Jahrhunderts in vielen säkularisierten 
Bistümern Deutschlands (z. B. im rechtsrheinischen Köln von 1801 bis 
1824, in Münster von 1801—1817, auch in Aachen von 1815-1824, die 
damals sämtlich von den Kapiteln regiert wurden) — in Minden war 
zudem das Domkapitel als Jurisdiktionsinbaber von den brandenburgi- 
schen Kurfürsten seit dem Homagialrezeß von 1650 anerkannt (E. A. 
Th. Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung der katholischen 
Kirche Preußens, Halle 1840, S. 217£.), während der Wirksamkeit der 
Apostolischen Vikare in den brandenburgischen Gebieten seitens der 
Regierung im 17. und auch noch im 18. Jahrhundert stets wegen des 
beanspruchten jus episcopale Hindernisse bereitet wurden, so daß auch 
eigentlich die politische Klugheit eine Angliederung Mindens an das 
Apostolische Vikariat als untunlich erscheinen lassen mußte; freilich 
residierte kaum einer der katholischen Domherren in Minden, da sie 
meist zugleich noch anderswo präbendiert waren (vgl. Hiltebrandt I 
Nr. 202 von 1716: „. . . . li cattolici, che sono provisti di altri benefitij, 
sono quasi sempre assenti“, ferner Nr. 215 von 1719). Tatsächlich war 
Minden, darin ist Metzler S. 79 und 88 und ebenso Mejer II S. 278 
. im Gegensatz zu Laspeyres 8. 217f. zuzustimmen, im 18. Jahrhundert 
dem Apostolischen Vikariat unterstellt, Steffani hat z.B. in Minden 
gefirmt und wird 1720 vom Mindener Klerus als Ordinarius bezeichnet. 
(Hiltebrandt I Nr. 215 bzw. Nr. 220 Ziffer 33, vgl. auch Metzler 
S. 113) und Franz Egon von Fürstenberg, seit 1789 Apostolischer Vikar, 
subdelegierte 1812 die Jurisdiktion über Minden an den Osnabrücker 
Weihbischof von Gruben (M. S. 170), ebenso wird in der Bulle De salute 
animarum von 1821 Minden in Kapitel80 als Bestandteil der Nordischen 
Missionen bezeichnet. 

Nach Metzler S.28 wurde der Bischof von Osnabrück, Franz 
Wilhelm von Wartenberg, im Jahre 1645 zum Apostolischen Vikar für 
Bremen, Minden und Verden ernannt; wenn das nicht etwa ein Irrtum 
Metzlers ist, was ich augenblicklich nicht nachprüfen kann (nach 
Pieper 8.53 wurde Franz Wilhelm nur Apostolischer Vikar im Eir- 
bistum Bremen, vgl. auch Mergentheim II S. 129f.), dann ergäbe 
sieh daraus, welche Unklarheit hinsichtlich des protestantischen Nord- 
deutschland selbst in Rom herrschte, denn Franz Wilhelm war zuvor, 
wie Metzler $. 26 richtig angibt, im Jahre 1630 von Papst Urban VIII. 
zum Bischof von Minden und Verden ernannt, konnte freilich die Regie- 
rung seiner Diözesen wegen des Einfalles der Schweden nicht ausüben. 
Im Jahre 1652 schlug (nach M. S. 29) die Propagandakongregation dem 
Papste vor, den Hildesheimer Weihbischof Adami zur Vornahme von 
Pontifikalhandlungen in den Bistümern Bremen, Lübeck, Magdeburg, 
Halberstadt und Minden zu bevollmächtigen, man betrachtete in Rom 
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-also trotz der Kassierung des Westfälischen Friedens den Papst als Juris- 
-diktionsinhaber auch über Minden, das doch damals noch einen Bischof 
und ein Kapitel hatte! Und ferner: Franz Wilhelm starb am 1. November 
1661, aber schon am 8. Oktober 1661 wurde von der Propagandakongre- 
gation für Minden in der Person des Mathias Bahrs (Holstenius) ein 
mit allen Fakultäten versehener Missionar ernannt (Bahrs hatte im 
Oktober 1660 einen entsprechenden Antrag an die Propaganda gerichtet, 
Hiltebrandt I Nr. 21). Daß man sich in Deutschland über die kirchen- 
rechtliche Lage dieser säkularisierten Diözesen nicht klar war, kann 
schließlich nicht verwundern; Bronckhorst spricht in seiner genannten 
Relation von 1694 über das Bistum Minden, nachdem er erwähnt hat, 
‘daß nach dem Tode des letzten Bischofs Franz Wilhelm das Domkapitel 
wohl die Approbation zum Beichthören erteilt babe, ‚‚qua auctoritate 
me latet, aliquibus quasi sede vacante illis (den Domherren) hoc con- 
:cedentibus, aliis vero negantibus ex eo quod illa dioecesis sedi vacanti 
comparari nequaquam posse videatur, cum potius extincta sit quam 
vacans sedes — ac praeterea, cum aliqui putent, capitulis sede vacante 
id ipsum quidem concedi, sed per vicarium aut per vicarios ab iisdem 
denominandos (Kapitelsvikare)‘“ (Hiltebrandt I Nr. 64). Also allent- 
halben Unsicherheit! Und auch als das Apostolische Vikariat Maccionis 
in Hannover errichtet war, kam noch keine volle Klarheit; der Aposto- 
lische Vikar, der doch vom Papst ernannt wurde und von der Propaganda 
ressortierte, wurde noch in ein besonderes Abhängigkeitsverhältnis zum 
Kölner Nuntius gebracht („sub omnimoda tamen dependentia a.... 
nostro et dietae Sedis ad tractum Rheni et partes inferioris Germaniae 
nuntio“, Metzler S. 41), sollte ferner in den hannoverschen Landen 
an die Zustimmung der Nachbarbischöfe gebunden sein (M. S. 35f.), 
was angesichts der Nichtanerkennung des Westfälischen Friedens durch 
die Kurie und des sich daraus ergebenden grundsätzlichen Fortbestehens 
der Jurisdiktion des Bischofs von Hildesheim über das östliche und des 
Erzbischofs von Mainz über das südliche Hannover (von Verden und 
Minden zu geschweigen) nur den Sinn haben kann, daß der Apostolische 
Vikar in diesen Gebieten gegebenenfalls als Delegat der Ordinarien 
amtieren solle; so war auch der Erzbischof von Köln, Max Heinrich von 
Bayern, als Bischof von Hildesheim 1667 mit Maccionis Vikariat ein- 
verstanden, weil die Ausübung seiner Jurisdiktion im Hannoverschen 
seit dem Westfälischen Frieden unmöglich geworden sei (M. S. 34). Das 
wurde wichtig bei dem späteren Streit mit Hildesheim über die Juris- 
diktion in Braunschweig und Wolfenbüttel (s. o.), in welchem Hildesheim 
obsiegte, nachdem tatsächlich Jahrzehnte hindurch der Apostolische 
Vikar die Jurisdiktion ausgeübt hatte; andererseits wird z. B. Olden- 
burg (das früher zum Bistum Osnabrück gehörte) 1821 in der Bulle 
De salute animarum in Kapitel 29 und Göttingen (früher zu Mainz ge- 
hörig) 1824 in der Bulle Impensa Romanorum in Kapitel20 als Bestand- 
teil der Nordischen Missionen bezeichnet, was mit der in Sachen der 
Wolfenbütteler Mission gegenüber Hildesheim angewandten Taktik Roms 
nicht im Einklang steht. Eine andere Frage hängt hiermit zusammen: 
23* 
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Auf welchem Rechtstitel beruht die seit dem 19. Jahrhundert tatsäch- 
lich gehandhabte Jurisdiktion des Bischofs von Münster über die Graf- 
schaft Tecklenburg in Westfalen ? Dieses ganz protestantische Gebiet, 
das im Jahre 1707 an Preußen gekommen war, gehörte im Mittelalter 
zum Bistum Osnabrück, und in Konsequenz der kirchlichen Nichtaner- 
kennung des Westfälischen Friedens betrachtete auch der Apostolische 
Vikar Steffani (dem ja 1709 die brandenburgischen Gebiete, soweit sie 
nicht unter der Jurisdiktion von Ordinarien standen, übertragen worden 
waren) anläßlich eines Einzelfalles im Jahre 1711 Tecklenburg als nicht 
zu seinem Vikariat gehörig, sondern als Bestandteil des Bistums Osna- 
brück (vgl. Woker 8. 70f., ferner den Bericht des Kölner Nuntius über 
Tecklenburg vom 8. Mai 1707, Hiltebrandt I Nr. 117), und als Osna- 
brücker Diözesangebiet mußte Tecklenburg auch noch im Jahre 1821 
bei der Neuordnung der kirchlichen Verhältnisse in Altpreußen durch 
die Bulle De salute animarum gelten, so daß es einer besonderen Dis- 
membrierung bedurft hätte, um das Gebiet dem Bistum Münster zu über- 
weisen; das ist aber nicht geschehen, die Bulle erwähnt Tecklenburgs 
mit keinem Wort, vermutlich weil damals keine katholischen Gemeinden 
dort bestanden. Das Gebiet ist aber auch bei der Neueinteilung des 
Bistums Osnabrück im Jahre 1824 durch die Bulle Impensa Romanorum 
nicht berücksichtigt worden (die dort in Kapitel 21 genannte Pfarrei 
Lengerich bezieht sich nicht auf den gleichnamigen Ort in der Graf- 
schaft Tecklenburg, sie liegt in der Provinz Hannover auf der Wallage 
im Lingenschen). Da sich seit der Neuordnung von 1824 die Grenzen 
des Bistums Osnabrück mit denen des Königreichs Hannover links der 
Weser decken, ist Tecklenburg damals also ins Freie gefallen und mußte 
als von der Propagandakongregation abhängiges Missionsland angesehen 
werden; tatsächlich aber übt, wie gesagt, jetzt der Bischof von Münster 
dort die Jurisdiktion aus, Tecklenburg gilt als Bestandteil des Bistums 
Münster. Auch hier muß man sich mit der Annahme einer Präskription 
helfen. Ähnlich steht es mit dem 1815 von Kursachsen an Preußen ab- 
getretenen Gebiet in der nunmehrigen Provinz Sachsen (Wittenberg, 
Torgau, Merseburg, Naumburg, Zeitz usw.), das jetzt kirchlich vom 
Bischof von Paderborn regiert wird, ohne daß es ihm jemals rechtlich 
zugewiesen worden ist. Diese kursächsischen Gebiete gehörten doch 
wohl mit dem ganzen Kursachsen (außer der Lausitz) zu dem 1763 er- 
richteten Dresdener Apostolischen Vikariat, von dem sie m. W. niemals 
abgetrennt worden sind; in der Bulle De salute animarum, durch welche 
der in der Provinz Sachsen gelegene Teil der Nordischen Missionen 
(Magdeburg, Halberstadt usw.) den Bischöfen von Paderborn zur Ver- 
waltung übertragen wird und die dort liegenden ehemals Mainzer Teile 
(Erfurt, Eichsfeld) dem Bistum Paderborn einverleibt werden, ist von 
Naumburg, Merseburg usw. keine Rede; sie müssten also rechtlich noch 
als zum Apostolischen Vikariat Sachsen gehörig betrachtet werden. Über 
diese Missionen von Merseburg, Zeitz, Wittenberg vgl. übrigens Hilte- 
brandt I Nr. 279, sie wurden 1719 von Steffani, dem sie damals unter- 

standen (Kursachsen gehörte ja von 1715—1763 zum Apostolischen 
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Vikariat von Norddeutschland), mit einigen thüringischen und ostelbi- 
schen Orten zusammen den 1719 von der Propaganda subventionierten 
Franziskanermissionen in Halle und Dessau zur Pflege anvertraut; mög- 
licherweise ist diese Verbindung dauernd geworden und durch die An- 
ordnung von 1763 nicht berührt worden, so daß von daher jetzt die 
Jurisdiktion des Paderborner Bischofs herrührt. Und weiter: Welchen 
kirchenrechtlichen Charakter haben die genannten 1821 von den Nordi- 
schen Missionen abgetrennten und dem Bischof von Paderborn über- 
wiesenen Gebiete Magdeburg, Halberstadt usw.? Sind sie jetzt noch 
Missionsland ? (Vgl. hierüber u. a. Josef Freisen, Das Bistum Pader- 
born und die Rechtsstellung des Bischofs in den einzelnen Bestandteilen 
desselben. Wissenschaftliche Beilage zur Germania, Berlin 1903, Nr. 33 
und 34.) Die gleiche Frage gilt bezüglich der Gemeinden in den Pro- 
vinzen Brandenburg und Pommern, die 1821 den jeweiligen Fürstbischöfen 
von Breslau zugeteilt worden sind. Metzler bringt S. 177f. nur die 
Bestimmungen der Zirkumskriptionsbulle. Nach deren Wortlaut sollten 
diese Gebiete wohl zweifellos Missionsland bleiben; es heißt in Kapitel 30: 
adjungimus .... & missionum septentrionalium Vicariatu Apostolico 
separandas et a futuris ac pro tempore existentibus Paderbonensibus 
episcopis perpetuo administrandas paroecias Mindensem usw. bzw. 
in Kapitel 33: ... ... futuri praeterea ac pro tempore existentis Wratis- 
laviensis episcopi administrationi perpetuo subjicimus eas quae & 
Vicariatu Apostolico missionum septentrionalium fuerunt hucusque ad- 
ministratae paroeciae in civitatibus Berolini usw.; sie sollten also im 
Wege einer Delegation verwaltet werden, nicht kraft der jurisdietio 
ordinaria der Bischöfe, was noch ganz klar aus der für Breslau getroffenen 
besonderen Regelung hervorgeht: quae (paroeciae) imposterum vi sub- 
delegationis episcopi Wratislaviensis a... . . praeposito parochialis 
ecclesiae s. Hedwigis dietae civitatis Berolinensis erunt administrandae; 
die Jurisdiktion des Propstes von St. Hedwig in Berlin über Brandenburg 
und Pommern ist eine subdelegierte, während sie, wenn Brandenburg 
und Pommern Bestandteil’ des Bistums Breslau wären, nur eine vom 
Fürstbischof als Ordinarius delegierte zu sein brauchte. Diese Gebiete 
gleichen aber in vielem denen des gemeinen Rechts, dessen Erforder- 
nisse erfüllt werden, namentlich gibt es hier allenthalben ordentliche 
Pfarreien mit Benefizien (vgl. Ulrich Stutz, Kirchenrecht in Holtzen- 
dorff-Kohlers Enzyklopädie der Rechtswissenschaft V?, Leipzig- 
Berlin 1914, S. 423f.), und tatsächlich werden sie seitens der beiden 
bischöflichen Verwaltungen seit langem als ordentliche Bestandteile der 
Diözesen betrachtet (vgl. Mejer II S. 478f. und meine Besprechung von 
Josef Freisen, Staat und katholische Kirche in den deutschen Bundes- 
staaten Lippe, Waldeck usw., Kirchenrechtliche Abhandlungen heraus- 
gegeben von Ulrich Stutz, Heft 25—29, Stuttgart 1906, in der West- 
deutschen Zeitschrift für Geschichte und Kunst XXVIII, 1909, S. 541f.), 
was auch von Rom jetzt sanktioniert worden ist; auf eine Anfrage 
aus Paderborn ist vor einigen Jahren in Rom die Entscheidung ergangen, 
daß diese Gebiete seitens der bischöflichen Verwaltungen juriediktionell 
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weiter so behandelt werden sollen, wie es im Lauf des 19. Jahrhunderts 
gewohnheitsmäßig geschehen ist; das heißt also, sie gelten jetzt auch 
offiziell als Diözesangebiet — freilich im Widerspruch mit dem Wortlaut 
der Bulle!) Ein ähnliches Verhältnis besteht (was schon Mejer II 
S. 484 hervorgehoben, was aber sonst wenig oder gar nicht beachtet 
worden ist) seit der Bulle De salute animarum auch zwischen dem Bischof 
von Münster und der oberen Grafschaft Lingen in We:tfalen; auch diese 
war Missionsland (zwar war sie nicht, wie sich aus der Formulierung 
bei-Metzler S. 170 ergeben könnte, Bestandteil der Nordischen Missio- 
nen, sondern vielmehr als früherer Teil der Holländischen Missionen — 
Metzler S. 181 — dem Apostolischen Vikar der Nordischen Missionen 
zu Ende des 18. Jahrhunderts nur persönlich von Rom übertragen, vgl. 
Johann Kaspar Möller, Geschichte der Weihbischöfe von Osnabrück, 
Lingen 1887, S. 215), und bszüglich ihrer heißt es in der Bulle in Ka- 
pitel 29 genau so wie von den sächsischen, pommerschen und branden- 
burgischen Gsmeinden: denique moderno ac pro tempore existenti epi- 
scopo Monasteriensi perpetuo regendas et administrandas committimus 
quinque paroecias nuncupatas Brochterbeck usw., während die. übrigen 
bisher schon unter der Jurisdiktion von Diözesanbischöfen stehenden 
Gebiete dem Bistum förmlich einverleibt, nicht bloß den Bischöfen zur 
Verwaltung übertragen werden, Dioecesim episcopalis Monasteriensis 
ecclesiae .... efformabunt ... . paroeciae heißt es am Anfang 
von Kapitel 29. Die hannoverschen Teile des Apostolischen Vikariats 
der Nordischen Missionen dagegen wurden anders behandelt als die 


1) Diese Entscheidung ist in der Literatur, soweit ich sehe, noch nicht 
verwertet worden; ich verdanke die Mitteilung ihres Inhalts Herrn Dom- 
kapitular und Geistlichen Rat Professor DDr. Linneborn in Paderborn. 
Daß auch Brandenburg und Pommern jetzt von der Kurie als Bres- 
lauer Diözesangebiet, nicht mehr als Missionsland angesehen werden, ergibt 
sich aus einem auf Anfrage des Fürstbischofs von Breslau hin ergangenen 
Dekret der Konzilskongregation vom 18, Juli 1918, betreffend die Applika- 
tionspflicht der Kuraten und Lokalisten (Acta Apostolicae sedis XI 1919 
8. 46f.); als Hauptargument für die Bejahung der Applikationspflicht der 
Kuraten an den sogenannten Missionsstationeu im Breslauer Diasporagebiet, 
also namentlich in Brandenburg und Pommern, gilt nämlich, daß diese 
Stationen nicht in terra missionis, sondern im Bistum Breslau liegen: „sta- 
tiones enim in cası non sunt partes territorii alicujus praefecturae seu 
vicariatus Apostolici, sed definite Dioecesis Wratislaviensis, in qua 
juxta can. 216 $ 38 non capit nomen et conceptus quasi-paroeciarum*, 
(Laspeyres a. 2.0. 8. 811 läßt Brandenburg und Pommern, bzw. Magde- 
burg, Halberstadt usw. schon damals, 1840, integrierender Bestandteil der 
betreffenden Bistümer sein.) — Jetzt ist alse für den Bischof von Paderborn 
nur das von ihm jeweils kraft besonderen Auftrags verwaltete Apostolische 
Vikariat Anbalt noch Missionsland, doch wird auch dessen Überleitung in 
die jurisdietio ordinaria des Paderborner Bischofs erwogen. Seit wann be- 
steht übrigens das bischöflich Paderbornische Kommissariat in Magdeburg, 
das den bisherigen sächsischen Delegaturbezirk Paderborns umfaßt, und 
welche Funktionen hat es? Offenbar ist es im 19. Jahrhundert den beiden 
andern aus der Mainzer Zeit herrührenden Verwaltungsbehörden des Bis- 
tums Paderborn im eigentlichen Diözesangebiet der Provinz Sachsen (dem 
Geistlichen Gericht in Erfurt und dem Kommissariat in Heiligenstadt) nach- 
gebildet; in der Literatur ist darüber nichts zu finden. 
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preußischen, sie wurden im Jahre 1824 dem Bistum Hildesheim als 
Diözesangebiet einverleibt, Kapitel 20 der Bulle Impensa Romano- 
rum: Dioecesis Hildesimensis efformabitur .... denique a tribus 
paroeciis Hannover, Göttingen et Celle... . quae hactenus a.... 
missionum septentrionalium Vicario Apostolico fuerunt spiritualiter gu- 
bernatae, ebenso wie der an Hannover gekommene Teil der Lingenschen 
Mission, nämlich die niedere Grafschaft, dem Bistum Osnabrück ein- 
verleibt wurde, Kapitel 21 derselben Bulle: Dioecesis Osnabrugensis 
constabit ex ... . archipresbyteratu inferioris comitatus Lingen 
duodecim continente paroecias usw. Die verschiedenartige Behandlung 
dieser Missionsgebiete durch Rom zu Anfang des 19. Jahrhunderts muß 
auffallen; vermutlich war das jeweilige Verhalten der beteiligten Regie- 
rungen zu diesen Fragen hierfür maßgebend. 

Alles das sind Gedanken, zu denen die Lektüre des Metzlerschen 
Buches anregt. Sie läßt den Wunsch aufkommen, daß auch die Holländi- 
schen Missionen vom 16. bis 19. Jahrhundert eine ähnliche gründliche 
Behandlung finden mögen, wie sie jetzt den Nordischen Missionen durch 
Metzler zuteil geworden ist; auch in deren rechtlicher Entwicklung 
ist noch manches unklar, z. B. über das Verhältnis zum alten Erzbistum 
Utrecht, nach welchem die Apostolischen Vikare ja anfangs auch noch 
benannt werden, und zum dortigen Domkapitel sowie zur Brüsseler 
Nuntiatur, ferner über die durch die Ausbreitung des Jansenismus her- 
vorgerufenen Änderungen (vgl. Mejer ILS. 80f. und Th. Wenzelburger, 
Erzbischof Codde von Utrecht, Historische Zeitschrift Band XXXIV, 
1875, S. 24lf.. Des weiteren erheischen die kirchenrechtliehen Ver- 
hältnisse Deutschlands zu Anfang des 19. Jahrhunderts nach der großen 
Säkularisation bis zur Neuordnung in den zwanziger Jahren noch drin- 
gend eine zusammenhängende Darstellung (vgl. Mejer II S. 374£.); 
damals herrschte ein ähnliches Durcheinander wie im 17. Jahrhundert, 
es gab da linksrheinisch seit 1801 das Bistum Aachen, zu dem auch 
Köln, Bonn und Koblenz gehörten, und die nun rein linksrheinischen 
französischen Bistümer Trier, Mainz und Straßburg, rechtsrheinisch 
aber den Rumpf der alten Sprengel von Köln, Trier, Mainz, Worms, 
Speier, Straßburg (firmis tamen remanentibus juribus, privilegiis ac 
jurisdietione ipsorum archiepiscoporum, episcoporum, capitulorum et 
ordinariorum, in ea parte territoriorum, quae dominationi Gallicanae 
non subjacet heißt es in der Erektionsbulle der französischen Bistümer 
vom 29. November 1801 von den Erzbischöfen von Köln, Trier usw., 
nachdem vorher die Aufhebung ihrer Jurisdiktion über die nun auf 
französischem Gebiet gelegenen linksrheinischen Teile ihrer Diözesen 
ausgesprochen ist (vgl. Hermann Hüffer, Forschungen auf dem Ge- 
biet des französischen und rheinischen Kirchenrechts, Münster 1863, 
S. 194 Anm. 2); diese letztgenannten waren meist hirtenlos und wurden 
in Deutz, Limburg, Aschaffenburg, Lampertheim, Bruchsal usw. von 
den Domkapiteln oder nach deren Aussterben von besonders ernannten 
Apostolischen Vikaren, auch teils von einseitig durch die Landesherren 
oder durch den Primas 'Dalberg eingesetzten Geistlichen regiert; auch 
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in den innerdeutschen säkularisierten Bistümern starben die alten Fürst- 
bischöfe aus, da keine Neuwahlen stattfinden konnten (1815 lebten 
außer Dalberg, der 1817 starb, nur noch die vier Bischöfe von Passau, 
Eichstätt, Paderborn-Hildesheim und Korvei, vgl. Otto Mejer, Zur 
Geschichte der römisch-deutschen Frage I, Rostock 1871, S. 452). Dazu 
kamen die fortwährenden Umgestaltungen der politischen Grenzen, die 
bei dem Bestreben der Landesherren, nur inländischen Geistlichen die 
kirchliche Jurisdiktion zu gestatten, auch stets Veränderungen der 
kirchlichen Sprengel nach sich zogen — davon wurden auch die Nordi- 
schen Missionen betroffen, der Apostolische Vikar Franz Egon von 
Fürstenberg mußte auf Verlangen Frankreichs 1812 die Jurisdiktion 
über die damals französischen Gebiete Hamburg, Bremen, Lübeck, 
Minden (ebenso die ihm persönlich zustehenden über Lingen) an den 
Osnabrücker Weihbischof Karl Klemens von Gruben abtreten und sub- 
delegierte 1811 und 1812 auf Veranlassung Preußens die Jurisdiktion 
“ über Brandenburg und Pommern an den Fürstbischof von Breslau 
(Metzler S.167f.) — ebenso entstanden nach dem Wiener Kongreß 
besondere Apostolische Vikariate in Danzig, Ehrenbreitstein, Ellwangen 
(dies in Sanierung einer seit 1812 bestehenden einseitig staatlichen Bil- 
dung), die an Preußen gefallenen Teile des Bistums Lüttich (Eupen usw.) 
wurden dem Kapitelsvikar Fonckin Aachen, die Metzer (Saarbrücken usw.) 
dem Kapitelsvikar Cordel in Trier, die westpreußischen von Plock dem 
Weihbischof in Kulmsee unterstellt, Bis dann in den Jahren 1821 und 
1824 (in Bayern schon 1817) eine endgültige Neuregelung durch die 
Zirkumskriptionsbullen stattfand, die bis auf die Gegenwart maßgebend 
geblieben ist, jetzt freilich wegen der durch den Versailler Frieden hervor- 
gerufenen territorialen Veränderungen wohl bald einer Revision unter- 
zogen werden wird. Die kirchenrechtlichen Zustände jener Epoche sind 
noch in vielem aufklärungsbedürftig (warum z. B. wird in der Bulle Pro- 
vida sollersque in Kapitel 9 bei der Umschreibung des Bistums Rotten- 
burg nicht der bisher zum Bistum Konstanz gehörigen Teile des nun- 
mehrigen Württemberg gedacht, die nach Dalbergs Tod im Jahre 1817 
vom Papst dem Apostolischen Vikariat in Ellwangen zugeteilt wurden, 
vgl. Heinrich Brück, Geschichte der katholischen Kirche in Deutsch- 
land im 19. Jahrhundert I?, Mainz 1902, S. 154£.; hier weist die Bulle 
offenbar eine Lücke auf). Man ist für diese Zeit immer noch auf die 
Ausführungen bei Mejer, Propaganda II S. 352f., 370f. bezw. Römisch- 
deutsche Frage I S. 137f. und die gelegentlichen Nachrichten bei Brück 
angewiesen, nur das Apostolische Vikariat Ehrenbreitstein hat jüngst 
durch Ludwig Kaas in der Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechts- 
geschichte, Kanonistische Abteilung Band VII, 1917, S. 135f. eine licht- 
volle Darstellung gefunden, wie seinerzeit das ephemere Bistum Aachen 
durch Hüffer a. a. O. S. 190£f.; vorbildlich sind auch die Untersuchungen 
‚Fleiners übsr die kirchliche Neuordnung der Schweiz im 19. Jahr- 
hundert, wo ganz gleichartige Verhältnisse herrschten (F. Fleiner, 
Staat und Bischofswahl im Bistum Basel, Leipzig 1897, ein Buch, das 
viel mehr enthält als der Titel besagt). 
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Doch zurück zu Metzlers Buch! Interessant ist in der Geschichte 
der Nordischen Missionen auch der zu beobachtende Wechsel in der 
Behandlung der Frage nach der Zwischenregierung bei Erledigung des 
Apostolischen Vikariats. Das geltende Recht des Codex juris canonici 
Kanon 309, nach welchem jeder Apostolische Vikar sogleich beim Regie- 
rungsantritt für den Fall seines Todes oder seiner Abberufung einen 
Gneralsubstituten bestellen muß, der dann bis zur Ernennung eines 
Nachfolgers die Regierung zu führen hat, beruht erst auf Benedikts XIV. 
Litera Apostolica Ex sublimi von 1753 und der Enzyklika Quam ex 
sublimi von 1755 (Sägmüller, Kirchenrecht I? S. 490f.). In den Nordi- 
schen Missionen übernahm entweder der Kölner Nuntius interimistisch 
die Regierung, so 1676 nach dem Tode Maccionis (der Nuntius hatte 
ja eine Art Oberhoheit über die Nordischen Missionen), oder die Apostoli- 
schen Vikare ernannten kraft besonderer ihnen durch päpstliches Breve 
erteilten Ermächtigung einen Provikar für die Zwischenzeit, so 1683 
Ferdinand von Fürstenberg, 1686 Nikolaus Steno, 1696 Tietzen; der 
interimistische Nachfolger wurde dann von Rom auch stets zum defini- 
‚tiven Apostolischen Vikar ernannt. Sollte die Annahme Piepers S. 106, 
ebenso Metzler S.66, daß Steno seinem interimistischen Nachfolger 
Tietzen, dem er kurz vor seinem Tode die Sorge für das Vikariat über- 
trug, nicht auch die notwendigen Fakultäten mit übertragen habe, 
nicht auf Irrtum beruhen ? Gewiß hat Tietzen sich vom Kölner Nuntius 
nach Stenos Tode die Fakultäten erbeten, aber m. E. handelt es sich 
dabei um die Fakultäten für die dauernde Nachfolge in das Vikariat, 
die Tietzen ja tatsächlich erhalten hat, ebenso wie auch nach Tietzens 
Tod der von diesem mit der Zwischenregierung betraute Hildesheimer 
Bischof Jobst Edmund von Brabeck sich dem Papst zur dauernden 
Übernahme des Vikariats anbot mit dem Erfolg, daß ihm das Vikariat 
übertragen wurde (Metzler S. 70). Nach Brabecks Tod verlautet nichts 
von einer besonderen Zwischenregierung, er erhielt schon nach zwei 
Monaten einen Nachfolger. In den späteren Vakanzen werden mehrfach 
vor der endgültigen Neubesetzung noch für die Zwischenzeit besondere 
Provikare durch päpstliches Breve ernannt, so 1717, 1722, 1757, 1759; 
es kommen aber auch Vakanzen, z. T. mehrjährige, vor, bei denen nichts 
von der Anordnung einer Zwischenregierung verlautet, z. B. nach dem 
Tode Bronckhorsts 1713, wo eine zweijährige, und nach dem Tode Petits 
1719, wo eine zweieinhalbjährige Vakanz eintrat. 

Das Gesagte möge genügen, um den reichen Inhalt des Metzler- 
schen Buches anzudeuten. Manchen interessiert es vielleicht auch zu 
erfahren, daß von 1668-1680 in Hannover aus Anlaß der Mission ein 
Kapuzinerkloster bestand, zu welchem vierzehn Mitglieder, teils deutsche, 
teils italienische, teils französische gehörten; nach dem Tode des katholi- 
'schen Herzogs Johann Friedrich wurde es allerdings gleich wieder auf- 
gelöst (Metzler S. 42, 52). In Köln war zu Beginn des 17. Jahrhunderts 
vom Nuntius Albergati (1610-1621) zur Unterstützung der Nordischen 
Missionen eine Brüderschaft der Propaganda begründet worden, die an 
der dortigen Kapuzinerkirche am Ende des 18. Jahrhunderts noch be- 
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stand (Metzler S. 10f.).. Bemerkenswert ist ferner die verhältnismäßig 
große Zahl von Konvertiten, die nachher als Geistliche in der Geschichte 
der Nordischen Missionen vom 17. bis zum 19. Jahrhundert eine Rolle 
spielten, ich nenne nur Steno, Tietzen, Majus, Hempelmann, Thjulen, 
Djunkovsky, Grüder. 

Wenn ich am Aufang der B>sprechung sagte, daß die Geschichte 
der Nordischen Missionen bisher nicht unbekannt war, so schließt "das 
keineswegs aus, daß die Kenntnis dieser Geschichte durch Metzlers 
Buch nicht in vielen Einzelheiten wesentlich gefördert worden ist. So 
stellt Metzler namentlich die Persönlichkeit des 1687 nach Stenos . 
Tod ernannten Apostolischen Vikars fest. Dieser vielumstrittene, als 
Episcopus Joppensis und Weihbischof von Hildesheim bekannte Nach- 
folger Stenos sollte nach der älteren Literatur bis herab auf Mejer II 
S. 273 (dem noch Josef Freisen, Verfassungsgeschichte der katholi- 
schen Kirche Deutschlands in der Neuzeit, Leipzig 1916, S. 301 folgt!) 
der durch seine Bzziehungen zu Leibniz bekannte italienische Humanist 
Hortensio Mauro sein, der mit Ferdinand von Fürstenberg über die 
Alpen gekommen war und später am hannoverschen Hof lebte, aber 
tatsächlich nur einfacher Priester gewesen ist; Pieper S. 106f., dem 
sich u. a. Hiltebrandt I S. 77 Anm. 2, S. 79 Anm. 2 und Kaas, Geist- 
liche Gerichtsbarkeit I S. 46 anschließen, glaubte ihn in dem Hildes- 
heimer Domherrn Friedrich von Hörde gefunden zu haben (der u. a. 
auch schon bei Evelt, Weihbischöfe von Paderborn a. a. 0. S. 130 als 
Bischof von Joppe und Weihbischof von Hildesheim erscheint), aber 
auch dies war ein Irrtum, Hörde war nicht Weihbischof von Hildesheim. 
Metzler hat durch Nachforschungen in der Beverinischen Bibliothek 
in Hildesheim Klarheit geschaffen: der. Episcopus Joppensis ist in Wirk- 
lichkeit der 1626 geborene, 1696 gestorbene Friedrich von Tietzen, ge- 
nannt Schlüter, ein Konvertit, über dessen Leben M. S. 68f. nähere An- 
gaben macht; Sohn (anscheinend illegitim) einer Ehrenhofdame der 
Kurfürstin von Brandenburg und eines Braunschweigischen Hofkavaliers 
wurde er 1651 in Brüssel katholisch, studierte in Paris Theologie und 
empfing 1669 in Rom die Priesterweihe, wurde darauf 1676 Kanoniker 
am Kreuzstift in Hildesheim und 1677 unter dem Titel eines Bischofs 
von Joppe zum Hildesheimer Weihbischof, endlich 1687 zum Apostoli- 
schen Vikar der Nordischen Missionen ernannt, vgl. die Inschrift seines 
Grabsteins in der Kreuzkirche in Hildesheim, die M. S. 69 Anm. 16 
bringt: „Rus. et Ilmus. Dom. Fridericus de Tietzen condictus Schlüter, 
Dei et Apostolicae Sedis gratia Episcopus Joppensis, Suffraganeus Hilde- 
siensis, Vicarius Apostolicus per Septentrionem, Canonicus ad Sanctam 
Crucem. Obiit anno 1696 4. Nov. aetatis suae 71 episcopatus 18 annorum. 
Cujus anima requiescit in pace.“‘ — Auch über den zweitfolgenden Apo- 
stolischen Vikar, den Osnabrücker Weihbischof Otto von Bronckhorst, 
der vorher vierzehn Jahre Jesuit gewesen war, aber den Orden im Jahre 
1676 verlassen hatte, bringt Metzler S. 72f. auf Grund der Ordens- 
archivalien vielfach neuen Aufschluß. 

Wenn ich im folgenden einige Ungenauigkeiten aufzähle, die mir bei 
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der Lektüre des Buchs begegnet sind (verschiedene andere hat Metzler 
selbst auf S. 304 bereits berichtigt), doch geschieht das nicht, um mit 
dem Verfasser darüber zu rechten; derartige Fehler sind bei größeren 
Arbeiten unvermeidlich. So waren 

S.28 2.7f. Minden und Verden nicht Suffraganbistümer von 
Bremen; Minden gehörte zu Köln, Verden zu Mainz (die Suffraganate 
von Bremen waren Lüb>ck, Ratzeburg und Schwerin). 

S. 62 bei der Schilderung von Stenos Weggang aus Münster und 
dessen Gründen vermißt man einen Hinweis auf die temperamentvolle 
Abhandlung von Adolf Tibus, Johann Rodger Torck, Domdechant 
zu Münster, Dompropst zu Minden und Domkapitular zu Paderborn 
(Zeitschrift für vaterländische Geschichte und Altertumskunde, Band 
LII, 1894, Abt. I S. 202f., besonders S. 215f.). 

S. 69 Z. 4 und sonst noch öfters: In Hamersleben und St. Johann 
in Halberstadt waren Augustinerchorherren (Regularkanoniker von der 
Windesheimer Kongregation, vgl. das Klosterverzeichnis bei Karl 
Grube, Johannes Busch, Augustinerpropst zu Hildesheim, Freiburg 
1881, 8. 283f.); die von Metzler, Woker und anderen gebrauchte 

ezeichnung als Augustiner schlechthin erweckt nach der sonst üblichen 
Terminologie den Anschein, als wären es Mendikantenklöster aus dem 
Orden der Augustinereremiten gewesen. — In Badersleben, M. 8.69 
2.7, waren Augustinerchorfrauen (Grube S. 275 Anm. 16). 

S. 72 Anm. 283 am Schluß: Der Europäische Herold von Franken- 
berg ist 1705 erschienen, nicht 1908. 

S. 78 2.16: Papst Klemens IX. hat Steffani 1709 nicht zum Apo- 
stolischen Vikar für die Länder des ‚Königs von Preußen‘ ernannt, 
wie M. S. 78 sagt, sondern, wie M. S. 85 richtig anführt, für die Länder 
des „Markgrafen von Brandenburg“; so drückte sich die Kurie ja in 
Konsequenz der Nichtanerkennung der preußischen Königswürde da- 


. mals stets aus, vgl. den Passus aus dem Ernennungsbreve für Steffani 


bei M. S. 85 Anm. 12; erst Benedikt XIV. (1740-1758), der die preußi- 
sche Königswürde anerkannte, ging von dieser Praxis ab. 

S. 104 Z. 21: Der im Jahre 1719 mit 18 Jahren zum Bischof von 
Paderborn und Münster gewählte Klemens August von Bayern (geboren 
am 17. August 1700, seit 1723 auch Kurfürst von Köln) war nicht, wie 
M. angibt, Onkel seines 1718 im Alter von 60 Jahren gestorbenen Vor- 
gängers Franz Arnold von Wolff-Metternich (geboren am 9. Mai 1658); 
überhaupt bestanden keinerlei verwandtschaftliche Beziehungen zwischen 
den beiden Bischöfen. 

8.125 2.25: Das Ernennungsbreve des Abts von Neuzelle als 
Apostolischen Vikars datiert vom 2. Mai 1732, wie M. S. 124 richtig an- 
gibt, nicht von 1733. 

S. 146 Z. 1: Petit erhielt die Einkünfte der Propstei von St. An- 
dreas in Köln, vgl. Franz Xaver Schrader, Zeitschrift für vaterlän- 
dische Geschichte und Altertumskunde Band LIII, Münster 1895, Abt. II 
8. 112 Anm. 3. 

S.172 2.12: Der Osnabrücker Weihbischof Karl Klemens von 
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Gruben starb 1827, nicht 1824; er wurde ja 1825 nach dem Tode des 
alten Fürstbischofs Franz Egon von Fürstenberg noch Apostolischer 
Vikar des Bistums Hildesheim. 

S.181 Z.2: Das Herzogtum Kleve war als Ganzes niemals Be- 
standteil der Holländischen Missionen, wie man nach der Wortfassung 
Metzlers annehmen sollte; nur die Stadt Emmerich, die kirchlich zum 
alten Bistum Utrecht gehört hatte, zählte im 17. und 18 Jahrhundert 
zu den Holländischen Missionen, bis sie 1821 dem Bistum Münster zu- 
geteilt wurde (Bulle De salute animarum Kapitel 29). Das übrige Her- 
zogtum Kleve unterstand, wie M. S. 84 ganz richtig sagt, von den ältesten 
Zeiten her (abgesehen von einem kleinen von jeher zum Bistum Münster 
gehörigen Teil im Südosten des Landes) dem Erzbistum Köln, seit 1821 
gehört es ebenfalls zum Bistum Münster (Kapitel 29 a.a.O.). Wohl 
bsstritt Brandenburg bzw. Preußen im 17. und 18. Jahrhundert aus 
seinem landesherrlichen Episkopalismus heraus stets die Jurisdiktion 
der Kölner Erzbischöfe über Kleve (vgl. Hiltebrandt I Nr. 280 von 
1732 und Wilhelm Meier, Brandenburg und das Kölner Erzbistum 
sowie sein Verhältnis zu den Religionsparieien in Kleve, Veröffentlichun- 
gen des Historischen Vereins für den Niederrhein Band II, 1909, S. 344£.), 
während es 1707 die Jurisdiktion des Holländischen Apostolischen Vikars 
in Emmerich zuließ (Hiltebrandt I Nr. 118 und 134, anderseits Nr. 239 
von 1725). Daß Preußen im Jahre 1707, wie M. S. 84 angibt, dem Apo- 
stolischen Vikar der Holländischen Missionen die Ausübung seiner Juris- 
diktion in dem zum Erzbistum Köln gehörigen Herzogtum Kleve 
gestattet habe, ist nicht richtig; es handelt sich, wie gesagt, nur um 
Emmerich, das nie zu Köln gehört hat, in dem übrigen Herzogtum Kleve 
hatte der Apostolische Vikar von Holland keine Jurisdiktion. 

Welche Bewandtnis hat es mit der Abtei Lepsing in Bayern, die 
Steffani nach M. S. 81 im Jahre 1683 erhielt, und mit dem Kloster 
Leuchterhof bei Dorsten, in welchem nach M. S. 211 der zweite Aposto- 
lische Vikar von Schweden, Theodor Raphael d’Ossery im Jahre 1802 
nach seiner Entlassung lebte? Über beide Klöster, speziell über ihre 
Ordenszugehörigkeit, habe ich in der Literatur bisher nichts finden 
können. 

Bai der Erwähnung der Missionsstiftung Ferdinands von Fürsten- 
berg, M. S. 56f., erwartet man eine Erklärung des ungebräuchlichen 
Wortes collybus (M. S. 57: ‚Dos pro sumptibus collybi faciendis 5000 Rtlr. 
= 250 Ritlr. Zinsen“). Es ist, wie M. an anderer Stelle angab, eine Ent- 
lehnung des griechischen x6AAvßos und bedeutet das Aufgeld beim Ein- 
wechseln fremder Geldsorten; die Stiftung bezog sich u. a. auf die Missio- 
nen in China und Japan, ferner auf Dänemark und Norwegen. 

Zum Schluß möchte ich unter Metzlers Führung noch die Auf- 
merksamkeit des Lesers auf die sehr interessante neuzeitliche Entwick- 
lung des Katholizismus in den Nordischen Reichen lenken, nicht so sehr 
in Norwegen und Schweden, wo die Zahl der Katholiken zu gering ist 
(in Norwegen etwa 3000 unter 2 388 932 Andersgläubigen, in Schweden 
etwä 4000 bei 5 600 192 Andersgläubigen, M. S. 260 bzw. 288), als mehr 
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in Dänemark, wo ihre Zahl unter günstigen gesetzlichen Bedingungen 
ständig wächst: 1851 gab es hier 600 Seelen mit drei Priestern (zwei 
in Kopenhagen, einer in Friderizia auf Jütland), 1890 waren es 3600, 
1901 bereits 5400, 1911 deren 9800, 1917 endlich 14 240 unter 2 747 255 
Andersgläubigen; dazu kommen noch alljährlich im Sommer etwa 8000 
polnische Saisonarbeiter. Seinen hauptsächlichsten Zuwachs verdankt 
der Katholizismus hier den sehr zahlreichen Konversionen, es sind jähr- 
lich etwa 200 zu verzeichnen (M. S. 263f., 269); ähnlich ist die Kon- 
versionsbewegung in Norwegen, wo aber die Zahlen natürlich viel ge- 
ringer sind (auch in Norwegen hat die katholische Kirche eine günstige 
staatsrechtliche Stellung, anders in Schweden, M. S. 226f. bzw. 258f.). 
Die Zahl der Weltgeistlichen ist gering, in Norwegen 18 bei 16 Missions- 
stationen, in Schweden 12 bei 8 Missionsstationen, in Dänemark 20 
bei 37 Stationen; dazu kommt aber, und das ist besonders interessant, 
in Dänemark eine große Anzahl von Mönchen. Angesichts der Tat- 
sache, daß die auf sich gestellten Weltpriester in ihrer Vereinzelung 
einen zu schwierigen Stand haben und vielfach gefährdet sind, hat 
namentlich der jetzige Apostolische Vikar von Dänemark unter dem 
Schutz der weitherzigen Staatsgesetze das Ordenswesen sehr begünstigt; 
es gibt hier 15 Männerklöster mit 120 Insassen (67 Priester und 53 Laien- 
brüder) von 10 verschiedenen Genossenschaften, darunter der alte Kultur- 
orden der Prämonstratenser, der in zwei Klöstern sein reiches liturgisches 
Leben entfaltet, dann Dominikaner, Franziskanerkonventualen (der ur- 
sprüngliche Zweig des Ordens, die sog. schwarzen Franziskaner, bei uns 
z. B. noch in Würzburg, sonst aber selten vertreten), Jesuiten, Redempto- 
risten und mehrere neuere Genossenschaften; dazu 34 Frauenklöster mit 
567 Nonnen, Benediktinerinnen, Graue Schwestern und andere, nament- 
lich die einheimischen für den Norden charakteristischen Josefsschwestern, 
deren Noviziat in Kopenhagen ist. Die Mission zählt viele Schulen, 
Kranken- und Waisenhäuser, in Ordrup bei Kopenhagen ist ein Jesuiten- 
g mnasium mit großem Internat (M. S. 264f., 270). In Norwegen sind 
16 Frauenklöster mit 274 Nonnen, in Schweden 9 Frauenklöster mit 
- 89 Nonnen; Männerklöster gibt es hier nicht (zum Ganzen vgl. die Tabelle 
bei M. S. 288, wo noch viele weitere Nachweisungen). 

Das wäre der Inhalt des Metzlerschen Buches. Sein Hauptanteil 
fällt auf die Norddeutschen Missionen, $. 1—198; S. 199f. wird das 
Apostolische Vikariat Schweden besprochen, S. 254f. die Apostolische 
Präfektur bzw. das Apostolische Vikariat Norwegen, 8. 261f. Dänemark. 
Als Anhang bringt Metzler die schon erwähnten statistischen Tabellen 
(S. 287£.), ein Verzeichnis der päpstlichen Nuntien in Köln, Brüssel und 
Warschau, die ja für die Missionsgeschichte von Bedeutung waren 
(S. 289f.), und (S. 298f.) die Denkschrift des Apostolischen Vikars Otto 
von Bronckhorst anläßlich der beabsichtigten Teilung vom Jahre 1706, 
die Antwort auf den von Wittichen in den Quellen und Forschungen 
aus italienischen Archiven und Bibliotheken Band VI, 1904, S. 344f. 
veröffentlichten Bericht, dessen Verfasser offenbar Steffani ist (vgl. M. 
S. sıf.. Erwünscht wäre ein genaues Verzeichnis der einzelnen 
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Apostolischen Vikare und ihrer Regierungszeit gewesen, man muß jetzt 
die Einzelheiten immer aus dem Buch selbst zusammensuchen. Am 
Schluß findet sich ein sorgfältiges Namens- und Sachregister (S. 305 
:bis 337). 

Das Buch hat einen Mangel, nämlich die zu starke Abhängigkeit 
von der benutzten Literatur. In Metzlers Text finden sich häufig 
Sätze oder Abschnitte, die fast wörtlich, mit nur ganz belanglosen Ab- 
änderungen, aus anderen Werken (ich nenne nur Pieper, Woker, 
-Schrader, Kaas, Brück und die Hiltebrandtschen Regesten) über- 
nommen sind. Diese textliche Abhängigkeit geht weit über das zulässige 
oder wenigstens übliche Maß hinaus. 

Dem Verlag kann man zu dem Äußeren des Buches in Anbetracht 
der ungünstigen Zeitverhältnisse nur gratulieren, die Ausstattung ist 
hübsch, klarer Druck auf gutem Papier, und (was jetzt die Hauptsache 
ist) das Buch ist dauerhaft, es zerliest sich nicht gleich! . . 


Bonn. H. Nottarp. 


Ernst Wolgast, Die rechtliche Stellung des schleswig- 
holsteinischen Konsistoriums. Ein Beitrag zur Beurteilung - 
des Verhältnisses der Landeskirche zum Staate (a. u.d. T.: 
Schriften des Vereins für schleswig-holsteinische Kirchen- 
geschichte I, 8). Kiel, in Kommission bei Robert Cordes 
1916. XXIV, 291 8. 8°, 


Die Landeskirche Schleswig-Holsteins ist ein Teil des preußischen 
Staates, folglich das Kieler Konsistorium eine preußische Staatsbehörde 
— das ist das kirchenrechtliche Ergebnis dieses Buches. Diese der ge- 
meinen Meinung entgegengesetzte These begründet der Verfasser ge- 
schichtlich und dogmatisch. In eingehenden Darlegungen sucht er nach- 
zuweisen, daß die Entwicklung des Verhältnisses von Staat und Kirche 
in Schleswig-Holstein beherrscht werde von einer „konstanten Richtlinie“ 
in dem Sinne, daß die Kirche ein Staatsteil gewesen sei. Diese Richtlinie 
setzt sich nach seiner Meinung in die Gegenwart fort, und wenn es 
daher auch an einem strikten dogmatischen Beweise fehlt, daß auch in 
der Gegenwart noch die Kirche ein Staatsteil sei, so — meint er — müsse 
‚doch die dogmatisch bestehende Ungewißheit im Sinne der entwicklungs- 
geschichtlichen Richtlinie entschieden und die Landeskirche auch heute 
'noch für einen Teil des Staates gehalten werden. 

Diesen Darlegungen vermag der Referent nach keiner Richtung 
"hin beizustimmen. Obwohl der Verfasser methodologische Fragen 
in ausgiebigster Weise erörtert, fehlt es schließlich doch an scharfer 
und klarer Problemstellung. Die Frage nach der Rechtsstellung des 
‚Kieler Konsistoriums, die den Titel des Buches abgibt, wird von vorn- 
‚herein ersetzt durch die Frage nach der Rechtsnatur der schleswig- 
‚holsteinischen Landeskirche. Aber auch diese Frage wird nicht fest- 
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gehalten, sondern sofort zur Frage nach der Rechtsnatur der cvangeli- 
schen Landeskirchen überhaupt erweitert. Nachdem die Frage in dieser 
Allgemeinheit aufgeworfen war, hätte der Verfasser auch die Pflicht 
gehabt, sie in dieser Allgemeinheit zu lösen. Aber dazu wäre ein gewaltiges 
Material nötig gewesen, auch wäre das Buch dann ein ganz anderes ge- 
worden, als der Verfasser zu schreiben sich vorgenommen. Statt dessen 
betrachtet er diese allgemeinen Ausführungen anscheinend als einführende 
Grundlage zur Lösung seines speziellen Themas. Dadurch wird indes 
trotz äußerlich sauberer Disponierung das allgemein Geltende mit dem 
speziell Schleswig-Holsteinischen in unerwünschter Weise verquickt. 
Kaum bewiesene — nach Auffassung des Referenten durchaus haltlose — 
allgemeine Aufstellungen werden, ohne daß ihre Tragweite genügend 
geklärt wäre, kurzerhand auf besondere Verhältnisse zur Anwendung 
gebracht. Freilich versucht der Verfasser in einem ausführlichen be- 
sonderen Teil auf Grund eines umfangreichen schleswig-holsteinischen 
Materials die Richtigkeit seiner allgemeinen Thesen speziell für Schleswig- 
Holstein zu erweisen, aber was er an solchem Material vorbringt, ist 
nur äußerlich und formell spezifisch schleswig-holsteinisch, sachlich ist 
es durchaus allgemein. Einen Hauptpunkt seiner Beweisführung bildet 
beispielsweise der Erlaß der schleswig-holsteinischen Kirchenordnung 
(1542) durch die Landesherrschaft; er schließt daraus auf den staatlichen 
Charakter der kirchlichen Organisationsnormen und damit der Landes- 
kirche selbst. Aber dagegen drängt sich unwillkürlich der Einwand auf, 
daß das nirgends anders war und durchaus nichts Neues oder spezifisch 
Schleswig-Holsteinisches ist. Man wird zu dem Schluß gezwungen, 
daß demnach überall die Landeskirche ein Teil des Staates gewesen sei 
(was wohl auch die Meinung des Verfassers ist). Die Doktrin des ge- 
meinen Kirchenrechts lehrt bekanntlich anders; die Form des Erlasses 
der Kirchenordnung jedenfalls hat für sie (mit vollem Recht) niemals 
eine entscheidende Bedeutung für die Lösung der Frage gehabt. Natür- 
lich wäre es niemandem benommen, den Nachweis zu versuchen, daß 
sie darin geirrt habe, aber wenn die Frage in örtlicher Beschränkung 
aufgeworfen wird, so wird sie eben infolge dieser Beschränkung schief 
und ihre Lösung nicht überzeugend. — Je näher der Verfasser der 
Gegenwart kommt, und je mehr sich infolge der fortschreitenden 
Loslösung der Kirche vom Staat die Schwierigkeiten für seine Ein- 
heitshypothese häufen, desto mehr wird der Verfasser zu dialekti- 
schen Kunstgriffen genötigt, um das zu beweisen, was er nun ein- 
mal unbedingt beweisen will: die konstante Richtlinie. Dafür ein 
weiteres Beispiel: In einer Verordnung von 1854 heißt es: „Die 
evangelisch -lutherische Kirche ist die Landeskirche Unseres Herzog- 
tums Schleswig. Ihre Einkünfte dürfen nicht geschmälert und nur 
zu den Zwecken dieser Kirche verwandt werden.“ Jeder Unbefangene 
würde hieraus entnehmen, daß die Kirche ein selbständiger Organismus 
mit eigenen Vermögensrechten sei. Dem Verfasser beweist sie gerade 
„das Gegenteil ‚Die Bestimmung wollte einer Gefahr vorbeugen, die 
nur möglich sein kann, wenn die Kirche kein eigener Organismus ist; 
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denn ist die Kirche ein eigener Organismus, so kann ihr Vermögen ihren 
Zwecken nicht entzogen werden, dafür sorgt sie selbst; anders wenn sie 
Staatsdepartement ist‘ (S. 222). — Es liegt dem Referenten gewiß fern, 
ein Buch zu verurteilen, weil es sachlich zu Ergebnissen kommt, die er 
für unrichtig hält, aber er glaubt sich gegen eine Beweisführung wenden 
zu sollen, die, anscheinend von vorgefaßten Meinungen beherrscht, den 
Tatsachen Gewalt antut und das pulsierende Leben in starres Schema 
zu pressen sucht. Warum muß denn die Wirklichkeit in all ihrer Viel- 
gestaltigkeit eingehen in eine einheitliche konstante Richtlinie? Niemals 
und nirgends war die Wirklichkeit frei von Widersprüchen. Die recht- 
liche Stellung der evangelischen Landeskirchen zum Staate ist nicht mit 
cinem Schlage und aus einem Gusse geschaffen; sie ist nicht die Folge 
eines einheitlichen Prinzips von logischer Geschlossenheit; sie birgt 
Widersprüche in sich. Diese Widersprüche können wir darlegen, wir 
können trotz ihrer zu einem einigermaßen geschlossenen Gesamtbilde 
zu gelangen versuchen. Aber wer sie dialektisch zu beseitigen sucht, 
der dient der wissenschaftlichen Erkenntnis nicht. — 

Damit aber ist der Inhalt des Buches bei weitem nicht erschöpft. 
Der Verfasser erstrebt mehr und Höheres als die Aufstellung einer neuen 
These über das Verhältnis von Staat und Kirche: er will eine neue 
Methode in das Kirchenrecht einführen; „statt die traditionellen Me- 
thoden anzuwenden“, will er einen neuen „gangbaren Weg finden, der 
der Kirchenrechtswissenschaft bisher gefehlt hat‘ (S. VII. Diese neue 
Methode charakterisiert er selbst dahin, sie sei „hinsichtlich ihrer allge- 
meinen Seite eine besondere Untersuchung des Problems des Sozialen, so- 
ferne es sich dabei um die Erkenntnis der Einheit in der Mehrheit und der 
Mehrheit in der Einheit handelt“ (S. VII). So verläßt er prinzipiell und 
von vornherein das rein Kirchenrechtliche und wendet sich soziologischen 
Betrachtungen zu. Nicht nur nach der rechtlichen Seite erörtert er 
die Stellung der Landeskirche, sondern er erstreckt seine Untersuchung 
auch auf ihre theologischen, sozialen und — was er merkwürdigerweise 
selbständig daneben nennt und behandelt — auf ihre geschichtlichen 
(so S. 83 und passim; anders und richtiger S. 28: „rechtlichen‘‘) 
Grundlagen. Dadurch aber wächst die Zahl seiner Probleme ins Ufer- 
lose; denn er will die Verhältnisse, die sein Buch berührt, von allen 
Seiten und nicht nur einseitig kirchenrechtlich betrachten, ohne aller- 
dings doch gleichzeitig den Anspruch aufzugeben, ein kirchenrecht- 
liches Buch zu schreiben und ein ganz gewiß rein kirchenrechtliches 
Thema — die rechtliche Stellung des Kieler Konsistoriums — zu be- 
handeln. Er spricht von der Verschiedenheit menschlicher Verbände, 
hervorgerufen durch die Doppelnatur menschlicher Energie. Wesenwille 
und Willkür sind die beiden ‚‚Geschlechter‘ (S. 286) menschlichen Willens, 
Gemeinschaft und Gesellschaft sind die entsprechenden Arten menschlicher 
Vereinigungen, deren erstere naturgewachsen unbewußt entsteht, wäh- 
rend die andere das Erzeugnis bewußten Zweckwillens ist. Die Kirche 
ist eine Mischung aus beiden, sie hat Elemente in sich von der Stammes- 
gemeinschaft der Urzeit nicht minder als von der Aktiengesellschaft 
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ünserer Tage ($. 58), darin dem Staate gleich, der in seiner „‚zwie- 
schlächtigen Natur‘ Züge beider an sich trägt (8.275). Zwischen und 
neben dem tauchen rein philosophische Probleme auf: der Begriff der 
Selbständigkeit des Organismus als der Ursache seiner Teile wird er- 
örtert, Platon und Aristoteles, Kant und Schopenhauer, Comte und 
Wundt, Schäffle und Tönnies werden bemüht, aus Dantes Göttlicher 
Komödie mit Streckfuß’ Kommentar wird eine volle Seite wörtlich 
zum Abdruck gebracht, bis man aus diesem Wirbelwind gewaltigster 
Menschheitsprobleme plötzlich und unvermutet wieder auf den festen 
Erdboden zurückgerissen wird, und wenn man sich verwundert die Augen 
reibt wie nach einem bösen Traum, dann befindet man sich auf den 
fruchtbaren Wiesen Schleswig - Holsteins meerumschlungen, allwo die 
Pröpste und sonstigen: Seelenhirten unter der gesegneten Leitung eines 
ehrwürdigen Konsistoriums ihre Schäflein weiden mit Gottes Wort und 
Sakrament. — | 

. Das Buch ist mit erstaunlicher Gelehrsamkeit und bewunderungs- 
würdiger Vielseitigkeit geschrieben. Man meine ja nicht, daß es dem 
Verfasser an dem nötigen wissenschaftlichen Rüstzeug fehle. Er geht 
auch nicht über die Einwände gegen seine Theoreme hinweg, er kennt 
sie und versucht sich ehrlich mit ihnen auseinanderzusetzen. Aber nie- 
mand, der das Buch liest, wird sich des Eindrucks erwehren, daß hier 
Unmögliches gewollt und so viel Scharfsinn und Fleiß nutzlos vertan, 
wurde, wenigstens wenn man das Ganze ansieht. Im einzelnen enthält 
das Buch zweifellos viele fruchtbare und geistreiche Gedanken. Nicht 
an Gedankenarmut, sondern an Ideenfülle ist das Werk gescheitert. 
‚Eine ganze Bibliothek wäre nötig gewesen, um das mit einiger Voll- 
ständigkeit auszuführen, was der Verfasser sich vorgesetzt hat. — 

So ist denn kein Stein auf dem anderen geblieben. Das Ergebnis 
ist verworfen und die Methode ist verketzert. Aber es ist geschehen 
von einem überzeugten Anhänger der alten Lehre und der alten Methoden. 
Mag der Verfasser sich dessen erinnern, daß alles Neue noch bei seinem 
Auftreten verdammt wurde. Vielleicht ist seine Methode doch die Me- 
thode der Zukunft, und vielleicht hat er ein Recht, den Saal der In- 
quisition zu verlassen mit den Worten Galileis: ‚Eppur si muove.“ 


Berlin-Steglitz. . Ernst Martens. 


N 


Außerdem sind bis zum 1. November 1918 der Redaktion folgende‘ 
Schriften zugegangen, die nach Möglichkeit später besprochen werden 
sollen): 


H. Bauer, Das Recht der ersten Bitte bei den deutschen Königen 
bis auf KarlIV. (a. u.d. T.: Kirchenrechtliche Abhandlungen hrsg. 
von U. Stutz, 94. Heft). Stuttgart, F. Enke 1919. 


1) Eingänge, die völlig aus dem Bereich unserer Zeitschrift bzw. un- 
serer Abteilung fallen, finden keine Berücksichtigung. Auch übernimmt 
die Redaktion für nicht erbetene Zusendungen keine Verpflichtung zur Be- 
sprechung oder Rücksendung. A.W. 
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J. Beinlich, Die Persönlichkeit Erzbischof Adalberts von Bremen 
in der Darstellung seines Biographen Adam auf Grund der Zeit- 
anschauungen. Greifswalder Dissertation. Breslau, H. Fleisch- 
mann 1918. 

F.P.Bliemetzrieder, Zu den Schriften Ivos von Chartres (} 1116). 
Ein literargeschichtlicher Beitrag: Kais. Akademie der Wissen- 
schaften in Wien, philos.-histor. Klasse, Sitzungsberichte 182, 6. 
Wien, A. Hölder 1917. 

J. Freisen, Das EheschließBungsrecht in Spanien, Großbritannien und 
Irland und Skandinavien (Dänemark mit Schleswig-Holstein, Schwe- 
den, Norwegen und Finnland) in geschichtlicher Entwicklung mit 
Abdruck vieler alter Urkunden dargestellt II: Das Eheschließungs- 
recht Großbritanniens und Irlands nach dern angelsächsischen Ge- 
setzen, den angelsächsischen Bußbüchern, den mittelalterlichen eng- 
lischen Ritualbüchern, dem Book of Common Prayer, den Zivil- 
ehegesetzen und dem heutigen katholischen Ritus (a. u. d. T.: Görres- 
Gesellschaft zur Pflege der Wissenschaft im katholischen Deutsch- 
land, Veröffentlichungen der Sektion für Rechts- und Staatswissen- 
schaft, Heft 35 hrsg. von C. Beyerle, E. Göller, G. J. Ebers, E. Eich- 
mann). Paderborn, F. Schöningh 1919. 

A. M. Koeniger, Grundriß einer Geschichte des katholischen Kirchen- 

» rechts. Cöln, J. P. Bachem 1919. 

J. B. Sägmüller, Die Idee von der Säkularisation des Kirchenguts 
im ausgehenden Mittelalter — auch eine der Ursachen der Refor- 
mation: Theologische Quartalschrift Bd. 99 (1917/18), S. 253—310. 

A. Struker, Die Kundgebungen Papst Benedikts XV. zum Welt- 
frieden. Im Urtext und in deutscher Übersetzung. Freiburg i. Br., 
Herder 1917. | 
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Am 3. Dezember 1918 starb in Berlin der ordentliche Professor 
der praktischen Theologie Gustav Kawerau im 71. Lebensjahre, be« 
kannt durch die Neubearbeitung des dritten Bandes von W. Möllers 
„Lehrbuch der Kirchengeschichte* und hochverdient um die große Aus- 
gabe der Werke Luthers und die Erforschung der deutschen Refor- 
mationsgeschichte. 


Dem am 10. Januar 1918 allzufrüh dahingeschiedenen verdienten 
Münchener Kanonisten Heinrich Maria Gietl folgte am 21. Dezember 
desselben Jahres der Altmeister der kirchlichen Rechtswissenschaft 
Rudolf Ritter von Scherer zu Wien ins Grab nach. 


Scherer war geboren am 11. August 1845 zu Graz. Als 17 jähriger 
begann er nach Absolvierung des Gymnasiums seine juristischen Studien 
an der Grazer Universität, wo Friedrich Maassen seinem wissen- 
schaftlichen Streben die Richtung gab. Noch nicht 22 Jahre alt pro- 
movierte Scherer zum Dr. iur., um sich dann dem Studium der Theo- 
logie zuzuwenden. Als Theologe saß Scherer in München zu den Füßen 
Döllingers, in Tübingen hörte er Hefele, Kuhn und Kober. Die 
Tübinger katholische Theologenschule darf ihn mit Stolz zu den Ihrigen 
zählen und zeitlebens hat Scherer der schwäbischen Universitätsstadt 
die dankbarsten Erinnerungen bewahrt. Am 18. Juli 1869 wurde Scherer 
von dem Fürstbischof Zwerger in Graz zum Priester geweiht und sodann 
die nächsten drei Jahre in der Seelsorge verwendet. 1872 bezog er 
die Universität Wien, um seine theologischen Studien mit dem Dr. theol. 
1875 abzuschließen. Inzwischen war er im W. S. 1874/75 zum Supplenten 
der Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät Graz bestellt wor- 
den, 1876 wurde ihm die ebendort neu errichtete ordentliche Pro- 
fessur des Kirchenrechts übertragen. Eine rege wissenschaftliche Tä- 
tigkeit setzte nun ein, denn nichts geringeres schwebte ihm vor, als 
ein großes Handbuch des Kirchenrechts zu schreiben, das auch vor 
Juristen sich sehen lassen könne und ein Gegenstück zu dem seit 186% 
erscheinenden Werke von Hinschius bilden sollte. Vielversprechend 
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war schon eine Vorstudie zum Eherecht, die unter dem Titel „Über 
‚das Eherecht bei Benedict Levita und Pseudo-Isidor“ als Festschrift der 
Universität Graz 1879 erschien und den sowohl im römischen wie ger- 
manischen Recht wohl bewanderten, juristisch geschulten Theologen 
verriet. 1882 erschien seine Schrift „Von der Prozeßfähigkeit der kirch- 
lichen Institute. Mit einer Kritik der Rechtsprechung der österreichi- 
schen Gerichte‘. (S. A. aus Archiv für kath. Kirchenrecht). 1885 be- 
gann er mit der Herausgabe seines Hauptwerkes, das seinen Ruhm 
begründen sollte: „Handbuch ‘des Kirchenrechts“ I 1885/86, IL 1 1891, 
112 1898. Mit einem Sprunge stand Scherer in der vordersten Reihe 
der Kanonisten. Wenn auch die sprachliche Darstellung nicht den 
leichten Fluß wie die Hinschius’ aufzuweisen hat, so mußte dem Werke 
nach der inhaltlichen Seite hin durchgehends unbedingte Quellenmäßig- 
keit, selbständige und umfassendste Heranziehung der Literatur, histo- 
risch-kritischer Sinn und juristische Erfassung nachgerühmt werden. 
Ein unübertroffenes Glanzstück ist die historisch-dogmatische Darstel- 
lung des Eherechts II 84—578. Wobhltuend wirkt überall die wissen- 
schaftliche Ehrlichkeit und Wahrheitsliebe des Verfassers. Ein dritter 
Band sollte das Werk zum Abschluß bringen. Leider war aber die 
Arbeitskraft des Gelehrten gehemmt durch ein schweres Nieren- und 
Augenleiden, und die wenig wohlwollende, sachlich großenteils nicht 
gerechtfertigte Kritik, welche Scherer seitens einiger unebenbürtiger 
Rezensenten erfuhr, verstimmte ihn so, daß er den dritten Band liegen 
ließ. Es ist zu bedauern, daß Scherer diese Angriffe — es handelte 
sich hauptsächlich um seine Stellung zum Naturrecht und um einige 
Bemerkungen über den Jesuitenorden — allzu tragisch genommen und 
das Werk unvollendet gelassen hat. Doch liegt wenigstens sein Kolleg- 
heft als Manuskript gedruckt vor, welches die geplante Anlage des 
dritten Bandes erkennen läßt. 

Nachdem die Grazer juristische Fakultät und die theologischen 
Fakultäten von Prag und Freiburg i. Br. sich vergebens bemüht hatten, 
Scherer für sich zu gewinnen, folgte dieser 1899 einem Rufe an die 
theologische Fakultät der Universität Wien als Nachfolger Laurins. 
An dieser Zentralstätte des theologischen Studiums der ehemaligen 
. österreichisch-ungarischen Monarchie wirkte Scherer bis zum Jahre 1913. 
Eine ehrenvolle Berufung an die juristische Fakultät derselben Uni- 
versität nach dem Tode von Karl Groß (1906), ebenso die Wahl zum 
Rektor der Universität lehnte er ab. Von der den Professoren an den 
theologischen Fakultäten der Staatsuniversitäten von Pius X. einge- 
räumten Vergünstigung Gebrauch machend unterzog er sich der Ab- 
leistung des Eides gegen den Modernismus aus formellen Gründen nicht; 
er geriet dadurch mit kirchlichen Kreisen in Konflikt, die päpstlicher 
als der Papst sein wollten. Dies veranlaßte ihn, freiwillig vor der 
Erreichung der gesetzlichen Altersgrenze vom Lehramte zurückzutreten. 
Der ihm diesen Nachruf widmet, wird es immerdar als seine höchste 
akademische Ehrung betrachten, der Nachfolger Scherers auf der Wiener 
. Kirchenrechtlichen Lehrkanzel gewesen zu sein. 
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Scherers wissenschaftlich-literarische Tätigkeit wäre unvollständig 
gewürdigt, wenn wir nicht auch seiner Mitarbeit an wissenschaftlichen 
Sammelwerken und Zeitschriften gedenken würden. Das „Kirchen- 
lexikon“ enthält eine sehr große Anzahl von Artikeln historisch-kano- 
nistischen Inhalts aus seiner Feder. Vielbeachtet sind seine Artikel 
„Kirche und Staat“ im Staatslexikon der Görresgesellschaft III 122—142, 
„Religiöse Orden“ im Österreichischen Staatswörterbuch IV 130-136, 
über „Das Eigentumssubjekt einer inkorporierten Kirche oder Pfründe* 
in der Österreichischen Zeitschrift für Verwaltung 1887. Das Beste, 
was zur Kritik der Kopulatheorie geschrieben worden ist, stammt aus 
Scherers Feder (Archiv für kath. Kirchenrecht 65, 1891, S. 353—90). 
Daneben bediente er noch andere theologische und historische Zeit- 
schriften durch gelegentliche Mitarbeit. 

Scherer war Mitglied der rechtshistorischen Staatsprüfungskom- 
mission in Graz und Wien, fürstbischöflicher Konsistorialrat von Seckau 
(Graz), Ehrendoktor von Budapest und Czernowitz und Mitglied der 
Akademie der Wissenschaften in Wien, k. k. Hofrat und Inhaber des 
Komturkreuzes des Franz Josef-Ordens. 

Scherer war dabei auch eine höchst sympathische Persönlich- 
keit: von hoher imponierender und vornehmer Gestalt, aber einfach 
und schlicht, offen und wahr. Strebertum und Kriecherei waren ihm 
in tiefster Seele zuwider. Eine hohe, wissenschaftlich-akademische Auf- 
fassung saß ihm in Fleisch und Blut. Als Dozent erfreute er sich 
einer beispiellosen Beliebtheit. Sein Vortrag war wie sein Wesen un- 
‚gekünstelt, einfach und schlicht, gewürzt durch reiche, in der kon- 
sistorialen Praxis erworbene Erfahrung und durch erquickenden Humor. 

Mit Scherer ist ein Stern am kanonistischen Himmel erloschen. 
Aber der Geist, in dem er die Wissenschaft des Kirchenrechts pflegte, 
soll uns ein kostbares Vermächtnis bleiben, das wir Jüngere unentwegt 
hüten und pflegen wollen. 


München. E. Eichmann. 


Im Dezember 1918 starb in Münster in Westfalen der ordentliche 
Professor der Pastoraltheologie in der katholisch- theologischen Fakultät 
Domkapitular Prälat D. Peter Hüls. 


Am 19. Februar 1919 starb in Halle der ordentliche Professor des 
Staats-, Kirchen- und Verwaltungsrechts Geheimer Justizrat D. Dr. iur. 
et phil. Edgar Loening (geb. am 14. Juni 1843, Privatdozent in 
Heidelberg 1868, außerordentlicher Professor in Straßburg 1872, ordent- 
licher Professor in Dorpat 1877, in Rostock 1883, in Halle 1888). Nicht 
sein Leben ist zu schildern, nicht auch seiner großen und bleibenden 
Verdienste auf den Gebieten des Staats- und Verwaltungsrechtes zu 
‚gedenken, denen die Mehrzahl seiner Veröffentlichungen angehört, wäh- 
rend er gleichzeitig der allgemeinen Staatswissenschaft durch die Mit- 
_ herausgabe des „Handwörterbuches der Staatswissenschaften“ sorgsame 
Pflege angedeihen ließ. Mit nicht geringerem Erfolge hat Loening das 
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Feld der kirchlichen Rechtsgeschichte bestellt, und immer werden 
die beiden stattlichen Bände der „Geschichte des deutschen Kirchen- 
rechts“ (1878) sein Andenken wach erhalten. Als Ziel schwebte ihm 
vor, die geschichtliche Entwicklung derjenigen Rechtsnormen darzu- 
legen, welche die Verhältnisse der kirchlichen Gemeinschaften in und 
zu dem deutschen Staate regelten. Er schilderte die allgemeinen Grund- 
lagen und die Geschichte des Kirchenrechts in Gallien bis zur Staaten- 
gründung Chlodowechs, im zweiten Bande sodann das Kirchenrecht im 
Reiche der Merowinger, ohne daß die geplante Fortsetzung — der dritte 
Band des ganzen Werkes sollte die Betrachtung bis zur Mitte des 
12. Jahrhunderts führen — noch erschienen wäre. Durchsichtig im 
Aufbau und leichtflüssig in der Form, hin und wieder etwas breit, 
zeichnet sich das Werk durch ausgedehnte Kenntnis der Quellen und 
Literatur aus, bringt es vornehmlich im zweiten Bande neue und durch- 
greifende Ergebnisse, die noch heute zu recht bestehen, darunter der 
Nachweis von der Verdrängung der päpstlichen Regierungsgewalt über 
die Kirche in Gallien, von der Energie der königlichen Rechte über 
die fränkische Landeskirche, die gleichwohl im Stande blieb, ihr inneres. 
Leben von sich aus zu bestimmen. Loenings Lehre, daß die karolin- 
gische Zeit eine entschiedene Richtung auf die Identifizierung von 
Staat und Kirche nahm, daß dagegen die Scheidung beider Gebiete 
den Grundgedanken des merowingischen Kirchenrechts gebildet habe, 
bewährte sich als tragfähig, während er die fundamentale Bedeutung 
des Grundeigentums und seine Wirkungen auf das kirchliche Rechts- 
leben nur streifte, ohne darin die entschejdende Triebkraft für seine- 
Ausgestaltung zu erkennen. Nur selten hat später Loening zu noch 
anderen Problemen unserer Wissenschaft das Wort ergriffen, so in dem 
mehr zusammenfassenden als neue Wege weisenden Buche über die 
Gemeindeverfassung des Urchristentums (1888), in einem Aufsatze über 
die Entstehung der Schenkungsurkunde Constantins (1891) und schließ- 
lich in einem ausführlichen Gutachten über die Rechtsstellung der 
Orden und ordensähnlichen Kongregationen der katholischen Kirche nach 
staatlichem Recht (1903). Bis an sein Lebensende begleitete er die 
kirchenrechtliche Forschung mit aufmerksamer Anteilnahme, um so- 
mehr als seine Gutachtertätigkeit ihn oft genug zu Fragen führte, deren 
Klärung rechtsgeschichtliche Untersuchung forderte. Dem Schreiber 
dieser Zeilen spendete er jederzeit gern aus dem reichen Schatze seines 
vielseitigen Wissens, immer zu Auskunft und Unterstützung bereit, so 
oft gleich der Jüngere ihrer bedurfte Dankbaren Sinnes erinnern 
wir uns der Förderung eigener Versuche, seitdem wir vor nunmehr 
fast einem Menschenalter zum ersten Male Loenings Geschichte des 
deutschen Kirchenrechts lasen:: sie ergänzte die Einsichten, die G. Waitz, 
R. Sohm und H. Brunner vermittelt hatten, und sicher wird sie in der 
Geschichte unserer Wissenschaft immerdar einen ehrenvollen Plata 
behaupten, nicht zuletzt auch deshalb weil an sie neue Erkenntnisse 
anknüpfen konnten, um das Wesen der fränkischen Zeit und Alter. 
Schöpfungen noch re erfassen zu lernen. 


Kanonistische Chronik, 375 


‘ Im Mai 1919 starb in Bonn der ordentliche Professor der Kirchen- 
geschichte an der katholisch-theologischen Fakultät Dr. Joseph Gre- 
ving im 50. Lebensjahre, der verdiente Herausgeber der „Reformations- 
geschichtlichen Studien und Texte“ (1908 ff.), darin des Pfarrbuches von 
Johann Eck als einer wertvollen Quelle für die Kenntnis des Pfarrei- 
wesens zu Beginn des 16. Jahrhunderts (1908). Seime Anregung zu einer 
Sammlung von Quellen zur Geschichte der katholischen Gelehrten des 
16. Jahrhunderts wird nicht’ verloren gehen; vgl. den Nachruf von 
J. Schlecht in den Historisch -politischen Blättern für das katholische 
Deutschland 164 (1919), S. 129 ff. 


Am 13. Juli 1919 starb zu Bulden in Westfalen der frühere ordent- 
liche Professor des Kirchenrechts in der katholisch-theologischen Fa- 
kultät zu Freiburg 1. Br. Dr. Franz Xaver Heiner im Alter von 
70 Jahren, der langjährige Herausgeber des Archivs für katholisches 
Kirchenrecht, das nicht zuletzt seinen Bemühungen die angesehene 
Stellung als führende Zeitschrift für die Erforschung zumal des gültigen 

Kirchenrechts verdankt. 


Ernannt bzw. berufen wurden: der ordentliche Professor der Kir- 
chengeschichte an der evangelisch-theologischen Fakultät zu Straßburg 
Gustav Anrich nach Bonn; der Dekan und Stadtpfarrer Christian 
Bürckstümmer in Erlangen zum ordentlichen Professor der prak- 
tischen Theologie, Pädagogik und Didaktik daselbst; der außerordent- 
liche Professor der Dogmatik und Pastoraltheologie in der katholisch- 
theologischen Fakultät zu Münster i.W. Bernhard Dörholt zum 
ordentlichen Professor; der außerordentliche Professor des Kirchen-, 
Verwaltungs- und Völkerrechts in Münster i. W. Godehard Joseph 
Ebers zum ordentlichen Professor in Köln; der außerordentliche Pro- 
fessor der praktischen Theologie in Heidelberg Oskar Frommel zum 
ordentlichen Honorarprofessor; der Generalsuperintendent der Provinz 
Ostpreußen Paul Gennrich zum ordentlichen Honorarprofessor der 
praktischen Theologie in Königsberg; der außerordentliche Professor 
der Kirchengeschichte in der evangelisch-theologischen Fakultät zu 
Bonn Wilhelm Goeters zum ordentlichen Professor; der außerordent- 
liche Professor des Staats-, Verwaltungs- und Kirchenrechtes in Kiel 
Walter Jellinek zum ordentlichen Professor; der ordentliche Pro- 
fessor an der katholisch -theologischen Fakultät zu Straßburg August 
Knecht zum ordentlichen Honorarprofessor des Kirchenrechts in der 
katholisch-theologischen Fakultät zu München; der ordentliche Pro- 
fessor der Kirchengeschichte und des Kirchenrechts an der Akademie 
Braunsberg Albert Michael Koeniger an die katholisch - theolo- 
gische Fakultät zu Bonn; der außerordentliche Professor der Kirchen- 
geschichte an der evangelisch-theologischen Fakultät zu Tübingen 
Otto Scheel zum ordentlichen Professor ; der Privatdozent der Kirchen- 
geschichte an der katholisch-theologischen Fakultät zu München Jo- 
hann Bapist Zellinger zum außerordentlichen Professor der Patro- 
logie und christlichen Archäologie. 
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Es habilitierten sich: an der evangelisch-theologischen Fakultät 
zu Münster i. W. K. Bauer für Kirchengeschichte; in Bonn Dr. Fried- 
rich Heyer für Kirchenrecht, Kirchenrechtsgeschichte und für juri- 
stische Quellen- und Litteraturgeschichte; in Münster Konsistorialrat 
Dr. F.Koch für Kirchenrecht; an der katholisch-theologischen Fakultät 
zu München Dominikus Lindner für kirchliche Rechtsgeschichte; 
in Graz Andreas Posch für Kirchengeschichte und Patrologie. 

A.W. 
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